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Von der Spaltung der
Gesellschaft in der Bundes-
republik Deutschland ist
seit Vorlage des aktuellen
Armuts- und Reichtums-
berichts der Bundesregie-
rung erneut die Rede. Dass
eine kleine Gruppe der
Bevölkerung ihren Reich-
tum unverhältnismäßig stei-
gern konnte und ein immer
größerer Teil Einkommens-
verluste und eine Senkung

des Lebensstandards hinnehmen musste, ist jedoch
eine seit Jahren zu beobachtende Entwicklung, an
der auch der in der Folge der Eurokrise nun wieder
erlahmende Wirtschaftsaufschwung nichts ändern
konnte. Die zunehmende ökonomische Ungleich-
heit wird von der Mehrheit der Gesellschaft in
Deutschland als ungerecht erlebt – mit allen daraus
resultierenden negativen Folgen für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Die staatliche Alimen-
tierung der ökonomisch Schwachen reicht zu ihrer
Befriedung offenkundig nicht aus, denn gesell-
schaftliche Teilhabe erschöpft sich nicht im staat-
lich abgesicherten Existenzminimum. Doch wenn
die Fragmentierung der Gesellschaft auch von öko-
nomischen Trennlinien dominiert ist, lässt sie sich
nicht allein damit begründen. Der Zerfall traditio-
neller Milieus, die Vielfalt von Lebensstilen und
Veränderungen im Gefüge der Parteienlandschaft
und anderer gesellschaftlicher Großorganisatio-
nen, die an Bindungskraft verloren haben, werden
als Begleiterscheinungen der Entwicklungen in
modernen Industriegesellschaften schon seit den
80er Jahren des letzten Jahrhunderts beschworen.
Es haben sich neue Formen des politischen und
gesellschaftlichen Engagements herausgebildet,
die allerdings oft nur partielle Ziele verfolgen
und/oder zeitlich begrenzt sind.

In den Beiträgen zum ersten Schwerpunkt dieses
Heftes wollen wir nach den Ursachen für Auflö-
sungserscheinungen in unserer Gesellschaft und
ihren Erscheinungsformen und den Konsequenzen
für das gesellschaftliche Zusammenleben und die
demokratische Kultur fragen. Wir wollen aber
auch an zwei Beispielen zeigen, wie heute durch
neue Beteiligungsmöglichkeiten politisches Enga-
gement zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei-
tragen und dieses Zusammenleben gestalten kann.
Das entbindet die Politik nicht von ihrer Verant-
wortung für soziale Integration, macht aber deut-
lich, wie staatliches und individuelles Handeln zum
Nutzen der Gesellschaft aufeinander bezogen wer-

den und gesellschaftlicher Desintegration ent-
gegenwirken können.

Bildungsstätten als Häuser des gemeinsamen Ler-
nens und Lebens sind Lernorte, in denen gesell-
schaftliche Fragen und Probleme nicht nur erör-
tert, sondern auch im „Probehandeln“ praktisch
angegangen werden können. Sie hatten Anteil an
der demokratischen Entwicklung in Deutschland –
sowohl in der Weimarer Republik als auch in der
Bundesrepublik Deutschland. Der zweite Schwer-
punkt dieses Heftes hat die aktuelle Situation die-
ses Lernorts und seine Perspektiven im Blick. Wir
haben in dieser Zeitschrift bereits mehrfach die
Frage nach der Zukunftsfähigkeit des Lernorts Bil-
dungsstätte gestellt, der trotz ökonomischer Be-
drängnis und einer Reihe erfolgter Schließungen
eine erstaunliche Überlebensfähigkeit bewiesen
hat. Offenkundig gibt es nach wie vor Bedarf an
Orten, an denen „Bildung Zeit und Raum“ hat.

Die pädagogische Begründung für Bildungsstät-
ten, die Benno Hafeneger in seinem Beitrag aus-
führt, hat die Zeiten überdauert. Vieles von dem,
was sie zu bieten haben, ist nach wie vor Voraus-
setzung für gelingendes Lernen, ist unter den mo-
dernen Lebens- und Arbeitsbedingungen sogar
von dringlicher Aktualität. Aber diese Form des
Lernens, die nicht nur Wissensaneignung, sondern
auch Orientierung und Persönlichkeitsstärkung
einschließt, muss verteidigt werden gegenüber
dem Anspruch, ziel- und zweckorientiert, effizient
und marktgerecht Bildungsnachfragen bedienen
und nutzbare Lerneffekte nachweisen zu können.
Und Bildungsstätten sind kostenintensiver als ande-
re außerschulische Lernorte.

Falko von Ameln stellt eine von ihm mitverantwor-
tete Studie vor, die vom Landesverband der Heim-
volkshochschulen in Niedersachsen in Auftrag gege-
ben wurde. Sie soll Profil und gesellschaftlichen
Nutzen der niedersächsischen Heimvolkshochschu-
len empirisch belegt verdeutlichen.

Wie reagieren Bildungsstätten auf veränderte Erwar-
tungen und Rahmenbedingungen? Dazu haben eini-
ge dieser Einrichtungen auf unsere Fragen Aus-
kunft gegeben, die zwar für sich ihre jeweils
spezifischen Lösungen gefunden haben, in ihren
Antworten aber exemplarisch die Herausforderun-
gen widerspiegeln, die von den Bildungsstätten zu
bewältigen sind. Diese Antworten legen nahe, dass
Bildungsstätten sich auch künftig als unverzichtba-
rer Teil der Bildungslandschaft behaupten können.

Ingeborg Pistohl

ZU DIESEM HEFT
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die modernen und komplexen Formen der Arbeits-
teilung einschließlich ihrer globalen Verflechtun-
gen mit dem Organisationsprinzip der Stände nicht
mehr bearbeitbar sind. Stellt man aber die Frage
nach den Mechanismen, mittels derer Integration
gegenwärtig erreicht werden soll, beginnt ein im
theoretischen Pluralismus verwurzelter massiver
Dissens.

Integration in nationalstaatlich verfassten
Gesellschaften

Selbstverständlich kann
es auch in modernen
Gesellschaften noch zu
kollektiven Identifikati-
onen kommen. Sie sind
jedoch von einer grund-
sätzlich anderen Quali-
tät als die Zusammen-
gehörigkeitsgefühle in
einfachen segmentär dif-
ferenzierten Sozialgebil-

den. Identifikationen auf gesamtgesellschaftlicher
Ebene erfolgen z. B. typischerweise über Symbol-
identifikation (Nationalflagge, Nationalhymne etc.).
Anstelle von Zusammengehörigkeitsgefühlen (auf
der Basis von Reziprozitätsbeziehungen) ließe sich
besser von Zugehörigkeitsdefinitionen im Sinne einer
Selbstdefinition als zugehörig zum Kollektiv (auf
der Basis von Interdependenzbeziehungen) spre-
chen, wobei die faktisch bestehenden Interdepen-
denzen, also der Umstand, dass Akteure zur Erbrin-
gung ihrer Leistungen auf andere angewiesen
sind, dem Einzelnen nicht bewusst sein müssen.

Fehlende wechselseitige Sanktionsmöglichkeiten,
fehlende Reziprozitätserwartungen und ausblei-
bender Konformitätszwang lassen Integration (im
Sinne einer Selbstdefinition als zugehörig) nur
noch – und das ist ein entscheidender Gewinn bzw.
Fortschritt – auf der Basis von Freiwilligkeit erwar-
ten, als freiwillige Selbstintegration sozusagen
(vgl. ähnlich Beck 1986), was auch impliziert, dass
es sich bei der ebenfalls erforderlichen Übernahme
der Normen eines Kollektivs nur um freiwillige
Normakzeptanz handeln kann. Damit eine Person
aber etwas freiwillig tut, muss sie auch etwas davon
haben, es muss ihr Spaß machen oder sie muss einen
Sinn darin erblicken.

Die Umstellung in den Integrationsmodi auf das
Prinzip Selbstintegration bleibt deshalb nicht folgen-
los und bringt qualitative Veränderungen bei den
zugeordneten Prozessen, etwa der sozialen Kontrol-

Was hält moderne Gesellschaften zusammen?
Versuch einer Synthese aus konflikttheoretischer Sicht

Reimund Anhut

Wenige Fragen werden in den Sozialwissenschaften
ähnlich kontrovers diskutiert wie die Integrations-
frage. Galten früher Zwang und Konformitätsdruck
als adäquate Integrationsmodi, beobachten wir in
modernen Gesellschaften ein Prinzip der Selbstinte-
gration. Damit sie gelingen kann, müssen Prinzipien
sozialer Integration und systemischer Integration
sich wechselseitig stützen. Zugleich ist Integration
Teil eines zivilisatorischen Prozesses, der Fairness-
erwartungen und soziale Gerechtigkeitsbedürfnisse
geweckt hat. Nur wenn diese Bedürfnisse befriedigt
werden, kann eine konstruktive Konfliktkultur ent-
stehen, die eine gewaltfreie Austragung von Kon-
flikten ermöglicht. Unter Bedingungen sozialer
Desintegration hingegen sind abweichende Ver-
haltensmuster wie Jugenddelinquenz und gewalt-
förmige Proteste erwartbare Resultate. Die Diskus-
sion politischer Strategien gegen Desintegration
muss zudem wissenschaftliche Analyse und interes-
sengeleitete Deutungen trennen, um effektive
Empfehlungen geben zu können. Ein Verzicht auf
sozialen Interessenausgleich wird dabei langfristig
für alle Beteiligten zu einem riskanten Unterfangen.

Einleitung

Auf die Frage, was moderne Gesellschaften zusam-
menhält, antworten Sozialwissenschaftler gerne mit
einem Konzept von Integration, wohl wissend, dass
in den Sozialwissenschaften selbst hierüber kaum ein
Konsens vorhanden ist. Gemeinsamkeiten in gängi-
gen Diagnosen überwiegen, solange die Frage noch
lautet, was moderne Gesellschaften nicht zusam-
men hält. Befragt nach den Integrationsmodi vor-
moderner Gesellschaften, werden meist sog. Stam-
mes- oder Ständegesellschaften zum Vergleich
herangezogen. Hier wird dann auf die identitäts-
stiftende und kollektivierende Kraft der
Abschreckung durch Blutopfer, auf die Möglichkeit
der Erzeugung gemeinsamer Wertbindungen

durch Religion oder
auch auf organische
Sozialordnungen hierar-
chisch angeordneter
Stände verwiesen, die
durch gegenseitige Ver-
pflichtung zum Beistand
eine über Verwandt-
schaftsgrenzen hinaus-

reichende solidarische Integration der Gesellschaft
gewährleisten konnten (u. a. Münch 1995, Beck
1996). Dabei wird schnell ersichtlich, dass moderne,
säkular aufgebaute Gesellschaften aufgrund religiö-
ser, ethnischer und kultureller Heterogenität kein
religiöses Zentrum mehr ausbilden können oder

Moderne, säkular auf-
gebaute Gesellschaften
können aufgrund reli-
giöser, ethnischer und
kultureller Heterogeni-
tät kein religiöses Zen-
trum mehr ausbilden

Kollektive Identifika-
tionen in modernen
Gesellschaften sind 
von einer grundsätz-
lich anderen Qualität
als die Zusammen-
gehörigkeitsgefühle in
einfachen segmentär
differenzierten Sozial-
gebilden
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erreicht werden soll als
bloße Interessenkompati-
bilität (Münch 1995). Misst
man die ökonomische Inte-
gration an den selbst ge-
setzten Zielen, wird man
nicht darum herumkom-
men festzustellen, dass
trotz beachtlichen wirt-
schaftlichen Wachstums
die soziale Polarisierung in
unserer Gesellschaft im
letzten Jahrzehnt stetig
zugenommen hat. Die Zahl
der Modernisierungsgewin-
ner und der Modernisie-
rungsverlierer wächst, wäh-
rend die gesellschaftliche
Mitte schrumpft, eine Ent-
wicklung, wie sie in bei-
nahe allen OECD-Gesell-
schaften zu beobachten ist
(Grabka/Frick 2008). Je un-

gleicher aber eine Gesellschaft aufgebaut ist, mit
desto mehr gesundheitlichen und sozialen Proble-
men hat sie zu kämpfen. Ob Drogenmissbrauch,
Teenagerschwangerschaften, Fettsucht, Selbstmord,
Mord oder psychische Krankheiten – all diese Phä-
nomene sind in ungleichen Gesellschaften um ein
Mehrfaches ausgeprägt als in eher egalitären
Gesellschaften, weil Statusängste massiven Stress
erzeugen, der für die psychosozialen Negativfol-
gen verantwortlich ist (Wilkinson/Pickett 2008). Da
Märkte bekanntermaßen verteilungsblind agieren
bzw. agieren müssen, ist es Aufgabe von Politik, den
jeder Marktgesellschaft immanenten Ungleichheits-
entwicklungen entgegenzuwirken. Greift soziale
Polarisierung dennoch um sich, werden erste Pro-
bleme erkennbar.

Aufgabe der politischen
Integration ist nicht nur
die Sicherung friedlicher
Konfliktaustragungsfor-
men zwischen gesell-
schaftlichen Großgrup-
pen, sondern auch die
Garantie demokratischer
Freiheiten sowie politi-

scher Teilhabechancen und Mitbestimmungs-
möglichkeiten. Die Wahl des Begriffs „Wutbürger“
zum Wort des Jahres 2010, die auf wachsende poli-
tische Entfremdung in der Bevölkerung aufmerk-
sam machen will, oder die seit längerem beobacht-
bare Abkehr von konventionellen Politik- und
Protestformen (Parteimitgliedschaft, Wahlbeteili-

le, mit sich. Auch in modernen Gesellschaften sind
formelle und informelle soziale Kontrolle weiter-
hin vorhanden, aber nur diejenige soziale Kontrol-
le kann weiterhin wirkmächtig werden, die von
den Akteuren als solche akzeptiert wird. Analog
hierzu ließe sich für die Frage der Akzeptanz einer
sozialen Ordnung formulieren, dass deren Prinzi-
pien so beschaffen sein müssen, dass sie den Gesell-
schaftsmitgliedern Akzeptanz und Wertschätzung
bieten können. Auf die konkreten Implikationen
dieser Formel wird im Folgenden einzugehen sein.

Integrationsmodi im Widerspruch

Wie muss Integration in einer modernen Industrie-
und Dienstleistungsgesellschaft beschaffen sein,
damit Akteure die Option der Selbstintegration
wählen, sich an Normen halten und bereit sind, auf
kollektivitätsschädigendes Verhalten zu verzich-
ten? Die theoretische Debatte hierzu erhält reich-
lich Erklärungsangebote parat.

Ökonomische Integration
hat demzufolge Wohl-
standssteigerung für alle
mittels kapitalistischer
Marktproduktion zum
Ziel und gilt bei florie-
rendem Massenkonsum
und faktischem Massen-

wohlstand als realisiert, wiewohl diese Integra-
tionsform an Grenzen stößt, wenn mit ihr mehr

Hier war die Integration ins Kollektiv noch überlebensnotwendig.
Steinzeit – Detail 1 (1882 – 1885), Werk von Wiktor Michailowitsch Wasnezow
(1848–1926), http://www.picture.art-catalog.ru/picture.php?id_picture=3316

Quelle: Wikipedia

Trotz beachtlichen
wirtschaftlichen Wachs-
tums hat die soziale
Polarisierung in unserer
Gesellschaft im letzten
Jahrzehnt stetig zuge-
nommen

Aufgabe der politi-
schen Integration ist 
u. a. die Garantie demo-
kratischer Freiheiten
sowie politischer Teil-
habechancen und Mit-
bestimmungsmöglich-
keiten
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leistungsoptimierter, aber instabiler Persönlichkei-
ten) erheblich (Neue Westfälische v. 5/6.5.2012).

Die sphärenspezifische Betrachtung der Integrations-
frage offenbart wünschenswerte Zielvorstellungen
einerseits und defizitäre Integrationsleistungen
andererseits, die Beantwortung der Ausgangsfrage
bleibt so gesehen unbefriedigend. Eine alternative
Vorgehensweise läge in einer theoriegeleiteten
Sortierung der Integrationsperspektiven. Hier las-
sen sich konflikttheoretische, funktionalistische,
vertragstheoretische und wertorientierte Perspek-
tiven (Imbusch/Rucht 2005) unterscheiden.

Integration durch Konflikt

Im Zentrum der konflikttheoretischen Perspektive
steht die Denkfigur einer „Integration durch Kon-
flikt“ (Dubiel 1994). Nach dieser Idee kann von einer
normativen Integration politischer Gemeinwesen
im Falle pluralistischer Gesellschaften nicht mehr

gung) liefern weitere Indikatoren für Funktions-
schwächen und -defizite auf Seiten der politischen
Integration der Gesellschaft.

Bleibt die Frage nach der Stabilität der kulturellen
Integration. Hier hatte insbesondere Habermas
schon vor 30 Jahren auf die Probleme der Kolonia-
lisierung der Lebenswelt hingewiesen, die dadurch
entstehen, dass systemische Steuerungsmedien wie
Macht und Geld immer stärker in Bereiche der Lebens-
welt (Familie, Nachbarschaft, Schule) eindringen,
die ihrem Sinn nach auf lebensweltliche Reproduk-
tionsmechanismen (Bindung, Vertrauen) angewie-
sen sind. Die Aktualität dieser Problemdiagnose mag
ein Beispiel aus der Kleinkinderziehung illustrie-
ren. Wenn etwa unter zweijährige Kinder – ob aus
Karriereinteressen oder aus schlichten Reproduk-
tionszwängen heraus – in ganztägige Betreuungs-
einrichtungen eingewiesen werden, erhöht dies
selbst bei guter Qualität der Betreuung aus kinder-
ärztlicher Sicht das Risiko späterer seelischer und
körperlicher Gesundheitsstörungen (und damit

Die Kolonialisierung der Lebenswelt hat inzwischen auch die Kleinkindbetreuung erreicht.
Hier: Kindergarten in Frankfurt 2007

©KJohansson/Quelle: Wikipedia
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gesprochen werden, da
diesen Gesellschaften die
Konsensbestände frühe-
rer Organisationsstufen
(Religion, ethische Über-
zeugungen etc.) abhan-
den gekommen sind.
Demokratische Gesell-
schaften begründen sich
demzufolge durch die

institutionalisierte Infragestellung ihrer selbst. Sie
sollten aus dieser Sicht auf jede noch so schwache
Suggestion von Einheit verzichten und akzep-
tieren, dass das einzig integrierende Band, das sie
zusammenhält, ihr historisches Kapital ertragener
Divergenz sei. Einzig die Erfahrung durchgestan-
dener Konflikte begründet ein schwaches gemein-
sames moralisches Kapital der sozialen Akteure. 

Gegen diese These wurde von Hirschman einge-
wandt, dass insbesondere die Frage der Teilbarkeit
oder Unteilbarkeit eines Konflikts darüber ent-
scheidet, ob er einen konstruktiven (und damit inte-
grierenden) oder einen destruktiven (und damit
spaltenden) Verlauf nimmt. Die Formel, dass nicht
moderne säkularisierte Gesellschaften an sich, son-
dern liberaldemokratisch organisierte Marktgesell-
schaften unter Bedingungen relativer Prosperität
jene Typen von gehegten Konflikten produzieren,
deren Austragung dann eine potentiell sozial inte-
grierende Wirkung zugeschrieben wird (Dubiel
1997, S. 428; 2001), markiert einen vorläufigen
Schlusspunkt der Debatte, der gleichwohl mehr
Fragen aufwirft, als er Antworten bietet. Zum einen
bleibt die Sortierfolie der Teilbarkeit/Unteilbarkeit
unbefriedigend, weil auch scheinbar unteilbare
Konflikte um Regeln oder Werte sich grundsätzlich
in teilbare Elemente zerlegen lassen (Anhut 2002,
S. 391 f.). Zum anderen erweist sich die Formel des
„gehegten Konflikts“ selbst als problematisch, da
für sie das Element einer konsensuellen Selbst-
begrenzung („gemeinsame Unterwerfung unter
ein Repertoire von Regeln“) als konstitutiv gesetzt
wird. Wenn aber eine Bereitschaft zur Selbst-
begrenzung bereits gegeben ist, der Wille, den
Konflikt mittels politischer Mittel und unter Ver-
zicht auf Vernichtungsstrategien auszutragen, vor-
handen ist, dann finden wir hier das integrative
Band und nicht im Konfliktgeschehen als solchem.
Und dies kann nur funktionieren, solange zwischen
den Beteiligten ein Hintergrundkonsens (Coser)
über – noch geteilte – Grundüberlegungen (Werte
oder Interessen), auf dem die Legitimität der Bezie-
hung beruht, besteht. Wenn hier also die eigent-
lich integrative Kraft gehegter Konflikte liegen
soll, wäre es gut zu wissen, ob Gesellschaften noch

auf gemeinsame Werte oder gemeinsame Interes-
sen rekurrieren können oder nicht.

Integration durch moralische Werte

Am intensivsten wird die Diskussion um moralische
Grundlagen einer modernen Gesellschaft zweifels-
ohne in der Kommunitarismusdebatte geführt. Den
Ausgangspunkt der Debatte bildet eine Krisendiag-
nose, wonach die radikale Durchsetzung des Libera-
lismus zu einem exzessiven Individualismus geführt
hat, der die Menschen von sozialen Verpflichtun-
gen, Prinzipien der Gegenseitigkeit, gesellschaft-
licher Verantwortung und Rücksichtnahme entbin-
det und auf diese Weise die Bestandsgrundlagen
demokratischer Gesellschaften unterminiert. Im
Wissen darum, dass nur moralbasierte Gemein-
schaften in der Lage sind, jene sozialintegrative
Moral und Wir-Orientierung zu erzeugen, die für
den Zusammenhalt einer Gesellschaft letztlich ver-
antwortlich sind, wird deshalb von kommunitaristi-

scher Seite gefordert,
die Kristallisationspunk-
te des Gemeinschafts-
lebens auf der Basis
substantieller Werte zu
stärken. Auf diese Wei-
se würden moderne
Gesellschaften neben
den individuellen Men-

schen- und Grundrechten erneut eine gleich-
berechtigte allgemein anerkannte Definition des
guten Lebens erhalten (Etzioni 2005) und auf der
Grundlage gemeinsam geteilter Werte integriert.
Die Kritik an den kommunitaristischen Ideen
hinterfragt hingegen begründet, wie ein Werte-
konsens in demokratischen Massengesellschaften
angesichts vorhandener Normenpluralisierung und
eines unhintergehbaren Pluralismus von Lebens-
stilen und Lebensvorstellungen realisierbar sein
soll (vgl. Imbusch/Rucht 2005, S. 47 ff.).

Integration durch Vertrag

Auch Habermas hält eine gesellschaftliche Integra-
tion unter Bezugnahme auf einen positiv bestimm-
ten und gesellschaftsweit verbindlichen Werte-
konsens nicht für möglich. Dazu fehlt angesichts
der Ausdifferenzierung von Wertsphären und der
unhintergehbaren Pluralität von Werten jede
Grundlage (Imbusch/Rucht 2005, S. 39). Was bleibt,
ist einzig ein Konsens über Verfahrensweisen, die
demokratische Willensbildung ermöglichen sollen,
damit eine für alle an sozialen Konflikten beteilig-

Demokratische Gesell-
schaften sollten auf jede
noch so schwache Sug-
gestion von Einheit ver-
zichten und akzeptieren,
dass ihr einzig integrie-
rendes Band ihr histori-
sches Kapital ertragener
Divergenz ist

Von kommunitaristi-
scher Seite wird gefor-
dert, die Kristallisa-
tionspunkte des
Gemeinschaftslebens
auf der Basis substan-
tieller Werte zu stärken
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ten Akteure akzeptable
Regelung von Dissens
möglich wird. Flankiert
und abgesichert würde
die diskursive Praxis ei-
ner zivilgesellschaftlichen
Öffentlichkeit schließlich
durch geltende Rechts-
normen, die gesellschafts-
weit zirkuliert werden
können und im Identifi-
kationsfall zu einem

Verfassungspatriotismus führen können. Kritisch
anzumerken bliebe auch hier, dass bei jeglichen
Einigungsprozessen über grundlegende Verfahren
der Meinungsbildung bzw. der In- oder Außerkraft-
setzung von Rechtsnormen die gesellschaftlichen
Kollektivakteure über je unterschiedliche Defini-
tions- und Artikulationsmacht verfügen. Für Akteu-
re mit hoher Artikulationsmacht stellt sich dabei
die Frage, warum sie sich gegebenenfalls auf Ver-
fahren einlassen sollten, die ihnen unter Umstän-
den zum Nachteil gereichen.

Integration durch systemische Inklusion

In systemtheoretischer Sicht wird die Frage nach den
Möglichkeiten einer konsensuellen Integration oder
den einheitsstiftenden Prinzipien einer sozialen Ord-
nung nicht mehr gestellt (Schwinn 2001, S. 228). An
die Stelle der Integrationsaufgabe tritt hier das

Prinzip von Inklusion,
verstanden als tenden-
ziell immer gegebene
partielle Partizipation
einzelner Gesellschafts-
mitglieder an den Funk-
tionssystemen (Wirt-
schaft, Politik, Kultur).
In dieser Sichtweise wird

Vollinklusion im Sinne eines gleichberechtigten
Zugangs aller zu den Funktionssystemen auf ein
Postulat reduziert, das sich aufgrund des rationa-
len Operierens der Funktionssysteme faktisch nicht
realisieren wird (Kronauer 1998), ebenso wie Exklu-
sion im Sinne eines vollständig blockierten Zugangs
einer Person zu den Funktionssystemen auf margi-
nalisierte Fälle in peripheren Regionen der Welt-
gesellschaft, die noch keiner funktionalen Diffe-
renzierung unterworfen sind (etwa Favelas in
brasilianischen Megacities), beschränkt bleibt (Nas-
sehi, zit. nach Kronauer 1998). Konkrete Phänome-
ne von Exklusion im Sinne von Ausgrenzung und
gesellschaftlicher Desintegration gelangen auf die-
se Weise von vornherein nicht mehr in den Blick.
Dass bestimmte Exklusionsphänomene des sog.
Globalen Südens durch Prozesse der nachholenden
Peripherisierung mittlerweile in den Gesellschaften
des Globalen Nordens angekommen sind (etwa die
Herausbildung eines „marginalen Pols“, d. h. einer
Gruppe von Menschen, die weder als Produzenten
noch als Konsumenten für die Marktkräfte von
Interesse sind), oder dass die Lebenserwartung von

mehr als 40 Millionen US-
amerikanischer Bürger ohne
Krankenversicherung (vor
der Gesundheitsreform Oba-
mas) unter der Lebenser-
wartung der Einwohner
von Bangladesch lag (Tele-
polis v. 31.8.2006), ver-
schwindet in dieser Sicht-
weise von der Agenda.

Gewichtiger noch wiegt der
Vorwurf, dass diese Theo-
rietradition generell keine
befriedigenden Antworten
auf die Frage, warum Exklu-
sion stattfindet und wer
mehr als andere von ihr
bedroht ist, zu geben ver-
mag (Kronauer 1998). Zu-
dem ist das Gegenteil rich-
tig: „Inklusion fördert
Individualisierung und Ex-
klusion subkulturelle Abkap-

Es bleibt einzig ein
Konsens über Verfah-
rensweisen, die demo-
kratische Willensbil-
dung ermöglichen
sollen, damit eine für
alle an sozialen Kon-
flikten beteiligten
Akteure akzeptable
Regelung von Dissens
möglich wird

Inklusion wird verstan-
den als tendenziell im-
mer gegebene partielle
Partizipation einzelner
Gesellschaftsmitglieder
an den Funktionssyste-
men (Wirtschaft, Poli-
tik, Kultur)

Favela: Exklusionsphänomen in den südlichen Regionen der Weltgesellschaft. 
Hier: Nova Friburgo (Brasilien)

©Foto: Nate Cull/Quelle: www.flickr.com/photos/natecull/3647271/Wikipedia
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selung bzw. mehr oder weniger nicht vergemein-
schaftete Ausdrucksformen von Gewalt und Krimi-
nalität. Nur durch Inklusion in die Institutionen hat
jene kleinste gemeinsame Wertbasis universalisti-
scher Werte eine Chance, integrativ zu wirken, und
nur durch ausreichende institutionelle Partizipa-
tion erhält die Staatsbürgerrolle eine angemessene
Konkretisierung. Nur dann sind Individuen bereit,
auf partikularistisch dramatisierte Zusammen-
schlüsse zu verzichten und Zugehörigkeitsgrenzen
auf ein größeres Kollektiv auszuweiten. „Ohne die
universalistischen Werte und Normen sind moder-
ne Institutionen blind und ohne effiziente Institu-
tionen sind die Werte leer.“ (Schwinn 2003, S. 246)

Schwinns Diagnose macht klar, dass die Frage der
Zugänge zu den Funktionssystemen und deren
Leistungsfähigkeit (Systemintegration) direkt ver-
woben ist mit der Frage, was die einzelnen Akteu-
re motiviert, sich in die Institutionen einzubringen
(Sozialintegration). Ein System, das seinen Mitglie-
dern nahezu uneingeschränkten Zugang zu den
Funktionssystemen Wirtschaft, Arbeit und Bildung
bietet (und damit Vollbeschäftigung, Massenkon-
sum, Urlaub etc. sichert), ihnen aber elementare
politische Freiheiten (Meinungsfreiheit etc.) vor-
enthält, wäre demzufolge ebenso zum Scheitern
verurteilt wie ein System, das universalistische Wer-
te propagiert, zugleich aber nicht in der Lage ist,
eine elementare Grundversorgung seiner Bürger

sicherzustellen. Sozial-
integration und System-
integration müssen also
ganz in der Tradition
von Durkheim und Par-
sons auch weiterhin zu-
sammengedacht werden

(Schwinn 2001, S. 228), trotz aller Irrungen und
Wendungen, die die Diskussion in der Zwischenzeit
hervorgebracht hat.

Neuere Ansätze zur Erklärung von sozialer
Desintegration

Insbesondere zwei neuere Theorieansätze versuchen,
Fragen der Sozial- und Systemintegration zusammen-
zudenken, um Antworten auf das Problem sozialer
Desintegration geben zu können: Die Theorie sozia-
ler Desintegration von Anhut/Heitmeyer und die
strukturfunktionalistische Integrationstheorie von
Münch. 

Die Theorie sozialer Desintegration wurde maß-
geblich durch Überlegungen von Bernhard Peters
inspiriert, dem es gelang, den Dualismus von Sozial-

und Systemintegration zu überwinden, indem er drei
basale Integrationsaufgaben identifizierte, die in
allen sozialen Lebensformen vorhanden sind und
einer Lösung bedürfen. Um soziale bzw. gesell-
schaftliche Integration gewährleisten zu können,
bedarf es hiernach

■ erstens der Teilhabe an den materiellen und
kulturellen Gütern einer Gesellschaft, was aus-
reichende Zugänge zu Arbeits-, Wohnungs- und
Konsummärkten, aber auch eine Zufriedenheit
mit der beruflichen und sozialen Position erfor-
dert;

■ zweitens der Sicherstellung des Ausgleichs kon-
fligierender Interessen, ohne die Integrität von
Personen zu verletzen. Dies erfordert die Einhal-
tung basaler, die moralische Gleichwertigkeit
des (politischen) Gegners gewährleistende, demo-
kratische Prinzipien, die von den Beteiligten als
fair und gerecht bewertet werden, ebenso wie
entsprechende Teilnahmechancen und -bereit-
schaften der Akteure;

■ drittens der Herstellung emotionaler bzw.
expressiver Beziehungen zwischen Personen
zum Zwecke von Sinnstiftung und Selbstver-
wirklichung. Hier werden erhebliche Zuwen-
dungs- und Aufmerksamkeitsressourcen, aber
auch die Gewährung von Freiräumen sowie eine
Ausbalancierung von emotionalem Rückhalt
und normativen Anforderungen benötigt, um
Sinnkrisen, Orientierungslosigkeit, eine Beein-
trächtigung des Selbstwertgefühls oder Werte-
diffusion und Identitätskrisen zu vermeiden.

Eine gelungene Bewältigung der Aufgabenstellun-
gen führt hiernach zur Bereitstellung von positio-
naler, moralischer und emotionaler Anerkennung
und einer Selbstdefinition als zugehörig zum ent-
sprechenden sozialen Kollektiv, was dann auch
freiwillige Normakzeptanz erwarten lässt.

Sozial abweichende Ver-
haltensmuster wie Ge-
walt oder rechtsextre-
mes Verhalten dienen in
dieser Theorieperspek-
tive in erster Linie dazu,
verloren gegangene An-

erkennung wiederherzustellen. Jugendliche und
Jungerwachsene mit Vereinzelungserfahrungen,
Verunsicherungsempfinden und Ohnmachtsgefüh-
len sind bspw. verstärkt anfällig für rechtsextreme
Angebote, weil ihnen leistungsunabhängige Zuge-
hörigkeiten ein Wir-Gefühl verschaffen, geschlos-
sene Weltbilder Orientierungssicherheit bieten und
Stärkedemonstration durch Macht über Sozialräu-

Sozialintegration und
Systemintegration
müssen auch weiterhin
zusammengedacht
werden

Sozial abweichende
Verhaltensmuster
dienen dazu, verloren
gegangene Anerken-
nung wiederherzu-
stellen
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me ein Gefühl von Selbstwirksamkeit vermitteln.
Im Falle individuellen Gewalthandelns bilden häufig
defizitäre Familienbeziehungen (elterliche Negati-
vität, fehlende Zuwendung, fehlende Grenzsetzun-
gen, desorganisierte Bindungen) mit den daraus
resultierenden Entwicklungsdefiziten wie Empathie-
mangel, Identitäts- und Selbstwertstörungen den
entscheidenden Problemhintergrund. Für Fremden-
feindlichkeit bilden wiederum reale Konkurrenz-
situationen (Wohnungs-, Arbeitsmärkte), subjektive
Benachteiligungsgefühle und soziales Ungerechtig-
keitsempfinden wichtige Hintergrunddispositionen.
Allerdings gibt es keinen einfachen Determinis-
mus, wonach sich jede Desintegrationserfahrung
in ein antisoziales Handlungsmuster überführen
ließe, zumal auch Apathie und Resignation optio-
nale Verarbeitungsmuster darstellen. Zum einen
entscheiden biografische Prägungen wie individu-
elle soziale Kompetenzen, Verantwortungszuschrei-
bungen und soziale Vergleichsprozesse darüber,
wie mit Desintegration umgegangen wird. Zum
anderen spielen spezifische Gelegenheitsstruktu-
ren und die Einbindung in soziale Milieus eine
wichtige Rolle bei der Frage, welches Handlungs-
muster gewählt wird.

Während die Theorie sozialer Desintegration bei der
Ursachenanalyse von Desintegration insbesondere
soziale Polarisierungsprozesse, Ungerechtigkeits-
empfinden, instrumentelle Arbeits- und Sozialbezie-
hungen sowie defizitäre Sozialisationsbedingun-
gen thematisiert, rücken in der Integrationstheorie
von Münch (2001; 2009) insbesondere Begleit-
erscheinungen der Globalisierung (verschärfte
Standortkonkurrenz), der Abbau wohlfahrtsstaat-
licher Arrangements und eine Erosion der geteilten
Minimalwerte in den Fokus der Betrachtung. Auf
der Phänomenenebene stehen hier Entfremdungs-
prozesse, die Zunahme von politischem Extremis-
mus und Delinquenz im Vordergrund. Obwohl zum
Teil unterschiedliche Phänomene betrachtet wer-
den, erfolgt die Problemanalyse methodisch ähn-
lich. Die Erklärung von Delinquenz etwa orientiert
sich grundsätzlich an der Anomietheorie von Mer-
ton und ist demzufolge ein Ergebnis von starkem
Benachteiligungsempfinden („relative Depriva-

tion“). Relative Depriva-
tion entsteht, wenn
Menschen sich in einem
Missverhältnis zwischen
ihren Lebenszielen und
ihrem tatsächlichen Leben
befinden und Gesellschaf-
ten demzufolge in einem
Zustand des Ungleich-
gewichts. Stehen den

Betroffenen keine legitimen Mittel zur Depriva-
tionsreduktion zur Verfügung, bleibt nur die Wahl
illegitimer Wege in Form von Delinquenz, um die
gesellschaftlich geteilten Leitbilder (Wohlstand,
Konsum) zu erreichen. Oder anders ausgedrückt:
eine Gesellschaft, die den Modernisierungsverlierern
nur Hartz-IV-Sätze und Ein-Euro-Jobs offeriert,
bereitet wachsender Kriminalität selbst den Boden.

Folgen sozialer Desintegration: Delinquenz,
Extremismus, Gewalt

Werfen wir einen Blick auf diejenigen Phänomene,
die als Ergebnis sozialer Desintegration erwartet
werden, um abschätzen zu können, wie es um die
soziale Integration in unserer Gesellschaft bestellt
ist. Betrachten wir als erstes den politischen Extre-
mismus, so hat sich hier in Deutschland in den letz-
ten zehn Jahren die Zahl politisch motivierter
Straftaten in etwa verdoppelt, wobei die entspre-
chenden Maxima allerdings bereits in den Jahren
2008 und 2009 erreicht wurden (vgl. Verfassungs-
schutzberichte). Bezüglich der Kriminalitätsentwick-
lung weisen die polizeilichen Kriminalstatistiken in
den letzten Jahrzehnten zwar Zuwächse bei den

Gentrifizierungsprozesse wie hier in Berlin-Friedrichs-
hain fördern die Konkurrenzsituation auf dem Woh-
nungsmarkt

©Foto: Nicor/Quelle: Wikipedia

Relative Deprivation
entsteht, wenn Men-
schen sich in einem
Missverhältnis zwi-
schen ihren Lebens-
zielen und ihrem tat-
sächlichen Leben
befinden
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Straftaten insgesamt wie auch eine deutliche Zu-
nahme der registrierten Gewaltkriminalität (sog.
Hellfeld) aus. Allerdings bleibt unklar, zu welchen
Anteilen dieser Anstieg auf eine Änderung des An-
zeigeverhaltens in der Bevölkerung zurückzufüh-
ren ist, ob die statistischen Zahlen die Entwicklung
der Kriminalitätswirklichkeit widerspiegeln oder
ob sie lediglich das Ergebnis einer Verschiebung
der Grenze zwischen Hell- und Dunkelfeld sind
(Zweiter Periodischer Sicherheitsbericht 2006). 

Stärker öffentlich wahrnehmbar und wegen ihres
hohen Aufmerksamkeitswerts stets medial beglei-
tet sind die kollektiven Protestformen, wie sie sich
u. a. in England im Spätsommer 2011 beobachten
ließen. Es wäre wohl verkürzt, diese Proteste, bei
denen die englische Regierung zeitweise den Ein-
satz des Militärs gegen einen Teil der eigenen
Bevölkerung in Erwägung zog, als kriminelle „Aus-
rutscher“ abzutun. In erster Linie dürften diese

massiven Jugendproteste
ihrem Selbstverständnis
nach als Ausdruck der
eigenen Perspektivlosig-
keit und als Reaktion
auf die als ungerecht
empfundenen Verhält-
nisse zu interpretieren
sein. Im Grunde kann
der Ausbruch dieser Pro-
teste auch nicht wirklich

überraschen, zumal die Diskussion um das Entste-
hen einer neuen städtischen Unterklasse (nach US-

amerikanischem „Vorbild“) in deutschen oder ande-
ren europäischen Metropolen seit mehr als 15 Jah-
ren geführt wird. Insbesondere Häußermann hat
hier schon frühzeitig darauf hingewiesen, dass die
klassischen Konzepte von Urbanität als Fähigkeit
zu Toleranz und friedlicher Koexistenz nur so lange
funktionieren, wie ihre unhinterfragte Vorausset-
zung, die gesicherte systemische Integration, gege-
ben ist. Wenn aber unter den Bedingungen einer
fragmentierten Stadtgesellschaft sich Differenzen
zu Gegensätzen entwickeln und Benachteiligun-
gen in Ausgrenzungen umschlagen, weil die Per-
spektive der systemischen Integration grundsätz-
lich infrage gestellt ist, dann fehlt der Integration
durch Separation das materielle Fundament und
dann ist es nur eine Frage der Zeit, bis aufgestaute
Gefühle der Ohnmacht, Wut und Hoffnungslosig-
keit sich Bahn brechen werden. Gleichwohl ist das
Aufkommen kollektiver Proteste ein vorausset-
zungsvoller Prozess, jeder Einzelfall für sich somit
erklärungsbedürftig. 

Warum zum Beispiel eskalierte die Situation in
England und nicht in Spanien, das zum damaligen
Zeitpunkt eine doppelt so hohe Jugendarbeitslosig-
keit aufwies? Hier sei einmal mehr daran erinnert,
dass soziale Spannungszustände im Sinne objektiv
vorhandener sozialer Ungleichheiten und subjektiv
vorhandener Deprivationen nur den Nährboden
für eine Mehrzahl von Reaktionsmöglichkeiten
bieten. Ob kollektive Proteste oder Aufruhr eintre-
ten, hängt maßgeblich davon ab, ob es darüber
hinaus auch zu einer Delegitimierung der beste-

henden sozialen Ordnung
und weiteren Mobilisie-
rungsfaktoren (charismati-
sche Anführer etc.) kommt.
Die Delegitimierung der
sozialen Ordnung dürfte 
in England insbesondere
durch den seinerzeitigen
Murdoch-Skandal geför-
dert worden sein, der ein
Paradebeispiel dafür bot,
wie ökonomische Eliten den
demokratischen Staat als
Selbstbedienungsladen für
ihre Interessen zu instru-
mentalisieren vermögen.
Kollektive Proteste stellen
folglich ebenso erwartbare
Reaktionen auf soziale Un-
gleichheit dar, wenn ent-
sprechende Mobilisierungs-
faktoren gegeben sind und
sich ein soziales Ungerech-

Die Jugendproteste
dürften ihrem Selbst-
verständnis nach als
Ausdruck der eigenen
Perspektivlosigkeit und
als Reaktion auf die als
ungerecht empfunde-
nen Verhältnisse zu
interpretieren sein

Randalierende Jugendliche im Londoner Stadtbezirk Camden in der Nacht zum 
9. August 2011

©Foto: hughepaul/Quelle: Wikipedia
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tigkeitsempfinden einstellen konnte, weil ein feh-
lender sozialer Interessenausgleich keine Span-
nungsreduktion zuließ.

Die massivste Form kollektiven Protests – wenn man
dies denn noch so nennen möchte – stellen sicher-
lich soziale Pogrome dar. Neben den eher von
staatlichen Akteuren oder Kriegsherren zu verant-
wortenden Konfliktformen von Krieg und Bürger-
krieg stellen sie wohl die extremste Austragungs-
form von Konflikten um knappe Ressourcen dar
und sind insbesondere dann erwartbar, wenn es
infolge starker ökonomischer Verwerfungen zu
Verdrängungswettbewerb und existenziellen Bedro-
hungen gekommen ist, häufig begleitet von feh-
lenden staatlichen Handlungsspielräumen infolge
bankrotter Strukturen oder einem politischen
Machtvakuum. Von dieser barbarischen Form des
„Protests“ blieben die demokratisch geprägten
europäischen Nachkriegsgesellschaften in den letz-
ten Jahrzehnten nahezu vollständig verschont1,
während insbesondere die ökonomisch instabilsten
Gesellschaften des globalen Südens immer wieder
von solchen Exzessen heimgesucht werden2. 

Nach Einschätzung des Friedensforschers Dieter
Senghaas (2004, S. 30 ff.) sichert das Zusammenwir-
ken von sechs Faktoren eine zivilisierte und gewalt-
freie Bearbeitung innergesellschaftlicher Konflikte
in modernen Gesellschaften. Hierzu zählen: 

■ Erstens das staatliche Gewaltmonopol, 
■ zweitens das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit, das

die Kontrolle des Gewaltmonopols garantiert, 
■ drittens Interdependenzen und Affektkontrol-

le, was die wechselseitige Abhängigkeit von
Mitgliedern der Gesellschaft und ihre Selbst-
kontrolle in Konfliktsituationen impliziert, 

■ viertens die demokratische Partizipation, die
die Mitwirkung aller Bürgerinnen und Bürger
an für sie wichtigen Entscheidungsprozessen
gewährleistet, 

■ fünftens eine aktive Politik der Chancen- und
Verteilungsgerechtigkeit, die sicherstellt, dass
die Menschen sich fair behandelt fühlen, und
schließlich 

■ sechstens als Ergebnis der Verinnerlichung des
politisch fairen Umgangs: eine konstruktive
politische Konfliktkultur, die die Beteiligten zur
Kompromissbereitschaft und Toleranz befähigt.

Die Herausbildung jeder einzelnen Komponente
dieses „zivilisatorischen Hexagons“ vollzog sich in
einem historischen Prozess, und insbesondere poli-
tische Teilhabe und Verteilungsgerechtigkeit muss-
ten oft genug den jeweiligen Status-quo-Mächten
abgerungen werden. Das Ergebnis einer Zivilisie-
rung des Konflikts und die damit prinzipiell gege-
bene Option der gewaltfreien Konfliktregulierung
war deshalb keineswegs vorbestimmt, sondern ist
selbst das historische Ergebnis zahlreicher Konflik-
te und bezeichnet aktuell einen erreichten Stand
des zivilisatorischen Fortschritts, der wie alle zivili-
satorischen Errungenschaften prinzipiell brüchig
und rückfallgefährdet ist. Die Frage der sozialen
Integration (Partizipation, Gerechtigkeit) spielt hier

eine zentrale Rolle, und
da die Faktoren des
Modells sich in ihrer
Wirksamkeit gegensei-
tig beeinflussen, scheint
die Fähigkeit zur gewalt-
freien Konfliktaustragung

praktisch an die Qualität der sozialen Integration
einer Gesellschaft rückgekoppelt.

Strategien gegen Desintegration

Soziale Desintegration dürfte daher die Stabilität des
erreichten Niveaus zivilisierter Konfliktaustragung
unterminieren, und es stellt sich die Frage nach
Strategien der Reintegration. Aufgrund der unmit-
telbaren gesellschaftspolitischen Relevanz der hier
zur Diskussion stehenden Konzepte (Umbau des
Sozialstaates, aktivierender Sozialstaat, Grundein-
kommen, Bürgerarbeit etc.) kommt es leider immer
wieder zu einer Vermengung von wissenschaft-
licher Analyse mit politischer Rhetorik und interes-
segeleiteten Deutungen.

Die strukturfunktionalistische Integrationstheorie
etwa empfahl noch vor kurzem (Münch 2001, 
S. 189 ff.) die Kombination dreier Strategien
(Marktöffnung, Rettung des Wohlfahrtsstaates
und Bildung einer europäischen Sozialunion), um
Rahmenbedingungen für den Fortbestand einer
angemessenen sozialen Integration unter den
Bedingungen weltwirtschaftlicher Globalisierung
sicherstellen zu können. Die Strategie der Rettung
des Wohlfahrtsstaates wurde bis dato als unver-
zichtbar eingestuft, um die integrativen und

1  Ausnahmen bilden die fremdenfeindlichen Anschläge in

Deutschland zu Beginn der 90er Jahre oder Übergriffe auf

Zuwanderer in Spanien in den Jahren 2002 und 2006.

2  Man denke an die Genozide in Ruanda und Burundi in 

den neunziger Jahren, bei denen innerhalb weniger Wochen

Hunderttausende getötet wurden, oder die Gewaltexzesse

gegen Zuwanderer aus Nachbarstaaten im südlichen Afrika 

im Jahr 2008.

Gewaltfreie Konflikt-
austragung und soziale
Integration einer
Gesellschaft hängen
unmittelbar zusammen
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anomischen Tendenzen
des sich verschärfenden
Wettbewerbs in sozial
verträglichen Grenzen zu
halten. Mittlerweile wird
dieses Postulat jedoch
indirekt fallen gelassen.
In der neueren Analyse
wird zwar weiterhin der
verschärfte Standortwett-
bewerb in der offenen
Weltwirtschaft, der die

Wohlfahrtsstaaten zur Unterordnung der Sozial-
politik unter die Standortpolitik zwingt, als eine der
wesentlichen Ursachen von Desintegration und
relativer Exklusion identifiziert. Zugleich wird jedoch
auf der Maßnahmenebene gefordert, dass neue
sozialpolitische Maßnahmen (neue Inklusionspro-
gramme) unter dem Diktat der Kostenneutralität
zu stehen haben, „das heißt, dass die Kosten eines
Wohlfahrtsprogramms, das auf die soziale Absiche-
rung der breiten Mehrheit der Bevölkerung ausge-
richtet ist, gesenkt werden müssen, um Platz für
neue Programme zu schaffen.“ (2009, S. 204)

Damit aber macht sich wissenschaftliche Analyse die
Inhalte und Maximen jener Politik zu eigen, die sie
selbst soeben als ursächlich für soziale Desintegra-
tion identifiziert hat. Diese „neosoziale Politik“
(Kessl/Otto 2003, Lessenich 2003) akzeptiert zwar,
dass der Sozialstaat zur Sicherung des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts gebraucht wird, erzwingt
aber aus Wettbewerbsgründen einen Um- bzw.
Rückbau des Sozialstaates, was Leistungstiefe und
Finanzierung anbelangt. Das Prinzip nachsorgender
Verteilungsgerechtigkeit gerät hier in den Hinter-
grund, aktivierende Sozialpolitik hätte stattdessen

vorsorgend in die Beschäftigungs- und Wettbewerbs-
fähigkeit ihrer Bürger zu investieren, aus Sozial-
transfers müssen Sozialinvestitionen werden (Dah-
me/Wohlfarth 2008).

Begründet wird die Um-
baupolitik letztlich da-
mit, dass der Sozialstaat
in seiner bisherigen Form
an die Grenzen der Fi-
nanzierbarkeit gestoßen
sei, ein Sachzwang-Ar-
gument, das die wissen-

schaftliche Analyse (vgl. Münch: 2009, S. 204) kom-
mentarlos übernimmt. Sogenannte Sachzwänge
erweisen sich jedoch bei näherer Betrachtung allzu
oft als sozial konstruiert, weshalb eine Überprü-
fung des Arguments lohnt. 

Misst man dazu die Ausgaben des Sozialstaates an der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Gesellschaft,
zeigt sich retrospektiv, dass das Sozialbudget im
Zeitraum von 1960-2001 um ca. das Zwanzigfache
angestiegen ist, während sich das Bruttoinlands-
produkt im selben Zeitraum nur um gut das Zwölf-
fache erhöhte. Bei genauerer Betrachtung zeigt
sich aber auch, dass der größte Teil des überpro-
portionalen Anstiegs sich bereits in den sechziger
Jahren vollzogen hat, so dass der prozentuale Anteil
des Sozialbudgets am Bruttoinlandsprodukt im
Jahr 2001 mit 33,8 % nur unwesentlich über dem
des Jahres 1975 (32,5 %) (und gleichzeitig unter
seinem vereinigungsbedingten Maximum von 1996)
liegt (Hahlen 2002). Wenn es also aus Sicht der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu einer Finan-
zierbarkeitsgrenze gekommen wäre, hätte diese
Diskussion dann nicht schon vor 25 Jahren begin-
nen müssen? Etwas anders verhält sich die Situa-
tion, wenn wir den Anteil der Sozialausgaben an
den Staatsausgaben betrachten. Dieser Anteil blieb
von Anfang der 70er Jahre bis zur deutschen Verei-
nigung nahezu konstant bei 47 %, steigt aber in
der Folgezeit durch vereinigungsbedingte Folge-
kosten und die Einführung der Pflegeversicherung
auf ein Niveau von gegenwärtig etwa 57 %. Will
man hieraus eine Finanzierungsgrenze konstruie-
ren, sollte man allerdings der Fairness halber nicht
nur die Ausgaben-, sondern auch die Einnahme-
seite betrachten. Und hier lassen sich über die Zeit
dramatische Verschiebungen beobachten. Wurden
in den fünfziger Jahren die Einnahmen des Staates
bei den direkten Steuern noch zu in etwa gleichen
Teilen von den drei gesellschaftlichen Großgrup-
pen Arbeitnehmer, Freiberufler/Selbstständige und
Unternehmern geschultert, so haben sich mittler-
weile zwei dieser Gruppen aus diesem Finanzie-

Die Strategie der Ret-
tung des Wohlfahrts-
staates wurde bis dato
als unverzichtbar ein-
gestuft, um die des-
integrativen und ano-
mischen Tendenzen des
sich verschärfenden
Wettbewerbs in sozial
verträglichen Grenzen
zu halten

Armut mitten in der Gesellschaft

Foto: Rainer Knäpper, Lizenz Freie Kunst 
(http://artlibre.org/licence/lal/de)

Sogenannte Sachzwän-
ge erweisen sich bei
näherer Betrachtung
allzu oft als sozial kon-
struiert, weshalb eine
Überprüfung des Argu-
ments lohnt
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rungspakt weitgehend zurückgezogen.3 Würden
Freiberufler/Selbstständige und Unternehmen heu-
te im selben Maße zur Finanzierung der öffent-
lichen Hand beitragen wie die Gruppe der Arbeit-
nehmer, stünden unserem hoch verschuldeten
Staatswesen jährlich grob überschlagen 200 Mrd. €
mehr zur Verfügung, als es tatsächlich der Fall ist.
Was die Frage aufwirft, wer eigentlich – wenn
überhaupt – den Sozialstaat an seine Finanzie-
rungsgrenze stoßen lässt.

Politische Alternativen

Formeln wie „der globale Wettbewerb zwingt die
Wohlfahrtsstaaten zur Unterordnung der Sozial-
politik unter die Standortpolitik“ haben eindeutig
deterministischen Charakter. Ganze Staaten wer-
den gezwungen – und wer zwingt sie: ein anony-
mer Mechanismus. Was in dieser Problemdiagnose
fehlt, ist die Diskussion des politischen Willens.
Bestünde der politische Wille zum sozialen Interes-
senausgleich fort, und gäbe es weiterhin eine akti-
ve Bereitschaft zur Realisierung gleichwertiger
Lebensbedingungen, bräuchten wir uns um die
Eckpfeiler „Gerechtigkeit“ und „Partizipation“ im
Modell des zivilisatorischen Hexagons wohl keine
Sorgen zu machen. Aber ist dem tatsächlich so?

Vielleicht kommt der Verzicht auf die Diskussion
des politischen Willens zum sozialen Interessenaus-

gleich nicht von unge-
fähr, sondern vollzieht
nur nach, was politische
Entscheider längst ver-
innerlicht haben: den
Abschied vom Gesell-
schaftsvertrag der Nach-
kriegszeit (Hengsbach

1997). Der Wille zur Korrektur stark asymmetri-
scher Einkommens- und Vermögensverteilungen
wurde in Deutschland demzufolge schon durch

den neoliberalen Klimawandel der Achtzigerjahre
nachhaltig unterminiert. Und die sich hieran anschlie-
ßenden Umbaumaßnahmen in der Arbeits-, Sozial-,
Bildungs- und Steuerpolitik haben mittlerweile bei
großen Bevölkerungsteilen zu Entsolidarisierun-
gen geführt. Die Ausdifferenzierung des sog. „So-
zialmarktes" in einen privatwirtschaftlichen, einen
öffentlichen und einen ehrenamtlichen Bereich hat
mittlerweile dazu geführt, dass sich private Anbie-
ter aus dem Leistungsangebot die rentabel bedien-
baren Segmente herausschneiden und der Staat
die einzelwirtschaftlich defizitären, aber gesell-
schaftlich notwendigen Segmente organisieren
muss. Sobald soziale Risiken aber durch private
Vorsorge abgesichert werden (müssen), beginnen
Höherverdienende jene Doppelbelastung abzuleh-
nen, die sie dazu zwingt, ihr persönliches Risiko mit
eigenen Mitteln abzusichern und anschließend die
Risiken derer, die niedrige Einkommen beziehen,
finanziell mitzutragen. Für die Arbeitnehmermehr-
heit hingegen gilt, dass sie sich einem Aushand-
lungsmodell verpflichtet sieht, das im Grundsatz
„Leistung gegen Teilhabe“ zusammengefasst wer-
den kann (Vester 2002). Für die Bereitschaft zu hoher
Arbeitsleistung wird demzufolge eine umfassende
Teilhabe an sozialen Chancen verlangt. Große Teile
der Arbeitnehmerschaft wurden jedoch insbeson-
dere in den letzten beiden Jahrzehnten zuneh-

mend verprellt, indem
sowohl die Grundsub-
stanz des Sozialmodells
immer stärker angetas-
tet als auch eigene Ar-
beitsleistungen und im-
mer bessere Abschlüsse
weiter abgewertet wur-
den. Dieses Verletzungs-
empfinden übersetzt sich
häufig lediglich in ein
Gefühl diffuser Unzu-
friedenheit, da die Defi-

nitionsmacht über soziale und wirtschaftspolitische
Diagnosen bei neoliberalen Wirtschafts- und Politik-
eliten verbleibt und die wirtschaftlichen Laien die-
sem hegemonialen Diskurs nichts entgegenzuset-
zen haben, weshalb ihnen nur ihr Ethos verbleibt,
das ihnen sagt, dass sie zwar genug leisten, dafür
aber zu wenig Teilhabe erhalten.

Es gibt also gut nachvollziehbare Gründe, warum die
Bereitschaft zu Solidarität und sozialem Interessen-
ausgleich bei großen Bevölkerungsteilen schwindet.
Ohne einen breit verankerten Willen zu einem neu-
en Gesellschaftsvertrag wird es jedoch keine nach-
haltigen Maßnahmen für einen sozialen Interessen-
ausgleich (Bsp. Grundeinkommen) geben können.

3  Ende der Fünfzigerjahre lag das Steueraufkommen in Form

der Lohnsteuer (Arbeitnehmer) der veranlagten Einkommen-

steuer (Freiberufler/Selbstständige) und der Körperschaftsteuer

(Unternehmen) bei jeweils ca. 5 Mrd. DM. Das aus der Lohn-

steuer resultierende Aufkommen lag im Durchschnitt der Jahre

2007-2011 bei ca.130 Mrd. €, das aus der veranlagten Einkom-

mensteuer resultierende Aufkommen bei durchschnittlich 

29 Mrd. € und die Körperschaftsteuer erbrachte im Schnitt 

15 Mrd. €. Trotz aller Vorbehalte der methodischen Vergleich-

barkeit von Steueraufkommen über einen derart langen Zeit-

raum bleibt die Trendaussage unstrittig (Statistisches Jahrbuch,

kassenmäßige Einnahmen des Staates, div. Jahrgänge).

Den Abschied vom
Gesellschaftsvertrag
der Nachkriegszeit
haben politische Ent-
scheider längst ver-
innerlicht

Die Definitionsmacht
über soziale und wirt-
schaftspolitische Dia-
gnosen verbleibt bei
neoliberalen Wirt-
schafts- und Politik-
eliten und die wirt-
schaftlichen Laien
haben diesem hege-
monialen Diskurs nichts
entgegenzusetzen
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Warum konnte der alte Gesellschaftsvertrag funk-
tionieren und warum scheint ein neuer so kläglich
zu scheitern? Rückblickend zeigt sich, dass der alte
Gesellschaftsvertrag während der ersten drei Nach-

kriegsjahrzehnte auf eine
ausgesprochen günstige
Konstellation von Fakto-
ren zurückgreifen konn-
te, die ihm umfassende
Akzeptanz sicherten. Ers-
tens waren die Nach-
kriegserinnerungen noch
frisch und generierten
eine allgemeine Koope-
rationsbereitschaft, zwei-
tens erlaubte anhalten-

des ökonomisches Wachstum eine Umverteilung aus
Zuwächsen heraus, was wenig Konfliktpotenzial
aufwarf, und drittens bestand aufgrund der bipola-
ren Systemkonfrontation durch den äußeren Kon-
flikt ein erheblicher Außendruck auf die Gesell-
schaft, der die soziale Kohäsion im Innern stärkte.
Mittlerweile haben sich die Kriegserinnerungen

verflüchtigt, das Wachstum abgeschwächt und die
bipolare Systemkonfrontation ein Ende gefunden.
Vielleicht mag insbesondere der letzte Faktor am
stärksten dazu beigetragen haben, die Sichtbarkeit
bestehender Interdependenzen verschwimmen zu
lassen. Zumindest bei Teilen der artikulationsstärk-
sten Akteure scheint dies jedoch zu Verlockungen
geführt zu haben, die Durchsetzung ihrer jeweili-
gen Partikularinteressen zu radikalisieren. Wer
aber einer kollektiven und kulturellen Entsolidari-
sierung das Wort redet und damit Bestandsgrund-
lagen von sozialer Integration gefährdet, darf sich
nicht wundern wenn er damit gesamtgesellschaft-
lich einer Abkehr vom Prinzip konstruktiver (und
damit gewaltfreier) Konfliktregelung den Boden
bereitet. Natürlich ist es möglich, Gesellschaft instru-
mentell zu steuern und durch gezieltes Über-
kreuzen von Konfliktlinien vorhandene Unzufrie-
denheitspotenziale temporär und immer wieder
neu zu zerfasern. Allerdings bedeutet dies nicht
mehr und nicht weniger als eine Abkehr vom bis-
her erreichten zivilisatorischen Fortschritt der Kon-
fliktaustragung durch konsentierte Verfahren und
damit mittel- bis langfristig die Gefährdung des
sozialen Friedens im Land. Und hier sind wir wieder
bei der bisher offenen Frage, warum insbesondere
die artikulationsstärksten Gruppen einem Verfah-
renskonsens, der die Bereitschaft zur Umsetzung
eines fairen sozialen Interessenausgleichs einschlie-

ßen muss, zustimmen
sollen, wenn sie sich da-
durch kurzfristig eine
Schwächung ihrer Parti-
kularinteressen einhan-
deln. Die Antwort kann
nur lauten, dass alle ge-
sellschaftlichen Gruppen
ein basales Interesse am
Erhalt des sozialen Frie-
dens haben müssen, weil

mit einem Wegfall dieser Ausgangsbedingung
mittel- und langfristig alle verlieren werden.
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Desintegration durch Werteverlust? Ein Essay
Tilman Mayer

Welche Bedeutung haben gemeinsame Werte für den
Zusammenhalt einer Gesellschaft und welche Aus-
wirkungen hat es, wenn sie einen Geltungsverlust
erleiden? Tilman Mayer stellt zentrale Werte in
den Mittelpunkt seines Beitrags und zeigt anhand
statistischer Ergebnisse, dass es zwar aktuelle Ver-
schiebungen im Wertgefüge gibt, die vor allem den
Bereich der politischen Kultur tangieren, gleich-
zeitig aber viele andere Werte ihre Bindungskraft
bewahren konnten. Das gilt insbesondere für die
Voraussetzungen menschlichen Zusammenlebens,
die – anders als vermutet – eine erstaunliche Konti-
nuität bewahren konnten. Dennoch müssten zen-
trifugale Kräfte in der Gesellschaft ernst genommen
und der gesellschaftlichen Desintegration begeg-
net werden. 

Werte determinieren eine Gesellschaft in sozialer
und normativer Richtung. Sie sind im Kontext der
politischen Kultur als grundlegende Einstellungen
bekannt. Werte sind viel tiefer im menschlichen
Bewusstsein verankert als bloße Meinungen oder
Einstellungen. 

Gehen wir von diesen
Grundkenntnissen aus,
können wir weiter fest-
halten: Die Bundesrepu-
blik kann maßgeblich
über die miteinander rin-
genden Werte „Frei-

heit“ und „Gleichheit“ charakterisiert werden. Seit
der Wiedervereinigung, die
im Osten unserer Republik
eigentlich mehr Freiheit be-
wirkt hat, gewann der Wert
der Gleichheit enorm an Be-
deutung. Die Menschen
achten sehr stark darauf,
dass der Wert der Gleichheit
mehr Geltung erlangt. Da-
bei wissen wir, dass beide
Werte gleich wichtig sind
und wir können auch ergän-
zend hinzufügen: Sowohl
linke als auch rechte Werte,
sowohl progressive als auch
konservative Werte sind für
eine gesellschaftliche Ent-
wicklung und insbesondere
für ihre Dynamik von großer
Bedeutung. Eine Gesell-
schaft entwickelt sich hinge-
gen nicht günstig, wenn nur
einem Lager der Vorzug ge-

geben wird. Die Tatsache einer Linksverschiebung
kann aber in der politischen Kultur der Bundes-
republik seit 1990 unschwer übersehen werden;
die polemische Aussage dazu lautet, wir hätten in
der Bundesrepublik fast nur sozialdemokratische
Parteien.

Die Frage, was unsere Gesellschaft zusammenhält,
wird zunehmend thematisiert, und auch die Bundes-
kanzlerin spricht davon. Die deutsche Gesellschaft
wird pluraler, mehr ethnodivers, demografisch
gesehen älter und bunter, sodass sich objektiv und
zwangsläufig die Frage des Zusammenhalts ergibt.

Schwieriger ist es zu ermessen, ob auf der Basis
gemeinsamer Werte eine Integration gelingen kann;
man könnte fast sagen: voluntativ. Man neigt dazu,
die Frage mit großen Zweifeln zu versehen. Skepsis ist
sicherlich dann angebracht, wenn die Integrations-
prozesse mit harten sozioökonomischen Fakten
unterlegt sind, die nicht einfach willentlich korri-
gierbar sind. Hier lautet die Zuspitzung: Wir erfah-
ren eine Kontraktionsbewegung der Mittelschicht.

Aber es kommt eine andere Beobachtung hinzu, und
zwar aus der erwähnten Forschung zur politischen
Kultur. Ein politisches System funktioniert nach
Maßgabe derjenigen Regeln, die rechtsstaatlich
für es aufgestellt wurden. Früher nannte man das
Institutionenkunde: Wie funktionieren Parteien?
Wie wird der Bundeskanzler gewählt? usw. Die
Staatslehre der Juristen kümmert sich ebenfalls um
diese Fragen. So weit, so schön, so geordnet.

Die Bundesrepublik
kann maßgeblich über
die miteinander rin-
genden Werte „Frei-
heit“ und „Gleichheit“
charakterisiert werden

Die deutsche Gesellschaft ist bunter geworden. Hier beim Karneval der Kulturen in
Berlin-Kreuzberg 2005

©MyName (Panic)/Quelle: Wikipedia
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Nun hat aber die historische Erfahrung gelehrt,
dass Systeme allein nach Regelschemata nicht
funktionieren. Vielmehr ist es wichtig, dass die

Werte, Einstellungen und
Meinungen der Bürger
zugunsten des politi-
schen Systems ausfallen,
dass also Demokratien
eigentlich erst von Demo-
kraten getragen werden
können – und eben

nicht von Monarchisten oder politischen Extremis-
ten. Insofern bekommt die zunächst vielleicht sonn-
tagsartig anmutende Frage nach dem Zusammen-
halt ihr eigentliches politisches Gewicht: Wenn sich
die Werteordnung einer Gesellschaft dysfunktional
entwickeln sollte, mögen alle sonstigen Abläufe
vielleicht funktionieren, auf desintegrative Folgen
jedoch muss man dann nicht lange warten. Hieran
ist zu denken, wenn wir das Unbehagen in unserer
politischen Kultur unserer Tage beobachten.1

Deshalb ist auch der Ansatz, politische Bildung zu
betreiben, vielleicht heutzutage sogar wichtiger
als früher, da eben dort vor allem auch Werte einer
demokratischen Kultur zu vermitteln sind – und
auch grundlegendes Wissen.

Politische Bildung als Antwort auf desintegrative
Tendenzen im Kontext einer Wertediskussion wie-
der stärken zu wollen, hat auch mit den neuen

Medien zu tun. Parado-
xerweise! Denn eigent-
lich bieten soziale Netz-
werke – wenn ihr Name
etwas bedeutet – Mög-
lichkeiten einer neuen
Art von Zusammenhalt.
Sie bieten auch neue In-
formationsmöglichkeiten

an – aber sie tragen auch zu einem seit längerem
bekannten Problem bei, der sogenannten Reiz-
überflutung. Insofern tritt das Phänomen auf, dass
mehr Information nicht mehr Wissen bedeuten
muss. Viel fernzusehen heißt bekanntlich keines-
wegs, viel zu wissen, im Gegenteil. Es ist zu beob-
achten, dass in der neuen Vernetzungswelt Wichti-
ges von Unwichtigem, Ernsthaftes neben Albern-
heiten, Grundlegendes neben Beliebigem verloren

zu gehen droht – und so auch bezüglich des politi-
schen Wissens: Es nimmt ab! Damit sei nicht nur
eine neu aufgekommene Partei identifiziert, son-
dern sind Schüler und Studierende gemeint – eine
Minderheit, aber eine klar wahrnehmbare –, denen
unbedingt mittels attraktiver politischer Bildung
und Kommunikation geholfen werden muss: schu-
lisch, hochschulisch wie außerschulisch.

Im Folgenden wollen wir den Bestand unserer
Gesellschaft etwas vermessen, um der Frage nach
Desintegrationsprozessen vertieft und auch empi-
risch fundiert nachzugehen.2

Betrachten wir zunächst einmal diejenigen Werte,
die eine Bindung zum Ausdruck bringen, etwa: Wie
steht es um Eheschließungen und Ehescheidungen?
Die Bereitschaft zur Eheschließung hat sich zwischen
1960 und 2009 praktisch halbiert, je 1000 Einwoh-
ner von 9,5 auf 4,6 Personen. Parallel dazu hat die
Zahl der Ehescheidungen je 1000 Einwohner zwar
zugenommen – von 1,0 je 1000 Einwohner auf 
2,5 im Jahr 2005 –; seitdem wächst sie jedoch nicht
mehr. Das heißt, neben den Eheschließungen müs-
sen andere Lebensformen – müssen wir nicht sa-
gen: Bindungen? – an ihre Stelle getreten sein.
Andererseits bleibt auffallend, dass in Familien mit
Kindern unter 18 Jahren zwei Drittel bei ehelich
lebenden Eltern aufwachsen. Die Ehe verliert zwar
ihren exklusiven Bindungswert, es kommt ent-
sprechend zu einer Zunahme von Lebensgemein-

schaften und noch mehr
zu der – oft zeitlich be-
grenzten Lebensform –
der Alleinerziehenden;
dennoch bleibt die Ehe
nach wie vor die alles
überragende, dominie-

rende Form des Zusammenlebens und insofern der
gelebten Integration. 

Diese integrative und kohäsive Situation schlägt
sich auch nieder, wenn man die Frage stellt, ob
man eine Familie braucht, um glücklich zu sein.
Durch alle Altersklassen hindurch, in Ost wie West,
sind ungefähr drei Viertel aller Befragten genau
dieser Ansicht. Und auf die Testfrage, ob man nicht
allein glücklicher existieren könne, also die soge-
nannte Single-Gesellschaft, ob sie vielleicht eine
Alternative wäre, kann man sagen, dass sich bemer-
kenswerterweise so gut wie niemand zu dieser Ent-

Es ist wichtig, dass die
Werte, Einstellungen
und Meinungen der
Bürger zugunsten des
politischen Systems
ausfallen

In der neuen Vernet-
zungswelt droht Wich-
tiges von Unwichtigem,
Ernsthaftes neben
Albernheiten, Grund-
legendes neben Beliebi-
gem verloren zu gehen

1  Mayer, Tilman: Die Frösche und der Sumpf. Stuttgart 21 und

die anderen Proteste gegen „die da oben" sind Ausdruck eines

Unbehagens in der politischen Kultur. Der Bürger will sich wirk-

lich gefragt fühlen. Die Schweiz zeigt, wie das geht. Ein Essay,

in: Die WELT vom 9. Juni 2011.

2  Statistisches Bundesamt in Zusammenarbeit mit WZB und

SOEP (Hrsg.): Datenreport 2011. Ein Sozialbericht für die

Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2011.

Die Ehe bleibt nach 
wie vor die alles über-
ragende, dominierende
Form des Zusammen-
lebens
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wicklung und Institution, sich selbst genug zu sein,
bekennt. Und der Anteil jüngerer Erwachsener, die
die These vertreten, dass man, um glücklich zu
sein, eine Familie braucht, hat sogar seit Anfang
der 90er Jahre in Westdeutschland deutlich zuge-
nommen und nimmt auch in den neuen Bundes-
ländern seit Anfang der sog. Nuller Jahre klar zu. 

Eine weitere interessante Entwicklung zeichnet
sich ab, was die Kohäsion der Familie angeht. Die
dazu passende Frage lautet: „Ein Kleinkind wird
sicherlich darunter leiden, wenn seine Mutter berufs-
tätig ist.“ Diese Position hat sich zwischen 1982
und 2009 in West- wie Ostdeutschland deutlich
verändert, wenn auch auf ganz unterschiedlichem
Niveau. In Westdeutschland waren 88 Prozent der
Befragten 1982 noch dieser Ansicht, 2008 nur noch
56 Prozent. In Ostdeutschland waren im Jahr 1991
noch 58 Prozent dieser Auffassung, 2008 nur noch
24 Prozent. Und je jünger die Befragten in Ost wie
West sind, desto weniger stellen sie die Berufstätig-
keit von Müttern infrage. Überdies zeigt der Blick
auf die Bildungsabschlüsse, dass sich die Einstellun-
gen der Befragten zwischen 1982 und 2008 jeweils
in West- und Ostdeutschland umso deutlicher ver-
ändert haben, je bildungsbeteiligter sie sind. Ja,
man kann sagen, die Zustimmung zur Berufstätig-
keit hat sich verdoppelt. 

Religiöse Werte spielen in Ost- und Westdeutsch-
land nach wie vor eine unterschiedliche Rolle. In
Ostdeutschland gehört nur etwa jeder Dritte einer
Religionsgemeinschaft an, während sich in West-
deutschland ungefähr 60 Prozent zu einer Religion
bekennen. 

Eine Gesellschaft wird da-
durch zusammengehal-
ten, dass man sich für sie
engagiert und – um ein
Kriterium zu nennen –
zum Beispiel an Wahlen
teilnimmt. Die Wahlteil-
nahme ist auf der Ebene

der Landtagswahlen jedoch relativ gering ausgeprägt.
Sie schwankt zwischen 51 Prozent in Sachsen-Anhalt
2011 und 74 Prozent in Schleswig-Holstein 2009. 

Entsprechend ist auch bekanntlich die Bereitschaft zu-
rückgegangen, Mitglied in Organisationen zu sein –
um ein weiteres Kriterium zu nennen; und zwar des-
wegen, weil, wie man sagt, die prägenden Milieus
abgeschmolzen seien. Die Bereitschaft zur Mitglied-
schaft in Sportvereinen bleibt hoch, dabei deutlich
höher in Westdeutschland als im Osten, wie über-
haupt die Bereitschaft zum Engagement im Osten
deutlich geringer ausfällt als im Westen. So sind auch
die Zahlen der Mitgliedschaft in politischen Parteien
in Westdeutschland von 6,1 Prozent im Jahr 1976 
auf 2,7 Prozent in 1998 und in Ostdeutschland von
3,2 Prozent im Jahr 1992 auf 1,8 Prozent in 1998
gesunken. Die Mitgliedschaft in den Gewerkschaften
wandelte sich in derselben Zeitspanne von fast 
17 Prozent auf ca. 13 Prozent im Westen und von 
27 Prozent (1992) auf 15,3 Prozent im Osten. 

Für den Zusammenhalt einer Gesellschaft ist es sicher-
lich wichtig, das Vertrauen der Menschen zu ken-
nen, das sie in Institutionen oder sonstige Einrich-
tungen haben und zu erkennen, welche Rolle sie dem
Staat für das Gemeinwesen zusprechen. Generell
ist es so, dass die Erwartungen an den Staat relativ
hoch sind und die gesellschaftliche Zuständigkeit

eines jeden Einzelnen
eher gering angesetzt
wird. So hat der Staat
nach Ansicht von 72 Pro-
zent der befragten Bevöl-
kerung3 zum Beispiel da-
für zu sorgen, dass alle
Jugendlichen einen An-
spruch auf einen Ausbil-

dungsplatz haben oder dass gewalttätige oder
pornografische Inhalte im Internet verboten wer-
den sollen, oder dass die Erderwärmung nicht wei-
ter zunimmt oder dass die Menschen weniger
Energie verbrauchen (39 Prozent). Umgekehrt ist
das Vertrauen der Bevölkerung in das Wirtschafts-

Immer weniger Menschen in Deutschland stellen die
Berufstätigkeit von Müttern mit Kleinkindern infrage

©Benjamin Thorn/pixelio.de

Eine Gesellschaft wird
dadurch zusammen-
gehalten, dass man sich
für sie engagiert und –
um ein Kriterium zu
nennen – zum Beispiel
an Wahlen teilnimmt

Die Erwartungen an
den Staat sind relativ
hoch und die gesell-
schaftliche Zuständig-
keit eines jeden Einzel-
nen wird eher gering
angesetzt

3  Befragt vom Institut für Demoskopie Allensbach, publiziert in

der FAZ zwischen August 2011 und Februar 2012, IfD-Umfragen

10077, 10082, 10086.
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system prekärer geworden. Eine Frage, die das Ins-
titut für Demoskopie Allensbach im Februar 2012
stellte, lautete: „Wenn Sie einmal an die derzeiti-
gen wirtschaftlichen Probleme bei uns denken:
Glauben Sie, diese Probleme können wir nur lösen,
wenn wir unser Wirtschaftssystem grundlegend
ändern, oder sollten wir wegen so einer Krise unser
Wirtschaftssystem nicht gleich grundlegend infrage
stellen?“ Immerhin 16 Prozent der Befragten mein-
ten, das Wirtschaftssystem sei grundlegend zu ver-
ändern, während 61 Prozent der Ansicht waren,
man solle das Wirtschaftssystem nicht gleich infrage
stellen; ganze 23 Prozent zeigten sich unent-
schieden, hatten keine Meinung. Dennoch: Das
Vertrauen in die Soziale Marktwirtschaft hat spür-
bar abgenommen: Die Meinung, dass die freie
Marktwirtschaft automatisch zu sozialer Ungerech-
tigkeit führe, dass die Reichen immer reicher und
die Armen immer ärmer würden, diese Ansicht ver-
traten im Jahr 2003 noch 34 Prozent, im Jahr 2011
ganze 44 Prozent. Die Ansicht, dass man in einer
funktionierenden Marktwirtschaft lebt, die soziale
Gerechtigkeit ermöglicht, hat umgekehrt in diesem
Zeitraum von 48 Prozent auf 39 Prozent abgenom-
men – insgesamt überwiegt also die Skepsis.

Auch das Vertrauen in Berufe, die die Gesellschaft
sozioökonomisch bewegen können, ist nur spärlich
vorhanden. Folgende Frage mag dazu dienen, Ver-
trauen in Berufe abzufragen: „Hier stehen einmal
verschiedene Berufs- und Personengruppen. Bei
welchen davon würden Sie alles in allem darauf
vertrauen, dass sie die Wahrheit sagen?“ Die Ant-
wort war aufschlussreich: Den Ärzten, Richtern,
Pfarrern, Polizisten, Lehrern, Wissenschaftlern,
Nachrichtensprechern, Professoren und Durch-
schnittsbürgern, Meinungsforschern und Journalis-
ten und Beamten und Gewerkschaftsfunktionären,
Regierungsmitgliedern nachgeordnet wurde der
Typ des Unternehmers von spärlichen vier Prozent
der Befragten benannt. Den Ärzten vertraut man
zu 57 Prozent.4

Fassen wir zusammen: Die Gesellschaft ändert sich
durch ihre Zusammensetzung, durch die Art der
Bildungsbeteiligung, durch eine strapaziös wer-
dende andere demografische Altersverteilung,
durch die stärkere Beteiligung der Bevölkerung am
Erwerbsleben im Globalisierungsprozess. Von da-
her kann nicht überraschen, dass auch in der Wer-
testruktur Veränderungen bemerkbar sind. Be-
trachtet man jedoch gelebte Werte wie etwa das
Familienleben, so kommt man zu dem erstaun-

lichen Befund, dass sich
hier eher Kontinuitäten
abzeichnen und gerade
die Infragestellung der
Institution Familie regel-
recht gescheitert ist. In-
sofern könnte man auch

von einer Anpassungsfähigkeit der Gesellschaft an
sozioökonomische Prozesse sprechen. 

Wir wollen einerseits erwähnen, dass der Werte-
haushalt einer Gesellschaft, wie wir gesehen haben,
politisch-kulturell von enormer Bedeutung ist. Wir
wollen andererseits aber auch nicht umgekehrt die
Ansicht vertreten, dass kommen kann, was wolle,
und die grundlegenden Werte würden sich nicht
ändern. 

Bei Wilhelm Busch heißt es: „Tugend will ermun-
tert sein“, und insofern kommt es durchaus darauf
an, dass wichtige Einstellungen der Bevölkerung
durch Signale der Gesellschaft unterstützt werden.
Für die politische Bildung muss deshalb folgender
Befund durchaus mit Skepsis betrachtet werden:
Ein zumindest begrenztes Interesse für die Politik
haben Unter-25-Jährige mit einem hohen sozio-
ökonomischen Status zu zwei Dritteln, während
solche Jugendliche mit einem niedrigen derartigen
Status dieses selbst minimale Interesse zwischen
1995 und 2011 von 45 Prozent auf 32 Prozent ver-
loren haben. Das kann nicht im Interesse einer
demokratischen Gesellschaft liegen. Desintegrationen

Man könnte von einer
Anpassungsfähigkeit
der Gesellschaft an
sozioökonomische
Prozesse sprechen

4  Der Leiter von TNS Emnid, Klaus-Peter Schöppner, sieht das

Vertrauenskapital als gefährdet an: „Die Deutschen haben das

Vertrauen in einen das Leben zukunftsfähig machenden Werte-

kanon verloren. An die Stelle alter Werte wie Verlässlichkeit,

Verantwortung, Anerkennung, Leistungsorientierung, Kompe-

tenz, Nachhaltigkeit und Offenheit treten Zufall, Unzuverläs-

sigkeit, Verantwortungsdelegation, Nepotismus, Tagesaktua-

lität und Intransparenz. Die Menschen fühlen sich werte- und

damit wertlos wie nie zuvor seit Bestehen der Bundesrepublik

Deutschland. Aber nur dann, wenn die Bürger Vertrauen zu

ihrem Staat und ihrer Wirtschaft haben, sind sie bereit, gemein-

sam den notwendigen Reformkurs mitzugehen, sich gemein-

samen Zielen unterzuordnen und persönliche zugunsten allge-

meiner Interessen hintanzustellen.“, Schöppner, Klaus-Peter:

Renaissance des Vertrauens, in: Liz Mohn/Brigitte Mohn/Werner

Weidenfeld/Johannes Meier (Hrsg.): Werte. Was die Gesell-

schaft zusammenhält, Gütersloh 2006, S. 81-91.
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dieser Art zu begegnen, bedarf großer Anstren-
gungen.5

Der Zusammenhalt der Gesellschaft in sozialer,
ökonomischer und wertebezogener Hinsicht for-

dert eine größere Auf-
merksamkeit.6 Wir sind
weit entfernt von Ver-
werfungen etwa ethni-
scher Art, wie wir sie in
manchen Ländern Euro-
pas und Amerikas beob-
achtet haben. Aber für

den Standort Deutschland sollte man sich nicht der
Illusion hingeben, zentrifugale Kräfte würden kei-
ne Rolle spielen. Es gibt den Satz: „Es wächst
zusammen, was zusammen gehört.“ Vielleicht

müssen wir uns mehr um die Frage kümmern: Was
gehört zusammen? Und: Wie entsteht mehr Gemein-
sinn? Wie kann man ihn generieren? Von Werten
allein kann man nicht leben. Aber ohne sie errei-
chen wir nie das, was man in der Antike eine gute
Gesellschaft nannte.

Prof. Dr. Tilman Mayer lehrt Politikwissen-

schaft an der Universität Bonn. Schwerpunk-

te: Ideengeschichte des 20. Jahrhunderts,

Politische Kulturforschung und Demoskopie,

Politische Kommunikation, Nationstheorie,

Parteienforschung, Politische Demographie,

vergleichende Deutschlandforschung.

Er ist erreichbar über die Anschrift der Universität: Institut für

Politische Wissenschaft und Soziologie, Lennéstraße 25, 

53113 Bonn.

E-Mail: tilman.mayer@uni-bonn.de

6  Institut der deutschen Wirtschaft (Hrsg.): Standort Deutsch-

land. Ein internationaler Vergleich 2012, Köln 2012.

Für den Standort
Deutschland sollte man
sich nicht der Illusion
hingeben, zentrifugale
Kräfte würden keine
Rolle spielen
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Soziale Milieus und die Möglichkeit des 
„partizipatorischen Wohlfahrtsstaates“

Michael Vester/Helmut Bremer

Wir wollen in diesem Aufsatz umreißen, wie sich die
Kräfte für einen Entwicklungspfad, den man als
„partizipatorischen Wohlfahrtsstaat“ bezeichnen
kann, im gesellschaftlichen Strukturwandel langfris-
tig vorbereitet haben, wie sie unter dem neolibera-
len Entwicklungsmodell blockiert wurden und wie
sie heute wieder wirksam werden können. Um das zu
zeigen, stützen wir uns auf das Konzept der „sozia-
len Milieus“ (Vester u. a. 2001, Bremer/Lange-Vester
2006), das wir hier nutzen wollen, um gesellschaft-
liche und politische Konflikt- und Kohäsionspoten-
ziale näher zu bestimmen. Wir sehen Milieus dabei
nicht nur als passive Adressaten von Politik, son-
dern als aktive Träger von Veränderungsprozessen. 

Die politische Großwetterlage hat sich erheblich
verändert. Die Atomkatastrophe von Fukushima,
Stuttgart 21, aber auch die südeuropäischen und
israelischen Protestbewegungen gegen die sozialen

Folgen der Finanzmarkt-
krise sowie die arabi-
schen Demokratiebewe-
gungen haben einmal
mehr verdeutlicht, dass
die Risiken der Großtech-
nologie und die politi-
schen und sozialen Fol-
gen einer autoritären
Politik offenbar nicht

mehr beherrschbar sind. Ob damit der Siegeszug
des neoliberalen Wachstumsmodells, das auf die
Informationstechnologien und eine globale Deregu-
lierung gestützt war, seine Grenzen erreicht hat, ist
noch nicht entschieden. In jedem Fall könnten sich
neue Allianzen von Interes-
sengruppen und sozialen
Bewegungen bilden, die eine
Umstellung auf einen neuen
dynamischen Entwicklungs-
pfad einleiten könnten. 

Dieser könnte sich wirtschaft-
lich auf eine neue interna-
tionale Regulierung und auf
ein neues, durch Ökologie-
technik mobilisiertes langfris-
tiges Wirtschaftswachstum
stützen. Politisch könnte er
zwei Prinzipien miteinander
verbinden: zum einen einen
neuen Wohlfahrtsstaat, der
soziale Ungleichheiten aus-
gleicht und Umstellungen
auf neue Entwicklungsdyna-
miken fördert, und zum ande-

ren eine neue demokratische Partizipation, die sich
auf mehr direkte politische Bürgerbeteiligung und
wirtschaftliche Mitbestimmung stützt. 

Wer sind die neuen Demokratiebewegungen?

Die neue Weltwirtschaftkrise, die 2008 durch die
Finanzmarktspekulation ausgelöst worden ist, hat
nicht einen raschen Wandel, wohl aber eine Ketten-
reaktion von Veränderungen nach sich gezogen,
die schließlich in vielen Ländern große Protestbewe-
gungen hat entstehen lassen. Für diese Bewegun-
gen ist dreierlei bezeichnend. Sie sind nicht unmit-
telbar ökonomisch, sondern moralisch motiviert
worden. Sie haben sich primär nicht gegen die
ökonomischen, sondern gegen die politischen
Machteliten gerichtet. Und sie sind kein blindes
oder destruktives Aufbegehren der elendsten
Schichten, sondern Bewegungen einer inzwischen
gut gebildeten und moralisch stabilen Mitte, der es
um Respekt vor den Menschen und um mehr demo-
kratische Partizipation geht. 

Gleichwohl handelt es
sich keineswegs um rein
moralische Bewegungen,
sondern um Bewegun-
gen gegen eine Arro-
ganz der Macht, die mit
einem bestimmten öko-
nomischen und politi-
schen Modell der Regu-

lierung verbunden war, mit dem „neoliberalen“
Modell einer gigantischen Akkumulation von finanz-

Mahnwache gegen Stuttgart 21

©Foto: Harald Bischoff/Quelle: Wikipedia

Es könnten sich neue
Allianzen von Interes-
sengruppen und sozia-
len Bewegungen bilden,
die eine Umstellung
auf einen neuen dyna-
mischen Entwicklungs-
pfad einleiten könnten

Fukushima und Stutt-
gart 21 können als
Symbole einer Politik
gesehen werden, an der
sich in der Bevölkerung
offenbar ein riesiges
Potential des Unmuts
aufgestaut hatte
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wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer
Macht, die keine Grenzen kannte. Fukushima und
Stuttgart 21 als technologische Großprojekte kön-
nen als Symbole dieser Politik gesehen werden, an
der sich in der Bevölkerung offenbar über lange
Zeit ein riesiges Potential des Unmuts aufgestaut
hatte.

Dabei geht es an der Realität vorbei, diesen neuen
partizipatorischen Bewegungen pauschal den
Stempel der „Wutbürger“ oder überhaupt des Bür-
gerlichen aufzudrücken. Vielmehr handelt es sich um
eine historische Neubildung. In Deutschland sind,
besonders in der Mitte der Gesellschaft, im Konflikt
mit den älteren, konservativ-autoritären Milieufrak-
tionen, seit den 1960er Jahren die moderneren,
besser ausgebildeten Milieufraktionen stark ange-
wachsen. Dadurch haben sich die Vorstellungen
von sozialer Gerechtigkeit immer mehr mit Forde-
rungen nach mehr demokratischer Partizipation
verbunden. Die Kompetenzen und Autonomiestre-
bungen vor allem der jüngeren Milieuteile nehmen
zu. Dem steht, als Folge des neoliberalen „Pfad-
wechsels“ der Politik, eine von oben kommende
Verschärfung der gesellschaftlichen Kontrollmecha-
nismen und der Unsicherheit sozialer Lagen gegen-
über. 

Die vielfältigen Handlungsstrategien 
sozialer Milieus 

Unter Milieus werden üblicherweise Menschen-
gruppen verstanden, die ähnliche Lebensweisen
teilen. Die Lebensstile der Menschen sind, wenn
wir näher hinsehen, aber keineswegs ein bloß äußer-
liches Attribut, sondern Ausdruck einer sehr spezi-
fischen Lebensführung, die auf eine bestimmte
soziale Lage und eine bestimmte Stellung im Gefüge
der Gesellschaft abgestimmt und relativ tief in den
Gewohnheiten und im Habitus der Menschen ver-
ankert ist. Soziale Milieus bezeichnen damit etwas
Ähnliches wie soziale Klassen oder Schichten, die
von der ökonomischen Berufsstellung, der Einkom-
menshöhe und dem Bildungsgrad ausgehen. Aber
sie sind realitätsnäher und umfassender definiert.
Sie umfassen mit der gesamten Lebensweise auch
die Alltagskultur, den Geschmack, die beruflichen
Lebensziele und die Abgrenzung von anderen
Milieus.

Wenn die gesellschaftlichen Milieus (locker abge-
grenzte) Handlungszusammenhänge des Lebens-
alltags sind, dann sind sie damit noch nicht – wie
die Verbände, Parteien, Institutionen und sozialen
Bewegungen – Einheiten des politischen Lebens im

engeren Sinne. Die Mi-
lieus enthalten jedoch
eindeutige Erwartungen
daran, wie die Politik die
Voraussetzungen ihrer
Lebensweise sichern soll,
wie die soziale Ordnung
gegliedert sein soll und
wie soziale Gerechtig-
keit gewährleistet sein
soll. In dieser Hinsicht

haben die Menschen seit etwa den 1980er Jahren
zunehmend widersprüchliche Erfahrungen gemacht.
Insgesamt haben sie weit überwiegend die (etwa
im Zuge des Paradigmenwechsels zum „Lebenslan-
gen Lernen“) allenthalben steigenden Kompetenz-
und Leistungsanforderungen erfüllt. Doch anstelle
einer Honorierung sind vielen von ihnen zuneh-
mende soziale Unsicherheiten und Bevormundun-
gen zugemutet worden.

Dieser Politik zunehmender Disziplinierung wurde
seit den 1990er Jahren immer unverhohlener eine
öffentliche Rechtfertigung zugrunde gelegt, die
auf das vordemokratische Schema von „Elite“ und
„Masse“ zurückgreift. Dieses in den Sozialwissen-
schaften (vgl. etwa Giddens 1999) manchmal latent,
manchmal auch ganz unverhohlen verankerte
Muster entspricht der Perspektive von Bildungs-
oberschichten und verwandten Gruppen (etwa der
politischen Klasse), die dazu neigen, ihren eigenen
asketisch-triebaufschiebenden Lebenswandel zu
idealisieren und den anderen sozialen Schichten
das Gegenteil zu unterstellen, nämlich dass sie von
Natur aus träge und genusssüchtig seien, nach dem
Kalkül einer individuellen Nutzenmaximierung han-
deln und vor allem durch materielle Knappheit zum
Arbeitsfleiß zu motivieren seien. Die empirische
Milieuforschung kommt entgegen dieser vereinfa-
chenden und pauschalen Sichtweise, die dem Men-
schenbild des Neoliberalismus weitgehend entspricht
(Ptak 2007), dagegen zum einen zu dem Ergebnis,
dass die Menschen nach nachhaltigen biographi-

schen Handlungsstrate-
gien handeln, bei denen
es darum geht, die ge-
samte gewohnte Stel-
lung und Lebensweise
gesichert und anerkannt
zu bekommen. Und die-
se Strategien sind nach
Milieus verschieden. Da-
mit verbunden ist zum

anderen, dass es den Menschen aller Milieus vor
allem auf eine verlässliche sozialpolitische Ord-
nung ankommt, in der erbrachte Anstrengungen

Die Milieus enthalten
eindeutige Erwartun-
gen daran, wie die Poli-
tik die Voraussetzun-
gen ihrer Lebensweise
sichern soll, wie die
soziale Ordnung
gegliedert und wie
soziale Gerechtigkeit
gewährleistet sein soll

Den Menschen aller
Milieus kommt es vor
allem auf eine verläss-
liche sozialpolitische
Ordnung an, in der
erbrachte Anstren-
gungen auch honoriert
werden



SCHWERPUNKT

162

auch honoriert werden. Eine
solche soziale Ordnung wird
nicht als ideal, aber doch als
einigermaßen gerecht emp-
funden.

Die große Vielfalt von kultu-
rellen Mustern und äußeren
Erscheinungsformen, die die
Erforschung der Milieus,
Klassenkulturen und Lebens-
stile zu Tage gefördert hat,
lässt sich einer begrenzten
Zahl von Grundprinzipien
der sozialen Praxis, Lebens-
führung und Ordnungsvor-
stellungen zuordnen. Insge-
samt können fünf große,
weiter in sich unterteilbare
Gruppen von Milieus unter-
schieden werden. (Deren
Bezeichnungen sind auf der
abgebildeten „Landkarte“
der Milieus fett hervorgeho-
ben)

Darauf sind die Milieus, ihren
unterschiedlichen Lebens-
strategien entsprechend,
nach zwei Dimensionen ge-
gliedert: in drei vertikale
Schichtungsstufen und in
deren horizontale Auffäche-
rung.

Nach oben hebt sich immer
noch eine privilegierte, be-
sonders gesicherte soziale
Schicht ab: die oberen bür-
gerlichen Milieus mit dis-
tinktiven Stil- und Führungs-
ansprüchen (ca. 20 %). Sie
grenzen sich nach unten
durch Praktiken der Distink-
tion und durch die politi-
sche Sicherung privilegierter
Chancen ab. Horizontal sind
zwei „Fraktionen“ zu unter-
scheiden: die Milieus der
akademischen Intelligenz und
die Milieus von Macht und
Besitz. 

Die große arbeitnehmerische Mittelschicht darunter
findet ihre Identität in einem gesicherten, „respek-
tablen“ sozialen Status (ca. 69 %). Diese Milieus

grenzen sich ab nach oben, indem sie auf Arbeits-
leistung statt auf Privilegierung setzen, und nach
unten, indem sie ihre ‚respektable’ Lebensführung
und stetige Arbeitsorientierung betonen. Horizon-
tal sind auch hier zwei „Fraktionen“ zu unterschei-
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den: die Milieus der Facharbeiter und der prakti-
schen Intelligenz und die ständisch-kleinbürger-
lichen Volks- und Arbeitnehmermilieus. 

Die unterprivilegierte
„Unterschicht“ mit ihren
niedrigen Bildungs- und
Sicherheitsstandards ist
stärker auf Strategien
der Gelegenheitsnutzung
und der Anlehnung an
Stärkere verwiesen (ca.
11 %). Die untersten
Milieus unterliegen der

„negativen Privilegierung“ (Max Weber) und Stig-
matisierung als einer unterhalb der ‚ständischen
Ehre’ (d. h. unterhalb gesellschaftlich anerkannter
Lebensweise) liegenden Schicht, einem Schicksal,
dem sie mit ihren ‚Strategien der Ohnmächtigen’
zu entkommen suchen. Auch hier ist eine horizon-
tale „Fraktionierung“ zu erkennen. 

Diese Landkarte der sozialen Milieus ist keines-
wegs als statisches Gebilde zu verstehen, sondern
als ein Feld, in dem ständige Bewegung und ein
ständiges Ringen um den Erhalt bzw. die Verände-
rung der Positionen herrschen. 

„Kompetenzrevolution“ und „partizipatori-
sche Revolution“ 

Zur Erhärtung unserer These von der Möglichkeit
eines neuen Entwicklungspfades hin zum „partizi-
patorischen Wohlfahrtsstaat“ stützen wir uns vor
allem auf zwei wichtige horizontale Dynamiken,
die das Gefüge der sozialen Milieus seit den 1970er
Jahren stark verändert haben: die „Kompetenz-
revolution“ und die „partizipatorische Revolution“.

Die Kompetenzrevolution geht zurück auf die all-
gemeine Zunahme des „kulturellen Kapitals“ und ist
verbunden mit einem Strukturwandel der Arbeits-
welt (Zunahme des Bildungskapitals, Expansion
der Dienstleistungsberufe, Wachstum der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen). Die „partizipatorische Revo-
lution" (Kaase 1984) geht zurück auf die Zunahme
partizipatorischer Handlungsdispositionen und ist
verbunden mit einem Strukturwandel der Alltags-
kultur (Veränderung der Werte, der Lebensstile
und des Habitus). Die „Untertanenhaltung“
gegenüber Autoritäten nahm ab und die Bereit-
schaft zu Selbst- und Mitbestimmung nahm zu. 

Diese Dynamiken beschleunigten und veränderten
sich seit dem Ausgang der 1970er Jahre unter den

Bedingungen der informationstechnologischen Revo-
lution und neuer politischer Kämpfe um die Ausge-
staltung möglicher Entwicklungspfade. Der Kapita-
lismus stellt mit den Informationstechnologien
eine tief ambivalente Produktivkraft zur Verfügung.

Einerseits ermöglicht sie
den herrschenden Mäch-
ten, mehr Kontrolle von
oben auszuüben, ande-
rerseits stellt sie den
Menschen, im Sinne von
Marx und Luxemburg,

neue Mittel für ihre Emanzipation zur Verfügung.
Mit der Entwicklung der neuen Kommunikations-
und Informationstechnologien entfällt ein weiterer
technologischer Grund dafür, Produktionsstätten,
Dienstleistungen, Verwaltungen und Kommunika-
tionsmedien in den Händen weniger kapitalkräfti-
ger Mächtiger zu konzentrieren. Die neuen Tech-
nologien können als Medien der Dezentralisierung
der Informationen und der Macht und des Empo-
werments der Individuen angeeignet werden.

Die unterprivilegierte
„Unterschicht“ mit ihren
niedrigen Bildungs-
und Sicherheitsstan-
dards ist stärker auf
Strategien der Gelegen-
heitsnutzung und der
Anlehnung an Stärkere
verwiesen

Der Kapitalismus stellt
mit den Informations-
technologien eine tief
ambivalente Produktiv-
kraft zur Verfügung

Medium der Dezentralisierung von Informationen

©Foto: Alkarex/Quelle: Wikipedia
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Konkurrierende Modelle des Wohlfahrts-
staates

Die skizzierten Dynamiken machen allerdings nur
deutlich, dass mit dem damit verbundenen Wandel
der sozialen Milieus das Potenzial da ist, um den
bis dahin eher technokratisch organisierten Wohl-
fahrtsstaat in Richtung eines partizipatorischen
weiterzuentwickeln. Ein Automatismus ist damit
nicht verbunden. Die drei von Gösta Esping-Ander-
sen (1998) herausgearbeiteten Grundtypen des
Wohlfahrtsstaates (sozialdemokratisch, konserva-
tiv und liberal) können in unterschiedlicher Weise
weiter entwickelt werden. Entscheidend ist dafür,
wie das nationale und internationale politische
Kräftefeld aussieht, also welche sozialen Kämpfe
und welche Arrangements der großen gesell-
schaftlichen Interessengruppen sich finden.

Das Erstarken des Neoliberalismus kann geradezu
als Lehrstück dafür dienen, wie sich solche Interessen-
allianzen verändern und entwickeln. Über einen
indirekten und langen Prozess und Konkurrenz-
kampf zwischen den großen „Pfaden“ des Wohl-
fahrtsstaates (Werbepsychologen würden das „side
attack“ nennen) haben sich neoliberale Ideen erst
nach und nach, zunächst im nationalen und
schließlich im internationalen Maßstab, in einem
Umbau der Institutionen verfestigt und verselbst-
ständigt, so dass dann politischer Druck nachträg-
lich in unausweichliche und somit ‚objektive Sach-
zwänge’ der ‚Globalisierung’ usw. verwandelt
wurde (vgl. ausführlicher Vester 2011).

Die internationale Hege-
monie der Institutionen
des wirtschaftsliberalen
Pfades ist aus einer
Kette politischer Mobi-
lisierungen bestimmter
Fraktionen der oberen
bürgerlichen Milieus ent-
standen. Sie hat sich als

Mobilisierung bestimmter bürgerlicher Milieufrak-
tionen durchgesetzt, die sich von Beginn an poli-
tisch gegen die Bewegungen der sechziger Jahre,
die für mehr soziale Gleichstellungen und mehr
Partizipation eintraten, richtete. Die Einfallstore
der „side attack“ für die Mobilisierung anderer
Mehrheiten waren, wie bei jeder erfolgreichen
Ideologie, die mehrheitsfähigen Werte der gesell-
schaftlichen Milieus. Die breiten Volksmilieus wur-
den angesprochen über die alten Werte der sozia-
len Sicherheit, d. h. über die Alltagsängste vor
Schulden, Vergeudung und Inkompetenz. Die neuen
progressiven Milieus wurden angesprochen über

die neuen avantgardistischen Werte der individuel-
len Autonomie, Flexibilität und Eigenverantwortung.
Die Politik nutzt dabei die Unschärfe und Mehr-
deutigkeit dieser Werte, die eben in den sozialen
Milieus immer spezifisch in ein komplettes Werte-
system eingebunden sind. 

Tatsächlich lässt sich feststellen, dass diese drei
„klassischen“ Modelle des Wohlfahrtsstaates bis
heute in vieler Hinsicht unter neoliberalem Vorzei-
chen sehr stark verändert wurden, auch wenn die
Grundzüge der jeweiligen nationalen „Pfadabhän-
gigkeiten“ immer noch fortwirken. Die 2008 aus-
gelöste neue Weltwirtschaftskrise hat aber auch
die Auffassung gestärkt, dass das neoliberale
Modell erschöpft und diskreditiert und eine Wen-
de zum sozialdemokratisch-keynesianischen Pfad
Skandinaviens wieder möglich ist. 

Die Erfahrung sozialer Ungerechtigkeit: 
Privilegierung und Unterprivilegierung

Um das zu verstehen und zu erklären, muss in
Rechnung gestellt werden, dass soziale Gerechtig-
keit nicht nur ein Problem der Menschen am sozia-
len Rand ist, die direkt von Armut bzw. Arbeits-
losigkeit betroffen sind, sondern ein Problem
würdiger Lebens- und Arbeitsverhältnisse für alle,
auch für die große Mitte der Gesellschaft. Sie um-
fasst ein ganzes Bündel von Lebensbedingungen,
die ein „anständiges“ bzw. „standesgemäßes“
Leben ausmachen (vgl. historisch Thompson 1987,
S. 203-378, 432-459). Bei sozialer Gerechtigkeit
geht es darum, die gewohnte gesellschaftliche
Stellung und Lebensweise im umfassendsten Sinne
nicht nur materiell, sondern, wie Appiah (2011)
jüngst betont hat, auch moralisch durch eine Kul-
tur des gegenseitigen Respekts und der Selbst- und
Mitbestimmung anerkannt zu bekommen. Ziele
sind Statuserhalt und Respekt. 

Die neoliberalen Eingriffe in die gesamten Lebens-
verhältnisse haben die Gerechtigkeitsvorstellun-
gen und damit den sozialen Zusammenhalt der
Gesellschaft in drei Dimensionen herausgefordert
(Vester 2006, S. 259):

■ Quantität der Lebensstandards: im Namen einer
Politik des „Sparens“ werden soziale Standards
und Einkommensstandards abgesenkt und es
entstehen verstärkt Lebenslagen der „Preka-
rität“ und der „Exklusion“ (Castel 2000). 

■ Qualität der Lebensweise und der Arbeitsweise:
Die Politiken der Flexibilisierung, Deregulierung
und Unsicherheit greifen zunehmend in die

Die internationale
Hegemonie der Institu-
tionen des wirtschafts-
liberalen Pfades hat
sich als Mobilisierung
bestimmter bürger-
licher Milieufraktionen
durchgesetzt



165

SCHWERPUNKT

Umgangsformen und Organisationsweisen des
Alltagslebens ein und reglementieren die Gestal-
tungsfreiheit bis in die Zone der „Integration“
(Castel ebd.).

■ Parität zwischen den sozialen Gruppen: Das
Prinzip einer gleichen oder mindestens fairen
Verteilung der Vorteile, Lasten, Chancen und
Risiken wird durch Politiken einer zunehmen-
den sozialen Asymmetrie zwischen privilegier-
ten und minder privilegierten Gruppen in Frage
gestellt. 

Die neuen sozialen und moralischen Schieflagen
bringen das bisherige Verhältnis zwischen den
oberen, mittleren und unteren Milieus ins Rut-
schen. Dies wird durch die Indikatoren der zuneh-
menden Ungleichheit der Einkommensverteilung
und der Bremsung der Bildungschancen besonders
veranschaulicht.

Insgesamt sorgt, neben
der Exklusion der unter-
sten Schichten, die Pre-
karisierung der gut qua-
lifizierten Mitte für
wachsende Unzufrieden-
heit. Den Angehörigen
der respektablen Mitte
werden Unsicherheiten

und Abhängigkeiten zugemutet, die den Abstieg
in die unterprivilegierten Milieus symbolisieren.
Nicht nur die materiellen und moralischen Schief-
lagen, sondern auch die Wiederherstellung klein-
licher autoritärer Strukturen treffen mehrheitlich
nicht mehr auf gering qualifizierte und deklassier-
te Menschen, die sich oft ohnmächtig der „großen
Politik“ gegenüber sehen, sondern auf gut gebil-
dete, selbstbewusste Bürgerinnen und Bürger. Aus
dieser Mitte, die ihre Anliegen aktiver vertreten

kann, kamen auch die zunehmend aktive Gegen-
wehr von Gewerkschaften und von Bürgerbewe-
gungen, wachsende Bewegungen zur Ersetzung
des dreigliedrigen Schulsystems durch Gesamtschu-
len und auch Protestbewegungen gegen haushalts-
politische Asymmetrien, das Sparen bei Sozialaus-
gaben und die Verschwendung von Steuergeldern
für große Banken, Energiekonzerne und Verkehrs-
projekte. Die politische Verdrossenheit richtet sich
nicht einfach auf materielle Verteilungsfragen,
sondern auf die moralisch-symbolische Ebene der
„Arroganz der Macht“, die in Wirtschaft, Gesell-
schaft und Politik durch das Stichwort „Basta-Poli-
tik“ symbolisiert worden ist. 

Kurswechsel zu einem „partizipatorischen
Wohlfahrtsstaat“?

Die Frage der sozialen Gerechtigkeit stellt sich also
nicht bezüglich der („vertikalen“) Verteilung sozia-
ler Chancen. Es geht auch um („horizontale“) An-
sprüche der Selbst- und Mitbestimmung. Hier ste-
hen sich auf allen Schichtungsstufen konservative
Milieus, die ihre Sicherheit eher in Autoritätshier-
archien suchen, und modernere Milieus, die mehr

soziale und politische
Partizipation wünschen,
horizontal gegenüber.
Die „vertikalen Klassen-
konflikte“ stehen immer
im Hintergrund, aber in
der letzten Zeit sind die
„horizontalen Klassen-
konflikte“ stärker in den
Vordergrund getreten.
In ihnen geht es darum,

ob die Probleme eher mit demokratischen oder
eher mit autoritären oder sogar rechtspopulisti-
schen Mitteln gelöst werden sollen. 

Die neue Wirtschaftskrise führte nicht sofort zu einer
Änderung der politischen „Großwetterlage“. Erst
von 2010 auf 2011 verwandelte sich die schleichen-
de Unzufriedenheit, in einem qualitativen Sprung,
vielerorts in eine allgemeine politische Autoritäts-
und Legitimitätskrise. Gleichwohl motivieren die
zunehmenden sozialen und internationalen Span-
nungen und ökologische Katastrophen eine – lang-
same und nach Ländern ungleichmäßige – Entste-
hung neuer Interessenkoalitionen und Konzepte.
In Deutschland hat dieser Prozess zuletzt durch
Fukushima und Stuttgart 21 einen neuen Schub
bekommen. Es geht um die Ablösung des an seine
Grenzen gekommenen finanzmarktgetriebenen neo-
liberalen Wachstumsmodells durch ein ökologie-Immer mehr müssen den Gürtel enger schnallen

©R_K_B_by_Kreuznacher Zeitung/pixelio.de

Den Angehörigen der
respektablen Mitte
werden Unsicherheiten
und Abhängigkeiten
zugemutet, die den
Abstieg in die unter-
privilegierten Milieus
symbolisieren In den horizontalen

Klassenkonflikten geht
es darum, ob die Pro-
bleme eher mit demo-
kratischen oder eher
mit autoritären oder
sogar rechtspopulis-
tischen Mitteln gelöst
werden sollen
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lungsrichtung zu stärken.  

Milieuübergreifend
gibt es ein erhebliches
Potenzial für partizipa-
torische Konzepte 
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In unserem Kiez ist jeder willkommen
Regina Friedrich

Das Brunnenviertel im Berliner Bezirk Mitte ist eine
eher ruhige Wohngegend mit viel Grün, nur auf der
Brunnenstraße rauscht der hektische Großstadtver-
kehr mitten hindurch. Seit 2005 gibt es dort rechts
und links der Brunnenstraße zwei Quartiersmanage-
ments, das Quartier Brunnenviertel-Ackerstraße und
das Quartier Brunnenviertel-Brunnenstraße. Ende
der 1990er Jahre ergab eine Untersuchung des Berli-
ner Senats, dass sich in einigen Gebieten die sozia-
len Verwerfungen und Problemlagen besonders stark
und schnell entwickelten. Der öffentliche Raum
zeigte eine zunehmende Verwahrlosung, die sozia-
len Infrastrukturen zerbrachen, Familien zogen weg,
die kulturelle und ethnische Mischung kam in eine
Schieflage. In dieser Situation beschloss der Senat,
in den betroffenen Stadtteilen Quartiersmanage-
mentgebiete (QM) einzurichten, gefördert aus dem
Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“. 

Ein Quartier im Wandel

Das Quartiersmanagement Brunnenviertel-Acker-
straße, getragen von der S.T.E.R.N. Gesellschaft der
behutsamen Stadterneuerung mbh, gehört zu den
„Präventionsgebieten“. Dieser Begriff besagt, dass
es dort leicht negative Abweichungen vom Berliner
Durchschnitt gibt und eine Verschlechterung der
Situation verhindert werden soll. Das QM-Gebiet
an der Schnittstelle zwischen dem ehemaligen Ost-
und Westteil der Stadt gehörte früher zum alten
Bezirk Wedding, deshalb fühlen sich die meisten
Bewohner noch als „Weddinger“. Bis 1989 lag der
Kiez direkt an der Berliner
Mauer, heute grenzt er an
die Szeneviertel der Stadt.
Mit dem AEG-Werk kann er
auf eine lange Tradition als
Industriestandort zurück-
blicken, die 1982 mit der
Schließung des Werkes en-
dete. Das war kurz nach der
Zeit der rigorosen Stadt-
erneuerung ab 1961. Nach
dem Mauerbau sollte die
Gegend rund um die Brun-
nenstraße zum „Schaufens-
ter des Westens“ werden und
wurde Europas größtes Sanie-
rungsgebiet. Der Abrissbirne
fielen viele dunkle Hinter-
höfe zum Opfer, darunter
auch der berühmt-berüch-
tigte „Meyer's Hof“ in der
Ackerstraße als Sinnbild der
katastrophalen Lebensbedin-

gungen in den Berliner Mietskasernen. Neue, helle
Wohnanlagen entstanden wie die Ernst-Reuter-
Siedlung, die allerdings schon in den 50er-Jahren
als Antwort auf die damalige Stalinallee in Ostber-
lin erbaut wurde, dann in den 70er-Jahren die
wuchtigen Plattenbauten entlang der Brunnen-
straße. Das prägt auch heute noch den Kiez: kaum
Industrie, wenig Kleingewerbe, ein paar Geschäfte
und Supermärkte. Ganz langsam erobern junge
kreative Leute die Ladenstraße mit Modebouti-
quen und kleinen Manufakturen, aber auch Casi-
nos und Spielotheken zieht es in die Gegend. Ein
paar Bio-Bistros versuchen, sich gegen Döner und
Chinapfanne zu behaupten.

Teilhabe – Basis von Quartiersmanagement

Trotzdem oder gerade deswegen: viele der Bewoh-
ner leben gerne dort. So wie Doreen Üzdiyen. Sie
kam mit ihrer Familie 1994 von Rostock in den
Wedding. „Hier lebt es sich gut, man hat alles in der
Nähe, Einkaufsmöglichkeiten, einen schönen Park,
den wir nutzen können, viele Freizeitmöglichkei-
ten“, sagt sie. Doch sie sieht auch die Probleme, die
es gibt, und engagiert sich als Mitglied im Quar-
tiersrat des Quartiersmanagements. Dieses ehren-
amtlich arbeitende Gremium besteht aus Bewoh-
nerinnen und Bewohnern, Vertreterinnen und
Vertretern von Projekten und Einrichtungen, Schulen
und Kitas, Wohnungsgesellschaften und Gewerbe-
treibenden. Sie entscheiden über die Förderung
von Projekten, arbeiten an Strategien zur Quar-

Diese Neubauten prägen das Bild im Weddinger Teil der Brunnenstraße

Fridolin Freudenfett/Quelle: Wikipedia
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tiersentwicklung mit und
fördern vor allem auch
das Engagement und die
Teilhabe aller Bewohne-
rinnen und Bewohner
an den Prozessen im Ge-
biet. Das ist die Basis von
Quartiersmanagement –
die Entwicklung eines
stabilen Gemeinwesens

mit den Menschen vor Ort, in enger Zusammen-
arbeit mit der Kommune, den Verwaltungen und
der lokalen Ökonomie.

Leitlinie ist das integrierte Handlungs- und Entwick-
lungskonzept, das in den QMs jedes Jahr den sich
verändernden Bedingungen angepasst wird. Es zeigt
die Stärken und Schwächen auf, zieht Bilanz der
geleisteten Arbeit und legt Schwerpunkte für das
kommende Jahr fest. Für 2011 konstatiert Safak Yil-
diz, Quartiersmanagerin: „Eines unserer wichtigs-
ten Projekte, das Familienzentrum als Ort der Begeg-
nung und Beratung, hat sich sehr gut entwickelt
und wird viel besucht. Durch die niedrigschwelli-
gen Angebote werden auch Bevölkerungsgruppen
erreicht, die sich sonst aufgrund fehlender Sprach-
kenntnisse oder Bildungsabschlüsse eher zurück-
ziehen.“ 

Das 2010 eröffnete Haus wurde mit Mitteln aus
dem Programm „Soziale Stadt“ sowie des Trägers
Pfefferwerk Stadtkultur gGmbH gebaut, die Ange-
bote finanzieren sich aus verschiedenen Quellen

wie dem Programm „Soziale Stadt“, Pfefferwerk,
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, der
Robert-Bosch-Stiftung und anderen.

Es gibt jeden Montag ein Elterncafé, dienstags die
Elternakademie „Mutter-Baby-Sprachlerngruppe“,
mittwochs ein Frauenfrühstück, donnerstags eine
Mutter-Kind-Gruppe und freitags eine Spielgruppe
für die Jüngsten. „Sonnabends werkelt sogar eine
Vätergruppe mit ihren Kindern, sie bauen zum Bei-
spiel Bänke und Regale und tauschen sich auch
untereinander aus“, erzählt Leiterin Selda Karacay
stolz, denn damit sei es gelungen, Männer, die sich
sonst eher aus Familienfragen heraushalten, mit
einzubeziehen. Die Männer haben gerade einen
Antrag gestellt für Mittel aus dem Quartiersfonds I,
um Holzspielzeug für Kinder zu bauen. Dieser Fonds
fördert kleinteilige Projekte mit bis zu 1000 Euro,
wie beispielsweise Nachbarschaftsfeste, Sportange-
bote in Kitas oder einen Malkurs für Frauen. Über
die Anträge entscheidet eine ehrenamtliche Verga-
bejury, die sich ähnlich zusammensetzt wie der
Quartiersrat.

Selda Karacay leitet auch das sehr erfolgreiche Pro-
jekt Brunnenkiezmütter. Das gibt es seit 2008, nach
dem Vorbild der Kiezmütter aus dem Bezirk Neu-
kölln. Frauen, die Kinder haben und schon ehren-
amtlich tätig waren, gehen nach einer sechsmona-
tigen Schulung in Familien und sprechen dort über
Themen wie Gesundheit, Kindererziehung, Ernäh-
rung und Sprachförderung, aber auch häusliche
Gewalt. Bei Bedarf vermitteln sie Ansprechpartner in

Beratungsstellen oder ande-
ren Einrichtungen. „Sie er-
mutigen aber auch Eltern,
mit ihren Kindern in der
Muttersprache zu reden, um
die Sprachkompetenz zu
verbessern, das hilft beim
Deutsch lernen“, erläutert
Selda Karacay das Konzept.
„Die derzeit elf Brunnen-
kiezmütter betreuen 24 Fa-
milien und sprechen selbst
deutsch, türkisch, arabisch
und tschetschenisch bzw.
russisch.“

Die Sozialpädagogin ist
Mitglied im Quartiersrat
und schätzt die dadurch
entstandene bessere Ver-
netzung im Kiez. „Das ist
ganz wichtig“, betont sie,
„wir sind mit dem Fami-

Die Basis von Quar-
tiersmanagement ist
die Entwicklung eines
stabilen Gemeinwesens
mit den Menschen vor
Ort, in enger Zusammen-
arbeit mit der Kommune,
den Verwaltungen und
der lokalen Ökonomie

Die Vätergruppe beim Möbelbau

©Regina Friedrich



lienzentrum ja noch im Aufbau und brauchen und
suchen Kooperationspartner.“ 

Neben verschiedenen Einrichtungen und Institutio-
nen ist das auch der Kitaverbund, ein Zusammen-
schluss von zehn Kindertagesstätten im Brunnen-
viertel. 2008 gegründet, war er einer der ersten
Bildungsverbünde im vorschulischen Alter in Ber-

lin. Schirmherrin ist die
langjährige Ausländer-
beauftragte und jetzige
Vorsitzende des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverban-
des Barbara John. Der
Verbund will Kitas zu
attraktiven Lern- und Be-
gegnungsorten für Kin-
der aus verschiedenen
Kultur- und Bildungs-
kreisen entwickeln, die

interkulturelle Kompetenz sowie das Elternenga-
gement stärken. 

Bildung ist ein zentrales Arbeitsfeld von
Quartiersarbeit

Von den rund 8.400 Einwohnern im Quartier haben
mehr als die Hälfte einen Migrationshintergrund,
ein Drittel bezieht Transferleistungen und knapp
zehn Prozent sind arbeitslos. Deshalb ist das Thema
Bildung eines der zentralen Arbeitsfelder im QM.
Eine gute Sprachentwicklung im Kindergarten

erleichtert den Übergang
zur Schule, ein erfolgrei-
cher Schulabschluss ermög-
licht einen Ausbildungs-
oder Studienplatz. 

In der Gustav-Falke-Grund-
schule haben rund 90 Pro-
zent und in der Ernst-Reu-
ter-Sekundarschule rund
80 Prozent der Schüler
einen Migrationshinter-
grund. Das hält viele Eltern
insbesondere aus den um-
liegenden Stadtteilen davon
ab, ihre Kinder in die bei-
den Schulen zu schicken.
Das ärgert Doreen Üzdi-
yen, selbst Mutter von vier
Kindern. „Der Unterricht
ist bei uns wie an anderen
Schulen. Wir haben viele
künstlerische und musische

Projekte, unsere Kinder lernen in der 1. Klasse
schon Englisch.“ Rima El-Said, ebenfalls im Quar-
tiersrat, weiß aber auch, dass das nicht selbstver-
ständlich ist, sondern vielfach erst durch das Enga-
gement der Eltern ermöglicht wurde. „Woanders
werden Schulen mit Hightech ausgerüstet, wir
müssen schon darum kämpfen, um neue Toiletten
zu bekommen. Aber jetzt haben wir sie.“ Die bei-
den Frauen arbeiten ehrenamtlich als Elternlotsen
im Rahmen des QM-Projektes „Starke Eltern-Starke
Schüler“ an der Ernst-Reuter-Sekundarschule sowie
in der Elternvertretung der Gustav-Falke-Schule.
Dort haben sie  über den Quartiersfonds Mittel zur
Einrichtung eines Elterncafés bekommen. „Damit
wollen wir Eltern in die Schule bringen, sie für
Schule interessieren“, erklärt Rima El-Said. „Mitt-
lerweile ist es gut besucht, es gibt Veranstaltungen
und Vorträge und wir machen auch Ausflüge
zusammen. Und es entstehen viele gute Ideen für
unsere Kinder.“

2005 haben sich die Schulen im Brunnenviertel zu
einem Bildungsverbund, initiiert von der Woh-
nungsgesellschaft degewo, zusammengeschlossen.
Er will die Bildungsangebote ausbauen und verbes-
sern und hat dafür verschiedene Projekte auf den
Weg gebracht wie Sprachförderung, Elternaktivie-
rung und Qualifizierung von Lehrern. Das Quar-
tiersmanagement unterstützt Maßnahmen, um die
Schulstandorte attraktiver zu machen. An der
Ernst-Reuter-Schule wurde das Foyer nach Entwür-
fen der Schülerinnen und Schüler und mit ihnen
zusammen neu gestaltet sowie eine nicht mehr

Nach sechs Monaten Schulung erhalten die Brunnenkiezmütter ein Zertifikat und
gehen dann in die Familien

©Regina Friedrich

Kitas sollen zu attrak-
tiven Lern- und Begeg-
nungsorten für Kinder
aus verschiedenen Kul-
tur- und Bildungs-
kreisen entwickelt wer-
den, die interkulturelle
Kompetenz sowie das
Elternengagement
stärken
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genutzte Cafeteria zu einem multifunktionalen
Beratungsraum umgebaut, ebenfalls mit aktiver
Mitarbeit der Schüler und mit kompetenten Trä-

gern der Jugendarbeit. In einer Ausbildungsküche
lernen junge Leute verschiedene gastronomische
Berufe. Eine besondere Form der Berufsberatung
sind die „School Talks“, in denen Menschen ver-
schiedenster Herkunft und Profession als „Mutma-
cher“ über ihren beruflichen Werdegang berichten.
Gerade eröffnet wurde die umgebaute Außenflä-
che der Schulmensa. Im Kunstkurs haben Schülerin-
nen und Schüler Möbel entworfen, Farbkonzepte
erarbeitet und beim Bau geholfen. Nun können sie
sich dort in der Pause treffen und erholen. Gleich-
zeitig hat sich das Erscheinungsbild des in die Jahre
gekommenen Gebäudes weiter verbessert.

Profitiert vom Quartiersmanagement hat auch 
die gegenüberliegende Gustav-Falke-Grundschule.
„Viele unserer Kunstprojekte hätten wir ohne das
Quartiersmanagement nicht durchführen kön-
nen“, betont Christiane Schweising, stellvertreten-
de Schulleiterin, und führt als Beispiel die Umge-
staltung eines eher langweiligen Schulflures in
einen „Flur zum Wohlfühlen“ an, an der Künstler
und Kinder gemeinsam beteiligt waren. „Die

Künstlergruppen, mit
denen wir zusammen-
gearbeitet haben, haben
eine sehr gute Arbeit
geleistet und es kamen
viele neue und interes-
sante Kontakte zustan-
de. Die Kinder, von denen
viele einen Migrations-

hintergrund haben, konnten auf ganz andere, auf
künstlerische Art gefördert werden.“ Das Knüpfen
und Erweitern von Netzwerken im Kiez zwischen

den verschiedenen Einrich-
tungen sieht sie als weite-
ren wichtigen Aspekt der
Quartiersarbeit. Sie selbst ist
Mitglied im Quartiersrat,
ihre Schule Teil des Bil-
dungsverbundes. „Es klappt
gut, die Drähte sind ein-
fach kürzer, ob nun zur
Oberschule oder den be-
nachbarten Kitas, und das
macht die Zusammenarbeit
einfacher.“

Partizipation ist und bleibt
einer der wichtigsten Stütz-
pfeiler des Quartiersmana-
gements. Bewohnerinnen
und Bewohner sowie die
Akteure im Kiez können
und sollen ihre Ideen zur

Knüpfen und Erweitern
von Netzwerken im
Kiez zwischen den
verschiedenen Einrich-
tungen sind wichtige
Aspekte der Quartiers-
arbeit.

Aktionstag im Rahmen des Projekts „Schöner Kiez“

©Regina Friedrich

Das Projekt „Bilderbuchkino“ fördert die Lese- und
Sprachfähigkeit von Kindern in Kitas  und Grundschul-
klassen

©Regina Friedrich



Quartiersentwicklung einbringen, sie entscheiden
über ihre Förderung und sind aktiv an der Umset-
zung der Projekte beteiligt. Das ist in den Kitas und
Schulen so, in den Einrichtungen der einzelnen Trä-
ger oder auch bei Vorhaben im Quartier. So gab es
beispielsweise bei der Neugestaltung des Garten-
platzes ein Beteiligungsverfahren, in dem die An-
wohnerinnen und Anwohner Vorschläge unter-
breiteten – genug Bänke zum Sitzen, eine

Spiellandschaft für die
Kinder, Sportflächen für
Jugendliche und eine
Ruheoase für die Senio-
ren. Das fördert nicht
nur das Selbstbewusst-
sein aller Beteiligten,
sondern auch das Ver-

antwortungsgefühl für das Geschaffene. Ein Jahr
nach der Wiedereröffnung gibt es keine Zerstörun-
gen, nicht die sonst üblichen Graffiti oder Ver-
schmutzungen.

Um Verantwortung, Verständnis und Miteinander
geht es auch im Projekt „Streitpunkt“. In dem 2009
gestarteten Gemeinwesen-Mediationsprojekt wur-
den 14 ehrenamtliche Mediatoren ausgebildet, die
Nachbarschaftskonflikte und Streitigkeiten lösen
sollen. Derzeit wird versucht, größeres Konflikt-
potential aus dem Umfeld eines Supermarktes her-
auszunehmen und zwischen Anwohnern zu ver-
mitteln. 

Unterschiede akzeptieren und Gemeinsam-
keiten fördern

Mehr als die Hälfte der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner haben einen Migrationshintergrund. Was an-
derswo das Zusammenleben schwierig macht, wird
von vielen als Bereicherung
angesehen und nicht als
Problem. „Ich kann nicht sa-
gen, dass irgendwer ausge-
grenzt wird, hier in unserem
Kiez ist jeder willkommen,
alle Kulturen, das finde ich
toll“, sagt Doreen Üzdiyen.
„Es ist ein schönes Miteinan-
der, ich kenne keinen, der
Streit hat, ob es Araber sind
oder Inder, Türken oder
Deutsche.“ Das wird mit
unterschiedlichen Projekten
auch vom QM unterstützt,
wie dem „Interkulturellen
Dialog“. Da treffen sich

Menschen verschiedener Herkunft oder  Religion,
sprechen miteinander, lernen sich und ihre Kultur
kennen, essen und feiern zusammen. Rima El-Said
schätzt diesen Austausch. „Zu verschiedenen Fest-
en, auch  islamischen wie Ramadan, machen wir
Veranstaltungen und laden auch andere Kulturen
und Religionen dazu ein“, erzählt sie begeistert.
„Vergangenes Jahr kamen Leute von der Kirchen-
gemeinde zum Aschura-Fest. In der Ernst-Reuter-
Schule haben wir gemeinsam Fastenbrechen ge-
feiert und erzählt, warum man das macht und
warum es so wichtig ist, weil es ja viele Missver-
ständnisse gibt über das Fasten.“ Und Doreen Üzdiy-
en ergänzt: „Die Schüler haben für uns gekocht,
das fand ich ganz super. Wir hatten auch mal eine
Einladung zum Weihnachtsessen in der Kirche am
Humboldthain, da wurden wir herzlich aufgenom-
men, jeder erzählt von seiner Kultur, es war eine
sehr schöne Atmosphäre.“

Trotz aller Anstrengun-
gen zur Integration
unterschiedlicher Bevöl-
kerungsgruppen gibt es
auch kulturelle Besonder-
heiten, denen in speziell
zugeschnittenen Projek-
ten Rechnung getragen

wird. Zum Beispiel ist es für Mädchen mit Migra-
tionshintergrund nicht immer einfach, in der Öffent-
lichkeit Sport zu treiben. In Schnupperwochen
haben sie die Möglichkeit, sich in geschützten Räu-
men unter Anleitung erfahrener Trainerinnen in
Ballsportarten auszuprobieren und sich später viel-
leicht auch einem Verein anzuschließen. Oder das
Familienzentrum bietet Frauen Mal-Kurse, Yoga
und Erzähltheater an, in denen Frauen unter sich
sind, weil das für einige doch sehr wichtig ist, um
am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen.

Beteiligung fördert
nicht nur das Selbst-
bewusstsein, sondern
auch das Verantwor-
tungsgefühl für das
Geschaffene

Trotz aller Anstrengun-
gen zur Integration
gibt es auch kulturelle
Besonderheiten, denen
in speziell zugeschnit-
tenen Projekten Rech-
nung getragen wird

Im Projekt „Mädchen am Ball“ sind die Mädchen ganz unter sich und können sich,
angeleitet von erfahrenen Trainerinnen, in verschiedenen Ballsportarten erproben

©Regina Friedrich
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Entwicklungen anschie-
ben und Ressourcen
bündeln

In den sieben Jahren des
Bestehens des Quartiers-
managements hat sich die
Situation im Kiez stabilisiert,
es wurden Projekte initiiert
und Bewohner aktiviert.
Auch das Wohnumfeld hat
sich verbessert. Diesen Sta-
tus Quo gilt es zu erhalten
und vor allem nachhaltig zu
gestalten, denn Quartiers-
managements sind Förder-
maßnahmen auf Zeit. Be-
reits 2011 wurden die Mittel
des Programms „Soziale
Stadt“ erheblich reduziert,
in Berlin konnten die Kür-
zungen bisher durch Finanzspritzen abgefangen
werden. Deshalb kommt den QMs in den nächsten
Jahren die Rolle des „Anstiftens“ und „Anschie-
bens“ von Entwicklungsprozessen zu, es gilt, die
vorhandenen Ressourcen zu bündeln und ihnen
eine zentrale Eigendynamik zu verschaffen, gemein-
sam mit allen Beteiligten, das ist auch so im Hand-
lungs- und Entwicklungskonzept 2012 festgeschrie-
ben. Ausgebaut wird dazu die Zusammenarbeit
mit dem benachbarten QM. In einer gemeinsamen
Kiezwerkstatt, organisiert von beiden Quartiers-
managements, können engagierte Bewohnerin-
nen und Bewohner und Akteure aus den Projekten
ihre Ideen für ein lebendiges, zukunftsfähiges

Quartier einbringen, die dann gemeinsam auf den
Weg gebracht werden sollen.

Regina Friedrich arbeitet als freie Journalistin

in Berlin für verschiedene Medien im Print-

und Online-Bereich. Seit mehr als zehn Jah-

ren unterstützt sie auch die Öffentlichkeits-

arbeit in Quartiersmanagementgebieten in

der Stadt. Sie ist erreichbar unter der Adresse

des Quartiersmanagements Brunnenviertel-

Ackerstraße: Jasmunder Straße 16, 13355 Berlin.

E-Mail: kiezredaktion@gmx.de

Weitere Infos unter: www.brunnenviertel-ackerstrasse.de

Im Quartiersrat wird über Projektideen und -anträge beraten und mitentschieden
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Verantwortung lernen. Verantwortung leben
Das Freiwillige Soziale Jahr Politik in Niedersachsen

Julia Wurzel

Für politisches Engagement ist es wichtig, die
Funktionsweise von politischen Institutionen zu
kennen - aber auch die Erfahrung zu machen, Ver-
antwortung zu übernehmen, meint Julia Wurzel,
die als zuständige Bildungsreferentin seit 2009
einen politischen Freiwilligendienst für Jugend-
liche in Niedersachsen koordiniert. Weiterführen-
de Informationen zum FSJ Politik in Niedersachsen
finden Interessierte auf der Website des Trägers
des Freiwilligendienstes, der LKJ Niedersachsen
e.V.: www.lkjnds.de 

„Engagiert Euch!“ ruft der 94-jährige Stéphane
Hessel die junge Generation auf und ermuntert sie,
sich der großen Herausforderungen der Zukunft
anzunehmen und mit demokratischen Mitteln für
politischen Wandel einzusetzen. „Jede Generation
ist imstande, ihren Platz und ihre Verpflichtung im
Sinne von Sartre zu finden, für den wahres
Menschsein mit entschiedenem Engagement und
Verantwortungsbewusstsein beginnt.“ (Hessel
2011, S. 37) Mangelt es an politischem Einsatz der
jungen Generation und werden ihr überhaupt
genügend Möglichkeiten geboten, ihre Interessen
in die Gesellschaft einzubringen? In Niedersachsen
besteht seit September 2009 die Möglichkeit, ein
Freiwilliges Soziales Jahr auch in politischen Insti-
tutionen zu absolvieren. Die Nachfrage von jungen
Menschen ist groß.

Seit 2009 heißt es „Machen statt Meckern“ 

Seit 2009 heißt es „Machen statt Meckern“ bei der
Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung
Niedersachsen e. V. (LKJ). Sie ist Trägerin des Pro-
gramms Freiwilliges Soziales Jahr in der Politik (FSJ
Politik), das vom Niedersächsischen Ministerium
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Inte-
gration gefördert wird. Seit über vierzig Jahren
können sich junge Menschen im Rahmen eines
Freiwilligen Sozialen Jahres engagieren. Was als
Möglichkeit zum Engagement zunächst in sozialen
Einrichtungen unter dem diakonischen Gedanken
begann, sich später auf den ökologischen Bereich
ausdehnte und seit einigen Jahren auch in Kultur-
einrichtungen, im Denkmalschutz und im Sport
möglich ist, wurde im Jahr 2009 auch für die Politik
in Niedersachsen eingeführt: ein identitätsstiften-
des und gemeinschaftsförderndes Bildungs- und
Engagement-Angebot für junge Menschen. Das
FSJ Politik ist laut Jugendfreiwilligendienstegesetz
ein Bildungs- und Orientierungsjahr für 16- bis 
26-Jährige. Interessierte können sich bei der LKJ
Niedersachsen e. V. für den Freiwilligendienst

bewerben und ergattern mit ein bisschen Glück
einen Platz in einer von derzeit 22 Einsatzstellen.

Genauso vielfältig wie die gesellschaftlichen Kon-
texte, in denen sich politisches Geschehen abspielt,
sind die Einsatzbereiche im FSJ Politik. Ziel ist es,
durch den Freiwilligendienst eine möglichst große
Bandbreite zu eröffnen, auf der Jugendliche poli-
tisch aktiv werden können. Das FSJ Politik findet
also nicht nur in Einrichtungen statt, in denen
unmittelbar politische Entscheidungen getroffen
werden, sondern vor allem auch in Organisatio-
nen, die durch ihre Arbeit dazu beitragen, dass
andere Menschen von politischen Prozessen erfah-
ren, sich selbst eine Meinung bilden können, zu
Mitsprache befähigt oder ermutigt werden. Es ist

die Vielfalt der Einsatz-
stellen, die den Freiwilli-
gendienst lebendig wer-
den lässt: Von liberal
über grün, konservativ
bis sozialdemokratisch,

von namhaften politischen Stiftungen über Ein-
richtungen, die kürzlich erst neu eröffnet haben,
oder die Mitarbeit in Projekten, die noch im Entste-
hen sind: dort überall ist der Einsatz der Freiwilli-
gen im FSJ Politik gefragt.1 Die beteiligten Einrich-
tungen freuen sich, durch den Freiwilligendienst
einem jungen Menschen ihr Wissen weitergeben

Freiwillige im Gespräch mit Christian Wulff, damals
niedersächsischer Ministerpräsident, September 2009

Es ist die Vielfalt der
Einsatzstellen, die den
Freiwilligendienst
lebendig werden lässt

1  Im Jahr 2011/12 sind zum Beispiel folgende Einsatzstellen am

FSJ Politik beteiligt: Fraktionen im Niedersächsischen Landtag

(CDU, SPD, FDP, Grüne), Friedrich Ebert Stiftung, Konrad Adenau-

er Stiftung, Heinrich Böll Stiftung, Historisch-ökologische Bil-

dungsstätte Emsland, Campact - Demokratie in Aktion, Regio-

nalsender Oldenburg Eins, Gedenkstätte Bergen-Belsen u.v.m.
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und ihn oder sie über ein Jahr hinweg begleiten zu
können, und sie erhoffen sich davon auch neue
Impulse für ihre Arbeit. Es ist ganz klar, dass von
den Jugendlichen zwischendurch auch kritisch
nachgefragt wird. Gerade dieser frische, unver-
stellte Blick von außen ist es, den viele Einrichtun-
gen als große Bereicherung erleben.

Die Freiwilligen sind vom 1. September bis zum 
31. August des Folgejahres in den Alltag ihrer Ein-
richtung involviert. Zwölf Monate, in denen viel
passieren kann: Stehen in der Zeit bis Weihnachten
vor allem häufig noch gegenseitiges Kennenler-
nen, Einfinden ins Team und in einen geregelten
Arbeitsalltag im Vordergrund, warten schon bald
größere Herausforderungen auf die Freiwilligen:
„Kannst du bitte die Referenten für das Seminar
anfragen?“ „Würdest du einen Bericht über unsere
Demo auf der Website veröffentlichen?“ „Wärst
du so lieb, die Hintergründe für diese Anfrage zu
recherchieren?“ Die Freiwilligen bekommen schon
bald Verantwortung übertragen, die sie wachsen
lässt, aber nicht überfordert. Im Laufe des Jahres
realisiert jede/-r Freiwillige/-r ein eigenständiges
Projekt und bereichert damit das Angebot ihrer/
seiner Einsatzstelle. Je nach Interessenschwerpunk-
ten und Vorkenntnissen bringen sich die Jugend-
lichen unterschiedlich in ihre Einrichtungen ein:
Die eine organisiert ein Planspiel für Schülerinnen
und Schüler im Rathaus ihrer Heimatstadt, der ande-
re einen Sponsorenlauf für einen guten Zweck, ande-
re drehen einen kurzen Spot über die Einsatzstelle,
erstellen eine Wanderausstellung für Schulen oder
moderieren eine Veranstaltung.

Durchaus mit einem selbstkritischen Blick muss
angemerkt werden, dass sich die Tendenz, dass
politisches Interesse stark vom Bildungshinter-
grund abhängt, auch deutlich im Freiwilligen-
dienst widerspiegelt. Schulabschlüsse spielen für
die Bewerbung am Freiwilligendienst zwar keine
Rolle, aber schaut man sich die Profile der Teilneh-
menden an, wird deutlich, dass die große Mehrheit
Abitur und sich bereits vor dem Freiwilligendienst
in Jugendorganisationen oder politischen Parteien
engagiert hat. In den Einrichtungen wird den
Freiwilligen einiges abverlangt. Die übertragenen
Aufgaben setzen häufig grundlegende Recher-

chekompetenzen, einen
sicheren Umgang mit
Schrift und Sprache und
nicht zuletzt selbstorga-
nisatorische Fähigkeiten
voraus. Es ist ein Freiwil-
ligendienst, der vor allem
die Jugendlichen anspricht,
die eine grundsätzliche
Affinität zu politischen
Fragen mitbringen. Das

melden auch die beteiligten Einrichtungen zurück
und setzen dies gleichzeitig als Grundbedingung
voraus, wenn sie sich für oder gegen eine/-n Bewer-
bende/-n entscheiden. Trotz der sicherlich einige
elitär anmutenden Tendenzen muss festgehalten
werden, dass das FSJ Politik eine sinnvolle Ergän-
zung zu den vielfältigen Freiwilligendienstpro-
grammen darstellt und damit eine Nische ausfüllt,
die diesem speziellen Interesse von Jugendlichen
und Einrichtungen gerecht wird.

Begleitet wird der Arbeits-
alltag in der Einsatzstelle
von 25 verpflichtenden Bil-
dungstagen, die von der
LKJ Niedersachsen e. V. als
Träger des Freiwilligen-
dienstes konzipiert und
durchgeführt werden. In
Planspielen, Gruppendis-
kussionen, gemeinsamen
Aktivitäten oder auch in
kreativen Werkstätten wer-
den Themen bearbeitet, die
das Zusammenleben, Werte-
verständnisse und Zukunfts-
vorstellungen betreffen.
Dabei werden die Freiwilli-
gen eher mit grundlegen-
den Fragen konfrontiert
denn mit tagespolitischen
Debatten. Zwar spielt auch

Freiwillige aus FSJ Politik und FSJ Kultur beim politischen Planspiel „Gemeinsam nach
Übermorgen“ 2011

Die Aufgaben setzen
häufig grundlegende
Recherchekompeten-
zen, einen sicheren
Umgang mit Schrift
und Sprache und nicht
zuletzt selbstorganisa-
torische Fähigkeiten
voraus



die Tagespolitik in den Seminaren immer wieder
eine Rolle, etwa in der morgendlichen „Tages-
schau“, bei der die Freiwilligen ein für sie heraus-
ragendes politisches (Welt)Ereignis für die Gruppe
aufbereiten und zur Diskussion stellen, jedoch wird
schnell klar: Diskussionen mit festgefahrenen Mei-
nungen zu führen, bringt uns miteinander nicht
unbedingt weiter. Es wird dagegen als bereichernd
erlebt, z. B. in Szenario-Werkstätten gemeinsame
Visionen zu entwickeln, sich über grundlegende
Fragen des Zusammenlebens auszutauschen und
zu merken: Wir haben ähnliche Vorstellungen für
unsere Zukunft, lasst uns etwas dafür tun! Der
Weg dorthin kann unterschiedlich sein, aber die
Ziele sind häufig gar nicht so weit voneinander
entfernt. Viele Jugendliche bestärkt gerade diese
Erfahrung, während des Freiwilligendienstes auf
andere junge Menschen mit großem politischem
Interesse zu treffen.

Die Bildungsseminare im
FSJ Politik dienen nicht
zuletzt als „Horizont-
erweiterung“ und Aus-
tauschplattform für die
Jugendlichen. In den

Seminaren haben die Teilnehmenden die Möglich-
keit, sich mit anderen Freiwilligen über ihren
Arbeitsalltag auszutauschen und ihre meist ersten
beruflichen Schritte, ihren Umgang mit Alltags-
und Arbeitsstress oder ihre Rolle im Team zu reflek-
tieren. Es geht also vor allem auch darum, die Frei-
willigen in ihrer persönlichen Kompetenzentwick-
lung weiterzubringen.

Engagementbereitschaft und politische Teil-
habe 

Auf Initiative eines Schülers, der vom FSJ Politik in
Sachsen und Sachsen-Anhalt gehört hatte,2 wurde
Anfang 2009 auch im Niedersächsischen Landtag
über die Einführung des politischen Freiwilligen-
dienstes debattiert und schließlich über dessen Ein-
führung abgestimmt. Die Nachfrage seitens der
Jugendlichen ist enorm: Die Zahl der Bewerberin-
nen und Bewerber übersteigt bei Weitem das
Angebot, nur etwa jede/-r Vierte erhält einen
Platz. Über den Erfolg des Programms FSJ Politik

sind sich Politik, Einsatzstellen, Träger und nicht
zuletzt die beteiligten Jugendlichen nach nunmehr
knapp drei Jahren Laufzeit in Niedersachsen einig.
Aber handelt es sich auch um ein Programm, das
der allgemein behaupteten Politikverdrossenheit
entgegensteuern kann? Haben wir es überhaupt
mit Politikverdrossenheit bei (diesen) Jugendlichen
zu tun? Und welche Bedeutung kann dem FSJ Poli-
tik für die politische und gesellschaftliche Partizi-
pation der daran Beteiligten zugemessen werden? 

Die heutige Jugend3 wächst in einer zunehmend
individualisierten Gesellschaft auf. Berufs- und Lebens-
planung scheinen zunehmend schwerer vorherseh-
bar, und der Wunsch nach Sicherheit setzt viele unter
Druck (vgl. etwa Albert u. a., 2010). Es scheint gerade
eine Priorität junger Menschenzu sein, den eigenen
Interessen nachzugehen. Sich in Politik einzumischen,
also das Gemeinwohl mitzugestalten, wird dagegen
von 71 % der Jugendlichen als „out“ bezeichnet
(vgl. Albert u.a., S. 142). Mit einer unpolitischen
Jugend haben wir es jedoch nicht zu tun, meint einer
der Herausgeber der letzten Shell-Jugendstudie,
Klaus Hurrelmann. Die Folgen der globalen Finanz-
und Wirtschaftskrise, der Energiepolitik, das „Tur-
bo-Abi“ oder der Bologna-Prozess sind Beispiele
für viele Themen, die die Jugend von heute unmit-
telbar betreffen und damit auch neuen Zündstoff
für Protestbewegungen und politische Aktion bieten
(vgl. ZEIT online, 2010). Der Begriff der „Politikver-
drossenheit“ greift offenbar zu kurz. Das politische
Interesse der heutigen Jugend liege zwar noch
deutlich unter dem der 1970er und 1980er Jahre,
jedoch nimmt es seit 2002 wieder kontinuierlich zu
(vgl. Albert u. a. 2010, S. 131). Und auch die Engage-
mentbereitschaft bei Jugendlichen ist recht groß:
Der Freiwilligensurvey erfasst und analysiert seit eini-
gen Jahren freiwilliges Engagement in Deutsch-
land. Im Bericht von 2009 zeigt sich, dass 35 % der
14-24-Jährigen in Vereinen, Gruppen, Organisatio-
nen oder öffentlichen Einrichtungen aktiv sind (vgl.
Gensicke/Geis). Die Shell-Jugendstudie kommt sogar

auf eine höhere Enga-
gementquote in dieser
Altersgruppe. Sicherlich
relativiert jedoch ein
Blick auf die Motive für
freiwilliges Engagement
ein wenig die zunächst
hoch anmutende Zahl
der engagementberei-

ten Jugendlichen: Freiwilliges Engagement macht
sich nicht nur gut im Lebenslauf, sondern eröffnet

Die Bildungsseminare
im FSJ Politik dienen
als „Horizonterweite-
rung“ und Austausch-
plattform

2  In Sachsen läuft das FSJ Politik bereits seit 2004 unter der Trä-

gerschaft der Sächsischen Jugendstiftung, in Sachsen-Anhalt

begann es kurze Zeit später unter Trägerschaft der Internatio-

nalen Jugendgemeinschaftsdienste (IJGD). Seit 2009 wurde

nach und nach auch in anderen Bundesländern das FSJ im poli-

tischen Leben eingeführt. 

Freiwilliges Engage-
ment macht sich nicht
nur gut im Lebenslauf,
sondern eröffnet dar-
über hinaus neue Netz-
werke oder berufliche
Perspektiven

3  Jugend wird in der Shell-Jugendstudie definiert als die

Lebensphase zwischen dem 12. und dem 25. Lebensjahr.
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darüber hinaus neue Netzwerke oder berufliche
Perspektiven (vgl. Gensicke/Geis). Die letzten gro-
ßen Jugendstudien Shell und Sinus kommen zum
Ergebnis, dass das Kosten-Nutzen-Denken in der
Generation der unter 25-Jährigen stark ausgeprägt
ist. Das Bedürfnis nach Orientierung in der Vielzahl
der Möglichkeiten, nach einem Austesten von Fähig-
keiten, Bedürfnissen und Kompetenzen, nach einer
sinnvollen Auszeit nach der Schule sind legitim und
spielen eine sehr große Rolle in der Entscheidung
für einen Freiwilligendienst. In der „Generation
der Pragmatischen“ ist der Wunsch, sich für die
Gesellschaft zu engagieren, also zwar stark ausge-
prägt, gleichzeitig ist er aber eng damit verknüpft,
die gewonnene Zeit sinnvoll für die eigene Biogra-
fie zu nutzen. Es liegt damit nahe, dass sich viele
Jugendliche entsprechend ihren Interessen einbrin-
gen möchten, und es verwundert kaum, dass der
Großteil des Engagements im Bereich Sport und
Bewegung stattfindet sowie im Bereich Kultur und
Musik. Nur ein sehr kleiner Bruchteil des Engage-
ments gilt Parteien oder Gewerkschaften (vgl. Al-
bert u .a. 2010, S. 156). Anscheinend ist es also zu
kurz gegriffen, wenn die Möglichkeit für Engage-
ment in allen Lebensbereichen mit der für politi-
sches Engagement und damit für politische Teilhabe
gleichgesetzt wird. Hinzu kommt die erschrecken-
de Erkenntnis, dass das Vertrauen in die institutio-
nalisierte Politik, vor allem in politische Parteien
und deren Repräsentantinnen und Repräsentanten
zunehmend schwindet (vgl. Albert u. a. 2010, S. 142).
Die Shell-Jugendstudie stellt fest, dass das Engage-
ment in „klassischen politischen Organisationen,
wie Bürgerinitiativen, Gewerkschaften oder Par-

teien (…) so gut wie keine Rolle“ (Albert u. a. 2010,
S. 157) bei Jugendlichen spielt. Verdrossenheit der
Politik gegenüber spiegelt sich laut Shell und Co.
eher in einem Vertrauensverlust der Parteienpoli-
tik gegenüber.

Auf die Diskrepanz zwischen Engagementbereit-
schaft und aktiver Übernahme von gesellschaft-
lichen Funktionen und damit einhergehender Ver-
antwortungsbereitschaft weist auch Benedikt
Widmaier (2009) hin. Es sei richtig, dass Engage-
ment im Sportverband oder im Kulturbereich
unverzichtbarer Bestandteil für das demokratische
Miteinander sei; zu einer aktiven Bürgergesell-

schaft gehöre aber auch
das Wissen um Funk-
tionsweisen von Institu-
tionen. Einen Ausweg
aus diesem „Partizipa-
tionsparadox“ sieht Wid-
maier unter anderem

darin, entsprechende (Modell-)Projekte zu erpro-
ben, die Jugendliche befähigen, sich in politische
Institutionen mit ihren Ideen einzubringen. „Es
gilt, (…) Institutionen der politischen Jugendver-
tretung wieder zum Leben zu erwecken, Jugend-
liche dabei zu begleiten, ihnen bei der Aneignung
von politischem Wissen zur Seite zu stehen, ihnen
die notwendigen Kontakte zu Verwaltung und
Politik zu eröffnen und Reflexionsräume über ge-
lungene und misslungene politische Partizipation
anzubieten.“ (Widmaier 2009, S. 215). Vielfältige
Engagementformen sind für eine lebendige Bür-
gergesellschaft ohne Zweifel unerlässlich, doch

auch das Agieren in der in-
stitutionalisierten Politik
muss Ziel von Beteiligungs-
und Engagementprogram-
men sein. Gleichzeitig ist es
für eine lebendige Demo-
kratie unabdingbar, dass sich
politische Institutionen der
Bevölkerung (hier vor allem
jungen Menschen) öffnen
und sie am politischen Leben
teilhaben lassen. Der politi-
sche Freiwilligendienst setzt
genau hier an. 

„Das Bohren dicker
Bretter“ hautnah

Die Freiwilligen im FSJ Poli-
tik lernen durch Erfahrung
und reflektieren die PraxisMund, Augen, Ohren zu? Ganz im Gegenteil, meinen Freiwillige im FSJ Politik

Zu einer aktiven Bür-
gergesellschaft gehört
aber auch das Wissen
um Funktionsweisen
von Institutionen



deutlich, dass auch über den Dunstkreis der am
Freiwilligendienst unmittelbar Beteiligten hinaus
ein Mehrwert des FSJ Politik festzustellen ist. Viele
Einrichtungen nutzen die jungen Erwachsenen als
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren für ihre
Arbeit, gelingt es doch vor allem durch die Freiwil-
ligen, die selbst erst vor einigen Monaten die Schu-
le verlassen haben, eine jugendliche Zielgruppe für
die Aktivitäten der Einrichtung und somit für Poli-
tik auf vielen Ebenen zu gewinnen. Die FSJlerinnen
und FSJler wiederum berichten häufig von den
meist positiven Reaktionen ihres Umfeldes, wenn
sie von ihrem politischen Engagement erzählen.
Sie sind ein lebendiges Beispiel dafür, dass Politik
Spaß machen kann und vielleicht sogar eher „in“
als „out“ ist.

Engagement mit Herz und Verstand

Während des Freiwilligendienstes gestalten die
Jugendlichen also das politische und gesellschaft-
liche Leben in Niedersachsen mit. Sie übernehmen
teilweise gesellschaftliche Funktionen, in jedem
Fall aber Verantwortung im Kleinen. Gerade in Zei-
ten, in denen die Gestaltungsfähigkeit der institu-
tionalisierten Politik unter dem Eindruck der Vor-
herrschaft von Wirtschaft und Geldsystem sowie
globalen Abhängigkeitsverhältnissen zunehmend
in Zweifel gerät, ist es umso wichtiger zu erfahren,
dass das unmittelbare Umfeld mitgestaltet werden
kann. Während des Jahres schärft sich das Ver-
ständnis vom Funktionieren und Zusammenwirken
der unterschiedlichen gesellschaftlichen Akteurin-
nen und Akteure. Über den Zeitraum von einem
Jahr haben die Jugendlichen die Möglichkeit, sich
intensiv mit der Komplexität von politischen Ent-
wicklungen zu beschäftigen und sich Antworten
bei Expertinnen und Experten einzuholen. Vor allem
aber werden die Freiwilligen im Laufe der Zeit
selbst zu Expertinnen und Experten, denn sie ler-
nen, Verantwortung zu übernehmen – für sich
selbst und für andere. Die kontinuierliche Beschäf-
tigung mit Politik – und damit ein erfolgreicheres
Verständnis von komplexen politischen Inhalten –
sowie ein ausgeprägtes Verantwortungsgefühl,
das sich vor allem durch positive Erfahrung ergibt,
gelten als eine der wichtigsten Bedingungen dafür,
dass junge Menschen zur Beteiligung in der Lage
und bereit sind (vgl. Arnold u.a. 2011).

Der Freiwilligendienst im politischen Leben kann
sicherlich nicht als Allheilmittel gegen Politikver-
drossenheit bezeichnet werden, ist es in Teilen
doch auch ernüchternd, die Funktionsweisen der
Politik zu erleben. Über die Wirkungen des Freiwil-

in den begleitenden Seminaren. Bei Einsatzstellen-
besuchen, Seminar- und Jahresauswertungen durch
den Träger melden viele der teilnehmenden Jugend-
lichen zurück, dass es ein Aha-Erlebnis sei, die
Strukturen von politischen Institutionen am eigenen
Leib zu erleben – im positiven, wie im negativen
Sinne. Es ist wichtig zu realisieren, dass die eigene
Idee zwar gut sein kann, dies aber keine Garantie
dafür ist, dass sie sich durchsetzt. Standpunkte
müssen ausgehandelt werden, Kompromisse gehö-
ren zum Alltag. Es gibt vielfältige Faktoren und
komplexe Hintergründe, die dazu beitragen oder
verhindern, dass sich eine Meinung durchsetzt. Im
Arbeitsalltag und nicht zuletzt durch die eigene
Projektarbeit entwickeln die Freiwilligen ein Ver-
ständnis dafür, dass viele Kommunikationswege

zurückgelegt werden
müssen, bevor es zu einer
Projektumsetzung kom-
men kann, und dass be-
stimmte Dinge viel Vor-
lauf benötigen. Dass
„Politik ein starkes, lang-
sames Bohren dicker
Bretter mit Augenmaß
und Leidenschaft zu-

gleich“ (Max Weber) ist, wird im Arbeitsalltag der
Freiwilligen im FSJ Politik tatsächlich begreif- und
erfahrbar. 

Einen umfassenden Einblick über das Zusammen-
wirken unterschiedlicher Einrichtungen erhalten
die Jugendlichen während des Jahres zwangsläu-
fig. Auf dem Programm der begleitenden Semina-
re stehen zum Beispiel gemeinsame Besuche im
Bundes- oder Landtag, deren Arbeit durch die dort
engagierten Freiwilligenkolleginnen und -kollegen
plötzlich für alle viel konkreter wird. Spätestens im
ersten Bildungsseminar erfahren die Freiwilligen
von den anderen Einsatzstellen im FSJ Politik und
daraus ergeben sich auch schon einmal interessan-
te Synergieeffekte: So wurde der Freiwillige, der
sich in der Volkshochschule Nienburg im Bereich
politischer Jugendbildung engagiert zeigt, auf die
Junge Presse Niedersachsen e. V. aufmerksam und
prompt in den Vorstand des Vereins gewählt. Die
Freiwillige bei der Arbeitsgemeinschaft Evangeli-
sche Jugend freundet sich mit der FSJlerin von der
KZ Gedenkstätte Moringen an und entwickelt mit
ihr die Idee für ein gemeinsames Projekt: Unter
dem Motto „Denkst du noch einfarbig oder ist
dein Leben schon bunt?“ planen die beiden jungen
Frauen einen Wochenendworkshop für Jugend-
liche zum Thema „Rassismus“. Über die neue Koope-
ration freuen sich nicht zuletzt auch die Einsatz-
stellenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter. Es wird

Dass „Politik ein star-
kes, langsames Bohren
dicker Bretter mit
Augenmaß und Leiden-
schaft zugleich“ ist,
wird im Arbeitsalltag
der Freiwilligen
begreif- und erfahrbar
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ligendienstes liegen bisher keine repräsentativen
Studien vor, und das FSJ Politik in Niedersachsen ist
im dritten Jahr sicherlich noch zu jung, um allgemei-
ne Schlüsse für die politische Integration der daran
Beteiligten ziehen zu können. Dass der Gewinn
sowohl für die Teilnehmenden als auch für die
Gesellschaft groß ist, zeigt jedoch die Tatsache,
dass viele Absolventinnen und Absolventen eines

Freiwilligen Sozialen Jah-
res Politik auch nach dem
offiziellen Ende ihres
Freiwilligendienstes mit
ihrer Einsatzstelle oder
dem Träger in Kontakt
stehen: Es werden wei-
terhin gemeinsame Pro-
jekte durchgeführt, die
ehemaligen Freiwilligen
wirken an den Bildungs-

seminaren im FSJ Politik oder als Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren in der (politischen) Jugendbil-
dung mit, und einige übernehmen zum Beispiel in
der Kommunal- oder Hochschulpolitik ein politi-
sches Amt. Viele Absolventinnen und Absolventen
melden in der Jahresauswertung zurück, dass sie
im Laufe des Jahres in ihren Überlegungen bestärkt
wurden, einer Partei beizutreten und/oder ihr Enga-
gement parteibezogen zu intensivieren. Der Groß-
teil der Gruppe im vergangenen Jahrgang 2010/2011
war jedoch der Meinung, dass das persönliche poli-
tische Engagement auch zukünftig außerhalb von
Parteien stattfinden wird, v. a. weil sie sich in ihrem
Engagement in einer Partei zu eingeschränkt füh-
len würden. 

Die Erfahrungen im FSJ Politik tragen sichtlich zu
einem positiven Selbstkonzept der beteiligten
Jugendlichen bei, sie erwerben wertvolle Kompe-
tenzen und vertiefen ihr Interesse für politische
Themen. Auch wenn sich viele (jedoch nicht alle)
Absolventinnen und Absolventen des FSJ Politik
nach Ende des Freiwilligendienstes gegen ein Poli-
tikstudium oder eine aktive Mitgliedschaft in einer
Partei entscheiden, bleibt eine Vielzahl an positi-
ven Erfahrungen und persönlichen Kontakten. Vor
allem ist es aber eine Erkenntnis, die sich viele
Jugendliche aus dem Freiwilligendienst mitneh-
men: dass jede und jeder Einzelne jederzeit und
allerorts dafür verantwortlich ist, hinzuschauen
und mitzugestalten. „Es genügt nicht, sich aufzu-
regen, wie ungerecht die Welt ist. Ungerechtigkeit
ist sehr konkret, sie lauert an meiner Tür hier und
jetzt. (…) Was wird da von mir gebraucht? Zur Stel-
le sein mit Worten und Taten, mit Herz und Ver-
stand“ (Hessel 2011, S. 9).
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Bildungsstätten – unverzichtbare, ungewöhnliche und originelle
Bildungs-, Lern- und Erfahrungsorte

Benno Hafeneger

Welchen Sinn haben Bildungsstätten heute? Dieser
Frage folgt Benno Hafeneger in seiner Betrachtung
des Lernorts Bildungsstätte, dessen spezifische
Aufgaben und Funktionen er vor dem Hinter-
grund aktueller Lebens- und Lernbedingungen
betrachtet. Er verweist auf die historische Bedeu-
tung von Bildungsstätten in der deutschen Bil-
dungslandschaft, geht auf den Zusammenhang
zwischen demokratischer Entwicklung und politi-
scher Kultur und der Lernkultur in Bildungsstät-
ten ein, die jedoch unter Veränderungsdruck gera-
ten sind. In seiner Kritik an den aktuellen bildungs-
politischen Vorgaben und damit einhergehenden
strukturellen und organisatorischen Veränderun-
gen von Lebens- und Lernbedingungen begründet
Hafeneger die Notwendigkeit von Bildungsstätten
mit ihren Bildungsmöglichkeiten, die dem Lernen
noch Zeit und Raum bieten.

In der Geschichte der Bundesrepublik und auch
weiter zurück bis in den Beginn des 20. Jahrhun-
derts hinein haben außerschulische Lern- und Bil-
dungsorte in Form von Bildungsstätten, Heimvolks-
hochschulen, Jugendherbergen, Tagungshäusern
und Akademien eine lange Tradition. Ihre Bedeu-
tung für die Entwicklung der Demokratie und der
politischen Kultur, für demokratische Orientierun-
gen und Engagementformen ist wiederholt für alle
Phasen der Bundesrepublik Deutschland rekonstru-
iert und gewürdigt worden. Vor allem die Geschich-
te der Weimarer Republik und der Bundesrepublik
Deutschland zeigen, dass Bildungsstätten als Teil
eines demokratischen Bildungswesens, als Orte der
außerschulischen politischen, kulturellen und sozia-
len Jugend- und Erwachsenenbildung mit Dimen-

sionen wie Mündigkeit und Aufklärung, Kritikfähig-
keit, Emanzipation und Handlungsfähigkeit von
Anfang an mit der Demokratie in einem geradezu
symbiotischen Verhältnis stehen (vgl. Zeuner 2010,
Hafeneger 2011). 

Die Demokratieentwick-
lung ist durch Angebote
und Lernformen der Bil-
dungsstätten in öffent-
licher und freier Träger-
schaft politisch und
kulturell bedeutsam be-
einflusst worden. Eine
große Anzahl von Perso-
nen ist hier zum „Träger

von Demokratie“ mental geprägt und gebildet
worden, hat biografische Erfahrungen gemacht,
die sonst so nicht möglich gewesen wären. Dabei
gab und gibt es einige grundlegende Merkmale
und Gemeinsamkeiten, die das spezifische und zu
anderen Lernfeldern abgrenzbare Profil ausmachen.
Dazu zählen insbesondere: Trägerpluralismus, demo-
kratiepolitisches Selbstverständnis, Differenziert-
heit in Konzepten und Ansätzen, Formaten, The-
men und Praxis, Freiwilligkeit in der Teilnahme,
professionelle Ausgewiesenheit, experimentier-
freudige und innovative Orte, Vernetzung und
Kooperation sowie spezifische Orte non-formaler
Bildung für Jugendliche und Erwachsene, für Fami-
lien und Senioren.

Ich will im Folgenden zunächst knapp auf Entwick-
lungen in den letzten Jahrzehnten eingehen, die
wiederholt als Krisenzeit bezeichnet und material-
reich belegt worden sind, dann mehr allgemein eini-

SCHWERPUNKT

180

Wichtige Bildungsstätte in der Weimarer Republik: Bundesschule des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes in
Bernau, hier im Jahr 2012

©Foto: 44penguins (Angela M. Arnold)/Quelle: Wikipedia

Die Demokratie-
entwicklung ist durch
Angebote und Lern-
formen der Bildungs-
stätten in öffentlicher
und freier Trägerschaft
politisch und kulturell
bedeutsam beeinflusst
worden
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ge „gute Gründe“ für den aktuellen und zukünfti-
gen Bedeutungshorizont von und für Bildungsstät-
ten skizzieren.

Krisenentwicklungen

Die „Außerschulische Bildung“ und andere Publi-
kationen wie das „Journal für politische Bildung“
oder die „Hessische(n) Blätter für Volksbildung“
haben sich in den letzten Jahren wiederholt mit
Krisenentwicklungen und Förderpolitik der außer-
schulischen Jugend- und Erwachsenenbildung sowie
der Bildungsstätten befasst. Gleichzeitig wurden
auch wiederholt weitere Profilentwicklungen und
„gute Gründe“ dargelegt.

Seit mehreren Jahren sind auch die Bildungsstätten
unter Veränderungsdruck und in den Sog von Krisen-
entwicklungen geraten, die vor allem von zwei
zentralen Trends bestimmt sind.

Verwertbarkeit und Förderbedingungen
Wie im gesamten Sozial- und Bildungswesen waren
auch die Jugendarbeit, die außerschulische Jugend-
und Erwachsenenbildung sowie die Bildungsstätten
in den letzten Jahren bzw. Jahrzehnten mit folgender
Wechselwirkung konfrontiert: Abbau, finanzielle
Kürzungen und Schließungen; dann Ökonomisie-
rung mit Marketingstrategien und Mechanismen
wie neue Finanzierungsregelungen, betriebswirt-
schaftliches Management mit Controlling, Nachfra-
georientierung, Zertifizierung und Qualitätssiche-
rung; schließlich der Wettbewerbsdruck auf die

Einrichtungen und Rück-
nahme politisch-emanzi-
patorischer Ausrichtun-
gen. So setzt sich die
„Außerschulische Bildung“
im Jahr 1977 mit Struk-
turproblemen von Bil-
dungsstätten auseinan-
der und in dem Beitrag

von Witte (1977) heißt es u. a., dass Bildungsstätten
bei unterschiedlichen Organisationsformen und
Praxen gemeinsam der politischen und musisch-
kulturellen Bildung verpflichtet seien. Weiter heißt
es dann: „Und allen gemeinsam ist ein Problem: ihre
finanziellen, organisatorischen und personellen
Möglichkeiten stehen im Missverhältnis zum Umfang
ihrer Aufgaben“ (S. 45). Später heißt es in „Außer-
schulische Bildung“ u. a.: „Die Zweifel und die
Rechenneigungen sind wohl als Ausdruck der all-
gemeinen Tendenz anzusehen, Bildungsbestrebun-
gen auf Qualifikationsbedarfe zu reduzieren. Die

unmittelbare Verwertbarkeit wird so zum bestim-
menden Maßstab.“ (Tietgens 1992, S. 11)

In den letzten 20 Jahren
ist wiederholt „auf den
Widerspruch zwischen
der von der Politik her-
vorgehobenen Bedeu-
tung des „lebenslangen
Lernens“ und der Reali-
tät in der Jugend- und
Erwachsenenbildung, die
z. B. durch Mittelkürzun-
gen und Umverteilungen
geprägt ist, hingewie-

sen worden (Außerschulische Bildung, Heft 2/2005,
S. 215). Die Liste der geschlossenen Bildungsstätten in
allen Bundesländern – z. B. Jugendhof Steinkimmen,
Jugendhof Dörnberg, Haus der Gewerkschafts-
jugend in Oberursel, Erwachsenenbildungsstätte
Falkenstein, Jugendbildungsstätte Dietzenbach –
ist lang; das gilt für Bildungsstätten in öffentlicher
und freier Trägerschaft. So hat sich „die Zahl der
Jugendbildungsstätten (einschließlich der Jugend-
tagungsstätten) von 572 Einrichtungen im Jahr
1990/91 auf 405 im Jahr 2002 reduziert.“ (Peter
2005, S. 159)

Orientierungsveränderungen bei Trägern
Bei allen Unterschieden sind die Gewichte und
Veränderungen auch innerhalb der Träger und
Angebote der außerschulischen Jugend- und
Erwachsenenbildung deutlich zu identifizieren; die
politische Bildung war auch hier schon immer ein
Randbereich, und es dominieren in der Erwachse-
nenbildung eindeutig die berufliche und allgemei-
ne Bildung. Nach Zeuner (2010) haben sich der
politische, kritische Auftrag sowie politisch begrün-
dete Ansätze der Erwachsenenbildung – die in der
Weimarer Republik und dann bis in die 1970er Jahre
unumstritten und akzeptiert waren – seit den 1980er
Jahren erheblich verändert. Jetzt tritt „ihre – auch

früher durchaus aner-
kannte instrumentelle
Funktion für den beruf-
lichen Aufstieg – in den
Vordergrund“ (S. 170),
und es dominieren Kon-
zepte des lebenslangen
Lernens mit arbeitswelt-
und qualifikationsbezo-
genen Begründungen

und Ansätzen. Seit den 1990er Jahren tritt – ver-
bunden mit der europäischen Diskussion und För-
derprogrammen – an die Stelle von Bildung das

Die finanziellen, orga-
nisatorischen und per-
sonellen Möglichkeiten
von Bildungsstätten
stehen im Missverhält-
nis zum Umfang ihrer
Aufgaben

Auf den Widerspruch
zwischen der von der
Politik hervorgehobe-
nen Bedeutung des
„lebenslangen Ler-
nens“ und der Realität
in der Jugend- und
Erwachsenenbildung
wurde in den letzten
20 Jahren wiederholt
hingewiesen

In der Erwachsenen-
bildung dominieren
Konzepte des lebens-
langen Lernens mit
arbeitswelt- und quali-
fikationsbezogenen
Begründungen und
Ansätzen
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lebenslange Lernen bzw. Lernen im Lebenslauf
(mit Blick auf Beschäftigungsfähigkeit) in der moder-
nen Wissensgesellschaft. Nach Zeuner (2010) setzte
sich in der Erwachsenenbildung „vielleicht eher
und stärker als in anderen Bildungsbereichen der
Trend zur Ökonomisierung durch“ (Zeuner 2010, 
S. 179), und sie konstatiert insgesamt als „Main-
stream“ eine „Ökonomisierung“ und „Entpolitisie-
rung der Erwachsenenbildung“; Letzteres gilt nicht
für alle Träger, es gilt nicht für Gewerkschaften,
Kirchen, Arbeit und Leben, Akademien und Heim-
volkshochschulen.

Begründungshorizont

Bei einer zeitdiagnostischen Begründung für Bil-
dungsstätten als bedeutende und originelle Bildungs-
und Lernorte sollen vor allem sechs Aspekte – als
unvollständige und rahmende Gedanken – hervor-
gehoben werden. Sie begründen im Diskurs um die
politische und konzeptionelle Selbstverortung, wozu
Bildungsstätten da und gut sind, welche gesell-
schaftliche Funktion und Position sie haben. Ein
solcher Diskurs ist nicht neu und ständiger Gegen-
stand der Reflexion. So haben sich die Bildungs-
stätten als Bildungs- und Lernfeld wiederholt

selbst thematisiert und
Profilentwicklungen be-
gründet. Im Jahr 1979
geht es in „Außerschuli-
scher Bildung“ u. a. um
Öffentlichkeitsarbeit als
notwendige öffentliche
Kommunikation über

die geleistete Arbeit von Bildungsstätten „hinsicht-
lich ihrer Zielsetzung“, „ihrer praktischen Durch-
führung“ und „ihrer Wirkung“ (Oertel 1979, S. 39).
Im Jahr 1979 wird in „Außerschulische Bildung“ die
weitere Profilentwicklung skizziert, die vor allem in
der Kooperation von Bildungsstätten mit Schulen,
Volkshochschulen, Bundeswehr, Betrieben/Gewerk-

schaften, der Sozial- und Jugendarbeit, mit Univer-
sitäten und Forschungseinrichtungen gesehen
wird. Schließlich werden im Jahr 1992 die Bildungs-
stätten als demokratische „Lern- und Begegnungs-
orte“, die für „humanes Lernen und Arbeiten ste-
hen“, thematisiert; so verorten sie sich in Zeiten
„ökonomischer Prämissen“ bzw. von „Kosten-Nut-
zen-Rechnungen“. Unter dem Titel „Den Lernort
Bildungsstätte neu begründen“ wird im Jahr 2005
der Frage nachgegangen, ob Bildungsstätten noch
attraktiv sind und eine Zukunft haben. In diesem
Heft werden neben grundlegenden Begründun-
gen auch das Verhältnis von „Bildung und Ökono-
mie“ skizziert und beispielhaft die „geschlechter-
gerechte Bildung“ oder eine „virtuelle Akademie“
vorgestellt.

Demokratie als Entwicklung
Bildungsstätten sind Orte der „Bildung in der Demo-
kratie“ (Aufenanger u. a. 2010), der Demokratie-
bildung und der Herausbildung einer engagierten

Zivilgesellschaft. Demo-
kratisch verfasste Gesell-
schaften müssen immer
wieder – gerade auch in
der Generationenfolge –
gelernt und gelebt wer-
den. Ökonomische und
soziale Krisen werden in

demokratisch verfassten Gesellschaften nicht auto-
matisch und selbstverständlich – wie viele Beispiele
belegen – demokratisch und mit Blick auf das All-
gemeinwohl gelöst, die parlamentarische Demo-
kratie war und ist keine ungefährdete Staatsform
und sie kann auch lautlos und undramatisch abge-
baut und abgeschafft werden. Dies ist vielfach mit
autoritären Politik- und Entscheidungsstrukturen
(sogenannten Sachzwängen und angeblich alter-
nativlosen Entscheidungen) und mit rechtspopuli-
stischen Strömungen verbunden. Wir erleben Pro-
zesse wie Demokratie-Entleerung (mit sinkender
Wahlbeteiligung verbunden), die an der Substanz
rühren und die Entwicklung hin zu einem (verdeckt)
autoritären Kapitalismus lenken, der wiederum
von abgeschotteten Eliten stimuliert wird.

Die Verknüpfung von politischer Bildung, Erziehungs-
wissenschaft und politischer Philosophie, die auf
den Zusammenhang von „Bildungsprozessen und
vitaler Demokratie“ blickt, verweist auf gehaltvol-
le Theorietraditionen, die mit Namen wie John
Locke, Immanuel Kant, Emile Durkheim und John
Dewey verbunden sind. Sie haben über diese Ver-
knüpfung nachgedacht und grundlegend begrün-
det, dass (politische) Bildungsprozesse zu den mora-

Bildungsstätten haben
sich als Bildungs- und
Lernfeld wiederholt
selbst thematisiert und
Profilentwicklungen
begründet

Wichtigstes Arbeitsinstrument der virtuellen Akademie

©Paulwip/pixelio.de

Bildungsstätten sind
Orte der Demokratie-
bildung und der Her-
ausbildung einer
engagierten Zivil-
gesellschaft
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■ Demokratie leben, um an der Gesellschaft prak-
tisch teilhaben (Partizipation, Überzeugung von
Selbstwirksamkeit) zu können und einen demo-
kratischen Habitus als Bürger und Bürgerin zu
erwerben,

■ Demokratie als Lebensform mitprägen, um eine
transferfähige Erfahrung für die Gestaltung einer
demokratischen Gesellschaftsform zu erwerben
(Engagement und Übernahme von Verantwor-
tung in den Handlungskontexten der Teilnehmer).

Dabei sind Bildungsstätten vor dem Hintergrund
eines wachsenden Kontrollverlustes von Menschen
über ihr Leben und ihre Zukunft mit der Herausfor-
derung konfrontiert, wieder Kontrollerfahrungen
zu machen und Kontrollfähigkeit zu erlangen.

Aufklärung, Kritik und Reflexion
Bildungsstätten sind mit ihren Ressourcen und ihrem
know-how, ihren Personen und Räumen unver-
wechselbare Foren und Gelegenheiten der Aufklä-
rung, des Diskurses und der Reflexion; sie sind
Akteur und Mitspieler bei der Suche nach gesell-

lischen Bestandsvoraussetzungen einer liberalen
und sozialen Demokratie gehören. Nur eine leben-
dige Demokratie garantiert – im Spannungsfeld
von direkter und repräsentativer Demokratie – im-
mer wieder Zukunftsoffenheit, Partizipation (auch
als kommunikativer Austausch im Web 2.0) und die
Beeinflussung von Entwicklungen als „Politik“.
Diese ist nach Luhmann (2000) Kommunikation
und ergebnisoffener Diskurs, die dazu dienen,
„kollektiv bindende Entscheidungen durch Testen
und Verdichten ihrer Konsenschancen vorzuberei-
ten“ (S. 48). Als Demokratie garantiert sich die Poli-
tik das Unbekanntsein ihrer Zukunft „und damit
die Voraussetzung dafür, das politische Optionen
nicht errechnet werden können, sondern als Ent-
scheidungen getroffen werden müssen.“ (S. 52)

Es lohnt sich, an die Geschichte des öffentlichen
Bildungs- und Erziehungssystems seit dem 19. Jahr-
hundert und an das Denken der genannten Klassi-
ker zu erinnern, um – bei allen Veränderungen des
„demokratischen Kapitalismus“ (Streeck) den von
ihnen angebotenen „Zündstoff“ (z. B. das Bürger-
recht auf Erziehung und Bildung, auf Mündigkeit,
auf Freiheit) zeitbezogen zu reformulieren. Dabei
ist es das „Kerngeschäft“ der Arbeit von Bildungs-

stätten, demokratische
Reflexions- und Hand-
lungsfähigkeit – capabi-
lities im Sinne von
Amartya Sen – zu för-
dern und zu stärken,
weil zum Kernbereich
einer sozialen Demokra-
tie vor allem Solidarität,

Fairness und Gerechtigkeit gehören. Sie halten eine
Gesellschaft zusammen und erodieren derzeit in
einem problematischen Ausmaß. 

Demokratie als Lebensform
Bildungsstätten sind mit ihren Kursen, Seminaren,
Tagungen und Vernetzungen immer auch Orte und
Lebenswelten leibhafter Erfahrungen, von geleb-
ter Demokratie und Partizipation; sie tragen zur
Entwicklung von „politischen Menschen“ bei (vgl.
Negt 2010a). Als befristetes Zusammenleben und
Lernen der Teilnehmer und Teilnehmerinnen sind
sie „Stätten der Demokratie“ bzw. demokratischer
Lebensform auf der Grundlage „existentieller und
sozialer Erfahrung“ (Dewey 1963, 2000). Sie erfül-
len drei Aufgaben und verstehen Demokratie als
Staats-/Regierungsform und als Lebensform:

■ Demokratie lernen, um (in Zukunft) bewusst
demokratisch handeln zu können,

Solidarität, Fairness
und Gerechtigkeit
halten eine Gesell-
schaft zusammen 
und erodieren derzeit
in einem problemati-
schen Ausmaß

Ein Blick in die vielen Programme und Angebote der Trä-
ger zeigt ein kreatives pädagogisches Feld

©Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten



schaftlichen Problemlösungen. Die empirischen
Befunde über die pädagogische Praxis und die Bil-
dungswirklichkeit des Feldes sind eher bescheiden.
Die wenigen Befunde und vor allem ein Blick in die
vielen Programme und Angebote der Träger, in die
Publikationen (z. B. Jahrbücher) und Diskurse zei-
gen – so ein Blick auf die Angebotsseite – aber ein
(nach wie vor und traditionsreich) buntes und
kreatives pädagogisches Feld. Aufgenommen wer-
den in jährlichen Programmen das ganze Spektrum
von relevanten Themen, Entwicklungen und Fra-
gen der Zeit. Man kann der politischen und kultu-
rellen Bildung nicht vorwerfen, sie habe kein Profil
und hinke der Zeit, aktuellen Entwicklungen und
Themen hinterher.

Politischer Bildung geht es dabei um die Einord-
nung und Erschließung von Erfahrung und Wissen
in den Kontexten der Lebenswelten einerseits und
von Strukturen und Prozessen, von Macht und
Interessen andererseits. Der aktuelle gesellschaft-

liche Problem- und Auf-
klärungshaushalt ist vor
dem Hintergrund gewal-
tiger Umbrüche und viel-
schichtiger Krisenentwick-
lungen enorm. Er reicht –
um nur ein paar anzu-
deuten – von der Her-
ausbildung neuer und
Zementierung alter Un-

gleichheitsstrukturen und sozialer Spaltungen, der
Dynamik der unsichtbaren Akteure in der Markt-
und Finanzwelt, den entfesselten Finanzmärkten und
der Schuldenkrise in der EU, den Folgen der Globa-
lisierungsprozesse über die ökologischen Heraus-
forderungen bis hin zur Entwicklung einer offenen
Migrationsgesellschaft oder auch den Umgang mit
demokratiegefährdenden Entwicklungen. Die öko-
nomischen Krisenentwicklungen in kapitalistischen
Gesellschaften sind auch verbunden mit einer „Kri-
se der Demokratie“ (resp. Vertrauens- und Legiti-
mationskrise des repräsentativen Systems) und stel-
len die Demokratiefrage neu – d. h. die Frage nach
dem Zusammenhang von Kapitalismus und Demo-
kratie, nach der Schärfung des Möglichkeitssinns
und konstruktiven Vorstellungen über die Zukunft
des Gemeinwesens (weil Verhältnisse nicht so sein
müssen wie sie sind) in Auseinandersetzung mit
betriebswirtschaftlicher Rationalität.

In der Klärung und Auseinandersetzung mit den
gesellschaftlichen Krisenentwicklungen geht es
nicht nur um rationale Aufklärung (Wissen und
Können) und Kritik, sondern immer auch um kultu-
relle Suchbewegungen und Gefühle. Ohne ihnen

Raum zu geben und sie einzubeziehen, kann Ler-
nen nicht gelingen. So ist z. B. die Auseinanderset-
zung mit massiven Konflikten oder die Entwick-
lung eines kritischen Geschichtsbewusstseins oder
von Demokratie- und Menschenrechtsbildung als
Ziel kollektiver Erinnerungsleistung ohne die Ein-
beziehung von Gefühlen bzw. ohne emotionale
Prozesse nicht denkbar. Dies meint einen gemein-
sam geteilten „seelischen Raum“, in dem gerade
auch die widersprüchlichen und schwer erträg-
lichen Gefühle ihren Ausdruck finden und in einer
vertrauensvollen Atmosphäre toleriert werden.

Negt (2010a) diagnostiziert gesellschaftliche
Entwicklungen infolge von Globalisierungsprozes-
sen, die er mit Bindungs-, Ort- und Haltlosigkeit,
einer Erosion der Bindekräfte und kulturellen Brü-
chen beschreibt. Ihm zufolge herrschen eine läh-
mende Situation und spezifische Orientierungs-
losigkeit, weil unklar ist, wohin sich die Gesellschaft
entwickelt. Vor diesem zeitdiagnostischen Hinter-

grund gehören Bildungs-
stätten zu den sozial-
moralischen Ressourcen
der modernen liberalen
Demokratie. Wenn demo-
kratische Gesellschaften
ihre Mitglieder befähi-

gen wollen, diese Entwicklungen zu verstehen und
mit zu gestalten, dann brauchen sie Begriffe, Deu-
tungswissen und Orientierungskompetenzen, die
sie in die Lage versetzen, am Zusammenhalt der
Gesellschaft mitzuwirken. Einer solchen politischen
Selbstaufklärung der Gesellschaft geht es um Struk-
turen und Prozesse, um Macht, Herrschaft und
Interessen, die immer auch biografisch und lebens-
weltlich gebunden und erfahrbar sind.

Bildungs- und Lernzeiten

Die Bildungszeitpolitik hat sich in den letzten Jahren
massiv verändert. Sie ist mit der Diskussion um vor-
schulisches Lernen („immer früher – immer schnel-
ler“), der „G 8-Reform“, den Bachelor- und Master-
studiengängen, permanentem Leistungserwerb
und Leistungskontrollen mit neuen Zeitordnungen
und Geschwindigkeiten versehen worden, die Bil-
dung und Lernen verkürzen, beschleunigen und
verdichten. Die zeitpädagogischen und -politischen
Debatten (als Lern- und Bildungszeiten) für Schule,
Ausbildung und Studium zielen auf Employability
und Verwertung, Nutzen und Nützlichkeit. Zeit als
knappe Ressource und effektiv genutzt, lässt – so
die Botschaft – keine Umwege mehr zu und es gilt,
keine Zeit mehr zu vergeuden, zu verlieren und
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Der aktuelle gesell-
schaftliche Problem-
und Aufklärungs-
haushalt ist vor dem
Hintergrund gewalti-
ger Umbrüche und viel-
schichtiger Krisenent-
wicklungen enorm

Bildungsstätten gehö-
ren zu den sozial-
moralischen Ressour-
cen der modernen
liberalen Demokratie
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„totzuschlagen“. Diese Zeitökonomie mit Zeit-
druck und -verdichtung („Zeit ist knapp“ und „Zeit
ist Geld“ und muss sich lohnen) bringt Kinder und
Jugendliche in Zeitnöte und fixiert sie auf ein
staatlich organisiertes, geregeltes und formalisier-
tes Zeitregime (vgl. Görtler/Reheis 2012).

Es gibt mit diesen Imperativen und dieser Nutzungs-
und Effizienzperspektive von Bildungszeit keine
„überflüssige“ Zeit mehr – z. B. als Eigenzeit und
Zeit-Bildung/Bildungs-Zeit für das Leben. Dabei
kommen mit zunehmender Konkurrenz die Schwä-
cheren „unter die Räder“ und nicht mehr mit; sie
werden abgehängt und auch dauerhaft ausge-
grenzt. Ziel der Beschleunigung ist, die Bildungs-
absolventen dem Arbeitsmarkt früher zur Verfü-
gung zu stellen. Insgesamt ist gesellschaftlich und
mit Blick auf die Veränderungsdynamiken der
Moderne festzustellen, dass nicht nur Bildung, son-
dern alle Lebensbereiche und -welten (Arbeitswelt
und Beschäftigungssystem, Familie und privates
Leben, Freizeit und Kultur) und Bevölkerungsgrup-
pen (Kinder, Jugendliche und Erwachsene) unter
Beschleunigungs- und Verdichtungsdruck geraten

sind. Die Folgen dieser
Entwicklung im Schul-
und Unterrichtsalltag,
im Studienbetrieb sind –
mit ihrem 40-Stunden-
Alltag, fehlender Frei-
und Mußezeit, fehlender
eigener Entwicklungs-

zeit – wiederholt diskutiert und kritisch bilanziert
worden (vgl. Behnken/Mikota 2008, Zeiher/Schroe-
der 2008, Görtler/Reheis 2012). 

Außerschulische Bildungsstätten können sein bzw.
sind und verstehen sich demgegenüber – d. h.
gegenüber diesem Zeitmanagement und dieser
„Zeitbastelei“ – als entschleunigte Orte und Zei-
ten, als „Zwischenräume“, „Inseln“ und „Oasen“
zum selbstbestimmten und gewissenhaften Hin-

schauen und Nachdenken (in Denkwelten), zum
differenzierten Wissens- und Reflexionserwerb, zur
selbsttätigen Aneignung von Welt. Das gilt für
kurzzeitpädagogische Veranstaltungsformen (Ta-
gungen, Lehrgänge, Seminare) oder auch koopera-
tive und vernetzte Projekte und unterschiedliche
Formate von Lernen und Bildung.

Eine solche kommunikative Eigenzeit und Zeitkultur
ist – jenseits von Lernen in Alltagskontexten und
Medienwelten – ein attraktives Zeitprofil (mit Zeit-
souveränität) in einer Gesellschaft, die solche „Zeit-
reserven“ zur Verfügung stellen muss, wenn sie
weiterhin über sich und ihre Humanisierung, ihren
Problemhaushalt und ihre Zukunft nachdenken
will. Für die Entwicklung von personaler Identität
bedarf es auch einer verzeitlichten Selbstauffassung,
weil „Identität aus der Art und Weise erwächst, wie
autobiografische Erinnerungen, das aktuelle Selbst-
konzept sowie Erwartungen zur persönlichen Zu-
kunft miteinander verknüpft werden“ (Geißler
2012, S. 40). Außerschulische Bildung ist in ihrer
„Zeitbewirtschaftung“ – im Rahmen ihrer Struktu-
ren – offener und flexibler als das formalisierte

(schulische) Bildungssys-
tem mit seinem engen
Zeitkorsett; sie ermög-
licht auch die Erfahrung
und Einübung von Zeit-
rhythmen, die weniger
festgelegt (Stunden-
rhythmus, Binnenlogik
der Stoffvermittlung) sind
und sich an den kommu-

nikativen Bedürfnissen und der inhaltlichen Klärung
von Sachverhalten orientieren. Solche Erfahrungen
in selbstbestimmten und zugleich kollektiven Bil-
dungs- und Lernzeiten verweisen – gerade auch als
biografisch selbstbestimmter und kompetenter
Umgang mit seiner Zeit und eigenes Zeitmuster –
weiter auf einen Zugewinn an Subjektivität und
Autonomie, von Eigensinn und kritischer Aneig-
nung von Realität. Diese Potentiale und bildenden
Prozesse können sich nur entwickeln, wenn dafür in
vielfältigen außerschulischen Bildungsorten, -for-
men und -kontexten Zeit zur Verfügung gestellt wird.
Gelingende Lern- und Bildungsprozesse benötigen
ihre „eigene“ Dauer und ihren eigenen Rhythmus,
Umwege und erneute Bemühungen – dies geht
nur mit genügend Zeit und einer zugehörigen Zeit-
kultur.

Kommunikative Zentren
Bildungsstätten sind in vielen Regionen präsent
und bilden durchaus ein dichtes Netz. Sie haben eine

Dieser Umgang mit Zeit ist heute nicht mehr angesagt
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Alle Lebensbereiche
und -welten und
Bevölkerungsgruppen
sind unter Beschleuni-
gungs- und Verdich-
tungsdruck geraten

Außerschulische Bil-
dung ist in ihrer „Zeit-
bewirtschaftung“
offener und flexibler
als das formalisierte
(schulische) Bildungssy-
stem mit seinem engen
Zeitkorsett



spezifische Lebenswelt und ein lokales Umfeld, in
das sie eingebunden sind und dessen Entwicklung
sie beeinflussen und unterstützen können. Neben
ihrer politischen Bildungsarbeit kommt ihnen als
lokalen/territorialen Zentren und regionalen Kno-
tenpunkten von Bildung eine Funktion und Leis-
tungsfähigkeit in entgrenzten Zeiten zu, die als
Foren und Moderation von Prozessen, Konflikten
und Interessen verstanden werden können. Dabei

kann an die Konzepte
und Angebote von Acti-
ve Citizenship und Com-
munity Development
oder des Transformati-
ven Lernens und der Ler-
nenden Regionen ange-
knüpft werden. Der
Bedarf an Orten und
Zeiten von zukunfts-
gerichtetem und lebens-

begleitendem Lernen und von Bildung wird in der
Wissensgesellschaft generationsübergreifend zuneh-
men.

Die Qualität als Lebens- und Lernwelt zeigt sich
sowohl an „inneren“ Merkmalen wie Angeboten,
Ausstattung, Versorgung, Kommunikation als auch
an „äußeren“ wie Kontakten und Vernetzung mit
dem lokalen Umfeld wie Schulen, Politik, Zivilgesell-
schaft.

In solchen zeitlich-räumlich-personellen Querverbin-
dungen können Bildungsstätten als Bildungs- und
Lernzentren mit ihrer institutionellen und inhaltli-
chen Vielfalt solche Vernetzungen mit lebenswelt-
lichen Bezügen anregen und fördern, koordinieren
und moderieren. Sie haben als „Bildungsquartiere“
eine bedeutende Funktion im Prozess des lebens-
begleitenden Lernens. Nach Mückenberger (2008)
gilt für Bildungsknotenpunkte als Kommunikations-
orte: „Bildungseinrichtungen müssen nicht nur der
Vermittlung von traditionellem Wissen (Systemwis-
sen) dienen, sondern auch die Wertkomponenten
und -konflikte gesellschaftlichen Handelns (Ziel-
wissen) und das Wissen darum, wie Wissen im ge-
sellschaftlichen Wandel praktisch gemacht werden
kann (Transformationswissen), zum Gegenstand von
Lernen und Reflexion machen“ (S. 165). Bildungs-
stätten können Zentren in Fragen der Anlage,
Durchführung und Auswertung von neuen Bil-
dungs- und Lernmöglichkeiten, der Entwicklung
von Lernkulturen und kooperativen Bildungsarran-
gements (Projekte, Initiativen, organisatorische
Zusammenhänge) sein. Sie sind somit Knotenpunk-
te und Serviceleistungen in der Landschaft des
non-formalen Lernens.

Professionalität

Den skizzierten Begründungen von Bildungsstätten
als „Bildungs- und Lernorten der Demokratie“ fol-
gen Akzente von professionellen Selbstverständ-
nissen. Dazu zählen neben den fachlichen Kompe-
tenzen wie Wissen über Jugend oder Erwachsene,
über Politik und Gesellschaft  oder spezifische the-
matische Profile (in der Arbeitsteilung innerhalb
der Profession) insbesondere die Fähigkeit, immer
wieder Lernprozesse klug zu organisieren und zu
steuern. Es geht um Vorstellungen und experimen-
telles Knowhow, wie mit einer offenen Didaktik
und Methodik und unter den Bedingungen von
Freiwilligkeit und Offenheit ein „pädagogisches
Arbeitsbündnis“ (Oevermann) hergestellt werden
kann.

Weiter sind die Kompetenzen von Bedeutung, die
mit Vernetzung und Infrastruktur, Organisations-
entwicklung und Politikgestaltung verbunden
sind. Dabei geht es um eine Feldentwicklung, die
sowohl auf den spezifischen Formaten non-forma-
ler Bildung besteht, die aber auch die Prozesse der
informellen Bildung aufnimmt; die weiter poli-
tisch-pädagogische Kooperations- und Vernet-
zungsentwicklungen – hin zu lokalen/regionalen
Bildungs- und Soziallandschaften – aufnimmt und
mitgestaltet. Damit ist ein professionelles Agieren
neben der Mikroebene (der konkreten Bildungs-
arbeit) gemeint, mit dem auf einer Mesoebene die
Entwicklung von politisch-sozialen Räumen mit
beeinflusst und gestaltet wird.

Fazit

Die außerschulische politische und kulturelle Bildung
ist schon immer ein Randbereich in der Bildungs-
welt/-politik bzw. Jugendpolitik. Diese Erkenntnis
ist trivial – gleichzeitig gilt, dass Bildungsstätten als
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Der Bedarf an Orten
und Zeiten von
zukunftsgerichtetem
und lebensbegleiten-
dem Lernen und von
Bildung wird in der
Wissensgesellschaft
generationsübergrei-
fend zunehmen

Bildungsstätten als Kommunikationsorte

©Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten
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Bildungs- und Lernorte dringlicher und notwendi-
ger denn je sind. Ihre grundlegenden Aufgaben
sind vor dem Hintergrund von Krisenentwicklungen
und Umbrüchen als Vermittlung und Leben von
sozialer, moralischer demokratischer Kompetenz,
von solidaritätsfördernden Prozessen begründet,
wenn die Demokratie ihren Bestand und ihre Ent-
wicklung, die mit Teilhabe und Vertrauen verbun-
den sind, sichern will. Sie sind als Teil von Bildung
und einer sozialen Infrastruktur zu verstehen, die
zur Gestaltung von gesellschaftlichen Veränderungen
mit den Leitmotiven „Bildung, Demokratie, Frei-
heit“ beiträgt. Das knüpft an die Formulierung von
Tietgens (1992) an, der geschrieben hat: „Bei einem
solchen Bildungsverständnis bekommen Bildungs-
stätten ihren unverwechselbaren Wert“ (S. 11). Das
bedeutet wiederum, sie materiell, infrastrukturell
und personell – und mit einem entsprechenden
politischen Gestaltungsauftrag versehen – in die
Lage zu versetzen, möglichst viele Bürger und Bür-
gerinnen – und hier gerade auch sogenannte bil-
dungsferne, sozial benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen – zu erreichen. Eingebunden in lebens-
und arbeitsweltliche Kontexte können Bildungs-
stätten in Versuchen bedeutsam werden, sozial
benachteiligte Bevölkerungsgruppen in sozial-
räumlicher Nähe anzusprechen und mit ihren
Ressourcen für diese zu quartiersnahen Bildungs-
orten zu werden.
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„Leben und Lernen unter einem Dach“– für die 
22 Heimvolkshochschulen in Niedersachsen ist die-
ses Motto Programm. Bei aller Unterschiedlichkeit
in den Trägerstrukturen und Grundhaltungen der
einzelnen Häuser eint die Heimvolkshochschulen
ein gemeinsames Selbstverständnis, sowohl hinsicht-
lich der pädagogischen Zielsetzungen als auch des
damit verbundenen gesellschaftspolitischen Impetus.
Um diesen gemeinsamen Kern herauszuarbeiten,
hat der Landesverband der Heimvolkshochschulen
Niedersachsens die ArtSet Forschung Bildung Bera-
tung GmbH mit der Durchführung einer Studie
beauftragt, die die Heimvolkshochschulen und ihre
Arbeit aus verschiedenen Perspektiven in den Fokus
nimmt. Im folgenden Beitrag wird das Konzept der
Studie mit dem Arbeitstitel „Die Heimat des Ler-
nens“ vorgestellt, die sich zum Zeitpunkt des Erschei-
nens dieses Artikels in der Durchführungsphase
befindet und bis Mitte 2013 abgeschlossen sein wird.

Die Konzeptionsphase

Im Vorfeld der eigentlichen Studie stand eine Fin-
dungsphase, in der die Zielsetzung und die inhalt-
lichen Schwerpunkte Schritt für Schritt konkretisiert
wurden. Nach ersten Vorgesprächen zwischen dem
Landesverband der Heimvolkshochschulen Nieder-
sachsens und der ArtSet
Forschung Bildung Bera-
tung GmbH wurde ver-
bandsintern zunächst eine
Reihe möglicher Themenfel-
der und Forschungsfragen
gesammelt. Diese wurden im
Rahmen einer Klausurtagung
des Verbandes gemeinsam
mit den Mitgliedern in Ar-
beitsgruppen vertieft, zur
Diskussion gestellt und
schließlich im Plenum abge-
glichen. Diese Phase war für
den weiteren Prozess wich-
tig, nicht nur im Hinblick auf
die notwendige Verständi-
gung innerhalb der Ver-
bandsstrukturen, sondern
auch, weil so intensive Dis-
kussionen ermöglicht wur-
den, die die Grundlage für
eine klare Konturierung des
Auftrags an die Forschenden
darstellten. Auf der Basis
der Ergebnisse der Klausur-
tagung entwickelte ArtSet
ein Konzept, das von einer

Arbeitsgruppe des Verbands diskutiert und schließ-
lich in angepasster Form verabschiedet wurde.

Themenfelder und Ziele der Studie

Die Studie widmet sich drei ineinandergreifenden
Themenfeldern:

1. Dem spezifischen Profil von HVHS und ihrem
besonderen Bildungsverständnis,

2. dem Nutzen, den HVHS für einzelne Teilneh-
mer/-innen sowie für die Gesellschaft als ganze
stiften sowie

3. zukünftigen Herausforderungen und Entwick-
lungsperspektiven, mit denen HVHS auf diese
Herausforderungen reagieren können.

Die Studie soll primär eine identitätsstärkende und
entwicklungsfördernde Binnenwirkung innerhalb

der HVHS entfalten. Sie
versteht sich in erster
Linie als wissenschaft-
lich fundiertes Mittel
der Selbstverständigung
und Selbstvergewisse-
rung für die HVHS. Auf
dieser Ebene richtet sich

Karte mit den 22 Heimvolkshochschulen im Niedersächsischen Landesverband der
HVHS

©Nds. Landesverband der Heimvolkshochschulen

Die Studie versteht 
sich in erster Linie als
wissenschaftlich fun-
diertes Mittel der
Selbstverständigung
und Selbstvergewisse-
rung für die HVHS
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die Studie vorrangig an die HVHS und die in ihnen
arbeitenden Menschen. In zweiter Linie soll die
Studie dazu beitragen, das Profil und die Relevanz
der HVHS-Arbeit nach außen hin deutlicher heraus-
zustellen – hier sind die Akteure im bildungspoliti-
schen Diskurs, aber auch Universitäten, Koopera-
tionspartner usw. adressiert.

Im Folgenden werden die drei Themenfelder der
Studie näher beleuchtet. Die folgende Abbildung
zeigt, mit welchen Erhebungsmethoden Erkennt-
nisse zu den Forschungsfragen in diesen Themen-
feldern gewonnen werden. Dieser Artikel stellt das
Vorgehen und die Methodik der Studie ausführlicher
vor – aus Platzgründen muss dabei darauf verzich-
tet werden, erste bereits vorliegende Ergebnisse
näher darzustellen.

Themenfeld 1: 
Profil und Bildungsverständnis von HVHS
Das erste Ziel der Studie besteht darin, die Besonder-
heiten des Lernens an HVHS herauszuarbeiten. Auf
dieses Ziel bezogene forschungsleitende Fragen sind:

■ Worin besteht der Identitätskern von HVHS?
■ Was zeichnet HVHS gegenüber anderen Bildungs-

orten aus?
■ Worin liegt das Charakteristische am Lernen in

HVHS?
■ Wie wirken Lernprozesse an HVHS auf Identität,

Persönlichkeit und Kompetenzen der Lernenden?

Zu diesen Fragen wird zunächst das professionelle
Selbstverständnis der HVHS herausgearbeitet. Dies
geschieht zum einen über Interviews mit den Lei-

ter/-inne/-n ausgewählter Schulen, zum anderen
über die Rekonstruktion von Selbstbeschreibungen
in Leitbildern, Broschüren, Qualitätsmanagement-
Handbüchern usw.

Themenfeld 2: 
Individueller und gesellschaftlicher Nutzen
des Lernens an HVHS
HVHS sehen sich traditionell in besonderer Weise
einem gesellschaftspolitischen Auftrag verpflichtet.
Die Studie hat den Auftrag, dieses Selbstverständ-
nis herauszuarbeiten. Dabei soll insbesondere die
Frage nach dem Nutzen in den Blick genommen
werden, der mit dem Lernen an HVHS sowohl für die
einzelnen Teilnehmenden als auch für die Gesell-
schaft verbunden ist. Die forschungsleitenden Fra-
gen zu diesem Themenfeld lauten demgemäß:

■ Welchen Nutzen erleben Teilnehmende durch
die Teilnahme an HVHS-Veranstaltungen?

■ Welchen gesellschaftlichen Nutzen erfüllen HVHS
und welche gesellschaftliche Relevanz kommt
ihnen aufgrund ihres Profils zu?

Auch zu diesem Themenkomplex soll zunächst mit-
hilfe von Interviews und Dokumentenanalysen der
Anspruch herausgearbeitet werden, den HVHS an
sich selbst stellen. In einem zweiten Schritt soll die-
ser Selbstanspruch dann mit verschiedenen Außen-
perspektiven (z. B. denen der Bildungspolitik) kon-
trastiert und bewertet werden.

©Falk von Ameln

Worin unterscheidet sich das Lernen in Heimvolkshoch-
schulen von anderen Lernorten?
Seminarszene im Europahaus Aurich

©Europahaus Aurich
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Themenfeld 3: 
Herausforderungen und Entwicklungsperspek-
tiven
Angesichts einer sich rapide verändernden Gesell-
schaft sind Bildungsorganisationen mit neuen Her-
ausforderungen konfrontiert. Das dritte Ziel der

Studie besteht darin, die
zentralen Herausforde-
rungen, die sich in die-
sem Zusammenhang für
die HVHS stellen, zu
identifizieren und Ent-
wicklungspotenziale für
die weitere Arbeit der
HVHS aufzuzeigen. Auf
dieser Basis sollen Hand-

lungsempfehlungen gegeben werden, die für die
zukünftige strategische Ausrichtung der HVHS und
ihres Landesverbands wegweisend sein können.
Forschungsleitende Fragen zu diesem Ziel lauten:

■ In welchen Spannungsfeldern werden HVHS
zukünftig stehen und wie können sie darauf
reagieren?

■ Wie können HVHS ihre Stärken ausbauen, stär-
ker nutzen und deutlicher herausstellen?

■ Was können HVHS tun, um ihr Profil nach innen
und außen weiter zu schärfen?

Interviews mit Leitenden und Dozent/-inn/-en

Im ersten Schritt wurden Publikationen über die HVHS
gesammelt und ausgewertet, um eine Grundlage
für das weitere Vorgehen zu gewinnen. Statistiken
über die Arbeit der HVHS wurden ausgewertet und
mit den Statistiken anderer Bildungsanbieter ver-
glichen, um Unterschiede in der Themenpalette, der
inhaltlichen Schwerpunktsetzung, der Teilnehmen-
denstruktur, der durchschnittlichen Belegungsdauer
usw. herauszuarbeiten.

Auf der Basis dieser Vorarbeiten wurde ein an den
Forschungsfragen der Studie orientierter Leitfaden
für halbstrukturierte Interviews entwickelt, auf
dessen Basis an elf zufällig ausgewählten HVHS
Gespräche mit Leiter/-inne/-n und pädagogischen
Mitarbeitenden geführt wurden. Die Länge der
Interviews variierte je nach verfügbarem Zeitrah-
men und Gesprächsverlauf zwischen zwei und drei
Stunden. 

Soweit die Belegungssituation der Häuser es zuließ,
verbrachten die Interviewenden jeweils einen gan-
zen Tag und eine Nacht in den HVHS, um einen
Rundgang durch das Haus zu machen, Einblicke in

das Kursgeschehen zu erhalten und teilnehmende
Beobachtungen durchzuführen. Im Rahmen dieser
teilnehmenden Beobachtung ergab sich immer auch
die Gelegenheit zu kurzen Gesprächen mit Teilneh-
menden und Dozent-/inn/-en, die das Gesamtbild des
jeweiligen Bildungshauses abrundeten. Die Inter-
views wurden von zwei Mitarbeiter/-inn/-en der
ArtSet Forschung Bildung Beratung GmbH unab-
hängig voneinander durchgeführt, um die unter-
schiedlichen Beobachtungsperspektiven sowohl in
ihren Übereinstimmungen als auch in ihren Abwei-
chungen nutzen zu können.

Ergänzend werden zu einem späteren Zeitpunkt
Telefoninterviews mit Dozentinnen und Dozenten
geführt, die einen besonderen Fokus auf das Bil-
dungsverständnis der HVHS und seine Umsetzung
in der Praxis legen. Die Entscheidung, diese Inter-
views telefonisch und nicht im Rahmen der Besu-
che an den HVHS persönlich zu führen, resultierte
daraus, dass die Dozent/-inn/-en in den Pausenzei-
ten und nach Seminarende stark eingebunden
sind. Gerade im Fall von HVHS-Veranstaltungen
brauchen sie diese Zeiten nicht nur für Dokumen-
tation und ggf. nötige konzeptuelle Anpassungen,
sondern sie benötigen auch ein hohes Maß an Auf-
merksamkeit für die Teilnehmenden. Während
Interviews im persönlichen Kontakt grundsätzlich
vorzuziehen sind, haben wir uns vor dem Hinter-
grund dieser Überlegungen für Telefoninterviews
entschieden.

Mit Hilfe einer softwaregestützten inhaltsanalyti-
schen Auswertung der Interviews werden Gemein-
samkeiten herausgearbeitet, die das Selbstbild der
HVHS zu Spezifika von HVHS und zum gemeinsamen
Bildungsverständnis, den Anspruch an den individu-
ellen und gesellschaftlichen Nutzen von HVHS und
die erwarteten Herausforderungen für die Zukunft
verdeutlichen.

Es sollen Handlungs-
empfehlungen gege-
ben werden, die für 
die zukünftige strategi-
sche Ausrichtung der
HVHS und ihres Landes-
verbands wegweisend
sein können

Ergänzend folgen Telefoninterviews mit Dozenten und
Dozentinnen

©R_K_Müller/pixelio.de
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Dokumentenanalysen

In Ergänzung der Interviews mit den Leiterinnen und
Leitern werden Leitbilder und Qualitätsmanage-
ment-Unterlagen einer Dokumentenanalyse unter-
zogen. Dabei werden alle HVHS, also auch Häuser,
an denen keine Interviews mit der Leitung geführt
wurden, eingebunden. Diese erste Phase mit Inter-
views und Dokumentenanalysen ist als hermeneu-

tischer Prozess angelegt,
der den zu erforschen-
den Gegenstand in den
Vordergrund stellt und
dessen Besonderheiten
gerecht zu werden ver-
sucht. In dieser Gesamt-

schau von Interviewaussagen und schriftlichen Doku-
menten kristallisieren die Selbstbeschreibungen
der verschiedenen Häuser zu einem gemeinsamen
Kern des Selbstverständnisses der HVHS. Hier wird
der inhaltliche Anspruch deutlich, den die HVHS an
sich stellen.

Online-Befragung

Während durch die Interviews und Dokumenten-
analysen das Selbstverständnis der HVHS deutlich

wird, bleibt dabei zu-
nächst offen, wie die Be-
sonderheiten der HVHS
von außen wahrgenom-
men werden und inwie-
weit es den HVHS gelingt,
ihr Bildungsverständnis
auch an die Teilnehmen-
den zu transportieren.
Daher besteht das Ziel
des folgenden Schrittes

darin, die in den Interviews und Dokumentenanaly-
sen herausgearbeiteten Selbstbeschreibungen mit-
tels einer Online-Teilnehmendenbefragung mit
Fremdperspektiven zu kontrastieren und zu vali-
dieren. An dieser Befragung, die im dritten Quartal
2012 stattfindet, können alle Personen teilnehmen,
die in diesem Zeitraum eine Veranstaltung an einer
HVHS besuchen. Reine Belegveranstaltungen, bei
denen lediglich die Räumlichkeiten einer HVHS
angemietet werden, die jedoch weitestgehend ohne
konzeptuelle Beteiligung des betreffenden Hauses
stattfinden, sind von der Befragung ausgenom-
men. Die Befragung wurde bewusst kurz gehalten,
damit die Teilnehmenden die Möglichkeit haben,
den Fragebogen parallel zum Seminar zu bearbei-
ten. Grundsätzlich ist der Fragebogen natürlich auch
nach Abschluss der Veranstaltung noch zugänglich,

um jedoch eine möglichst hohe Rücklaufquote zu
erzielen, werden die Teilnehmer/-innen bereits in
den Veranstaltungen gebeten, den Fragebogen
kursbegleitend an einem der zur Verfügung ste-
henden Rechner auszufüllen. Nachdem die Teilneh-
mer/-innen angegeben haben, an welcher HVHS sie
gerade eine Veranstaltung besuchen bzw. besucht
haben, welchen Titel und welche Dauer die Veran-
staltung hatte, können sie kurz in ihren eigenen
Worten schildern,

■ was für sie die wichtigste Besonderheit an der
HVHS ist, an der sie die betreffende Veranstal-
tung besucht haben,

■ was ihnen an dieser Veranstaltung am besten
gefallen hat und

■ was für sie die wichtigste Erkenntnis aus der
Veranstaltung ist bzw. was sie aus der Veranstal-
tung „mitnehmen“.

Mit diesen vorangestellten offenen Fragen soll sicher-
gestellt werden, dass der Blick der Teilnehmenden
nicht zu stark von den nachfolgenden vorformulier-
ten Fragestellungen gelenkt wird. So sollen auch
Wahrnehmungen eingebracht werden können, die
nicht in die vorgegebenen abgeleiteten Katego-
rien passen.

Im Anschluss daran werden die Teilnehmenden
gebeten, Aussagen zu drei Themenfeldern der Stu-
die auf einer Skala von 1 (stimmt gar nicht) bis 5
(stimmt voll und ganz) zu bewerten. Diese Frage-
kategorien wurden aus den Interviews und Doku-
mentenanalysen abgeleitet und decken so die
wichtigsten Aspekte des Selbstverständnisses der
HVHS ab. Der erste Block von Fragen bezieht sich
auf den Lernort, der in den Selbstbeschreibungen
als wichtigstes Charakteristikum von HVHS heraus-
gestellt wird. Beispiele für Fragen aus diesem The-
menfeld sind „Hier hat man Zeit, sich mit anderen
Teilnehmer/-inne/-n auszutauschen“ oder „Hier
gewinnt man Abstand zum Alltag – der Kopf wird
frei für neue Gedanken“. Der zweite Themenblock
betrifft die Frage, inwieweit sich das in den Selbst-
beschreibungen formulierte Bildungsverständnis
der HVHS in für die Teilnehmenden wahrnehm-
baren Gestaltungsmerkmalen widerspiegelt. Hier
wird z. B. erfragt, inwieweit auch in der Freizeit
(abends, in den Pausen) weiter über die Themen
des Seminars gesprochen wurde, inwieweit das
Thema aus unterschiedlichen Blickwinkeln be-
leuchtet wurde und in welchem Maße die Teilneh-
menden dazu angeregt wurden, die Seminarinhal-
te in Bezug zu ihrem Leben zu setzen. Das dritte
Themenfeld betrifft die Erkenntnisse, die die Teil-
nehmenden aus der Veranstaltung mitnehmen.

Die erste Phase mit
Interviews und Doku-
mentenanalysen ist 
als hermeneutischer
Prozess angelegt

Die in den Interviews
und Dokumentenanaly-
sen herausgearbeiteten
Selbstbeschreibungen
werden mittels einer
Online-Teilnehmenden-
befragung mit Fremd-
perspektiven kontras-
tiert und validiert
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Hier geht es beispielsweise
um die Frage, inwieweit die
Teilnehmenden etwas über
sich selbst erfahren haben,
das ihnen vorher noch nicht
so klar war, oder inwieweit
sie das Seminar motiviert
hat, sich für andere Men-
schen/für die Gesellschaft zu
engagieren.

Statistische Fragen, etwa zu
Geschlecht, Alter, Schulab-
schluss, Ausbildung und
Beruf werden bewusst erst
am Ende der Befragung
gestellt, da sich hier even-
tuell nachlassende Konzen-
tration und Motivation we-
niger stark auswirken als bei
den inhaltlichen Fragen, die
den Teilnehmenden ein ho-
hes Maß an Introspektion
und Reflexion abverlangen. Abschließend wird
noch erfragt, ob die Befragten schon vorher HVHS-
Veranstaltungen besucht haben, inwieweit ihnen
HVHS schon vor ihrem Besuch bekannt waren und
inwieweit sie das Konzept der HVHS kennen.

Während sich die erste Phase der Studie auf quali-
tative Forschungsmethoden stützt, können die mit-
hilfe der Online-Befragung erhobenen Daten ver-
schiedenen quantitativen Analysen unterzogen
werden. So kann etwa untersucht werden, inwieweit
Teilnehmende, die den Lernort HVHS (Themenfeld
1) und die Gestaltungselemente gelungenen Ler-
nens (Themenfeld 2) besonders intensiv wahrge-
nommen haben, sich hinsichtlich ihres berichteten
Erkenntnisgewinns (Themenfeld 3) von Teilneh-
mer/-inne/-n unterscheiden, die den Aussagen zu
Lernort und Lernprozess weniger zustimmen. Bei
derartigen Analysen ist natürlich zu berücksich-
tigen, dass Erkenntnisse nicht reduktionistisch als
durch die Dozent/-inn/-en und den Veranstalter
determinierbares Ergebnis gedacht werden dürfen,
sondern von den Lernenden stets in einem komple-
xen und multikausalen Prozess selbst konstruiert
werden.

Telefoninterviews mit Teilnehmenden

Die Zielsetzung der Online-Befragung besteht dar-
in, eine möglichst breite und repräsentative Daten-
basis zu gewinnen, um die Selbstbeschreibungen
der HVHS mit der Perspektive der Teilnehmenden

abzugleichen. Dabei tritt notwendigerweise die
Individualität im Erleben der einzelnen Befragten in
den Hintergrund. Um jedoch die Gegenstands-

angemessenheit des Vor-
gehens zu sichern, gibt
es für die Teilnehmer/
-innen der Online-Befra-
gung die Möglichkeit,
ihre Kontaktdaten für
eine telefonische Nach-
befragung anzugeben.
In solchen Nachbefra-

gungen können die standardisierten Antworten
aus der Online-Befragung interpretiert, ergänzt
und vertieft werden. Hier können Aspekte des
Lernprozesses zur Sprache kommen, die für die
Teilnehmenden wichtig waren, die aber in der
Online-Befragung nicht hinreichend zur Geltung
kamen.

Reflexion der Forschungsergebnisse vor dem
Hintergrund aktueller wissenschaftlicher Dis-
kurse

Bis zu diesem Punkt ist durch Interviews und Doku-
mentenanalysen deutlich geworden, welches Bil-
dungsverständnis der Arbeit an HVHS zugrunde
liegt, wie dieses Bildungsverständnis in der prakti-
schen Arbeit der HVHS umgesetzt wird und wel-
cher Nutzen auf der Ebene einzelner Teilnehmer/-
innen sowie der Gesellschaft insgesamt dabei
postuliert wird. Durch die Online-Befragung sowie

Was haben die Teilnehmer/-innen im Seminar gelernt?

©Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten

In telefonischen Nach-
befragungen können
die standardisierten
Antworten aus der
Online-Befragung
interpretiert, ergänzt
und vertieft werden
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die telefonische Nachbefragung der Teilnehmen-
den soll ergründet werden, wie diese den Lernort
und ihre eigenen Lernprozesse an HVHS erleben. In
einem weiteren Schritt sollen die bisherigen Befun-
de vor dem Hintergrund von Lerntheorie und Lern-
forschung reflektiert werden. Dabei können von
den Leiter/-inne/-n und Dozent/-inn/-en hergestellte
Zusammenhänge zwischen dem HVHS-spezifischen
Lernsetting und dem Lernen der Beteiligten kritisch
beleuchtet und theoretische Erklärungsoptionen

für empirisch ermittel-
te Zusammenhänge ent-
wickelt werden. Neben
der Auswertung der
Fachliteratur sind Exper-
tengespräche mit Kol-
leg/-inn/-en aus der Wis-
senschaft geplant. Aus
diesem Abgleich von
Selbstbeschreibung, em-
pirischer Befundlage,
lern- und bildungs-
theoretischer Reflexion

ergeben sich dann auch Perspektiven für die Aus-
einandersetzung mit der Frage nach dem gesell-
schaftlichen Nutzen der HVHS.

Expertenrunde mit Teilnehmer/-inne/-n aus
der Bildungspolitik

Zur Frage, welchen ge-
sellschaftlichen Nutzen
man der Arbeit von
HVHS zuschreibt, gibt es
keine „objektive“ Ant-
wort. Vielmehr hängt
diese Bewertung davon

ab, welche gesellschaftlichen Problemlagen in
Gegenwart und Zukunft gesehen werden, welche
Notwendigkeiten und Prioritäten in Bezug auf die-
se Problemlagen gesetzt werden und welche Rolle
sich aus dieser Schwerpunktsetzung für die verschie-
denen Akteure der Erwachsenenbildung ergibt.
Die Wissenschaft kann zu diesem Themenfeld Ana-
lysen beitragen und Handlungsempfehlungen for-
mulieren. Die politische Entscheidungspraxis mag
diesen Empfehlungen (teilweise) folgen, sie orien-
tiert sich jedoch auch an eigenen Prämissen. Um
dieses Spannungsfeld näher zu beleuchten, ist in
der abschließenden Phase der Studie eine Grup-
pendiskussion mit Expert/-inn/-en aus der Bildungs-

politik vorgesehen. Im Rahmen dieser Experten-
runde sollen zunächst die Ergebnisse der Studie
vorgestellt werden, um vor diesem Hintergrund zu
diskutieren, welche bildungspolitisch relevanten
Spannungsfelder die Teilnehmer/-innen für die kom-
menden fünf bis zehn Jahre erwarten und welche
Rolle die HVHS aus ihrer Sicht bei der Bewältigung
dieser Spanungsfelder spielen können.

Perspektiven für die zukünftige Entwicklung
der HVHS

Ein Auftrag der Studie besteht darin, Perspektiven
für die zukünftige Entwicklung der HVHS aufzuzei-
gen. Hier geht es um die Frage, was HVHS tun kön-
nen, um ihr Profil weiter zu schärfen und wie sie
ihre Stärken ausbauen, stärker nutzen und deut-
licher herausstellen können. Auch im Hinblick auf
diesen Themenkomplex arbeitet die Studie mit der
Kombination von Binnen- und Fremdperspektive:
Einerseits werden diese Fragen in den Interviews
mit den HVHS-Leiter/-inne/-n angesprochen, ande-

rerseits lassen sich aus
den Beobachtungen der
Interviewer/-innen, den
Ergebnissen der Online-
Befragung und der
Interviews mit den Teil-
nehmenden sowie aus
den Expertengesprächen

mit Vertreter/-inne/-n der Wissenschaft und der Bil-
dungspolitik Anschlussstellen für die Entwicklung
zukunftsgerichteter Empfehlungen gewinnen. Mit
diesem abschließenden Beratungsteil soll die Studie
einen Beitrag zur Stärkung der Zukunftsfähigkeit
eines traditionsreichen Organisationstyps leisten,
dessen gesellschaftliche Bedeutung als „Schulungs-
stätte für demokratisches Handeln“ in den näch-
sten Jahren möglicherweise weiter zunehmen
könnte.

Dr. Falko von Ameln, Dipl.-Psych., ist zertifi-

zierter Gutachter und Berater für Qualitäts-

entwicklung (Lernerorientierte Qualitäts-

testierung in der Weiterbildung, LQW) und

forscht für die ArtSet Forschung Bildung

Beratung GmbH über die Heimvolkshoch-

schulen in Niedersachsen. 

E-Mail: vonameln@artset.de 

Die Studie soll einen
Beitrag zur Stärkung
der Zukunftsfähig-
keit eines traditions-
reichen Organisations-
typs leisten

Zur Frage, welchen
gesellschaftlichen Nut-
zen man der Arbeit von
HVHS zuschreibt, gibt
es keine „objektive“
Antwort

Aus dem Abgleich von
Selbstbeschreibung,
empirischer Befund-
lage, lern- und bildungs-
theoretischer Reflexion
ergeben sich Perspek-
tiven für die Ausein-
andersetzung mit der
Frage nach dem gesell-
schaftlichen Nutzen 
der HVHS



Bildungsstätten, Bildungshäuser, Heimvolkshoch-
schulen oder Akademien sind die gebräuchlichsten
Begriffe für außerschulische Lernorte, in denen Ju-
gendliche und Erwachsene für eine begrenzte Zeit
gemeinsam lernen und miteinander leben. Vor al-
lem im norddeutschen Raum beziehen sie sich auf
die Tradition der durch den dänischen Pädagogen
und Theologen N. F. S. Grundtvig geprägten skan-
dinavischen Form der Erwachsenenbildung. Die von
ihm gegründeten Heimvolkshochschulen gingen
einher mit den Emanzipationsbestrebungen be-
nachteiligter Bevölkerungsgruppen, die sich in Kur-
sen die ihnen vorenthaltene Bildung aneignen
konnten. Immer ging es dabei neben der Wissens-
vermittlung auch um die Stärkung der Persönlich-
keit und der Selbstverantwortung. In Deutschland
ist die Gründung von Heimvolkshochschulen vor al-
lem in den 1920er Jahren verbunden mit der Arbei-
ter- und Arbeiterjugendbewegung, aber auch mit
der kirchlichen Bildungsarbeit.

Dem Lernort Bildungsstätte neue Impulse geben!
Das Ergebnis einer Umfrage bei Bildungsstätten
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Grundtvig: Vater der Heimvolkshochschule
C.A. Jensen 1843/Sammlung Den Hirschsprungske Sam-
ling Dänemark

Die zweite Gründungswelle von Bildungsstätten mit
Internatsbetrieb folgte nach dem Zweiten Welt-
krieg. In der neu gegründeten Bundesrepublik
Deutschland ermöglichten sie mit ihren Angebo-
ten nicht nur das Erreichen und Nachholen von

© Foto: Arne List/Quelle: Wikipedia

© Jugendhof Vlotho

Schulabschlüssen, sondern beteiligten sich auch am
Aufbau einer demokratischen Gesellschaft und
entwickelten sich dabei zu wichtigen Trägern der
politischen Jugend- und Erwachsenenbildung. Ein
weiterer Schwerpunkt vieler Heimvolkshochschu-
len war und ist die kulturelle Bildung und die Hilfe
bei der Lebensgestaltung und -bewältigung.

In dieser Zeitschrift haben wir uns mehrfach mit
den Lernmöglichkeiten in Bildungsstätten ausein-
andergesetzt und die Bedeutung der Verbindung
von Lernen und Leben vor allem für die Persönlich-
keitsentwicklung der Teilnehmer/-innen und die
politische Kultur einer demokratischen Gesellschaft
als ihre Spezifika hervorgehoben. Der Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten sieht in dem von den
meisten seiner Mitgliedseinrichtungen repräsen-
tierten Lernort Bildungsstätte, der auch von denen
genutzt wird, die über kein eigenes Haus verfügen,
die optimale Umgebung für das Gelingen demo-
kratischer Bildungsprozesse.

Seit der letzten Ausgabe zu diesem Thema im Jahr
2005 haben sich die Existenzbedingungen von Bil-
dungsstätten allerdings weiter verschärft, sind
neue Herausforderungen zu bewältigen, denen
sich diese spezielle Form des Lernortes stellen
muss. Er muss sich – vor allem vor dem Hintergrund
ökonomischer Zwänge und der Veränderung von
Kommunikationsgewohnheiten, Arbeitsbedingun-
gen und Lebensstilen – neu legitimieren und in der
Konkurrenz zu anderen Lernorten behaupten. Wir
haben in den letzten Jahren die Schließung einer
Reihe von Bildungsstätten beklagen müssen, de-
nen dies aus verschiedenen Gründen nicht gelun-
gen ist. Aber es gibt nach wie vor Bildungsstätten
und sie haben, wie die zahlreichen Jubiläen unse-
rer Mitgliedsinstitutionen zeigen, auch eine er-
staunliche Überlebensfähigkeit bewiesen. Wie sie
es geschafft haben, ihre Bildungspraxis neuen An-

Älteste Bildungsstätte im AdB: der 1946 gegründete 
Jugendhof Vlotho
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forderungen anzupassen und ihre Existenz auch
ökonomisch abzusichern, wollen wir an einigen Bei-
spielen zeigen.

Wir haben fünf Bildungsstätten aus dem Bereich
des Arbeitskreises deutscher Bildungsstätten ausge-
wählt und deren Leitungen um die exemplarische
Beantwortung von Fragen gebeten, in denen es um
die pädagogische Begründung des Lernorts Bil-
dungsstätte, die Veränderung der gesellschaft-
lichen und bildungspolitischen Rahmenbedingun-
gen ihrer Arbeit und die Bewältigung aktueller
Probleme geht. Auch in dieser kleinen Auswahl von
Einrichtungen spiegelt sich die Vielfalt von Inhal-
ten, Zielgruppen, Methoden und Angebotsformen
wider, die die Bildungspraxis im AdB auszeichnet.
Alle angeschriebenen Einrichtungen haben den Fra-
genkatalog beantwortet. Da sich die Antworten
zum Teil überschneiden, wurde die Form einer Zu-
sammenfassung gewählt, in der die Antworten nicht
immer en detail, sondern komprimiert wiederge-
geben werden. Damit sollte diese Darstellung les-
barer und in ihrem Umfang begrenzt werden.

Der Wortlaut der Antworten wurde, auch wenn sie
nicht als Zitate kenntlich gemacht sind, weitge-
hend beibehalten. Um das Exemplarische der Ant-
worten zu unterstreichen, wurden sie bis auf eini-
ge Ausnahmen nicht den einzelnen beteiligten
Bildungsstätten zugeordnet.

Den Fragenkatalog beantwortet haben:

■ Udo Dittmann, Akademie Biggesee, Attendorn-
Neu-Listernohl,

■ Thomas Gill, Jugendbildungsstätte Kurt Löwen-
stein, Werneuchen-Werftpfuhl

■ Bettina Heinrich, wannseeFORUM/Wannseeheim
für Jugendarbeit, Berlin

■ Dr. Beate Rosenzweig, Studienhaus Wiesneck –
Institut für politische Bildung Baden-Württem-
berg, Buchenbach b. Freiburg

■ Dr. Thomas Südbeck, Historisch-Ökologische Bil-
dungsstätte Emsland in Papenburg.

Ihnen allen sei dafür herzlich gedankt.

1. Bildungsstätten zeichnen sich durch eine spezifi-
sche Lernkultur aus, die sie von anderen Lernor-
ten unterscheidet. Was sind die wichtigsten
Merkmale des Lernens in Bildungsstätten und
wie bestimmen diese Ihre eigene Bildungspraxis?

Dass sich der Lernort Bildungsstätte in Form der
klassischen Heimvolkshochschule der Frage, ob er

den aktuellen und zukünftigen Anforderungen ei-
ner sich weiter entwickelnden Gesellschaft gerecht
wird, ebenso stellen müsse wie alle anderen Lern-
orte auch, wird in einer einzelnen Vorbemerkung
zu den Antworten betont. Dabei gelte es die An-
forderungen der politischen Bildung noch einmal
besonders zu berücksichtigen, da sie gleichzeitig
auch die spezifischen Begründungen für die eige-
ne Lernkultur der Bildungsstätten lieferten: politi-
sche Bildung sei immer gesellschaftliche Bildung
und bilde damit im Lernprozess und in der Lernkul-
tur selbst gesellschaftliche Wirklichkeit ab.

Der Faktor Zeit biete den entscheidenden Begrün-
dungszusammenhang für die spezifische Lernkultur
in Bildungsstätten. Den Prinzipien Grundtvigscher
„Lebensschule“ könne man im 21. Jahrhundert
allerdings nicht mehr die Bedeutung beimessen,
die sie möglicherweise im 19. und teilweise im 
20. Jahrhundert noch hatten. Dennoch habe die

Grundidee des Lebens
und Lernens unter ei-
nem Dach (in der Bil-
dungsstätte) in einer
hoch dynamischen und
stark vom Faktor Zeit
bestimmten Gesellschaft
eine besondere Bedeu-

tung: in der High-Speed-Gesellschaft werde die
Sehnsucht nach Zeit immer deutlicher – der Wunsch
nach Entschleunigung komme auf, nachdem die
Beschleunigung offensichtlich nicht zu Glück und
Erfüllung geführt habe. Die spezifische Lernkultur
in Bildungsstätten zeichne sich dadurch aus, dass
sie Lern- und Arbeitsformen ohne den üblichen
Zeitdruck des Alltags biete und verschiedene All-
tagsaspekte wie gemeinsames Essen (statt Fast-
food) und Freizeitgestaltung in den Lernprozessen
als soziale Dimension mit einbinde.

Die Bedeutung von Raum und Zeit für das Lernen
in Bildungsstätten, die Ausgestaltung einer mög-
lichst anregenden Lernatmosphäre und Lernkultur,
die ein nachhaltiges Lernen fördert, wird in sämt-
lichen Antworten auf diese Frage betont. Die Teil-
nehmenden sollen sich in der Bildungsstätte wohl-
fühlen!

Besonders Jugendbildungsstätten ermöglichten ein
Ausbrechen aus dem Kontinuum von Zeit und Raum,
welches gewöhnlich den Alltag der Zielgruppe be-
stimme. Der gemeinsame Prozess der Bildung finde
an einem anderen Ort mit einem anderen Zeit-
rhythmus statt, und die Aufhebung der Trennung
zwischen Privat und Öffentlich werde zumindest
intendiert, auch wenn es angesichts des Drucks der
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Der Faktor Zeit bietet
den entscheidenden
Begründungszusam-
menhang für die 
spezifische Lernkultur
in Bildungsstätten



kennen lernen können.
Phasen des Inputs wech-
seln sich ab mit Phasen des
Austauschs, die – metho-
disch vielfältig – oft durch
vorbereitete Impulsfragen
angestoßen werden.

Bildungsstätten seien zu-
dem Orte für „Probehan-
deln“. Das, was an Neuem
erfahren werde, könne im
Rahmen des Seminars prak-
tisch erprobt werden, z. B.
im Rollenspiel. Dies sei eine
Vorbereitung darauf, es im
Alltag auch tatsächlich um-
zusetzen. So sei der Trans-
fer des Gelernten immer
mit im Blick – nachhaltiges
Lernen im besten Sinne.

In einer Antwort wird die spezifische Lernkultur
von Bildungseinrichtungen/Bildungsstätten durch
folgende Kriterien charakterisiert:

■ kompaktes Lernen/kompakte Bildungsarbeit,
■ alltagsfernes Lernen,
■ ausgeprägtes Qualitäts- und Dienstleistungsbe-

wusstsein sowie hohe Servicestandards, die Aus-
druck der Wertschätzung gegenüber den Gäs-
ten sind,

■ außerschulisches Lernen, das außerhalb des
schulischen Noten- und Leistungssystems (d. h.
jenseits eines utilitaristischen Verwertungs-
drucks) ermöglicht wird.

Die besondere Qualität von Jugendbildungsein-
richtungen wird darin gesehen,

■ als außerschulischer Lernort jungen Menschen
neue Bildungs-, Erfahrungs- und Erlebensdi-
mensionen zu eröffnen,

■ durch das (in der Regel gesellschaftspolitisch re-
levante) Thema die kritische Auseinanderset-
zung zu ermöglichen und den Bezug zu jugend-
lichen Lebenswelten herzustellen,

■ dem Sozialleben in und mit einer temporären
Gemeinschaft eine besondere Bedeutung zu ge-
ben,

■ die Selbstwirksamkeit von Jugendlichen zu stär-
ken,

■ Mut zum Experimentellen zu haben.

In zudem künstlerisch/medial arbeitenden Jugend-
bildungseinrichtungen geht es weiter darum,

Verhältnisse und der Kürze der Zeit eine Illusion
sei, dass sie gelingen könne. Die Tendenz zur Ver-
kürzung der Dauer von Bildungsangeboten sei
deshalb eine echte Gefährdung des Lernorts Bil-
dungsstätte, da sie das ihm zugrunde liegende
konzeptionelle Grundverständnis aushöhle.

Außerschulische politische Jugendbildung in Bil-
dungsstätten biete – methodisch und inhaltlich –
vertiefte multiperspektivische und handlungsorien-
tierte Ansätze für eine professionell angeleitete re-
flektierte eigene Urteilsbildung über aktuelle Her-
ausforderungen in Gesellschaft und Politik. Die
Bildungsstätte sei ein sozialer und kommunikativer
Lern- und Begegnungsort, an dem jede und jeder
ohne konkreten Leistungs- und/oder Handlungs-
druck diskutieren und eigene Positionen und Be-
teiligungsperspektiven entwickeln könne. Im Vor-
dergrund der Bildungsarbeit stehen die Fragen von
Jugendlichen, ihr lebensweltlicher Kontext und die
Wahrnehmung ihrer Zukunftsperspektiven. Durch
modularisierte Themen werde ein zielgruppenge-
naues und bedürfnisorientiertes Angebot offeriert,
bei dem die Jugendlichen sich selbst aktiv Wissen
aneignen, eigenständiges Problembewusstsein ent-
wickeln und so zur eigenen Urteilsbildung bzw. po-
litischen Beteiligung befähigt werden.

In Bildungsstätten
wird dem Austausch
unter den Teilneh-

menden Raum gegeben, so dass sie im Gespräch
Erfahrungen, Meinungen und Gedanken einbrin-
gen und diskutieren, unterschiedliche Sichtweisen

SCHWERPUNKT

196

Die Gäste sollen sich in der Bildungsstätte wohlfühlen

© Europahaus Aurich

Bildungsstätten sind Orte
für „Probehandeln“
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■ die Sprache der Kunst als Mittlerin zu nutzen
und damit neue Lernerfahrungen zu ermög-
lichen, 

■ politisches und künstlerisch-mediales Lernen zu
verbinden,

■ „produkt- und ergebnisorientiertes“ Lernen mit
dem Ziel der Präsentation zu fördern

■ und auch hier: Mut zum Experimentellen zu be-
weisen.

2. Wie begründen Sie heute den besonderen
Lernort Bildungsstätte in Konkurrenz oder 
Verbindung zu anderen Anbietern nonformaler
Bildung (von wohnortnahen VHS bis hin zum
zeit- und ortsungebundenen E-Learning)?

Bei der Beantwortung dieser Frage zeigt sich, dass
sie in engem Zusammenhang mit Frage 1 gesehen
wird. Es wird erneut verwiesen auf die in Bildungs-
stätten mögliche Loslösung von belastenden Alltags-
anforderungen während der Lernprozesse, durch
die Methoden der Bildungsarbeit möglich sind, die
sich weder an Unterrichtsstunden orientieren, wie
in ortsnahen Bildungseinrichtungen wie den Volks-
hochschulen, noch in orts- und zum Teil auch 
zeitungebundenen neuen virtuellen Lernorten des 
E-Learning realisieren lassen. Gemeint sind damit
vor allem projektorientierte Methoden, die ent-
sprechende Raum-, Zeit- und Materialressourcen

benötigen. Es wird aber
auch gegen die in der
Frage betonte Konkur-
renz zu anderen Lernor-
ten argumentiert und
dafür plädiert, das Ver-
hältnis zu diesen eher
unter dem Aspekt der
Ergänzung und Koope-
ration zu sehen, in denen
die jeweils spezifischen
Formen des Lernens auf-

einander abgestimmt zur Geltung kommen kön-
nen. Kurzfristige Bildungsberatung könne sicher
an ortsnahen zentralen Lernorten besser angesie-
delt werden als in ländlichen Tagungsstätten, Pro-
jekte könnten etwa in der Schule oder der ortsna-
hen Volkshochschule initiiert und vorbereitet und
dann intensiv in der Akademie realisiert und mit
den Instrumenten des Web 2.0 begleitet und nach-
haltig betreut werden.

Auch die Ergebnisse der Hirnforschung werden zur
Begründung für den besonderen Lernort Bildungs-
stätte angeführt: Die Analyse der sogenannten
Lerneingangskanäle, also der Aufnahmefähigkeit

des Gehirns im Lernprozess, habe ergeben, dass et-
wa 10 % von dem, was wir lesen, verarbeitet wer-
den, 20 % von dem, was wir hören, 30 % von dem,
was wir sehen, 50 % von dem, was wir sehen und
hören, 70 % von dem, was wir selbst sagen, und 
90 % von dem, was wir selbst tun. Der Zeitfaktor
und vom Alltag entlastende Arbeitsbedingungen
sprächen für das hohe Maß des Lernerfolgs am
Lernort Bildungsstätte, an dem projektorientierte
Arbeit möglich sei, in dem überwiegend selbst „ge-
tan“ werde, und weder die inhaltlichen Lernpro-
zesse noch die für erfolgreiches Lernen ebenso 
bedeutenden gruppendynamischen Prozesse unter-
brochen werden müssten.

Nachhaltiges Lernen sei eng verknüpft mit Emotio-
nen. Die Gesamtinszenierung einer Bildungsstätte
evoziere in besonderem Maße emotionale „An-
ker", die dem Lernen zugutekämen.
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In der Bildungsstätte
sind Methoden der 
Bildungsarbeit mög-
lich, die sich weder in
Volkshochschulen noch
in orts- und zum Teil
auch zeitungebunde-
nen neuen virtuellen
Lernorten des E-Lear-
ning einsetzen lassen

Der Lernort Bildungsstätte biete einen „Frei-“ und
einen „Dialog“-Raum, der anders als wohnortna-
he, punktuelle Bildungsangebote einen ganzheit-
lichen und nachhaltigen Lernprozess anregen und
ermöglichen könne. Zentral erscheine hierbei die
Chance zur intensiven persönlichen Auseinander-
setzung mit unterschiedlichen Perspektiven, die
die Entwicklung von Offenheit und Toleranz für
die Anerkennung unterschiedlicher demokratischer

Interessenlagen fördere.
Eine Bildungsstätte sei
ein Ort sozialen Ler-
nens und demokratischer 
Anerkennungskultur, in
dem die/der Einzelne ei-
gene Einschätzungen im
direkten Dialog mit an-
deren hinterfragen und
insbesondere durch die
Rollenübernahme ande-
re Perspektiven überprü-

Politische Bildungs-
arbeit erfordert eine
persönliche, dialogi-
sche Auseinanderset-
zung unter professio-
neller Anleitung und
Moderation und kann
durch E-Learning-Ange-
bote allenfalls sinnvoll
ergänzt, aber keines-
wegs ersetzt werden



zwischen politischer Aktion und politischer Bil-
dung abgeleitet, um ein vermeintliches „Neutrali-
tätsgebot“ nicht zu verletzen. Dies sei jedoch ein
eklatanter Bruch mit der Geschichte der außer-
schulischen politischen Bildung, die ganz wesent-
lich aus der Geschichte sozialer Bewegungen her-
aus entstanden sei und sich immer schon auf
politische Aktion bezogen und daraus letztlich ihre
eigene gesellschaftspolitische Relevanz entfaltet
habe. Da sich das alltägliche Leben mit seinen (po-
litischen) Konflikten jedoch nicht einfach ideolo-
gisch begründet abtrennen lasse, komme es über
Umwege wieder in die politische Bildung zurück.
Daher rühre vermutlich die große Faszination, die
das Web 2.0 auszulösen scheine. Und so sei es auch
mit der vermeintlichen Konkurrenz zu anderen Bil-
dungsorten, die näher dran am Leben seien. Bil-
dungsstätten hätten dem, so wie sie aufgestellt
seien, nur wenig entgegenzusetzen.

3. Welche Bedeutung haben für die Belegung 
Ihrer Bildungsstätte Verbände oder ein be-
stimmtes Milieu? Welche Rolle spielen bei der
Teilnehmergewinnung das regionale Umfeld,
andere feste Kooperationspartner und frei 
ausgeschriebene Veranstaltungen? Konnten
Sie neue Zielgruppen gewinnen, und welche
Konsequenzen hat das für das Profil Ihrer 
Einrichtung?

Eine Gemeinsamkeit in den Antworten auf diese
Frage besteht in der Feststellung, dass ein be-
stimmtes „Milieu“ für die beteiligten Bildungsstät-
ten keine oder nur eine sehr geringe Bedeutung
hat. Nur zwei Antworten gehen überhaupt aus-
führlicher auf diesen Aspekt ein:
„Die Bedeutung des Milieus scheint mir historisch
eine doppelte gewesen zu sein: zum einen eine re-
lativ eindeutig beschreibbare Zielgruppe mit ähn-
licher Lebensrealität und auf der anderen Seite 
eine spezifische politische Ausrichtung der Einrich-
tung. Diese zwei Bestimmungen fallen heute aus-
einander. Spezifische Zielgruppen müssen identifi-
ziert und adäquate Angebote gemacht werden.
Hier gibt es zwar Einrichtungstraditionen, diese lei-
ten sich aber nicht zwangsläufig aus einem Milieu
ab. Dafür haben sich neue Perspektiven der Koope-
ration mit anderen ergeben.“

„Unsere Bildungsstätte ist nicht an bestimmte Ver-
bände und Vorfeldorganisationen gebunden. Das
ist ein Nachteil, kann natürlich auch ein Vorteil
sein. Wenn wir einmal die SINUS-Milieus betrach-
ten, können wir feststellen, dass wir einzelne Mili-
eus besser und andere weniger gut erreichen. Es

fen könne. Politische Bildungsarbeit erfordere eine
persönliche, dialogische Auseinandersetzung unter
professioneller Anleitung und Moderation und kön-
ne deshalb auch durch E-Learning-Angebote allen-
falls sinnvoll ergänzt, aber keineswegs ersetzt wer-
den.

Blended-Learning-Konzepte könnten Teil von Bil-
dungsstätten-Konzepten sein, müssten aber im au-
ßerschulischen Bereich noch weiter erprobt werden.

Für bestimmte Lehrgänge und Themen seien E-Lear-
ning oder ein Kurs bei der VHS möglicherweise der
geeignetere Lernort. Doch bleibe eine Fülle von 
Lebensthemen und Lebensfragen, die nirgendwo
sonst so gut bearbeitet werden könnten wie in ei-
ner Bildungsstätte. Durch ihr breites Programman-
gebot für Menschen unterschiedlicher Generatio-
nen, in verschiedenen Lebensphasen, das immer
wieder zu Besuchen in der Bildungsstätte einlade,
könne diese zu so etwas wie einer „Heimat" wer-
den – ein verlässlicher Partner im Zuge des lebens-
begleitenden Lernens.

Das Besondere am Lernort Bildungsstätte in der
Bildungsarbeit mit Schulen/Jugendlichen sei, dass
auch die Lehrer/-innen/Betreuer/-innen „ihre“ Schü-
ler/-innen außerhalb des Schulalltags erleben – und
damit „anders“ erleben könnten.

Hinter der Diskussion um die Konkurrenz mit Lern-
orten, die vermeintlich „dichter“ am Alltag der Teil-
nehmenden dran sind, wird in einer Antwort aller-
dings auch eine andere Diskussion vermutet, die
tiefgreifender das Selbstverständnis der politischen
Bildung berühre. Politische Bildung gerade am
Lernort Bildungsstätte stehe schon immer in einem
Spannungsverhältnis zum Alltagsleben der Teil-
nehmenden. Einerseits wolle sie ganz bewusst
Distanz zum Alltag schaffen, andererseits beziehe

sie sich auf die Alltagser-
fahrungen der Teilneh-
menden und stelle diese
in den Mittelpunkt des
Bildungsprozesses. Dar-
aus resultierten vielfälti-
ge spannungsgeladene
Bezüge zu anderen Lern-
orten und letztlich auch
zu unterschiedlichsten
Formen politischer Akti-
vität. Den ursprünglich
für den schulischen Be-

reich als Richtschnur etablierten „Beutelsbacher
Konsens“ habe man später auch auf die außerschu-
lische Bildung bezogen und daraus eine Trennung
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Die Abspaltung außer-
schulischer politischer
Bildung von politischer
Aktion war ein ekla-
tanter Bruch mit der
Geschichte der außer-
schulischen politischen
Bildung, die aus der
Geschichte sozialer 
Bewegungen heraus
entstand
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bleibt eine Konzentration
auf das aufstiegsorientierte
Milieu der Mitte mit einem
leichten „grünen" Einschlag.
Wir bemühen uns um den
Spagat, einerseits ein eige-
nes Profil sichtbar werden
zu lassen, andererseits an-
schlussfähig zu bleiben auch
an unterschiedliche Milieus.
Wir haben uns bewusst ent-
schieden, uns nicht allein
auf die „Ökos" zu fokussie-
ren.“

Aus dem Leitbild des wann-
seeFORUMs: Es „ist als Ins-
titution weder einer be-
stimmten Partei oder Reli-
gion noch einer sonstigen
Interessengruppe verpflich-
tet, vertritt also frei die 
demokratischen Grundwer-
te. Wir stehen für Weltoffenheit, Vielfalt und glei-
che Rechte für alle, unabhängig von Geschlecht,
Religion, sozialer und kultureller Herkunft.“ Die
sich als unabhängig verstehende Institution baut
auf den Mix aus Kooperationen mit „alten, festen“
und der Gewinnung neuer Partnerinnen-/Partner-
einrichtungen.

Verbände haben für eine Bildungsstätte (Akade-
mie Biggesee) eine recht große Bedeutung. Über
Berufs- und Unternehmensverbände wird beispiels-
weise die Zielgruppe der Auszubildenden in Form
einer zentralen Akquise erreicht. Ähnliches ge-
schieht bei anderen Zielgruppen und Verbänden.
Eine kontinuierliche Kommunikation ist dafür aller-
dings erforderlich.

Bei den meisten befragten Bildungseinrichtungen
spielt die Kooperation mit Schulen eine große Rol-
le: „Als politische Jugendbildungsstätte sind wir
auf intensive und dauerhafte Kooperationsstruktu-
ren mit den verschiedenen Trägern der schulischen

und außerschulischen Bil-
dung angewiesen.“ 

Eine Bildungsstätte be-
richtet, dass sich in den
letzten Jahren neue 
Perspektiven entwickelt

haben, die dazu führten, dass die Kooperation
über einzelne Seminare hinausgehe und die Zu-
sammenarbeit sowohl von der Schule als auch von
der Bildungsstätte in eine langfristige durchaus

auch strategische Planung einbezogen werde. Dies
sei immer noch im Sinne einer „echten“ Bildungs-
reform ausbaufähig, aber es gebe durchaus ermu-
tigende Zeichen, dass nicht nur einzelne Schulen
außerschulische Partner systematisch in ihr Schul-
programm einplanen. Dadurch verändere sich aber
auch die Rolle der Bildungsstätte, die neue Frage-
stellungen bis hin zur Unterstützung von Schulent-
wicklungsprozessen in ihre Arbeit einbeziehen
müsse.

In der Arbeit mit Multiplikatoren kooperiert eine
Bildungsstätte (Studienhaus Wiesneck) insbesonde-
re mit dem baden-württembergischen Kultusminis-
terium und den Goethe-Instituten sowie den Zen-
tralstellen für Auslandsschulwesen mit regionalem
Schwerpunkt im mittelosteuropäischen Ausland.

Für das wannseeFORUM sind die Berliner Schulen
und feste Kooperationsschulen wichtige Partner, fer-
ner lokale (Jugend-)Initiativen. Die Gewinnung neu-
er Schulen werde (in Berlin) allerdings zunehmend
schwierig, was auf die Berliner Schulreform und ein
teilweises Überangebot zurückgeführt wird.

Auf nationaler und internationaler Ebene wird ein-
erseits mit festen, andererseits mit neu gewonne-
nen Kooperationspartner/-inne/-n zusammengear-
beitet. Gerade bei internationalen Projekten seien
verlässliche Partnereinrichtungen wichtig.

Das regionale Umfeld ist für die Teilnehmergewin-
nung bei den befragten Einrichtungen von unter-
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Jugendbildungsstätte Kurt Löwenstein in Werneuchen

© Jugendbildungsstätte Kurt Löwenstein

Feste Kooperations-
partner spielen bei 
allen befragten 
Bildungseinrichtungen
eine große Rolle



Umfeld stoße zwar auf in-
haltliches Interesse, jedoch
werde die Teilnahme an ei-
ner Veranstaltung wegen
der Wohnortnähe nicht
mit einer Übernachtung in
der Akademie verbunden.
Eine überregionale, minde-
stens landesweite Wer-
bung von Einzelinteressen-
ten über Presse, Flyer,
Veranstaltungskalender etc.
sei allerdings auch kaum
realisierbar, weshalb die Zu-
sammenarbeit mit Verbän-
den und anderen Koopera-
tionspartnern so wichtig sei. 

Anders hingegen die Histo-
risch-Ökologische Bildungs-
stätte Emsland in Papen-

burg: „Wir verstehen uns als Einrichtung in der
Region und für die Region. Etwa ein Drittel unserer
Teilnehmenden gewinnen wir aus unserem regiona-
len Umfeld. Wir sehen uns als Teil einer regionalen
Bildungslandschaft, in der über die spezifischen An-
liegen und Bedürfnisse der Region nachgedacht wird
und praktische Lösungsansätze realisiert werden.“

schiedlicher Bedeutung. V. a. im Bereich „Compu-
ter- und Medienkompetenz für die ältere Genera-
tion“ überwiegt bei der Akademie Biggesee zwar
das Einzugsgebiet, bei anderen Themenfeldern sei
das aber eher schwierig. Die Akademie werde sehr
viel stärker überregional vermarktet als im regio-
nalen Umfeld. Öffentlichkeitsarbeit im regionalen
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Eingang des wannseeFORUMS

Foto: Birgit Schörling

Ansicht der Historisch-Ökologischen Bildungsstätte Emsland in Papenburg

© Historisch-Ökologische Bildungsstätte Emsland in Papenburg



Die Kooperation mit festen
Partnern, Verbänden, Schu-
len und Organisationen steht
in jedem Fall vor dem Ver-
such der Teilnehmer/-innen-
gewinnung durch frei ausge-
schriebene Veranstaltungen,
die grundsätzlich auch für
jede/-n Interessierte/-n zu-
gänglich sein können. Jedoch
„allein mit frei ausgeschrie-
benen Veranstaltungen wä-
re unser Haus nicht lebens-
fähig.“

Bei frei ausgeschriebenen
Veranstaltungen bestehe zu-
dem das Problem, die erfor-
derlichen Mindestzahlen an
Teilnehmenden zu erreichen. 

Offenkundig ist es gelungen, neue Zielgruppen an-
zusprechen, was allerdings unterschiedliche oder
keine Auswirkungen auf die Bildungsstätten hatte:
„In den letzten Jahren konnten wir auch neue Ziel-
gruppen für unsere Arbeit gewinnen bzw. die Ar-
beit mit bestimmten Zielgruppen intensivieren. Ich
glaube nicht, dass dies das Profil unserer Einrich-
tung verändert hat. Eher hat sich unser Profil ge-
schärft,  ist deutlicher und auch für uns klarer ge-
worden. Denn nach unserer Erfahrung schärft sich
das Profil einer Bildungsstätte in der konkreten Ar-
beit, dem konkreten Erleben der Teilnehmenden -
weniger in Grundsatzerklärungen.“

Als neue Zielgruppen werden Migrant/-inn/-en, FSJ-
Gruppen, neue Initiativen genannt. Für das Profil
der Einrichtung sei das positiv, weil vor dem Hinter-
grund der Diversifizierung gesellschaftlicher Realitä-
ten auch die Diversifizierung der Zielgruppen und
der Struktur von Teilnehmer/-inne/-n notwendig sei.
Die verbindliche Zusammenarbeit mit den neuen
Zielgruppen sei aufgrund fragiler Organisations-
strukturen, des gestiegenen Drucks auf Jugendliche
in Bildung und Ausbildung und der zunehmenden
Mobilität junger Menschen aber eher schwierig.

Eine Bildungsstätte sieht eine zentrale Herausfor-
derung für ihre Arbeit darin, den Anteil formal bil-
dungsfernerer Gruppen an ihren Angeboten zu er-
höhen.

Ausführlich wird von der Jugendbildungsstätte
Kurt Löwenstein dargelegt, wie in den letzten Jah-
ren spezifische Angebote für die Zielgruppe der
Sechs- bis Dreizehnjährigen entwickelt wurden:

Die Fachdiskussion habe erst spät akzeptiert, dass
Kinder sehr wohl auch komplexere politische Sach-
verhalte begreifen könnten und über ein eigenes
politisches Weltbild verfügten. Dabei werde jedoch
noch zu wenig anerkannt, dass Kinder  in der Lage
seien, eigene (politische) Interessen zu formulie-
ren. Diese Interessen sollten zusammen mit den Er-
fahrungen der Kinder in den Mittelpunkt der Bil-
dungsprozesse gestellt werden. Mit einem solchen
Ansatz knüpft die Bildungsstätte an die Tradition
der Sozialistischen Jugend Deutschlands – Die Fal-
ken an, die seit der Weimarer Republik politische
Bildung mit Kindern organisiert. Kinder in einer Ju-
gendbildungsstätte veränderten den Bildungsort.
Dazu eingeladen, eigneten sie sich die Bildungs-
stätte an. Das habe Veränderungen in der Rhyth-
mik von Zeit zur Folge. Den Kindern konnten neue
Erfahrungsräume geboten werden. Ein zehnjähri-
ger Seminarteilnehmer äußerte in der Evaluation
eines Projekts mit Kindern, „sich noch nie so frei
gefühlt zu haben“ wie während seines Aufenthal-
tes in der Bildungsstätte. Eine Gruppe von Kindern
habe sich eine parallel im Haus tagende Gruppe
von Jugendlichen als persönliche Paten ausge-
sucht, die ihnen bereitwillig geholfen habe, mit ih-
nen spielte und dabei auch ihr eigenes Verhalten
untereinander veränderte.

Neue Herausforderungen werden in den Debatten
über Inklusion infolge der UN-Behindertenrechts-
konvention gesehen. Hier stelle sich die Frage, wie
der Ort Bildungsstätte so gestaltet werden könne,
dass alle willkommen sind und anerkannt werden
und egalitäre Differenz zum Leitbild des eigenen
Handelns werde. 
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Kinder eignen sich den Lernort Bildungsstätte an

Foto: Stephanie Hofschläger/pixelio.de
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zugte Anreise per PKW,
unabhängig von der La-
ge des Lernorts. Die Ru-
he in nicht zentral gele-
genen Tagungsstätten
sei durchaus nach wie
vor ein Standortvorteil,
der allerdings in der Öf-
fentlichkeitsarbeit und
der konkreten Werbung
auch als solcher deutlich

kommuniziert werden müsse. Auch andere Stand-
ortvorteile wie z. B. die Möglichkeit, erlebnis-
pädagogische Methoden auch outdoor einzuset-
zen, müssten oft nur deutlicher herausgestellt
werden.

Falls die Anreise zum Problem wird, werden Bus-
transfers und im Einzelfall die Abholung von Bahn-
höfen organisiert. Organisatorisch wird mit Semi-
naranfangs- und -endzeiten reagiert, die den
Teilnehmenden möglichst stressfreie An- und Ab-
reisen ermöglichen.

In einer Gesellschaft höchster Mobilität sei das Ar-
gument der schlechten Erreichbarkeit oftmals eher
ein Scheinargument.

Auf die „Kraft des anderen Ortes“ setzt auch die
Historisch-Ökologische Bildungsstätte in Papenburg,
die diese Kraft zu vermitteln und das Haus für
unterschiedliche Persönlichkeiten, unterschiedliche
Gruppen attraktiv zu machen versucht. Diese Res-
source könne und müsse genutzt werden. Wenn
einzelne Teilnehmende oder Gruppen das touristi-
sche Angebot der Region nutzten, sei das o. k., es
werde jedoch nicht gezielt „vermarktet". „Wir ver-
suchen, den Freizeitbereich gerade auch für junge
Erwachsene attraktiv zu gestalten. (…) Des Weiteren
geben wir uns große Mühe, auch medientechnisch
‚auf Ballhöhe‘ zu bleiben.“ So gibt es kostenlosen
W-Lan-Zugang und frei zugängliche Terminals. In-
wieweit die neuen Medien auch für die Kunden-
kommunikation genutzt werden kann, wird gera-
de überprüft.

Das wannseeFORUM bemüht sich um weitere
Kooperationspartner, die den „Mehrwert der Bil-
dungsstätte“ am Pohlesee schätzen und Teilnehmer/

-innen mitbringen. Über
innovative Themen wie
Energiewende, globale
Zusammenhänge etc. soll
die Attraktivität erhöht
werden, ebenso durch
die Erprobung neuer Me-

4. Bildungshäuser liegen oft außerhalb der 
großen Zentren im ländlichen Raum und sind
mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht gut 
erreichbar. Was früher eine eigene Erlebnis-
qualität darstellte und als gewollte Distanz
zum Lebensalltag der Teilnehmer/-innen ein
Standortvorteil war, kollidiert heute oftmals
mit den zeitlichen Möglichkeiten und Freizeit-
interessen insbesondere junger und berufstä-
tiger Menschen. Wie begegnen Sie diesem 
Problem in Angebotsgestaltung, Tagungs-
organisation und der Gesamtausrichtung der
Bildungsstätte?

Für Einrichtungen mit guter Anbindung an den öf-
fentlichen Nahverkehr und in der Nähe zu einer
Großstadt wie das Studienhaus Wiesneck existiert
das Problem nicht, auch wenn sie im ländlichen
Raum liegen. Aber auch eine schlechte Erreichbar-
keit mit öffentlichen Verkehrsmitteln wird keines-
falls zwingend als Nachteil wahrgenommen. Dar-
aus ließen sich teilweise sogar Vorteile ableiten,
wird argumentiert (Akademie Biggesee). Die zu-
nehmende Individualisierung des Verkehrs und ei-
ne extrem hohe Mobilität in der Gesellschaft, die
ökologisch zwar überaus bedenklich seien, ermög-
lichten vielen Teilnehmenden die von ihnen bevor-
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Bildungsstätten im ländlichen Raum liegen oftmals 
abseits der Bahnstrecken

Die Ruhe in nicht 
zentral gelegenen 
Tagungsstätten ist nach
wie vor ein Standort-
vorteil, der allerdings
in der Öffentlichkeits-
arbeit und der konkre-
ten Werbung auch als
solcher deutlich kom-
muniziert werden muss

Hohe Qualitäts- und
Servicestandards tra-
gen dazu bei, dass die
Gäste (auch jenseits
des Bildungsangebots)
zufrieden sind
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thoden wie Blended Learning und Alternate Reality
Games und die Entwicklung neuer Formate. Man
präsentiert sich schon seit vielen Jahren nicht nur
als Bildungseinrichtung, die im und mit dem eige-
nen Haus arbeitet, sondern als eine Einrichtung,
die auch im lokalen Raum – politisch/jugendpoli-
tisch – aktiv und vernetzt ist. Einmal jährlich wird
im Berliner Abgeordnetenhaus das Berliner ju-
gendFORUM veranstaltet, wodurch die Bildungs-
stätte nicht ausschließlich als Bildungseinrichtung,
sondern auch als in der Stadtpolitik verankerte In-
stitution wahrgenommen wird. Hohe Qualitäts-
und Servicestandards tragen dazu bei, dass die Gä-
ste (auch jenseits des Bildungsangebots) zufrieden
sind.

Dass die Ökonomisierung des Alltagslebens erheb-
lich zugenommen hat und auch vor Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen auf den ver-
schiedenen Bildungsebenen nicht halt macht, wird
in der weiteren Antwort der Jugendbildungsstätte
Kurt Löwenstein kritisiert. Aber dies bedeute nicht
automatisch, dass das Bedürfnis nach einer ande-
ren Rationalität den Betroffenen völlig ausgetrie-
ben worden sei. Diese Zwänge würden (noch) meist
als äußere und nicht als inneres (internalisiertes)
Bedürfnis wahrgenommen. Für die politische Ju-
gendbildung habe dies Konsequenzen für die in-
haltliche und weniger für die organisatorische 
Gestaltung. Sie müsse nicht nur an den Lebensrea-
litäten ansetzen und die äußeren Zwänge als Se-
minarthema aufgreifen, sondern zunehmend mit
ihrer Bildungsarbeit Unterstützung bei der Lebens-
bewältigung bieten, wenn sie die Bedürfnislagen
und Bedarfe ihrer Zielgruppen auch erreichen wol-
le. Dadurch stehe die politische Bildung wiederum in
einem Spannungsfeld: sie müsse einerseits äußeren
Zwängen folgen, andererseits den Teilnehmenden
die erforderlichen Instrumente für deren Analyse
und zur Entwicklung individueller Handlungsstra-
tegien zur Verfügung stellen.

5. Es wird ein Trend zu kürzeren Veranstaltungs-
formen behauptet. Bildungsstätten halten aber
Infrastrukturen vor, die ausgelastet werden
müssen. Wie sichern Sie die ökonomisch wich-
tige Nutzung von Unterbringungs- und Versor-
gungskapazitäten inner- aber auch außerhalb
des Seminarbetriebs?

Der Trend zur kürzeren Veranstaltung wird in allen
Antworten bestätigt. Darin wird allerdings auch
kein neues Phänomen gesehen. Seit Jahren schon
seien längere Veranstaltungsformen von fünf bis
elf Tagen die Ausnahme, „klassisch“ sei inzwischen

eine Seminardauer von
drei bis fünf Kalenderta-
gen. Noch kürzere Veran-
staltungen stellten eben-
falls eine Ausnahme dar.

Ein Trend zur Tagesveranstaltung wird beobachtet,
wirtschaftlich sei diese Form jedoch unergiebig.

Der Trend zur Verkürzung der Veranstaltungen
wegen abnehmender Zeitbudgets der Zielgruppen
wird vor allem bei der Erwachsenenbildung vermu-
tet. Aber er zeige sich mittlerweile auch in Semina-
ren mit Auszubildenden und Studierenden. Dafür
wird die „Verschulung“ der Studiengänge verant-
wortlich gemacht, die zudem die zeitlichen Mög-
lichkeiten studentischer Honorarmitarbeiter/-innen
erheblich einschränke und zu Engpässen bei der
Durchführung von Seminaren führe sowie den Stu-
dierenden die Möglichkeit nehme, sich studienbe-
gleitend in einem möglichen späteren Berufsfeld
zu erproben.

Eine Einrichtung stellt eine verstärkte Nachfrage
nach Wochenendseminaren im Bereich politischer
Jugendbildung fest, auch in der Multiplikatoren-
bildung wird ein Trend zu verkürzten Veranstal-
tungsformen wahrgenommen, was nicht zuletzt
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„Klassisch“ ist inzwi-
schen eine Seminar-
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konnten, ist der Erhaltungs- und Instandsetzungs-
aufwand zwar groß, aber nicht unüberschaubar.
Bei älteren Gebäuden sind tiefgreifendere Moder-
nisierungen und Sanierungen erforderlich, zum Teil
sind dabei auch Auflagen des Denkmalschutzes zu
berücksichtigen. Für die Modernisierungen sind
entsprechende Haushaltsansätze vorzusehen und
angemessene Rücklagen zu bilden. „Diese Haus-
haltsmittel müssen wir durch eine gute Seminarbe-
legung sowie die Akquise von Drittmittel-Projek-
ten erwirtschaften.“ Das reicht jedoch nicht immer
aus: „In den letzten Jahren haben wir die in unse-
rem Stellenplan vorgesehenen regulären Stellen
zeitweise nicht besetzt (Bibliothek und Hauswirt-
schafterin) und greifen verstärkt auf Stunden- und
Teilzeitkräfte zurück. Die Betriebskosten können
nicht weiter verringert werden. Einen ausgegliche-
nen Haushalt können wir seit Jahren nur durch die
Zurückstellung notwendiger Modernisierungen und
energetischer Sanierungen erreichen, was mittler-
weile zu einem deutlichen Sanierungsstau geführt
hat.“

Besondere Belastungen
ergeben sich aus den
kaum planbaren, stetig
steigenden Energiekos-
ten, notwendige Investi-
tionen (z. B. in Heizung,

energetische Gebäudeoptimierung) können nur
mit zinsgünstigen öffentlichen Mitteln und zusätz-
licher Spendenakquise gestemmt werden. Beim
Energieeinkauf nutzt eine Einrichtung die Mög-
lichkeiten zentraler Einkaufsverbünde der regiona-
len mittelständischen Wirtschaft.

Die Energiewende ist auch in den Bildungsstätten
umzusetzen. Ohne Maßnahmen zur Energieein-
sparung, zur besseren Verwertung der Primärener-
gie und zur Nutzung regenerativer Energien 
werden die Energiekosten sonst kaum noch zu fi-
nanzieren sein. Angesichts dieser Problematik wird
vorgeschlagen, den Erfahrungsaustausch und die
Entwicklung gemeinsamer Strategien zu intensi-
vieren, wobei für jede Einrichtung nach ihren kon-
kreten Bedingungen Lösungen gefunden werden
müssten. Eine Einrichtung hat sich für den Einsatz
von Blockheizkraftwerken entschieden und produ-
ziert inzwischen rund 65 % ihres Stroms selbst. Die
Installation von Solarmodulen auf dem Dach schei-
terte jedoch am Denkmalschutz.

Eine Einrichtung hat zur Verringerung ihrer Kosten
bereits vor vielen Jahren die hauseigene Großkü-
che an ein ortsansässiges Cateringunternehmen
verpachtet. Die Verpflegung wird in der akademie-

auch eine Folge der schulischen Belastung des Lehr-
personals sei. 

Eine Bildungsstätte erhält zwar auch zunehmend
Anfragen nach „kürzeren“ und damit „schnelleren“
Seminaren, kann und will diesen Wünschen jedoch
nicht immer entsprechen, da sie mit künstleri-
schen/medialen Mitteln arbeitet und dies ein Pro-
filmerkmal ihrer Bildungsarbeit ist. Natürlich gebe
es auch Themenkomplexe, bei denen kürzere For-
mate möglich und sinnvoll seien.

Zur Auslastung des Hauses sind Parallelveranstal-
tungen inzwischen die Regel, was zu einer deut-
lichen Mehrbelastung aller Beschäftigten führt. 

Die Auslastung der Infrastruktur wird mit frei aus-
geschriebenen eigenen Seminaren, Seminaren mit
Kooperationspartnern sowie Gastveranstaltungen
gesichert. Es sei ökonomisch unabdingbar, ein mög-
lichst breites Spektrum an Kooperationspartnern zu
bedienen und Gastbelegungen zu akquirieren.

Eine Jugendbildungsein-
richtung muss ein defi-
niertes Kontingent an
Teilnehmertagen jährlich
erfüllen. Außerdem wer-
den Drittmittelprojekte
durchgeführt. Alle darü-
ber hinausreichenden Ka-

pazitäten werden – wenn möglich – über Vermie-
tung an Dritte gedeckt. Es wird die Möglichkeit ge-
nutzt, das Haus an externe Gäste zu Fortbildungs-
zwecken zu vermieten. 

Die Auslastung von Jugendbildungsstätten durch
Dritte habe in den letzten Jahren durchaus zugenom-
men. Dies betreffe insbesondere diverse Formen der
(auch internationalen) Freiwilligendienste. Aktuell
hätten sich die Trägerzuschüsse als Folge der Einfüh-
rung des Bundesfreiwilligendienstes allerdings so re-
duziert, dass inzwischen kaum noch die Möglichkeit
bestehe, Seminare in Bildungsstätten mit entspre-
chenden Standards zu realisieren, was Auswirkun-
gen auf die Qualität der Angebote haben werde. 

6. Betrieb, Erhalt und Modernisierung von Bil-
dungshäusern sind kosten- und arbeitsintensiv.
Wie verringern Sie den finanziellen Aufwand
und bewältigen Sie die damit verbundenen 
Belastungen?

Bei solide und hochwertig errichteten Gebäuden,
wie sie noch Ende der 70-er Jahre errichtet werden
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eigenen Küche hergestellt,
um die hohe Qualität zu ge-
währleisten. Dieses Modell
habe zu einer Win-Win-Situ-
ation aller Beteiligten ge-
führt: Die Gäste erhalten 
eine hochwertige Verpfle-
gung aus der eigenen Küche
mit hoher Flexibilität und
Qualität, die Akademie spart
Personalkosten für den Ver-
pflegungsbereich, der Cate-
rer kann saisonal bedingte
Auslastungstiefen durch Ca-
teringaufträge von außen
kompensieren. Im Hauspfle-
ge- und Reinigungsbereich
müssen leider zunehmend
geringfügig Beschäftigte als
Mitarbeitende eingesetzt werden, um die Perso-
nalkosten bei schwankenden Belegungen nicht ex-
plodieren zu lassen. Diese Lösung erscheint derzeit
noch sinnvoller als die Auslagerung dieser Aufga-
ben an externe Dienstleister, denn die höhere
Identifikation der Beschäftigten mit der Bildungs-
stätte führe in der Regel auch zu einer höheren
Qualität der Arbeit.

7. Die Subventionierung freier Träger durch die
öffentliche Hand ist rückläufig. Können Sie 
diese Verluste durch andere Einnahmequellen
kompensieren und dabei die besonderen Mög-
lichkeiten einer Bildungsstätte nutzen

Der Begriff Subvention wird in einer Antwort pro-
blematisiert: „Wir erbringen eine konkrete Leis-
tung im öffentlichen Auftrag und erhalten dafür
eine nicht kostendeckende Gegenleistung in Form
von Zuschüssen. Eine Subvention erhalten wir,
wenn es um Baugelder oder ähnliches geht, die
aber nur deshalb als Subvention anfallen, weil wir
zuvor einen nicht marktgerechten Preis für unsere
Leistung erhalten.“ Man solle sich die Frage stel-

len, weshalb die Förde-
rung durch die öffentli-
che Hand rückläufig sei.
„Das Image der politi-
schen Bildung insbeson-
dere bei politischen Ent-

scheidungsträgern scheint mir deutlich verbesse-
rungswürdig.“ Wenn politische Bildung politische
Handlungsfähigkeit zum Ziel habe, dann müsse
diese auch öffentlich wirksam werden und dürfe
das Vermittlungsverhältnis zur politischen Aktion
nicht verleugnen.

Unabhängig von dieser von einer Bildungsstätte
geäußerten Einschätzung wird aber bestätigt: Die
Zuschüsse der öffentlichen Hand für die Bildungs-
stätten sind deutlich zurückgegangen. In einem
Fall ist ihr Anteil von noch 50 % vor 15 Jahren in-
zwischen auf unter 20 % gesunken. Erst in den
letzten Jahren habe er sich auf diesem – niedrigen –
Niveau stabilisiert. Dieser Rückgang konnte vor al-
lem durch die Mobilisierung von Drittmitteln für
innovative Bildungsprojekte kompensiert werden.
Dies sei jedoch kein leichtes Geschäft, da diese
Drittmittel immer wieder neu beantragt werden
müssten. Dabei konnten die besonderen inhaltlichen
und didaktisch-methodischen Qualitäten der Bil-
dungsstätte zur Geltung gebracht werden.

In einem anderen Fall konnten die Eigeneinnahmen
deutlich auf über 40 % durch verstärkte Koopera-
tionen mit anderen Trägen, Wirtschaftsunterneh-
men und Stiftungen gesteigert werden. „Unsere
Bemühungen um die Akquise zusätzlicher Mittel
zeigen allerdings, dass hier eine Grenze erreicht
ist.“ Denn: auch bestehende Kooperationen ste-
hen jedes Jahr erneut auf dem Prüfstand und sind
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sind deutlich zurück-
gegangen



mit Internatsbetrieb keine steuersubventionierte
Konkurrenz entstehe. Eine Nutzung der Ressourcen
durch hotelähnliche Zimmervermietung an Einzel-
personen sei damit ausgeschlossen.

Eine Einrichtung sieht einen Weg darin, das eigene
Profil als Ort der außerschulischen politischen Ju-
gendbildung zu schärfen. Dies bedeute eine stän-
dige Weiterentwicklung von Angeboten, sowohl
eigener Projekte als auch der Angebote für Gast-
gruppen. So wurden in den letzten Jahren ver-
stärkt Methoden der Erlebnispädagogik adaptiert
und neue Möglichkeiten des Web 2.0 für die politi-
sche Jugendbildung erschlossen. Die neue Zielgrup-
pe Kinder habe auch methodische und didaktische
Innovation befördert. Nicht unwichtig war aber
auch die Umstellung der Fördermodalitäten auf
Förderverträge mit Leistungsmerkmalen, die den
Gestaltungsspielraum im Detail erhöht haben.
Weiterhin gibt es Förderung nach Festbeträgen in
Höhe bewilligter und abgerechneter Teilnahmeta-
ge, wobei die Bewirtschaftung der Einzelseminare
in der Verantwortung der Bildungsstätte bleibt.

8. Bildungsstätten haben sich als Lernorte in der
außerschulischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung Deutschlands vor allem in der Weima-
rer Republik und in den 60er und 70er Jahren
des letzten Jahrhunderts etablieren können.
Welche Perspektiven sehen Sie für den Lernort
Bildungsstätte unter den veränderten heutigen
Rahmenbedingungen?

Politische Bildung ist für Demokratien eine unver-
zichtbare Daueraufgabe. Demokratische Bürgerkul-
tur muss konstant hergestellt und immer wieder
revitalisiert werden. Angesichts der aktuellen ge-
sellschaftlichen und politischen Veränderungen und
verstärkten Herausforderungen demokratischen Re-
gierens bedarf es professionell gestalteter Frei-Räu-
me zu einer fortwährenden und vertieften politi-
schen Meinungs- und Urteilsbildung. Hierin liegt 
– wie bereits an anderer Stelle ausgeführt – die be-
sondere Bedeutung politischer Bildungsstätten, die
durch die zunehmende Komplexität politischer
Entscheidungs- und gesellschaftlicher Transforma-
tionsprozesse auch zukünftig eher zu- als abneh-
men wird.

Der Lernort Bildungsstät-
te müsse sich den An-
spruch erhalten, ein Aus-
brechen aus dem Kon-
tinuum von Zeit und
Raum zu ermöglichen,

mittel- und langfristig nicht gesichert. Zudem sei
eine substanzielle Anhebung der Teilnehmerbei-
träge nicht möglich, wenn man dem Profil als poli-
tische Jugendbildungsstätte gerecht werden und
keine Jugendlichen aufgrund ihrer sozialen Her-
kunft ausschließen wolle. Dann könne man die Bil-
dungsstätte allenfalls noch als „Tagungshotel“ um-
funktionieren, was jedoch eindeutig der Zielsetzung
politischer Jugendbildung widerspreche.

Zu den Kompensations-
möglichkeiten gehört al-
lerdings auch, dass freie
Kapazitäten an Gast-
gruppen vermietet wer-
den. So werden beispiels-
weise Ressourcen einer

Einrichtung in zunehmendem Maße für interne
Fortbildungen des mittleren Managements der
mittelständischen Industrie in der Nachbarschaft
genutzt. Ausstattung und Service eines Hotels wür-
den hier interessanterweise weder vermisst noch
nachgefragt. Das funktionell „ablenkungsfreie“
Angebot einer Akademie mit akzeptablen Preisen
sei hier also durchaus konkurrenzfähig.

Auch Bildungsträger ohne eigene Tagungsstätte
sind „Gastbucher“. Oftmals verfügten sie in der
Vergangenheit über eigene Häuser, die sie aufge-
geben hatten. Überwiegend nutzen sie die Akade-
mie zur Durchführung von Seminaren der politi-
schen Bildung.

Der Fremdvermietung sind allerdings in jenen Fäl-
len Grenzen gesetzt, in denen die Vergabe öffent-
licher Mittel zur Errichtung einer Bildungsstätte ei-
ner Zweckbindung an Weiterbildung unterliegt.
Diese Zweckbindungen seien zwar mittlerweile
aufgehoben worden, jedoch achte die regionale
Hotellerie darauf, dass ihr durch Bildungsstätten
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das den Alltag der Zielgruppen bestimme. Dieser
Lernort müsse auch anders als andere strukturiert
sein und zur Mitgestaltung und Aneignung einla-
den. Immer wieder neu auszuloten seien deshalb
die Möglichkeiten zur Beteiligung und Selbstbe-
stimmung im Bildungsprozess selbst: Was kann der
Selbstorganisation der Teilnehmenden überant-
wortet werden? Wie kann Demokratie in der Ge-
staltung der Veranstaltungen selbst erfahrbar 
werden? Wie können die Teilnehmenden eine un-
mittelbare Selbstwirksamkeit erfahren? In einer Ge-
sellschaft, in der die Ökonomisierung und Zweck-
setzung des privaten Lebens von außen traumati-
sche Züge angenommen habe, sei nichts wertvol-
ler, als einen Ort zu bieten, in dem Selbstbestim-
mung und Freiheit unmittelbar spürbar würden.
Der Frankfurter Bildungstheoretiker Hans-Joachim
Heydorn habe bereits Anfang der 70er Jahre das
Bild von Bildung als Selbsthilfe in einer Welt der
äußeren Zumutungen und Zwänge gezeichnet.
Dies treffe heute mehr denn je zu, weshalb trotz
aller widrigen Rahmenbedingungen und Zwänge
diese Orte zu erhalten seien. 

Zu diesen Rahmenbedingungen gehört, dass die
Arbeit von politischen Bildungseinrichtungen auf-
grund gesellschaftlicher Veränderungen im Ver-

gleich zu den 60er und
70er Jahren komplexer
geworden sei durch z. B.
generelle Diversifizierung
der Gesellschaft, einen
wachsenden Dritten Sek-
tor mit einer Vielfalt an
zivilgesellschaftlichen Ini-

tiativen, Globalisierung von Politik, Gesellschaft,
Wirtschaft. Hinzu komme, dass es – auch im Ver-
gleich zu den 60er und 70er Jahren – keine institu-
tionelle Förderung mehr gebe, das „Alltagsge-
schäft“ somit inzwischen durch eine Vielzahl von
Drittmittelprojekten geprägt sei. Dementspre-
chend sei der administrative Aufwand – qualitativ
wie quantitativ – signifikant gestiegen. Darauf zu
reagieren, heiße konkret:

■ internationale Ausrichtung intensivieren
■ Trends, Entwicklungen und neue Bedarfe in der

Bildungsarbeit aufgreifen (insbesondere Me-
dienarbeit, neue und auch andere Kooperations-
partner/-innen finden, gesellschaftliche Diskurse
und politische Entwicklungen berücksichtigen)

■ Lernort für neue Formate öffnen; „hybride“
Formate entwickeln, bei denen der Lernort „po-

litische Bildungseinrichtung“ auch außerhalb
seiner eigenen Institution aktiv ist und sich in
den sozialen Kontext seines eigenen Umfeldes
einbringt (was eher für Bildungseinrichtungen
im urbanen Kontext gelte)

■ Service verbessern für zufriedene Gäste
■ Modernisierung der Trägerform, verbunden mit

dem langfristigen Ziel, neue Kooperationspart-
ner zu finden und zu „binden“

■ weitere Verbesserung des Projektmanagments
und weitere Effektivierung der administrativen
Abläufe.

Die spezifischen Notwendigkeiten und Vorteile von
Bildungsstätten müssten in Gesellschaft und Poli-
tik klar, einfach und überzeugend kommuniziert
werden. 

Bildungsstätten müssten sich zukünftig noch deut-
licher als Dienstleistungseinrichtung verstehen, oh-
ne ihren eigenen „Charme“ zu verlieren. Dabei sei
zwingend auf die Einhaltung gewisser Mindest-
standards zu achten. Sie dürften aber vor allem
nicht müde werden, alle Interessierten und poten-
tiell Interessierten von zweifellos bestehenden Vor-
teilen und dem persönlichen und gesellschaft-
lichen Gewinn ihrer Existenz zu überzeugen. Auch
in – hoffentlich zunehmenden – bildungsbereichs-
übergreifenden Kooperationen sollten Bildungs-
stätten in Zukunft ihre besonderen Kompetenzen
und ihr besonderes Profil einbringen können.

Die Förderpolitik müsse sich darauf einstellen, den
Bildungsstätten Investitionshilfen zu gewähren,
um z. B. den kaum abschätzbaren energetischen
Herausforderungen gerecht werden zu können.
Die Bildungsstätten selbst müssten erkennen, dass
sie auch Wirtschaftsunternehmen sind und streng
nach betriebswirtschaftlichen Kriterien zu führen
seien. Das schließe die Notwendigkeit von Spenden-
akquise und Sponsoring nicht aus. 

Auch unter den veränderten gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen werden gute Chancen für die
Bildungsstätten gesehen. Ihr besonderes Lernver-
ständnis könne die weitere Entwicklung eines le-
bensbegleitenden Lernens fördern und unterstüt-
zen. Sie sind und bleiben Orte des Dialogs, wo
Anstöße vermittelt werden, um Antworten auf zu-
künftige Herausforderungen und gesellschaftliche
„Sorgethemen" zu finden.

Zusammenstellung der Antworten: Ingeborg Pistohl
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lässt. Sowohl zivilgesellschaftliche Bewegungen als
auch kritische Positionen in Wissenschaft und der
Politik formulieren selbst den Widerspruch zum
Teil recht heftig, und so sind Bildungsstätten selber

Teil dieser Auseinander-
setzung. Genau diese Si-
tuation beschreibt aber
wie eh und je ihre Auf-
gabe als Ort politischer
Bildung, nämlich Refle-
xionsort dieser Wider-
sprüche in Politik und
Gesellschaft zu sein. Wi-

dersprüche, die sich bis in Private niederschlagen,
in der Familie, Schule, am Arbeitsplatz und in der
Freizeit wirksam werden. Aus der Reflexion kön-
nen durchaus Aktionen folgen. Und unter genau
diesem Leitgedanken ordnen sich die Bildungsstät-
ten selber ein. Das zu wissen ist tröstlich, liegt dar-
in doch der Kern politischer Bildung.

Bildungsstätten definieren sich – egal ob Jugend-
oder Erwachsenenbildung – als Orte der Reflexion,
des entschleunigten Lernens und der Einheit von
Arbeit, Zusammenleben und Freizeit. Gerade die
Alltagsferne wird als besonderes Merkmal heraus-
gestellt, gewährleistet sie doch die Möglichkeit,
aus einer gewissen Distanz heraus seinen Alltag zu
betrachten, seine Widrigkeiten, Schönheiten und
Widersprüche zu beschreiben, die eigenen Um-
gangsweisen damit zu reflektieren und mit unter-
schiedlichen Methoden, Projekten, spielerischen
und künstlerischen Produktionen zu bearbeiten.
Bildungsstätten werden als Orte des Probehan-
delns und der Vorbereitung für politische Aktionen
begriffen. Hinter allem pädagogischen Tun steckt 
– immer noch – ein aufklärerischer und emanzipa-
torischer Leitgedanke. Das herauszustellen ist wich-
tig, denn nur so funktioniert politische Bildung, die
ernst genommen werden will. So sind die Ansprü-
che an das eigene Handeln. Wie nun werden die
Ansprüche umgesetzt?

Kann man dem Frieden trauen?

Die Ansprüche haben jedoch ihren Preis: es wird
von wirtschaftlichem Druck gesprochen, dem mit
gesteigerter Effektivität und Effizienz, mit Sponso-
ring und dem Einwerben von Drittmitteln, mit der
Optimierung des eigenen Managementhandelns,
mit Qualitätssicherungsprozessen, mit Verbesse-
rung der organisatorischen Abläufe, mit mehr Be-
legung des Hauses durch Dritte etc. zu begegnen
sei. Gleichzeitig wird von größerer Bürokratisie-
rung bei der Beantragung von Mitteln und deren

Worum es geht

Im Rahmen einer Befragung haben sich fünf Bil-
dungsstätten zur spezifischen Lernkultur, zu ihrer
Rolle in Konkurrenz zu anderen Bildungseinrich-
tungen, zu Kooperationspartnern, zur regionalen
Lage, zur ökonomischen Situation, zu aktuellen
Trends, zum Spezifikum Bildungsstätte und zu ih-
ren Perspektiven geäußert.

Diesen Fragen müssen sich Bildungsstätten perio-
disch immer wieder stellen, berühren sie doch den
Kern ihrer Überlebensstrategie einerseits und ihrer
spezifischen Ausrichtung und Leistungsfähigkeit
andererseits. Die Fragen sind also nicht neu und 
– wen wundert es – die Antworten im Kern auch
nicht. 

Man könnte die Fragen
auch radikalisieren: Wie
viel Anpassung ist ange-
sichts gesellschaftlicher
Megatrends inhaltlich
und didaktisch und wirt-
schaftlich erforderlich,
ohne das eigene Gesicht
zu verlieren? Einige Me-

gatrends sind Ergebnisse ökonomischer Entwick-
lungen und gesellschaftlicher Mainstreams. Man
könnte auch sagen: die Bildungsstätten leiden un-
ter den Folgen des neo-liberalen Managerialismus1

in Politik und Verwaltung und einer Durchrationa-
lisierung des Alltags für Kinder, Jugendliche und
Erwachsene, wodurch ihnen, den Mitarbeitenden
der Bildungsstätten und ihren Teilnehmenden, im-
mer weniger Zeit zum Durchatmen, zur Reflexion,
zu nicht zweckgerichtetem Tun bleibt. Im Rahmen
einer polit-ökonomischen Kritik an Staat und Ge-
sellschaft könnte man auch sagen: dieser Trend ist
von den herrschenden Eliten gewünscht, lässt es
sich doch dabei prächtig regieren.

So ist es – so ist es nicht

Nun ist die Wirklichkeit nicht so einsinnig zu be-
trachten, sie ist voller Widersprüche, und so ist die-
se Kritik auch nur ein Aspekt. Es zeigt sich nämlich
auch, dass es sich eben nicht so einfach regieren

Dem Lernort Bildungsstätte neue Impulse geben – ein Kommentar

Hilmar Peter 
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Wie viel Anpassung ist
angesichts gesellschaft-
licher Megatrends in-
haltlich und didaktisch
und wirtschaftlich er-
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eigene Gesicht zu 
verlieren?

1  Mit diesem Begriff wird einerseits das Bemühen beschrieben,

die öffentliche Verwaltung nach Vorbild und Methoden der 

Privatwirtschaft zu organisieren; andererseits wird er kritisch

gebraucht, um aufzuzeigen, wie betriebswirtschaftliche Be-

grifflichkeiten und Verfahren pädagogisches Handeln als 

Ko-Produktion mit offenem Ausgang auszuhöhlen drohen.
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und Gesellschaft zu
sein
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Verwendung gesprochen, die eigene Arbeitsver-
dichtung wird hintergründig zum Thema, und es
droht ein Mangel an Zeit, die eigene Situation im

Sinne der Ziele politi-
scher Bildung angemes-
sen zu reflektieren. Es
zeigt sich das Schreckge-
spenst, dass politisch Bil-
dende keine Zeit mehr
haben, ihr Reflexionspo-
tential auf ihren eigenen

Lebenszusammenhang anzuwenden und Aktionen
daraus zu entwickeln. Es wird offensichtlich immer
schwerer, den Lernort Bildungsstätte als emanzipa-
torische „Insel“ zu erhalten und auszubauen. Und
die Fragen, wo die Grenze zu ziehen ist, ab wann
der Lernort nur noch effizient gemanagter Durch-
führungsort für Ansprüche sein wird, die von außen
kommen, die eigenen Ansprüche an die Bildungs-
arbeit nur noch als ideologisches Mäntelchen die-
nen und die Bildungswirklichkeit kaschieren, kann
wohl noch niemand schlüssig beantworten. Wann
wird die oft beschworene Dienstleistungsorientie-
rung zu einem „in den Dienst stellen“ für Erwar-
tungshaltungen Dritter verkommen? Das wäre der
Tod von Bildung schlechthin, wenn Bildungsstätten
nur noch „Erwartungs-Erfüllungs-Orte“ würden und
auf eigene pädagogische Ansprüche, die durchaus
auch in Widerspruch zu manchen Erwartungshal-
tungen stehen können, verzichten würden oder
gar müssten, weil die wirtschaftliche Entwicklung
das erfordert. Dieses Denken schleicht sich nicht
nur mit einer oft verkürzten Dienstleistungsorien-
tierung ein, es kann sich auch hinter managerialen
Begriffen wie Zielorientierung, Effizienz, Effektivi-
tät, Qualitätssicherung, Qualitätsentwicklung und
Kundenorientierung verstecken. Es fehlt immer noch
eine überzeugende pädagogische (Neu-) Interpre-
tation dieser Terminologie. 

Die vielbeschworene Ökonomisierung zeigt sich
aber auch in der Tatsache, dass es einen Trend zu
kürzeren Veranstaltungstypen gibt. Das widerspricht

der Tatsache, dass Bil-
dungsprozesse Zeit brau-
chen, besonders wenn sie
mit der Reflexion eige-
ner Einstellungen und
politischer Haltungen,
Überzeugungen und Vor-
urteilen zu tun haben.

Die Frage, was man in welcher Zeit sinnvoll errei-
chen kann, stellt sich hier immer wieder neu. Hier
gibt es Erfahrungswerte, die jede Einrichtung mit
der Zeit gesammelt hat. Sie muss mit dem Zeit-
problem offen umgehen und keine falschen Erwar-

tungen wecken: Je weniger Zeit, je weniger Inhalt
und je weniger Reflexion. Dies gilt nicht zwangs-
läufig auch umgekehrt: je mehr Zeit – umso besser
und intensiver. Zeiten können auch überdehnt
werden und Langeweile entstehen lassen. Ein ver-
nünftiges Zeitmaß hängt immer von Zielgruppen
und Zielen ab. Abstrakt lässt sich darauf kaum ant-
worten. Man kann z. B. schnell unterschiedliche
Meinungen zu politischen Sachverhalten kennen-
lernen, man braucht aber viel Zeit, um diese Unter-
schiede begründen zu können, ihre Vor- und Nach-
teile zu erkennen und für das eigene Verhalten
Orientierungen zu finden. Eigentlich aber hat sich
hier in den letzten 20 bis 30 Jahren auch nicht viel
geändert. Die Einrichtungen selber müssen die Fra-
ge beantworten, ob der Druck intensiver gewor-
den, gleich geblieben oder gar gesunken ist. Ver-
mutlich wird das Ergebnis recht unterschiedlich
von Einrichtung zu Einrichtung sein. Vielleicht ist
aber auch nur der Umgang mit dem Druck zur Rou-
tine geworden, vielleicht ist das eigene Fell dicker
geworden und man spürt den Druck weniger, viel-
leicht ist man aber auch sensibler geworden und
spürt den Druck deutlicher? Vielleicht, vielleicht,
vielleicht…, viele Deutungen sind möglich.

Worum es geht oder nicht geht

Es ist unabdingbar, dass die Besonderheiten von
Bildung in Bildungsstätten erhalten bleiben müs-
sen, weil sie sonst überflüssig werden. Sie dürfen
sich nicht in Richtung Tagungshotel, bessere Schule
oder Freizeitstätte hin entwickeln, sie sind Teil ei-

ner Bildungslandschaft –
regional oder überre-
gional oder gar virtuell –
mit spezifischen Chan-
cen und Möglichkeiten.
Das wird auch von allen
so gesehen, mehr oder
minder stark beschrie-
ben und teilweise ge-

brochen von einer managerialen Terminologie, bei
der man nicht weiß, wie viel pädagogische Selbst-
aufgabe bereits darin verborgen ist.2
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2  Der Autor hat gut reden, hat er doch diese Prozesse alle am

eigenen Leib als Leiter einer Bildungsstätte teilweise durchlit-

ten und teilweise „fröhlich“ – um des Überlebens willen – mit-

gemacht. Manchmal gelang es auch, aus der Not eine Doppel-

strategie zu machen, trotz Mittelkürzungen, der Verwendung

von Kennziffern, Zielvereinbarungen und anderen BWL-Heils-

instrumenten: man gab den Geldgebern das, was sie wünschten

und handelte sich intern den pädagogischen Frieden ein.

Es wird offensichtlich
immer schwerer, den
Lernort Bildungsstätte
als emanzipatorische
„Insel“ zu erhalten und
auszubauen

Die vielbeschworene
Ökonomisierung zeigt
sich aber auch in der
Tatsache, dass es einen
Trend zu kürzeren Ver-
anstaltungstypen gibt

Es stellt sich die Frage,
wie man auf pädagogi-
sche Art systematische
„Störvorgänge“ in den
Ablauf bringen kann,
die zum Überdenken
herausfordern



operieren, gesellen sich aber immer mehr Gast-
gruppen mit eigenen Veranstaltungen, die aus
Gründen der Auslastung von Einrichtungen zuge-
lassen werden. Dies ist aus wirtschaftlichen Grün-
den in den meisten Fällen zwingend erforderlich,
birgt aber die Gefahr in sich, dass die eigene origi-
näre Aufgabe mehr und mehr in den Hintergrund
gedrängt wird, zumal Gastbelegungen i. d. R. kei-
nen pädagogischen Aufwand benötigen, aber im
Allgemeinen recht lukrativ, mit völligem oder ho-
hem Kostendeckungsgrad versehen sind und sich 
– wie es so schön heißt – „rechnen“. Im Extremfall
kann das dazu führen, dass die Bildungsangebote
für „unrentable“ Gruppen, wie z. B. Schulklassen,
immer weiter zurückgefahren werden (müssen).

Das eigentliche Profil, die Unverwechselbarkeit,
die abgestimmte Positionierung in einer Bildungs-
landschaft sind die tragenden Säulen politischer Bil-
dung mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen.
Diese Faktoren relativieren die Standortfragen. Je-
der Standort, ländlich oder städtisch, gut erreich-
bar oder abgelegen, kann seine Lage zum eigenen
Vorteil wenden. Der Standort ist immer auch eine
Herausforderung, das Haus attraktiv für andere zu
machen, ein spannendes Angebot vorzuhalten, die
Gestaltungsmöglichkeiten der Einrichtung zu nut-
zen, das Besondere hervorzuheben, kurz: den Stand-
ort als Vorteil zu „verkaufen“. Wenn die großstäd-
tische Ablenkung fehlt, erhöht das die inhaltliche
Konzentration. Existiert die Ablenkung, kann sie
Bestandteil der Bildungsarbeit i. S. der Reflexion
von Alltagskultur werden. Schlechte Erreichbarkeit
kann durch guten Service wie Abholdienste kom-
pensiert werden. 

Diskutiert man die Perspektiven von Bildungsstät-
ten, so bekommt man sowohl technische als auch
inhaltliche Antworten. Welche Antworten stehen
für welche Probleme? Inhaltliche Antworten soll-
ten für Ziele und Methoden politischer Bildung ste-
hen, technische für wirtschaftliche, logistische und
organisatorische Problemlösungen. Deutlich ist aber
zu erkennen, dass mit technischen (manageriellen)
Mitteln Bestandssicherung betrieben wird, um die
inhaltliche Arbeit zu erhalten und weiter zu ent-
wickeln. Dieser Weg ist möglich, aber auf lange
Sicht gefährlich. Der Subtext solchen Handelns
heißt nämlich: es wird irgendwie schon gehen, wir
kriegen das hin! Wir rationalisieren noch ein biss-
chen mehr, sparen noch mehr Personal ein, bele-
gen das Haus noch mehr mit Fremdgruppen, effek-
tivieren die Organisation, sourcen out etc. 

Solche Maßnahmen können nur eine vorüberge-
hende, der finanziellen Not geschuldete Antwort

Nun sind Mitarbeitende in Bildungsstätten keines-
wegs immer die „Guten“. So hatte die Kürzung
von Mitteln auch häufig einen Reflexionsprozess

anderer Art zur Folge:
man war gezwungen,
Gewohntes, Liebgewon-
nenes, Routiniertes, Pro-
gramme, Bezugsgruppen
und Inhalte zu überden-
ken. Das hatte auch po-
sitive Innovationen zur

Folge. Pädagogische Innovationen auf diese Art?
Eigentlich untragbar, aber auch wahr. Die Frage
stellt sich, wie man auf pädagogische Art systema-
tische „Störvorgänge“ in den Ablauf bringen kann,
die zum Überdenken herausfordern. Einzel- und
Gruppensupervisionen, kollegiale Vergleichszirkel,
der bewusst herbei geführte „fremde Blick“ auf
das eigene Tun wären u. a. solche Möglichkeiten,
die auch immer die ökonomische Situation mit re-
flektieren. Zyniker würden natürlich sagen, dass
Mittelkürzungen Denkanregungen seien, die man
von Zeit zu Zeit wiederholen sollte, bis auf Null. Al-
so:  managerielle Verfahren haben durchaus positi-
ve Seiten, wenn man sie richtig und auf die richti-
gen Inhalte bezogen anwendet. Pädagogische
Prozesse hingegen sind Koproduktionen und las-
sen sich nicht in das Schema von Kennziffern, Ziel-
erreichung und Effizienzsteuerung pressen. Ein
gewisser W. B. Cameron sagte schon 1963: Nicht
alles, was gezählt werden kann, zählt, und nicht
alles was zählt, kann gezählt werden.3

Es ist nun auch nichts Neues, wenn Bildungsstätten
gerne mit festen Partnern zusammenarbeiten. Das
verspricht nicht nur sichere Belegungszahlen, das
kann auch für inhaltliche Kontinuität sprechen und
für einen von allen akzeptierten wichtigen Part

innerhalb von Bildungs-
landschaften, die sowohl
regional als auch über-
regional interpretiert
werden können. Hier
unterscheiden sich Bil-
dungsstätten in großen
Städten und solche auf
dem Land wenig von-
einander, egal auch, ob
es sich um Jugend- oder

Erwachsenenbildungseinrichtungen handelt. Zu
den festen Partnern, die im Sinne der Zielsetzung
der politischen Bildung mit den Einrichtungen ko-
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Pädagogische Prozesse
lassen sich nicht in das
Schema von Kennzif-
fern, Zielerreichung
und Effizienzsteuerung
pressen

Zu den festen Partnern,
die in der politischen
Bildung mit den Ein-
richtungen kooperieren,
gesellen sich immer
mehr Gastgruppen, die
aus Gründen der Aus-
lastung von Einrichtun-
gen zugelassen werden

3  zit. nach einer PP-Präsentation von Eckhard Hansen, Fachbe-

reich Sozialwesen, Universität Kassel
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sein. Es wird Zeit, dass
der dienende Charakter
manageriellen Handelns
deutlich herausgestellt
wird. Geld und seine
wirtschaftliche Verwen-
dung, Organisation,

Kennziffern und Qualitätsmanagement sind Mittel
zum Zweck. Seit Jahren schon kann beobachtet
werden, dass die Zwecke den Mitteln angepasst
werden und die Mittel zu Selbstzwecken werden.
Es kann leicht der Eindruck entstehen, dass alle so
tun, als könnten mit den vorhandenen Mitteln alle
Ziele und Zwecke weiterhin, wie eh und je, erreicht
werden. Man muss nur alles ein bisschen effektiver
machen und das Management verstärken. Wie viel
kann man sich noch in die Tasche lügen?

Nötig ist eine inhaltliche Offensive zur Notwendig-
keit politischer Bildung, getragen durch viele Ak-
teure, Verbände und Organisationen. Es ist auch
an der Zeit, diese Besonderheit des deutschen Bil-
dungswesens als nachahmenswert im Rahmen eu-
ropäischer Einigung offensiv zu propagieren – um
der Demokratie willen!

Prof. Dr. Hilmar Peter war von 1990 bis zu 

seinem Eintritt in den Ruhestand 2006 Leiter

des LWL-Bildungszentrums Jugendhof Vlotho.

Dem AdB-Vorstand gehörte er von 1993 bis

1997 an. Er ist Lehrbeauftragter an der Fakul-

tät für Erziehungswissenschaft der Univer-

sität Bielefeld.

E-Mail: hilmar.peter@uni-bielefeld.de
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Nötig ist eine inhaltli-
che Offensive zur Not-
wendigkeit politischer
Bildung, getragen durch
viele Akteure, Verbän-
de und Organisationen
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Unser Ausbildungsprojekt Klimalotsin/Klimalotse
Mechtild Möller

Jedes Jahr beschließt der Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten ein „Jahresthema“ von besonderer
Aktualität und Bedeutung für die außerschulische
politische Bildung. In diesem Jahr lautet das Thema
„Wachstum – Gerechtigkeit – Teilhabe. Nachhaltige
Klimapolitik gestalten“. Ihm war bereits die letzte
Ausgabe unserer Zeitschrift gewidmet, in der auch
Beispiele aus der Bildungspraxis von AdB-Mitglieds-
einrichtungen präsentiert wurden. Das Jahresthema
soll sie dazu anregen, ihm in ihrer Bildungsarbeit
besonderes Augenmerk zu widmen. Wir stellen
hier ein neues Beispiel vor, die Ausbildung zur Klima-
lotsin/zum Klimalotsen, ein Projekt der Historisch-
Ökologischen Bildungsstätte in Papenburg.

Klimawandel und die energiepolitische Wen-
de – eine Herausforderung für demokratische
Beteiligungsprozesse in und mit der Schule

Der unaufhaltsame Klimawandel, schwindende Ener-
gieressourcen, Umweltverschmutzung, Ernährungs-
krisen und das Wachstum der Bevölkerung signali-
sieren das Ende unseres Lebensstils, „das Ende der
Welt, wie wir sie kannten“, um mit den Sozialwis-
senschaftlern Claus Leggewie und Harald Welzer
zu sprechen. Die aktuelle energiepolitische  Wende

fordert uns heraus, neu zu
definieren, wie unsere
Gesellschaft in 10 oder
25 Jahren aussehen soll,
und dies als konkrete
Utopie, als kulturelles
Projekt auf den Weg zu
bringen. Diese „Kultur-

revolution des Alltags“, die Veränderung der all-
täglichen Lebensverhältnisse in Richtung einer kli-

maschonenden und nachhaltigen Wirtschafts- und
Lebensweise, liefert dabei neue Impulse für demo-
kratische Beteiligungsformen und damit verbunde-
ne Einflussmöglichkeiten.

Die Historisch-Ökologische Bildungsstätte e. V. in
Papenburg greift seit Beginn ihrer Bildungsarbeit
diese aktuellen umwelt- und energiepolitischen
Themen und Fragestellungen auf und hält ein viel-
fältiges Programm an Projekten, Seminaren und
Akademie-Veranstaltungen für unterschiedliche
Zielgruppen bereit. Nicht zuletzt die energie- und
ressourcenschonende Gestaltung der Heimvolks-
hochschule eröffnet den Teilnehmenden neue
Erfahrungs- und Handlungsfelder und ein bedeut-
sames Leben und Lernen unter einem Dach.

Umweltbildung als Aufgabe politischer
Jugendbildung

Einschlägige Jugendstudien belegen ein hohes Enga-
gement vieler Jugendlicher und junger Erwachse-
ner insbesondere im Natur- und Umweltschutz. Sie
entwickeln in diesen Bereichen vielfältige Ideen
und haben zum Teil klare Vorstellungen, wie sie
das Leben in ihrem Umfeld verbessern können.
Dieses Interesse zeigt, dass junge Menschen etwas
bewegen wollen, um für sich und andere Freiräume
und neue Möglichkeiten der Mitgestaltung und
Mitbestimmung zu schaffen. 

Das soziale Engagement dieser Jugendlichen grei-
fen wir als außerschulischer Partner in unserem
Klimalotsenprojekt auf und bieten ihnen durch 
die Entwicklung konkreter Klimaschutzaktivitäten
neue Partizipationschancen in ihrem Lebensraum
Schule. 

Schüler/-innen werden Klimalotsinnen/Klima-
lotsen
Das Klimalotsenprojekt richtet sich grundsätzlich
an alle interessierten Schüler/-innen der Klassen 7-10.
Ein besonderes Augenmerk wird dabei nicht nur
auf die Schüler/-innen gerichtet, die sich bereits
über etablierte Strukturen in der Schule engagie-
ren (z. B. SV), sondern auch auf die Schüler/-innen,
die ein besonderes Interesse an dem Thema Ener-
gie/Klima haben. Vor diesem Hintergrund ermög-
lichen der Kontakt und die kooperative Zusammen-
arbeit v. a. mit entsprechenden Fachlehrer/-inne/-n
(z. B. Geografie, Physik, Technik, Politik) einen wich-
tigen Zugang gerade zu diesen Schüler/-inne/-n.
Zudem sind in vielen Schulen bereits  AG's einge-
richtet, die sich aus verschiedenen Richtungen die-
sem Thema widmen, z. B. Energie-AG, Umwelt-AG. 

Die aktuelle energie-
politische Wende for-
dert uns heraus, neu zu
definieren, wie unsere
Gesellschaft in 10 oder
25 Jahren aussehen soll

Blick auf die Historisch-Ökologische Bildungsstätte
Papenburg

©Historisch-Ökologische Bildungsstätte Papenburg



213

ADB-JAHRESTHEMA 

Vor dem Hintergrund des Zeitrahmens und der um-
fangreichen Aufgaben des Klimalotsenprojektes ist
je nach Schule (Schüleranzahl, Schulform und Alter
der Schüler/-innen) eine Teilnehmerzahl von 2-4 Schü-
lern/Schule vorgesehen. Die Teilnahme an dem
Projekt erfolgt nach dem Prinzip der Freiwilligkeit
und orientiert sich an den Interessen und Frage-
stellungen der Schüler/-innen.

Vor Projektbeginn finden eine Informationsveran-
staltung für interessierte Lehrer/-innen und Schü-
ler/-innen in der HÖB und ein anschließender Besuch
in den beteiligten Schulen statt. Hier werden zum
einen Informationen zum Ziel, Ablauf und zu den
Inhalten des Projektes besprochen und zum ande-
ren auch entscheidende Voraussetzungen für Parti-
zipation in den Schulen geklärt, wie die Schaffung
von aktiven Gestaltungsmöglichkeiten in der Schule.

Projektstruktur
Das Klimalotsenprojekt findet in fünf Bausteinen
statt: 
■ Information und Beratung von Schulen/Öffent-

lichkeitsarbeit (Januar-April 2012)
■ dreitägiges Seminar in der HÖB (Mai 2012)
■ Klimacheck in den Schulen (4-6 Wochen)
■ zweitägiges Seminar in der HÖB (Juni 2012)
■ Abschlussworkshop/-präsentation in den Schu-

len (Juli 2012).

Der eigene Alltag auf dem Prüfstand

Ökologisch orientierte, eigentlich sinnvolle Verhal-
tensweisen stehen immer dann besonders auf dem
Prüfstand, wenn sie mit der eigenen Bequemlich-
keit, mit eingefahrenen Verhaltensmustern in Kon-
flikt geraten. An diesen Entscheidungskonflikten
setzt das erste dreitägige Seminar der Klimalotsen-
ausbildung an und erarbeitet mit den Schüler/-in-

ne/-n, wie solche Verhaltensweisen unter dem Leit-
bild der Zukunftsfähigkeit verändert werden kön-
nen. 

Voraussetzung für die bewusste Auseinanderset-
zung mit dem persönlichen Umweltverhalten sind
Informationen über den Klimawandel und die glo-
balen Umweltveränderungen und das Verständnis
dieser Zusammenhänge. Dabei greift das Projekt
das durch den schulischen Fachunterricht ver-
mittelte Wissen der Schüler/-innen auf und vertieft
den Meinungsbildungsprozess durch Gespräche
und Diskussionen mit Expert/-inn/-en aus Natur/
Technik und Politik. Verschiedene Experimente
zum Thema „Energie erleben" und „Klima scho-
nen und Energie sparen", wie z. B. das Experimen-
tieren mit Strom- und CO2-Messgeräten, Luxmeter
und (Infrarot-)Thermometer sensibilisieren und moti-

vieren die Teilnehmer/
-innen für einen sparsa-
men Umgang mit Strom
und Wärme in ihrem
Umfeld. Sie erkennen,
dass durch intelligentes
Verhalten der Energie-

verbrauch reduziert werden kann und dass sich
nicht nur in der Schule große Energieeinsparpoten-
tiale erschließen lassen.

Ein zentraler Baustein der Klimalotsen-Ausbildung
ist der „Klimacheck", den die Schüler/-innen eigen-
verantwortlich in den jeweiligen Schulen durch-
führen. Mithilfe unterschiedlicher Checklisten spü-
ren sie als „Klimadetektive"1 Energieverschwender
ihrer Schule auf. Sie messen und bewerten den
Stromverbrauch und weitere vom Schulbetrieb ver-
ursachte Umweltauswirkungen wie z. B. Energie-
verbrauch durch Heizung, Beleuchtung und Com-
puter, Material und Abfall, Wasserverbrauch,
Schulgelände und Verkehr. Im Rahmen der Klima-
lotsen-Ausbildung werden die Schüler/-innen auf
die Umsetzung des Klimachecks auf zwei Ebenen
vorbereitet.

Zum einen lernen sie die energietechnischen Aspek-
te des Klimachecks durch fachkundige Gespräche
und Besichtigungen kennen, z. B. die Funktions-
weise unterschiedlicher Heizungsanlagen, Gebäude-
dämmung und energiesparende Beleuchtung.

Zum anderen werden ihre persönlichen Kompeten-
zen gestärkt, um ihre zukünftige Rolle als Klima-
lotsin/Klimalotse verantwortungsvoll wahrnehmen

Dieses Foto und die folgenden Fotos entstanden im Rah-
men des Projekts

Die Teilnehmer/-innen
erkennen, dass durch
intelligentes Verhalten
der Energieverbrauch
reduziert werden kann

1  Tilmann Langer: Klimadetektive in der Schule; Umweltbüro

Nord e.V., 2011
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zu können. Vielfältige Methoden der politischen
Jugendbildung (Interaktions- und Kommunika-
tionsmethoden wie Rollenspiele, Diskussionen,
Debatten und Reflexionen) fördern die für das
Projekt wichtigen demokratischen Handlungs-
kompetenzen: Meinungsbildung, Argumentations-
und Überzeugungsfähigkeit, Perspektivenwechsel,
Kooperationsfähigkeit.

Über verschiedene Bundes- und Länderprogramme2

sind bereits zahlreiche Schulen als Klimaschulen
ausgezeichnet und haben unterschiedliche Klima-
schutzprojekte in ihren Schulen umgesetzt. Im
Rahmen unseres Projektes besuchen die Teilneh-
mer/-innen eine regionale Klimaschule. Dieser
Besuch bietet den Schüler/-inne/-n die Gelegenheit,
sich mit Gleichaltrigen über Erfahrungen, Ergebnisse
und auch Hindernisse bei der Umsetzung z. B. des
Klimachecks auszutauschen. 

Die „Klimadetektive" werden klimaaktiv

Ausgerüstet mit einem vertieften Klimawissen,
Checklisten und notwendigem technischem Equip-
ment führen die Schüler/-innen den Klimacheck in
ihren jeweiligen Schulen eigenständig durch. Für
sie kommt es jetzt v. a. darauf an, die Bedeutung
des Themas in die Schule zu tragen und die Schü-
ler/-innen, Lehrer/-innen sowie andere Akteure wie
Haustechniker/-innen und Verwaltungsmitarbei-
ter/-innen zum Mitmachen zu motivieren. So befra-
gen sie beispielsweise Schüler/-innen über ihre Zu-
friedenheit mit dem Schulgelände, Lehrer/-innen
über den täglichen Papierverbrauch in der Schule
oder den Haustechniker über den jährlichen Heiz-
energieverbrauch. Nach Bedarf werden sie von der
HÖB und Fach-Lehrer/-inne/-n bei der Durchfüh-
rung des Klimachecks unterstützt.

Entwicklung konkreter Klimaschutzaktivitäten
Auf der Grundlage der Ergebnisse des Klimachecks
erarbeiten die Schüler/-innen im vierten Baustein
(zweitägiges Seminar in der HÖB) in einer Zukunfts-
werkstatt konkrete Klimaschutzaktivitäten für ihre
Schule. Energieberater/-innen bzw. Umweltschutz-
beauftrage der Städte/Kommunen beraten die
Schüler/-innen dabei hinsichtlich möglicher Grenzen
des Klimaschutzes in den jeweiligen Schulen z. B.
bei einer Kosten-Nutzen-Betrachtung und der prak-
tischen Realisierung ihrer Ideen und Vorstellungen.
Aber auch Fragen der energetischen Modernisie-
rung ihrer Schule und die Schaffung finanzieller
Anreize für einen sparsamen Umgang mit Ressour-
cen werden in diesem Baustein geprüft und disku-
tiert. 

Abschließend formulieren die Schüler/-innen kon-
krete Projektziele, notwendige Maßnahmen, Mit-
tel und Verantwortlichkeiten und bereiten den
Abschlussworkshop sowie die Präsentation vor. 

Präsentation in der Schulgemeinschaft
Die formulierten Klimaschutzziele präsentieren die
Klimalotsinnen/Klimalotsen zeitnah im Rahmen
eines Abschlussworkshops der Schulgemeinschaft,
um sie mit Entscheidungsträgern der Schule zu
diskutieren und konkrete Umsetzungsschritte zu
vereinbaren. Die Abschlusspräsentation bietet gleich-
sam den Rahmen für die Überreichung der Zer-
tifikate an die Teilnehmer/-innen des Klimalotsen-
projektes. Mit dieser Form der Präsentation sichern
sich die Schüler/-innen Wertschätzung und enga-
gierte Unterstützung von Schüler/-inne/-n, Lehren-
den, Eltern u. a. Akteuren innerhalb und außer-
halb der Schule, die es bei es bei der weiteren
Umsetzung der Klimaschutzziele einzufordern gilt. 

Klimaschutz nachhaltig gestalten

Im Sinne der Bildung für nachhaltige Entwicklung
lernen die Schüler/-innen durch das Klimalotsen-
Projekt nachhaltiges Denken und Handeln und

2  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-

sicherheit: Aktion Klima! Aktionsprogramm „Klimaschutz in

Schulen und Bildungseinrichtungen", 2008-2011
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treffen durch die von ihnen entwickelten Klima-
schutzaktivitäten Entscheidungen für sich und ihre
Zukunft. 

Durch solche konkreten Praxisprojekte erfahren
sich die Schüler/-innen als selbstwirksam und ent-
wickeln Lust auf größere Veränderungsschritte.
Wenn es ihnen z. B. gelingt, in ihrer Schule die CO2-
Emissionen spürbar zu verringern, kann sich dies in
einer „Kultur der Anerkennung" als identitätsstif-
tend erweisen und sie zu weitergehendem nach-
haltigem Engagement ermutigen. Das setzt auch
voraus, dass die Schulen dieses Engagement durch
Partizipationsrechte fördern und Klimaschutz als kon-
tinuierlichen Prozess der Schulentwicklung imple-
mentieren.

Politische Partizipation in und mit der Schule
Zentrales Ziel des Klimalotsenprojektes ist es, die
Schüler/-innen in ihrem sozialen Engagement zu
stärken und ihnen als Klimalotsin/Klimalotse Betei-
ligungsmöglichkeiten in und mit der Schule zu
eröffnen. Durch diese Aufgabe erfahren sie aktive
Teilhabe, übernehmen Verantwortung, entwickeln
Selbstbewusstsein und lernen, im Klimalotsen-Team
gemeinsame Vorstellungen und Ziele auszuhandeln
und zu kooperieren.

Dies setzt voraus, dass solche Beteiligungsformen
in der Schule strukturell vorgesehen sind und eben-
so ein beteiligungsorientiertes Handeln der Leh-
rer/-innen und anderen Beschäftigten in der Schule
vorherrscht. 

Für das Klimalotsenprojekt bedeutet dies, dass die
Schüler/-innen von Beginn an über die Durchfüh-
rung und Umsetzung der Klimaschutzaktivitäten in
ihren Schulen mitbestimmen und mitentscheiden
und damit den Partizipationsprozess in der Schule
aktiv mitgestalten. 

Für die außerschulische politische Jugendbildung
bedeutet es, dass dieser Prozess in und mit der
Schule kontinuierlich begleitet wird.

Was bisher lief und uns zum Stolpern brachte –
Zwischenresümee

Wir stehen momentan mitten drin – in diesem Pro-
zess und können über erste Erfahrungen berich-
ten. 

Was bisher gut lief/läuft…
■ Persönlicher Kontakt zu Fachlehrer/-inne/-n

(und Klimaschutzbeauftragten an Schulen) hat
sich als entscheidender Zugang zu den Schüler/
-inne/-n erwiesen;

■ Konzeptionelle Ausrichtung (Ziele, Inhalte, Metho-
den) kann schulformübergreifend und in den
Klassen 7-10 umgesetzt werden;

■ Vernetzung mit anderen Schulen (z. B. Umwelt-
schulen/Klimaschulen) ist wichtig – fördert das
Lernen voneinander und setzt neue Impulse;

■ Vielfalt an Methoden (Expertengespräche, Exkur-
sionen, Experimentieren und „forschendes Ler-
nen“) motiviert die Schüler/-innen.

Was Stolpersteine in den Weg legt…
■ Hoher zeitlicher und organisatorischer Aufwand,

um prozessorientiert zu arbeiten (Gewinnung
und persönliche Ansprache von Schulen, Infor-
mationsveranstaltungen, Besuche, Gewinnung
von Experten, Klimakiste u. a. technische Geräte
etc.);

■ fehlende zeitliche und personelle Ressourcen in
den Schulen (Einbindung des Klimachecks
während der Schulzeit; Interviews von Schüler/
-inne/-n und Lehrer/-inne/-n u. a. Beschäftigten);

■ Balance zwischen Unterstützung und Selbst-
bestimmung bei der Umsetzung des Klima-
checks und der Entwicklung von Klimakampag-
nen (welche Gestaltungsfreiräume bieten Schule,
Alter der Schüler/-innen usw.).

Auf weitere Ergebnisse und Erfahrungen sind wir
gespannt und gern bereit, wieder einmal darüber
zu berichten.

Mechtild Möller ist Diplom-Pädagogin und

arbeitet an der Historisch-Ökologischen Bil-

dungsstätte e. V. als Referentin für politische

Jugendbildung sowie zu den Schwerpunkten

Rhetorik und Kommunikation, Lern- und

Arbeitstechniken, Teamentwicklung und

Zeitmanagement. Sie ist erreichbar über 

die Adresse der HÖB, Spillmannsweg 30, 26871 Papenburg.

E-Mail: mechtild.moeller@hoeb.de



Bildung in Deutschland 2012

Zum vierten Mal legte die Auto-
rengruppe Bildungsberichterstat-
tung in diesem Jahr einen natio-
nalen Bildungsbericht vor, der
das Bildungswesen in Deutsch-
land bereichsübergreifend dar-
stellt. Die Bestandsaufnahme soll
Anhaltspunkte für bildungspoliti-
sche Handlungsmöglichkeiten
und -notwendigkeiten geben.
Der Bericht wurde unter Feder-
führung des Deutschen Instituts
für Internationale Pädagogische
Forschung von einer Autoren-
gruppe erstellt, der außerdem
Vertreter und Vertreterinnen des
Deutschen Jugendinstituts, des
Hochschul-Informations-Systems,
des Soziologischen Forschungs-
instituts an der Universität Göt-
tingen und der Statistischen
Ämter des Bundes und der Län-
der angehören. Gefördert wurde
der Bericht wie seine Vorläufer
von der Ständigen Konferenz der
Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland und
dem Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung.

Schwerpunktthema des aktuellen
Berichts ist die kulturelle/musisch-
ästhetische Bildung im Lebens-
lauf, der ein eigenes Kapitel
gewidmet ist. Dieser Bildungs-
bereich drohe bei der auf die
schulischen Kernfächer konzen-
trierten öffentlichen Diskussion
aus dem Blick zu geraten, beto-
nen Zuwendungsgeber und
Autorengruppe in der Zusam-
menfassung der wichtigsten
Ergebnisse des Berichts.

Wie in jedem Bildungsbericht
wird auch in diesem ein Über-
blick über die sich verändernden
Rahmenbedingungen für Bil-
dung gegeben. Dazu gehören
weiterhin der demographische
Wandel, die zunehmende
Erwerbstätigkeit von Frauen,
allerdings zumeist in Teilzeit, die

überproportionale Steigerung
der Bildungsausgaben durch
Sonderprogramme und der hohe
Ersatz- bzw. Zusatzbedarf an Per-
sonal im Bildungswesen, der
durch die Altersstruktur der
Beschäftigten und Lehrkräfte
und durch geplante Ausbau-
maßnahmen in verschiedenen
Bildungsbereichen bedingt ist.

Während die Zahl der allgemein-
bildenden Schulen zurückgeht,
hat sich die Zahl von Bildungs-
einrichtungen im Elementar- 
und im Hochschulbereich erhöht.
Auch Bildungseinrichtungen in
freier Trägerschaft haben zuge-
nommen und zwar nicht nur in
frühkindlicher Bildung, sondern
auch allgemeinbildende Schulen
und Hochschulen.

Der Bildungsbericht verzeichnet
einen weiteren Anstieg der Bil-
dungsbeteiligung von Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen,
aber weiterhin große Beteili-
gungsunterschiede unter den
Migranten. Vor allem Migranten
aus der Türkei und den ehemali-
gen Anwerbestaaten weisen
weiterhin deutlich geringere
Bildungsbeteiligungsquoten 
auf als sonstige Migranten.

Auf dem Ausbildungsmarkt hat
sich durch den demografisch
bedingten Rückgang der Lehr-
stellennachfrage die Lage ent-
spannt, jedoch bestehen wegen
der Altnachfrage weiterhin
Angebotsengpässe.

Weiterhin schwierig ist die
Situation von Bildungsbenach-
teiligten in der Berufsbildung.
Nach wie vor wechseln Jugend-
liche mit maximal Hauptschul-
abschluss in den westdeutschen
Flächenländern sowie ausländi-
sche Jugendliche in das Über-
gangssystem.

Meldungen
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Stark angestiegen ist die Zahl der
Studienanfänger/-innen, bedingt
durch die doppelten Abiturjahr-
gänge und die Aussetzung der
Wehrpflicht bzw. des Zivildiens-
tes. Die Quote liegt oberhalb der
hochschulpolitischen Zielwerte.

Nicht erhöht hat sich hingegen
die Teilnahme an Weiterbildung.
Sie blieb in den letzten zehn Jah-
ren insgesamt konstant, wenn-
gleich sich die Teilnahmezahlen
älterer und gering qualifizierter
Personen leicht erhöhten.

Rund vier Fünftel der gesamten
Bildungsausgaben wurden 2009
von Bund, Ländern und Gemein-
den aufgebracht, das restliche
Fünftel von Privathaushalten,
Organisationen ohne Erwerbs-
zweck und Unternehmen sowie
vom Ausland. Auf den Bund ent-
fallen 12 % der Bildungsausga-
ben, auf die Länder 52 %, auf die
Gemeinden 14 %. Schulen und
Hochschulen werden in erster
Linie vom Staat finanziert, beruf-
liche Bildung und Weiterbildung
in wesentlichen Teilen privat.
Deutschland gab 2008, gemessen
an der wirtschaftlichen Leistung,
mit einem BIP-Anteil von 4,8 %
weniger für Bildungseinrichtun-
gen aus als andere Staaten der
OECD (OECD-Mittel 5,9 %). Die
absoluten Bildungsausgaben pro
Teilnehmer/-in lagen 2008 vom
Primar-bis Tertiärbereich mit
9.100 US-Dollar leicht über dem
OECD-Länder-Durchschnitt von
8.800 US-Dollar, wobei es zwi-
schen den einzelnen Bildungs-
bereichen jedoch deutliche
Unterschiede gibt.

Im Kapitel zur schulischen Bil-
dung werden auch die Aktivitä-
ten in außerschulischen Lern-
orten beleuchtet. Hier geht es
nicht nur um familiale Unterstüt-
zung beim schulischen Lernen,
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sondern auch um Lernmöglich-
keiten im Rahmen eines freiwil-
ligen Engagements inner- und
außerhalb der Schule. Der Bericht
spricht hier von der Wahrneh-
mung freiwilliger Aufgaben wie
Streitschlichter, Mitarbeiter der
Schülerzeitung oder Klassenspre-
cher. In Vereinen und anderen
Organisationen werden außer-
schulische bildungsrelevante
Erfahrungsräume für Kinder und
Jugendliche gesehen, in denen
sich immerhin rund 29 % der 
13- bis unter 16-Jährigen enga-
gieren. Bei den 16- bis unter 
22-Jährigen sind es 26 %. Die
frühe Übernahme von definier-
ten Aufgaben und Funktionen
werde nicht so leicht aufgegeben
wie eine Aktivität, die weniger
mit individueller Verantwortlich-
keit verbunden ist, schließt der
Bildungsbericht aus der Tatsache,
dass mit steigendem Alter das
freiwillige Engagement in diesem
Fall nicht in dem Maß zurückgeht
wie bei Aktivitäten, die mit weni-
ger individueller Verantwortlich-
keit verbunden sind. Der Großteil
des freiwilligen Engagements fin-
det übrigens in Sportvereinen
statt.

Der Bericht geht auf die gesetz-
lich geregelten Formen der Frei-
willigendienste ein und verweist
darauf, dass sich durch die Aus-
weitung der traditionellen
Jugendfreiwilligendienste und
die Schaffung des Bundesfreiwil-
ligendienstes der Anteil junger
Menschen, die sich in den Freiwil-
ligendiensten engagieren, in den
letzten zehn Jahren von 2 % auf
mittlerweile etwa 7 % erhöht
habe.

Im Kapitel „Weiterbildung und
Lernen im Erwachsenenalter“
geht der Bericht von der Frage
aus, ob sich die Proklamationen
aus Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft über die Wichtigkeit
von Weiterbildung auf die Wei-
terbildungsteilnahme ausgewirkt

haben. Auch wird in den Blick
genommen, ob die konjunkturel-
le Entwicklung und neue Kon-
stellationen auf dem Arbeits-
markt Einfluss auf die Teilnahme
an Weiterbildung haben. Der
Bericht muss allerdings feststel-
len, dass nach einem starken
Anstieg in den 1990-er Jahren 
die Teilnahmequote in der
Weiterbildung mit geringfügigen
Schwankungen bis 2010 bei etwa
42 % stagniert. Im Osten ist die
Teilnahmequote unbeständiger
und stärker rückläufig als im
Westen. Die leicht rückläufige
Weiterbildungsteilnahme im Zeit-
raum 2007-2010 wird vor allem
auf die sinkende Teilnahme an
betrieblicher Weiterbildung
zurückgeführt. Dennoch ist
deren Anteil im Vergleich zur
individuell-berufsbezogenen
Weiterbildung und zur nicht-
berufsbezogenen Weiterbildung
enorm – 26 % gegenüber 12 bzw.
11 %. Entscheidend für die Teil-
nahme an Weiterbildung ist der
Status der Erwerbstätigkeit. Die
Weiterbildungsbeteiligung ist
2010 bei den Erwerbstätigen fast
doppelt so hoch wie die der
aktuell Nichterwerbstätigen, 
und zwar in der Tendenz bei al-
len Altersgruppen, am stärksten
ausgeprägt jedoch bei der älte-
sten Gruppe, bei der die Erwerbs-
tätigen fast dreimal so oft an
Weiterbildung teilnehmen wie
Nichterwerbstätige. Ein weiteres
Kriterium für eine hohe Weiter-
bildungsbeteiligung ist nach wie
vor der Bildungsstand. Personen
mit Hoch- und Fachhochschulrei-
fe sind auch im Jahr 2010 nach
wie vor doppelt so häufig an
Weiterbildung beteiligt wie Per-
sonen mit niedrigem allgemein-
bildenden Abschluss. 

Eine stärkere Weiterbildungs-
beteiligung der Gruppe mit
Migrationshintergrund ist bisher
nicht gelungen. Ihre Teilnahme
stagnierte zwischen 2007 und
2010 und bleibt hinter derjeni-

gen von Personen ohne Migra-
tionshintergrund deutlich
zurück.

Das Kapitel über Weiterbildung
im Bildungsbericht konzentriert
sich ausschließlich auf die beruf-
liche Weiterbildung und deren
Ertrag. Erstaunlich ist, dass auch
in diesem Bereich nur gut die
Hälfte der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ihre Weiterbil-
dung mit einer Bescheinigung
abschließt. Von ihnen wiederum
erhalten nur zwei Fünftel Nach-
weise in Form von Zeugnissen
oder Zertifikaten. Dabei weist 
die individuell-berufsbezogene
Weiterbildung mit 47 % den
höchsten Grad der Zertifizierung
aus, wobei darunter auch öffent-
lich geförderte Weiterbildungs-
maßnahmen Arbeitsloser fallen,
die einer Zertifizierungspflicht
unterliegen.

Der Bericht konstatiert, dass die
Weiterbildung in der öffent-
lichen Wahrnehmung keine
ähnlich essenzielle Bedeutung
für die gesellschaftliche Entwick-
lung wie andere Bildungsberei-
che zu haben scheint. Statt zu
einer vierten Säule des Bildungs-
systems, wie ehedem vom Deut-
schen Bildungsrat gefordert, aus-
gebaut zu werden, habe sie eher
den Status eines Ergänzungs-
und Reservemechanismus für
unterschiedliche gesellschaftliche
Erwachsenenbildungsbedürfnisse
behalten. Die Qualität der
Weiterbildung sei eine wichtige
Perspektive für diesen Bildungs-
bereich. Ohne übergreifende
Kompetenzanalysen über Effekte
und Durchführungsformen von
Weiterbildung lasse sich deren
Qualität kaum wissenschaftlich
gesichert beschreiben. Problema-
tisiert wird in diesem Zusammen-
hang, dass es nur für eine Min-
derheit Zertifikate im Sinne
ausgewiesener Leistungsnach-
weise gebe. In einem hochgradig
regulierten Arbeitsmarkt sei die
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Dokumentation erbrachter Lern-
leistungen für die Erwerbstätigen
jedoch wichtig. Der Bericht stellt
fest, dass in allen Weiterbildungs-
bereichen Fragen der Systemati-
sierung, Standardisierung und
Zertifizierung sowohl im Interes-
se von Qualitätssicherung als
auch der beruflichen Mobilität
gründlicher zu prüfen seien.

Die kulturelle/musisch-ästheti-
sche Bildung im Lebenslauf steht
im Zentrum dieses Berichts, der
diesem Bildungsbereich als Auf-
gabe zuschreibt, Individuen zu
einem selbstbestimmten Leben,
zur Entdeckung und Entfaltung
ihrer expressiven Bedürfnisse
sowie zur aktiven Teilnahme an
Kultur zu befähigen. Der Bericht
betont, dass diese eigenständige
Zielsetzung kultureller Bildung
die Förderung der kognitiven
Leistungsfähigkeit in anderen
Bildungsbereichen nicht aus-
schließe. Er verweist auf die
neuen kulturellen Aktivitäten,
die durch die elektronischen
Medien, insbesondere das Inter-
net, ermöglicht werden. In der-
artigen informellen Zusammen-
hängen könnten sich Interessen
artikulieren, die außerhalb des
formalisierten und organisierten
Kunst- und Kulturlebens beste-
hen und auch von jenen wahr-
genommen werden, denen der
Zugang zu den traditionellen
Institutionen kultureller/musisch-
ästhetischer Bildung erschwert ist.

Der Bericht konzentriert sich
jedoch auf die formalisierten
Formen kultureller Bildung, da
die Datenlage der zahlreichen
informellen und non-formalen
Formen lückenhaft und unüber-
sichtlich sei und sich deshalb eine
datengestützte Dokumentation
dieses Bildungssegments verbiete.

Für die Erwachsenenbildung wird
festgestellt, dass kulturelle Bil-
dung seit jeher ein integraler
Bestandteil institutionalisierter
Weiterbildung sei, die jedoch nur
einen begrenzten Teil der Bil-
dungsprozesse in diesem Bereich
repräsentiere. Die größte Anbie-
tergruppe sind die Volkshoch-
schulen, während Kirchen, Par-
teien, Gewerkschaften, private
Einrichtungen und Hochschulen
eine geringere Rolle spielen. Die
Analyse konzentriert sich auf die
VHS-Programme und auf die
Belegungsstatistik. Sie ergibt,
dass die Belegung im Programm-
bereich „Kultur, Gestalten“ von
1995-2010 um 22 bzw. 25 %
zurückgegangen ist. Die große
Mehrheit der Kursbelegungen
konzentriert sich auf das Gebiet
„Malen/Zeichnen/Drucktechni-
ken, Plastisches Gestalten“. Wäh-
rend andere Fachgebiete zurück-
gegangen sind, gewinnt das
Fachgebiet „Medien, Medien-
praxis“ an Bedeutung. 

Der Bericht unterstreicht, dass
musisch-ästhetische Bildung

einen unverzichtbaren Bereich
der Allgemeinbildung darstelle
und der Staat dafür verantwort-
lich sei, die für diese Bildungsauf-
gabe notwendige Infrastruktur
zu sichern. Außerunterrichtliche
Angebote stellten eine wichtige
Ergänzung zum Pflichtunterricht
dar, und non-formale Einrichtun-
gen hätten für künstlerische, dar-
stellerische und musikalische
Aktivitäten in Kindheits- und
Jugendalter eine erheblich grö-
ßere Bedeutung als die Schulen.
Im Gegensatz zur großen Bedeu-
tung der non-formalen und
informellen Kontexte für die
musisch-ästhetischen Aktivitäten
von Kindern, Jugendlichen und
Erwachsenen stehe jedoch deren
unzureichende Datenlage. Wenn
es richtig sei, dass eine zeitgemä-
ße und anspruchsvolle kulturelle
Bildung nicht allein auf punk-
tuelle Kooperationen von Bil-
dungsinstitutionen mit außer-
schulischen Einrichtungen des
Kultursektors, sondern auf
verlässliche Vernetzungen der
unterschiedlichen Einrichtungs-
typen angewiesen sei, werde
eine Analyse der Bedingungen
und Erfolgskriterien solcher Ver-
netzungen wichtig.

Quelle: 
Bildung in Deutschland 2012

Kontroversen über Aussagen des Bildungsberichts

nicht gegeben werden. Auslöser
dieser Auseinandersetzung soll
ein kritischer Hinweis im Bil-
dungsbericht zum Betreuungs-
geld gewesen sein, mit dem sich
der Staat angesichts des noch
nicht vollendeten Kita-Ausbaus
finanziell zu übernehmen drohe.
Diese Aussage habe den Wider-

Berichts über die Frage diskutiert
worden, ob in einem offiziellen
Bildungsbericht von Bund und
Ländern von den Wissenschaft-
lern Empfehlungen abgegeben
werden dürften. Laut Vertrag
über den Bildungsbericht könn-
ten zwar Probleme aufgezeigt,
politische Empfehlungen jedoch

Über den am 22. Juni vorgeleg-
ten neuen nationalen Bildungs-
bericht soll es eine Kontroverse
zwischen den Ministern und den
Wissenschaftlern gegeben haben,
über die Karl-Heinz Reith in einem
dpa-Dossier Bildung Forschung
berichtete. Danach sei vor der
öffentlichen Präsentation des
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spruch der bayerischen Staats-
regierung provoziert, die das von
der CSU im Deutschen Bundestag
geforderte und auch in der
schwarz-gelben Koalition um-
strittene Betreuungsgeld will.

Kai Gehring, bildungspolitischer
Sprecher der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE DIE GRÜNEN im Deut-
schen Bundestag, zog aus dem
neuen Bericht den Schluss, dass
Bildung gesamtstaatliche Priori-
tät werden müsse und deshalb
das Kooperationsverbot aufge-
hoben werden solle. Es mangele
an individueller Förderung und
Durchlässigkeit zwischen den
Bildungseinrichtungen. Die
Empfehlungen des Bundesbil-
dungsberichts seien eine Haus-
aufgabe, die Bund und Länder

nun beherzt gemeinsam ange-
hen sollten. Die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Evangelischen
Jugendsozialarbeit e.V. hat in
einer Pressemitteilung zum Bil-
dungsbericht 2012 Stellung
genommen. Er zeige, wie schon
seine Vorgänger, dass junge Men-
schen mit Migrationshintergrund
im Hinblick auf ihre Bildungsab-
schlüsse und den Einstieg ins
Erwerbsleben immer wieder als
Problemgruppe benannt wür-
den. Aufgrund der demografi-
schen Entwicklung sei jedoch mit
einem kontinuierlichen Anstieg
des Anteils von Personen mit
Migrationshintergrund in der
jüngeren Bevölkerung zu rech-
nen. Diese jungen Menschen
seien Teil der Zukunft unseres
Landes, weshalb die Integrations-

leistungen im Bildungssystem
verbessert werden müssten. Die
BAG EJSA weist auch auf den
Rückgang der allgemeinbilden-
den Schulen in Ostdeutschland
hin, den der Bericht verzeichnet
hatte. Auch bei den Angeboten
der Jugendhilfe sei ein dramati-
scher Rückgang zu verzeichnen.
Schon heute sei es in ländlichen
Regionen Ostdeutschlands für
einen wachsenden Anteil junger
Menschen schwer oder unmög-
lich, Bildungs- und Förderange-
bote zu erreichen.

Quellen: bildungsklick.de 
Nr. 84297 vom 25.06.2012,
Pressemitteilung Kai Gehring
vom 22.06.2012, Presseinforma-
tion der BAG EJSA vom 05.07.2012

Neue Initiativen zur Abschaffung des Kooperationsverbots

Am 10. Mai 2012 debattierte der
Deutsche Bundestag über einen
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN (BT-Drucksache
17/9565), der unter dem Titel
„Gemeinsam für gute Bildung
und Wissenschaft - Grundgesetz
für beide Zukunftsfelder ändern“
die Bundesregierung dazu auf-
fordert, umgehend einen Ent-
wurf zur Grundgesetzänderung
vorzulegen, um eine neue
Kooperations- und Vertrauens-
kultur von Bund und Ländern im
Bildungs- und Wissenschaftsbe-
reich zu ermöglichen. An dieser
Debatte waren auch Vertreter/
-innen des Bundesrats beteiligt.
Es ging dabei nicht nur um den
Antrag, sondern auch um einen
Regierungsentwurf von Bundes-
bildungsministerin Dr. Annette
Schavan, der die Grundgesetz-
änderung zur Lockerung des
Kooperationsverbots auf den
Bereich der Wissenschaft ein-
grenzt. In der Debatte drängten
die Oppositionsfraktionen im

Deutschen Bundestag einvernehm-
lich auf eine weiterreichende Lö-
sung auch für den Schulbereich.
Die nordrhein-westfälische Bil-
dungsministerin Sylvia Löhrmann
warb dafür, das 2006 eingeführte
so genannte Kooperationsverbot
wieder zu lockern und Beteili-
gungsmöglichkeiten zu eröffnen,
damit auch die Schulen den gro-
ßen gesellschafts- und bildungs-
politischen Herausforderungen
begegnen könnten. Das Koope-
rationsverbot behindere Innova-
tion und gemeinsame Anstren-
gungen im Bildungsbereich.
Löhrmanns Partei - BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN - hatte einen Bund-
Länder-Konvent zur Aufhebung
des Kooperationsverbots in der
Bildungspolitik gefordert, der
unter Einbeziehung von Exper-
ten, Verbänden und Elternvertre-
tern eine Grundgesetzänderung
zur Lockerung des Kooperations-
verbots vorbereiten solle. Auch
wenn die Schule zu den Kern-
kompetenzen der Länder gehöre,

trage der Bund eine sozialpoliti-
sche Verantwortung. Das vom
Bund aufgelegte Bildungs- und
Teilhabepaket unterlaufe fak-
tisch das Kooperationsverbot und
nutze nicht den Schulen, sondern
vor allem privaten Nachhilfeorga-
nisationen. Die Unterstützung
des Bundes bei der Finanzierung
des weiteren Ausbaus von Infra-
strukturen  erscheine unerlässlich,
um die Kommunen zu entlasten.

Auch Dagmar Ziegler von der
SPD-Bundestagsfraktion forder-
te, das Kooperationsverbot abzu-
schaffen. Sie verwies auf die
erschreckenden Zahlen über Bil-
dungsdefizite in großen Teilen
der Bevölkerung, die eine Bünde-
lung der Kräfte für eine bessere
Bildung in allen Bereichen erfor-
derten. Das Kooperationsverbot
sei ein Fehler gewesen, der jetzt
gemeinsam behoben werden
müsse. Verwiesen wurde auch
auf die Mehrheit der Bevölke-
rung, die eine größere Zustän-
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digkeit des Bundes in der Bildung
fordere.

Vertreter der Regierungsfraktio-
nen warfen der Opposition vor,
keinen Konsens darüber zu
haben, ob und in welcher Form
die Bildung in eine Grundgesetz-
änderung einbezogen werden
sollte. Stattdessen versuchten sie,
die Initiative der Bundesregie-
rung, die Kooperation im Bereich
der Wissenschaft zu verbessern,
zu torpedieren. Mit Bezug auf
Aussagen der Ministerpräsidenten
Kretschmann (Baden-Württem-
berg) und Beck (Rheinland-Pfalz)
wurde auch auf unterschiedliche
Positionen in den Reihen von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
verwiesen. Sie warben für die
Zustimmung der Opposition zum
Regierungsentwurf der Bundes-
bildungsministerin, auf dessen
Grundlage Forschung und Lehre
profitieren würden.

Die Bundesministerin für Bildung
und Forschung, Dr. Annette Scha-
van, ergriff erst spät in der
Debatte das Wort. Sie verwies
auf Uneinigkeit im Bundesrat zu
den Vorschlägen zur künftigen

Kooperation zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden und warb
für die Zustimmung zum Regie-
rungsentwurf, der eine dauerhaf-
te Zusammenarbeit von Bund
und Ländern innerhalb der Hoch-
schulen vorsehe. Sie stelle sich
unter der Kooperation eine an-
dere Form vor, als den Ländern
nur Geld zuzuschieben, sich
ansonsten aber herauszuhalten.
Eine Lockerung des Kooperations-
verbotes für die Wissenschaft sei
derzeit im Konsens aller Parteien
und der Länder möglich, für ande-
re Lösungen gebe es jedoch kei-
ne Mehrheiten.

Der Deutsche Bundestag
beschloss die Überweisung des
Antrags an verschiedene Bundes-
tagsausschüsse.

Einen Nationalen Bildungsrat
haben Bildungsexperten in Berlin
gefordert, die sich dabei an dem
Vorbild des Wissenschaftsrats
orientierten, in dem Fachleute
gemeinsam mit Bundes- und Lan-
despolitikern erfolgreich inhaltli-
che Themen und Strukturfragen
der Hochschul- und Forschungs-
politik bearbeiten. Ein ähnlich

aufgestellter Bildungsrat könne
dazu beitragen, wichtige Refor-
men des deutschen Bildungssys-
tems voranzubringen. Die Exper-
tenrunde um den früheren
Generalsekretär der Kultusminis-
terkonferenz Prof. Dr. Erich Thies
und den ehemaligen Berliner Bil-
dungssenator Prof. Dr. Jürgen
Zöllner sehe in den Schwächen
des deutschen Bildungssystems –
ein immer noch bestehendes
Leistungsdefizit, ein Gerechtig-
keitsdefizit und ein Steuerungs-
defizit – Ursachen, die komplexer
seien als das Kooperationsverbot,
auf das man sich in der öffent-
lichen Diskussion konzentriere.
Die direkte Zusammenarbeit von
Fachleuten und Politik in einem
nationalen Bildungsrat solle eine
gemeinsame Entscheidung der
Bundesländer sinnvoll vorberei-
ten und wichtige Impulse für
einen erfolgreichen kooperati-
ven Bildungsföderalismus geben.

Quellen: Heute im Bundestag 
Nr. 235 vom 10.05.2012, 
bildungsklick.de Nrn. 838669
vom 11.05.2012 und 83776 
vom 22.05.2012, Bundestags-
Protokoll 17/178

Allianz für Bildung und lokale Bildungsbündnisse vor Ort

ermöglichen. Vor allem auf der
lokalen Ebene sollen Bildungs-
bündnisse gegründet werden, in
denen Vereine, Verbände und
engagierte Bürger/-innen in
enger Abstimmung mit den Schu-
len und den Kommunen Angebo-
te zum Erwerb elementarer Kul-
turtechniken sowie Lern- und
Lebenshaltungen vermitteln. Das
Bundesministerium für Bildung
und Forschung hat zudem ein
neues Programm aufgelegt, um
außerschulische Bildungs- und
Kulturangebote für benachteilig-
te Kinder und Jugendliche zu för-
dern. Ab 2013 werden aus die-

Organisationen und Initiativen
dabei unterstützt, ihre Expertise
zu bündeln, Beispiele guter Pra-
xis bekannt zu machen und für
einen Bewusstseinswandel in der
Gesellschaft zu werben. Der in
allen Studien zur Bildungspolitik
immer wieder konstatierte
Befund, dass die soziale Herkunft
über die Bildungsperspektiven
von Kindern entscheide, soll durch
die Aktivitäten der Allianz aufge-
brochen werden. Sieben Aktions-
felder werden von der Allianz für
Bildung bestellt, auf denen ver-
sucht wird, bildungsbenachteilig-
ten Kindern Bildungszugänge zu

Um die Bildungspolitik voran-
zutreiben und als gemeinsame
gesellschaftliche Aufgabe wahr-
zunehmen, wurde 2011 die Alli-
anz für Bildung gegründet, in der
sich mittlerweile 29 Verbände,
Initiativen und Stiftungen mit
dem Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung zusammen-
geschlossen haben. Es geht dieser
Allianz vor allem um die Unter-
stützung und Förderung bil-
dungsbenachteiligter Kinder und
Jugendlicher. Die Allianz für Bil-
dung versteht sich als Instrument
der bundesweiten Vernetzung,
das die beteiligten Stiftungen,
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sem Programm unter dem Titel
„Kultur macht stark. Bündnisse
für Bildung“ Projekte gefördert,
für die das BMBF 30 Mio. Euro
zur Verfügung stellt. Für die Fol-
gejahre ist eine Steigerung auf
bis zu 50 Mio. Euro geplant. Das
Geld erhalten lokale Bildungs-
bündnisse vor Ort, die aus wenig-
stens drei Kooperationspartnern
bestehen müssen, die sich aus
unterschiedlicher Perspektive um
junge Menschen kümmern. Die

Förderung der lokalen Bündnisse
für Bildung erfolgt über bundes-
weite Verbände und Initiativen,
die sich bis zum 31. Juli mit Kon-
zepten um eine Beteiligung an
dem Förderprogramm bewerben
konnten. Das Programm zielt vor
allem auf außerschulische Ange-
bote aus dem kulturellen Bereich.
Diese sollen junge Menschen in
ihrer Persönlichkeitsentwicklung
unterstützen und ihr Selbst-
bewusstsein stärken. Ein wichti-

Ergebnisse der Verbundstatistik zur allgemeinen Weiterbildung

Das Deutsche Institut für Erwach-
senenbildung hat am 30. Juli
2012 zum neunten Mal die
„Weiterbildungsstatistik im Ver-
bund“ veröffentlicht, die auf
Daten des Jahres 2010 zurück-
geht. Daran beteiligt sind fünf
Großorganisationen der allge-
meinen und politischen Weiter-
bildung. Das Werk enthält Infor-
mationen zu Rechtsformen,
Personal, Finanzierung und Ver-
anstaltungsprofilen der beteilig-
ten Weiterbildungsorganisatio-
nen und kann im Internet
kostenlos eingesehen und her-
untergeladen werden. Ausge-
wertet wurden die Daten von
1927 Einzeleinrichtungen. Die
Verbundstatistik deckt etwa ein
Fünftel der Einrichtungen der
organisierten Weiterbildung in
Deutschland ab und soll über
einen bedeutenden Teilbereich
der Weiterbildungslandschaft
informieren. Am Verbund
Weiterbildungsstatistik sind der
Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten e.V., der Bundesarbeits-
kreis Arbeit und Leben e.V., die
Deutsche Evangelische Arbeits-
gemeinschaft für Erwachsenen-
bildung e.V. und die Katholische
Bundesarbeitsgemeinschaft für
Erwachsenenbildung beteiligt.
Assoziierter Partner ist der Deut-
sche Volkshochschul-Verband e.V.

Nach der neuen Statistik wurden
in diesem Verbund rund 1,2 Milli-
onen Weiterbildungsveranstal-
tungen realisiert, deren Zeitvolu-
men insgesamt 22 Millionen
Unterrichtsstunden betrug.
Gezählt wurden 19,4 Millionen
Teilnahmen an Veranstaltungen
der beteiligten Organisationen.
Den im Verbund hauptberuflich
beschäftigten 14.400 Mitarbei-
tern stehen 297.000 Menschen
als ehrenamtlich, neben- oder
freiberuflich Tätige gegenüber.
35 % der Weiterbildungskosten
wurden von den Teilnehmenden
durch Gebühren und Entgelte
getragen. Die Träger der Einrich-
tungen brachten 26 % der Kos-
ten auf. 29 % wurden von ver-
schiedenen öffentlichen
Haushalten finanziert. Das
gesamte Finanzvolumen lag bei
1,5 Milliarden Euro.

Eine Forsa-Umfrage unter Bun-
desbürgern zwischen 20 und 
40 Jahren hat gezeigt, dass
Frauen in der Weiterbildung
nicht nur aufgeholt, sondern
inzwischen auch mehr als 60 %
der Weiterbildungsbeteiligten in
verschiedenen Bereichen aus-
machen. Vor allem im kaufmän-
nischen Bereich sowie im Gesund-
heitswesen und-Management
qualifizieren sich immer mehr

ger Partner des Programms ist
der Deutsche Kulturrat mit sei-
nen Mitgliedsorganisationen, der
sein Engagement im Bereich der
kulturellen Bildung weiter aus-
bauen will.

Quelle BMBF-Pressemitteilung
Nr. 058/2012 vom 10.05.2012,
BMBF-Newsletter Nr. 15799 
vom 26.07.2012 

Frauen über nebenberufliche
Weiterbildungen für anspruchs-
volle Jobs. Der großen Weiterbil-
dungsbereitschaft der Frauen
und ihrem Streben nach neuen
beruflichen Perspektiven stehen
jedoch nach wie vor Nachteile bei
der Weiterbildungsverwertung
gegenüber. Männer profitieren
in stärkerem Maße von ihrer
Weiterbildung und erhalten
aufgrund von Fortbildungen
mehr Verantwortung oder
Beförderungen als Frauen. 

Auch die Weiterbildung älterer
Beschäftigter gewinnt zuneh-
mend an Bedeutung, wie eine
Studie des Instituts der deutschen
Wirtschaft Köln ergab. Im Auf-
trag des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und
Jugend analysierte das Institut
die Effekte von Weiterbildung in
der zweiten Lebenshälfte. Dazu
gehören höhere Lohnzuwächse
für die Beschäftigten und ein
größeres Maß an Zufriedenheit
und Sicherheitsempfinden. Selbst
auf die Gesundheit wirkt sich die
Weiterbildung positiv aus. Die
Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, 
Dr. Kristina Schröder, begrüßte
die Ergebnisse der Studie. Ihr
Haus wolle mit seinen Program-
men sowohl die Weitergabe von
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belegten, dass immer mehr Men-
schen länger arbeiten wollten.
Deshalb sei eine kontinuierliche
Weiterbildung der Schlüssel für
längere Beschäftigung. Davon
profitierten auch die Jüngeren, da
höhere Einnahmen in der Steuer
und in der Sozialversicherung sie

entlasten und die Versorgung im
Alter verbessern.
Quellen: Pressemeldung des
Deutschen Instituts für Erwachse-
nenbildung vom 30.07.2012, 
ILS-Presseinformation vom
05.06.2012, BMFSFJ-Pressemittei-
lung Nr. 55/2012 vom 06.06.2012

Erfahrungen Älterer als auch
deren Qualifizierung, zum Beispiel
im Umgang mit neuen Medien
oder im ehrenamtlichen Engage-
ment, unterstützen. Die Studie sei
ein Beitrag zur Diskussion über die
Gestaltung der alternden Gesell-
schaft. Jüngste Befragungen

Neues Weiterbildungs- und Freistellungsgesetz in Schleswig-Holstein

die Anerkennungsvoraussetzun-
gen festgelegt. Bildungsfreistel-
lungsveranstaltungen müssen ein
methodisch-didaktisches Konzept
nachweisen und mindestens sie-
ben Zeitstunden pro Tag ein-
schließlich angemessener und
pädagogisch begründeter Pausen
umfassen. Ausgeschlossen von
der Anerkennung sind Weiterbil-
dungsveranstaltungen, die zu
mehr als einem Zehntel der Ver-
anstaltungsdauer der Erholung,
der eigenen privaten Lebens-
führung oder der eigenen Frei-
zeitgestaltung dienen. Ausge-
schlossen sind u. a. auch
Veranstaltungen aus dem Bereich
der Körper- und Gesundheitspfle-
ge oder das Einüben psychologi-
scher, gruppendynamischer oder
ähnlicher Fertigkeiten, kunst-
handwerkliche oder hauswirt-
schaftliche Bildungsangebote,
aber auch künstlerische, sport-
liche Inhalte von Veranstaltun-
gen und Veranstaltungen, die
überwiegend betrieblichen oder
dienstlichen Zwecken dienen
oder auf interne Erfordernisse
eines Betriebes oder einer Dienst-
stelle ausgerichtet sind. Für die
Anerkennung dieser Veranstal-
tungen fallen allerdings Gebüh-
ren an, die mit der Antragstellung
auf Anerkennung fällig werden.

Das für die Weiterbildungspolitik
zuständige Ministerium (aktuell
ist es das Wirtschaftsministerium)
ist nach dem Weiterbildungs-
gesetz ermächtigt, die Anerken-

Beschäftigter entgegenstehen.
Das WBG regelt die staatliche
Anerkennung von Trägern und
Einrichtungen der Weiterbil-
dung. Im Sinne eines „Qualitäts-
siegels“ verleiht das Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Technologie die staatliche
Anerkennung nur an diejenigen
Weiterbildungsanbieter, die
bestimmte Anforderungen des
Teilnahmeschutzes, der Personal-
und Sachausstattung und der
Unterrichtskonzeption erfüllen.
Das Anerkennungsverfahren ist
kostenfrei und antragsgebunden.

In der Landesordnung über die
Anerkennung von Trägern und
Einrichtungen der Weiterbildung
werden die Anerkennungsvor-
aussetzungen für Träger der
Weiterbildung formuliert, in
denen es vor allem um die Sicher-
stellung der Qualität von Ange-
boten und Personal sowie Räu-
men und Ausstattungen geht.
Auch wird gefordert, dass die
Beschäftigungsverhältnisse des
hauptamtlichen Personals den
arbeitsrechtlichen Anforderun-
gen entsprechen müssen. Die
Verordnung legt auch Bedingun-
gen für die Information und
Beratung von Teilnehmerinnen
und Teilnehmern fest. 

In der Landesverordnung der
Anerkennung von Weiterbil-
dungsveranstaltungen für die Bil-
dungsfreistellung werden eben-
falls das Verfahren geregelt und

Noch vor der Landtagswahl in
Schleswig-Holstein wurde dort
das Weiterbildungsgesetz novel-
liert, zu dem mit Wirkung vom 
1. Juni 2012 zwei neue Verord-
nungen in Kraft traten. Einmal
geht es dabei um die Anerken-
nung der Weiterbildungsträger,
zum anderen um die Regelung
zur Bildungsfreistellung. Das
neue Gesetz selbst ist am 1. April
2012 in Kraft getreten. 

Es umfasst gleichrangig allgemei-
ne, politische und berufliche Bil-
dung und soll das Recht jedes
Menschen auf Weiterbildung
sichern. Den Trägern und Ein-
richtungen der Weiterbildung
garantiert das WBG das Recht auf
selbständige Lehrplan- und Pro-
grammgestaltung sowie auf freie
Wahl des Personals.

Während in anderen Bundeslän-
dern der sogenannte Bildungs-
urlaub in einem eigenen Gesetz
geregelt ist, hat Schleswig-Hol-
stein die Freistellung von
Beschäftigten für Zwecke der
Bildung in das neue Weiterbil-
dungsgesetz integriert. 

Erwerbstätige sind berechtigt,
unter Fortzahlung des Arbeits-
entgelts an staatlich anerkannten
Veranstaltungen der allgemei-
nen, politischen oder beruflichen
Weiterbildung teilzunehmen,
wenn dem nicht betriebliche
oder dienstliche Gründe oder
Urlaubswünsche anderer
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Bundesregierung zur Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik

Im Frühjahr 2012 beantwortete
die Bundesregierung eine Kleine
Anfrage der SPD-Fraktion im
Deutschen Bundestag, die als 
BT-Drucksache 17/9441 Mitte 
Mai vorgelegt wurde. Auf knapp
30 Seiten, davon 10 als Anlage,
werden 67 von der SPD gestellte
Fragen von der Bundesregierung
beantwortet. Sie zielen auf die
Inhalte und Schwerpunkte einer
Eigenständigen Jugendpolitik,
deren Koordination sowohl
innerhalb der Regierung als 
auch mit der Zivilgesellschaft 
und den zentralen Trägern der
Jugendhilfe und jugendpolitisch
relevanten Verbänden, ihre
Finanzierung, Kriterien für die
Ausgestaltung und bisherige Pla-
nungsschritte. Die SPD bezieht
sich dabei vor allem auf das Eck-
punktepapier, das die Bundes-
regierung zur Entwicklung einer
eigenständigen Jugendpolitik
auf dem Deutschen Jugendhilfe-
tag 2011 vorgelegt hatte.

Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) sieht in diesem Eck-
punktepapier nur den Auftakt
einer Entwicklung, deren Leit-
linien sie gemeinsam mit ver-
schiedenen Akteuren aus dem
Bereich der Jugendpolitik formu-

lieren und zum Ende der Legis-
laturperiode dem Kabinett vor-
legen will.

Zur Koordination von Gesprä-
chen mit den Ländern und kom-
munalen Spitzenverbänden wur-
de ein „Zentrum Eigenständige
Jugendpolitik“ eingerichtet, zu
dem eine Steuerungsgruppe
gehört, die den Prozess unter-
stützen und weiterentwickeln
soll. Die Bundesregierung hat in
diesem Jahr rund eine Mio. Euro
für den Entwicklungsprozess be-
reitgestellt und wird im Folgejahr
Modellprojekte und Expertisen
fördern. Außerdem wurde ein
Innovationsfonds eingerichtet,
aus dem Projekte gefördert wer-
den, die Impulse für eine fach-
liche Weiterentwicklung in der
Politischen Bildung, der Kulturel-
len Bildung, der Jugendverbands-
arbeit und der Internationalen
Jugendarbeit geben sollen. Dafür
sind jeweils rund 1,4 Mio. Euro in
den Jahren 2012 und 2013 einge-
plant.

Mit ihrer „Allianz für die Jugend“
plant die Bundesregierung einen
breit angelegten Dialogischen
Prozess, in dem neun bundeszen-
trale Fachforen stattfinden sollen
und zwar zu den Anwendungs-

feldern schulische und außer-
schulische Lern- und Bildungs-
orte, Beteiligungschancen und 
-anlässe im politischen und
öffentlichen Raum sowie zur
Übergangsgestaltung von der
Schule in den Arbeitsmarkt.
Dabei sollen jeweils unterschied-
liche Akteure der Zivilgesellschaft
aktiv und passiv eingebunden
werden.

Beteiligt sind neben den Kommu-
nalen Spitzenverbänden das
Deutsche Jugendinstitut, die
Arbeitsgemeinschaft für Kinder-
und Jugendhilfe, der Deutsche
Bundesjugendring, Verbände
und Träger der außerschulischen
Jugendbildung, Jugendverbands-
arbeit und Jugendsozialarbeit,
die bundesweit agierenden Trä-
ger der Wohlfahrtspflege, die
DGB-Jugend, die Katholische und
Evangelische Kirche sowie der
Ring der Politischen Jugend.

Die Eigenständige Jugendpolitik
soll sich orientieren an einem
Alterszeitraum zwischen 10 und
20 Jahren, unter Berücksichti-
gung der Kindheitsphase, da hier
grundlegende Voraussetzungen
für den weiteren Lebensweg und
damit auch die Jugendphase
gelegt werden.

nung von Weiterbildungsveran-
staltungen der Bildungsfreistel-
lung auf die Investitionsbank
Schleswig-Holstein zu übertragen.

Ein Bildungsfreistellungsgesetz
fordert die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN im Landtag von
Thüringen schon seit langem.
Bereits seit November liegt ein
entsprechender Gesetzentwurf
der Fraktion dem Landtag zur
Beratung vor. Die Landesregie-
rung hatte angekündigt, ihrer-

seits einen Gesetzentwurf vor-
zulegen, der für das Frühjahr
2012 angekündigt war, bislang
jedoch noch nicht eingebracht
wurde. Die bildungspolitische
Sprecherin der Landtagsfraktion
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Astrid Rothe-Beinlich, kündigte
an, dass ihre Fraktion den eige-
nen Gesetzentwurf nach der
Sommerpause in die Beratung
zurückholen wolle. Der Anspruch
auf Bildungsfreistellung soll nach
den Vorstellungen von BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN die Teilnahme an
allgemeiner, kultureller, beruf-
licher und politischer Bildung
und an Schulungen zur Wahrneh-
mung des Ehrenamtes ermög-
lichen.

Quellen: www.schleswig-hol-
stein.de/Bildung/DE/InfonetzWei-
terbildung/Service/aktuell, 
aufgerufen am 26.07.2012,
www.dtoday.de/regionen/mein-
today/parteien_artikel, 
aufgerufen am 05.06.2012
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Der bereits als Beteiligungsinstru-
ment für den europäischen und
den nationalen Umsetzungspro-
zess der EU-Jugendstrategie
erprobte Strukturierte Dialog 
soll auch die Grundlage für das
Jugendbeteiligungskonzept zur
Entwicklung einer Eigenständi-
gen Jugendpolitik bilden. Gene-
rell sollen Erkenntnisse aus der
Umsetzung der EU-Jugendstra-
tegie in eine eigenständige
Jugendpolitik einfließen. Die
Bundesregierung teilt mit, dass
sie Empfehlungen für die Beteili-
gung von Kindern und Jugend-
lichen in den Praxisfeldern Kin-
dertageseinrichtungen, Schule,
Kommune, Kinder- und Jugend-
arbeit und erzieherische Hilfen
entwickeln wolle.

Es gehörte zur ständig wieder-
holten Forderung der SPD im
Deutschen Bundestag, die Rechte
von Kindern im Grundgesetz zu
verankern. Die Bundesregierung
sieht hier jedoch keinen Bedarf,
da diese Rechte durch die im
Grundgesetz enthaltenen Grund-
rechte in Verbindung mit den
vom Bundesverfassungsgericht
hierzu entwickelten Leitlinien
bereits verfassungsrechtlich
abgesichert seien.

Gender Mainstreaming soll den
Entwicklungsprozess einer eigen-
ständigen Jugendpolitik von
Anfang an begleiten und Maß-
nahmen und Vorhaben entspre-
chend steuern.

Die Arbeit der Jugendverbände
und die Jugendarbeit werden
ebenso wie außerschulische Bil-
dung von der Bundesregierung
als wichtig angesehen. Mit ihrem
Kinder- und Jugendplan fördere
sie nachhaltig die bundeszentrale
Infrastruktur der politischen
Jugendbildung.

Auf die Frage, welche Initiativen
und Maßnahmen zukünftig im
Bereich der politischen Jugend-
bildungsarbeit umgesetzt wer-
den sollen, teilt die Bundesregie-
rung mit, dass eine Änderung 
der Förderpraxis derzeit nicht
geplant sei. Das gelte auch für
die kulturelle Jugendbildung.

Auf die Frage zur Weiterentwick-
lung des Kinder- und Jugend-
plans zu einem Steuerungs-
instrument der Eigenständigen
Jugendpolitik teilt die Bundes-
regierung mit, dass ihre seit 2009
eingeleitete Evaluation die För-
derung aus dem KJP im Hinblick
auf Wirksamkeit, Effizienz, Ziel-
genauigkeit und Nachhaltigkeit
prüfen werde. Diese Evaluation
erfolge in einer partnerschaft-
lichen Zusammenarbeit mit den
beteiligten Trägern und Verbän-
den im Rahmenprogramm spezi-
fischer Steuerungsgruppen und
in der Programmübergreifenden
Arbeitsgruppe zum KJP. Ange-
strebt würden Sicherung und
Stärkung einer zweck- und ziel-
gerichteten Jugendpolitik auf
Bundesebene und die Stärkung
der Infrastrukturen der bundes-
zentralen freien Kinder- und
Jugendhilfe. Auch ziele die Eva-
luation auf Sicherung der fach-
lichen Steuerung und Planung
bei Zuwendungsgeber und
Zuwendungsempfänger.

Einschnitte seien bei den Haus-
haltsplanungen 2013 für die
Jugendpolitik nicht vorgesehen,
ebenso keine Ausweitungen der
Programme des KJP. 

Einige Fragen der SPD beziehen
sich auf die Beteiligung von
Jugendlichen und die Förderung
einer „echten“ Beteiligung, die
nach dem Verständnis der Bun-
desregierung darin besteht, dass

Kinder und Jugendliche ihre
Lebenswelt selber mitgestalten
und die Auswirkungen ihres
Engagements erfahren können.
Die Bundesregierung verweist in
diesem Zusammenhang auf die
von ihr geleistete Förderung und
Sicherung der bundeszentralen
Infrastruktur der Jugendver-
bandsarbeit und die ebenfalls
durch das BMFSFJ geförderte
politische Bildung, durch die die
notwendigen Kompetenzen und
Möglichkeiten zur Partizipation
junger Menschen gestärkt wür-
den. Sie weist darauf hin, dass sie
mittlerweile in der überwiegen-
den Anzahl der Bewilligungs-
bescheide Auflagen mache, mit
denen sichergestellt werde, dass
Partizipation noch stärker als bis-
her als strukturelles Element ver-
ankert werde. Auch in jugend-
politischen Einzelmaßnahmen
wie dem Strukturierten Dialog
zur Umsetzung der EU-Jugend-
strategie werde die Beteiligung
von Jugendlichen systematisch
gefördert. Die Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen an 
der Entwicklung einer Eigen-
ständigen Jugendpolitik werde
über ein Projekt des Deutschen
Bundesjugendrings („Ich 
mache ->Politik“) sicher-
gestellt. 

Der Nationale Aktionsplan 
„Für ein kindergerechtes
Deutschland 2005-2010“ sei
ebenfalls konsequent unter
Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen umgesetzt wor-
den. Auf den Ergebnissen 
dieses Aktionsplans werde 
auch die Entwicklung einer
Eigenständigen Jugendpolitik
aufbauen.

Quelle: BT-Drucksache 17/9652
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SPD-Parteikonvent fordert Gestaltung von Jugendpolitik aus einem Guss 

ten übereinstimmen. Die Kinder-
rechte sollen ins Grundgesetz
aufgenommen werden.

Kommunen, Länder und Bund
hätten im Rahmen der öffent-
lichen Daseinsvorsorge die
Aufgabe, Angebote zur Bildung
und Freizeitgestaltung flächen-
deckend, bedarfsgerecht und in
guter Qualität zur Verfügung zu
stellen. Dazu sei ihre solide finan-
zielle Ausstattung notwendig.
Wo die soziale Infrastruktur weg-
breche, würden antidemokrati-
sche Strukturen gestärkt. Orte
der Jugendarbeit gehörten
genauso wie Kita und Schule zur
Grundversorgung. Jugendarbeit
müsse gestärkt werden und
bedarfsgerecht ausgestattet sein.
Die Kinder- und Jugendpläne von
Bund und Ländern sollten dazu
beitragen, dass junge Menschen
ihre Persönlichkeit frei entfalten,
ihre Rechte wahrnehmen und
ihrer Verantwortung in Gesell-
schaft und Staat gerecht werden
können. 

Aus den nach wie vor existieren-
den unterschiedlichen Rollen-
zuweisungen an Mädchen,
Frauen, Jungen und Männer
könnten Benachteiligungen für
Mädchen und Frauen resultieren.
Die Jugendpolitik der SPD ziele
auf den Abbau struktureller
Benachteiligungen aufgrund der
Geschlechtszugehörigkeit.

Eine Gesamtstrategie für ein
gutes Aufwachsen junger Men-
schen sei unter Einbeziehung
aller relevanten Politikfelder und
föderalen Ebenen zu entwickeln.
Sie umfasse die vier Dimensio-
nen, die das Bundesjugendkura-
torium 2009 in seiner „Neuposi-

lichkeitsentwicklung nimmt, dro-
he zu erstarren. Notwendig seien
Gleichzeitigkeit und auch kon-
flikthafte Spannung zwischen
Erziehung und Aneignung.

Ausführlich beschrieben werden
die Probleme, mit denen junge
Menschen heute durch den
demografischen Wandel, prekäre
Lebenslagen und ökonomische
Unsicherheit konfrontiert sind.
Doch auch der Konformitäts-
druck habe sich verstärkt und
zeige sich im Konsumverhalten
und der Anpassung an vorgege-
bene Körpernormen und Klei-
dungscodes.

Die SPD will weder eine defizit-
orientierte noch eine elitefixierte
Politik. Ihre Leitbilder seien
Chancengleichheit und Inklusion.
Sichtbare und unsichtbare Inte-
grationshindernisse, die durch
soziale, kulturelle, ethnische oder
gesundheitliche Unterschiede
bestehen, sollen ebenso beseitigt
werden wie jene, die auf das
Geschlecht oder die sexuelle
Orientierung zurückzuführen
sind. Die Entwicklung der indivi-
duellen Persönlichkeit steht im
Zentrum des Konzepts. Sie setze
die Freiheit von existenziellen
Sorgen und Nöten und eine ver-
lässliche soziale Sicherung vor-
aus. Bildung von der Kita bis zur
Hochschule soll gebührenfrei
werden, um allen gleichermaßen
Zugang zu gewähren. Das BAföG
soll so ausgestaltet sein, dass Bil-
dungsbeteiligung nicht an man-
gelndem Geld scheitern muss.

Jede politische Maßnahme, jedes
Gesetz soll daraufhin überprüft
werden, ob sie mit den interna-
tional vereinbarten Kinderrech-

Gestiegene Bildungserforder-
nisse, Globalisierung von Wirt-
schaft und Arbeitsmärkten,
höhere Lebenserwartung mit
einer damit einhergehenden
alternden Gesellschaft sind die
Anforderungen an die jüngere
Generation, auf die Jugendpoli-
tik reagieren muss. Sie sind Aus-
gangspunkt für einen Beschluss,
den ein SPD-Parteikonvent im
Juni 2012 fasste.

Jugendliche werden von der SPD
als Heranwachsende gesehen, die
ihr Leben selbst gestalten wollen
und können und dafür geeignete
Rahmenbedingungen und Unter-
stützung vorfinden müssen.

Dazu sei eine schlüssige und stim-
mige Jugendpolitik Vorausset-
zung, die auf die Bedürfnisse der
jungen Menschen abgestimmte
Angebote für verschiedene
Lebenslagen mache und Jugend-
politik als zentrales Politikfeld,
als Zukunftspolitik begreife und
gestalte, an der es jedoch fehle.

Politik laufe immer wieder
Gefahr, ein einseitiges und vor
allem auf die Defizite konzen-
triertes und damit verzerrtes
öffentliches Bild von Jugend zum
Maßstab für politische Entschei-
dungen zu machen. Die SPD for-
dert eine Jugendpolitik als eigen-
ständiges Politikfeld, die die
Jugendphase als Ganzes in den
Blick nimmt, eine Politik für jun-
ge Menschen aus einem Guss, die
politikfeldübergreifend und
abgestimmt zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden gutes Auf-
wachsen ermöglichen soll.

Eine Gesellschaft, die jungen
Menschen den Raum zur Persön-
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tionierung von Jugendpolitik“
entwickelt hat: Schutz- und
Unterstützungspolitik, Befähi-
gungspolitik, Teilhabepolitik und
Generationenpolitik.

Zur Überprüfung der Auswirkun-
gen jugendpolitischer Maßnah-
men wird ein regelmäßiges
Monitoring vorgeschlagen. 

Gefordert wird die Aufgabe 
der Optionspflicht im Staatsange-
hörigkeitsgesetz, nach der sich
ein in Deutschland geborenes
Kind ausländischer Eltern im
Alter von 18 Jahren entscheiden
muss, ob es die deutsche oder die
Staatsangehörigkeit seiner Eltern
annimmt. 

Vorschläge zur Bildung zielen u. a.
auf bedarfsgerechte und hoch-
wertige Kitas, Eltern-Kind-Zen-
tren und Ganztagsschulen, die zu
Lebens- und Lernorten werden
sollen. Bis spätestens 2020 soll
der Rechtsanspruch auf einen
Ganztagsschulplatz für alle Schul-
formen verwirklicht werden. Die
Schulen sollen mehr Verantwor-
tung erhalten und ihre Zusam-
menarbeit mit Jugendverbänden
und Jugendhilfeverbänden
intensivieren.

Die Zusammenarbeit von Betrie-
ben, allgemein- und berufsbil-
denden Schulen, Sozialen Diens-
ten und Einrichtungen der
Kinder- und Jugendhilfe soll
institutionalisiert werden. 

Jeder junge Mensch soll einen
Rechtsanspruch auf eine vollqua-
lifizierende Berufsausbildung
erhalten. An die Betriebe wird
appelliert, ihre Verantwortung
für die berufliche Ausbildung
junger Menschen wahrzuneh-
men. Bei Bedarf soll gemeinsam
mit den Tarifpartnern im Falle
knapper Ausbildungsplatzange-
bote mit einer branchenweiten
Ausbildungsplatzumlage für eine

solidarische Finanzierung gesorgt
werden.

Alle Studienwilligen sollen einen
Studienplatz erhalten. Bund und
Länder seien gemeinsam in der
Pflicht, für ein bedarfsdeckendes
Angebot zu sorgen. Die Durchläs-
sigkeit von der beruflichen zur
akademischen Bildung sei auszu-
bauen. Ein Wechsel zwischen bei-
den Bildungswegen müsse flexi-
bel in jeder Phase der eigenen
Bildungsbiografie möglich sein.

Der Armut junger Menschen
müsse mit einem ganzen Maß-
nahmenbündel begegnet wer-
den. Vorrangig dabei sei, Eltern
mit guter Arbeit, existenzsichern-
den Löhnen und sozialer Siche-
rung zu einer selbstbestimmten
Lebensführung zu befähigen und
sie in die Lage zu versetzen, ihre
Kinder zu fördern und zu unter-
stützen. Auf kommunaler Ebene
sollen Handlungsansätze nach
dem Leitmotto „Prävention als
Aktion statt Reaktion auf Defizi-
te“ entwickelt und umgesetzt
werden. Die Jugendsozialarbeit
soll gestärkt und besser mit
Schule und Jobcenter verzahnt
werden.

Jugendverbandsarbeit, Vereine,
Gewerkschaftsjugenden, Jugend-
initiativen und Jugendzentren,
Kultureinrichtungen wie
Museen, Musik- und Kunstschu-
len seien wichtige außerschuli-
sche Lernorte, in denen sich
Jugendliche erproben und erfah-
ren können.

Angebote für Jugendliche fielen
jedoch dem Rotstift zum Opfer.
Hier müsse eine Trendumkehr
eingeleitet werden. Es gelte die
Kommunen zu entlasten, um für
diese Aufgaben mehr Spielräume
zu haben. 

Alle Formen des bürgerschaft-
lichen Engagements, ob in Verei-

nen, Verbänden, Jugendinitiati-
ven oder den Jugendfreiwilligen-
diensten, sollen unterstützt wer-
den. Das freiwillige Engagement
soll weiter entwickelt, gestärkt
und für alle geöffnet werden.

In einem altersoffenen und durch
den Bund verwalteten Freiwilli-
gendienst sieht die SPD Doppel-
strukturen und Konkurrenz zu
den etablierten Jugendfreiwilli-
gendiensten. Sie setzt dagegen
auf den konsequenten Ausbau
der bewährten Jugendfreiwilli-
gendienste. Mittelfristig will sie
einen Rechtsanspruch auf einen
Jugendfreiwilligendienst ein-
führen.

Menschen seien dort zu beteili-
gen, wo sie von Entscheidungen
betroffen sind. Positive Erfahrun-
gen mit der Demokratie seien
auch die beste Prävention gegen
Rechtsextremismus. Demokrati-
sche Mitbestimmung in Kitas,
Schulen, Hochschulen und Aus-
bildungsbetrieben soll gestärkt
werden. 

Die SPD will eine Absenkung 
des Wahlalters bei Kommunal-,
Landes-, Bundestags- und Europa-
wahlen auf 16 Jahre. Demokratie-
erziehung und Gesellschaftskun-
de sollten wieder zu
selbstverständlichen Bestand-
teilen des Schulunterrichts wer-
den. Auch die außerschulische
Demokratieerziehung und politi-
sche Bildung sollen ausgeweitet
werden.

Ausführlich wird die Bedeutung
der neuen Kommunikationsmit-
tel im Lebensalltag von Kindern
und Jugendlichen erörtert. Hier
geht es unter anderem darum,
die digitale Spaltung in der Ver-
breitung neuer Medien zu ver-
hindern, die Kompetenz der
Nutzer/-innen zu stärken, ange-
messene Formen des Jugend-
medienschutzes zu etablieren



INFORMATIONEN

227

und die Potenziale des Netzes für
eine offene, demokratisch verfas-
ste Gesellschaft zu verwirklichen.
Die neuen Möglichkeiten, die das
Netz für politische Bildung und
Beteiligung bietet, sollen genutzt
werden.

Die internationale Jugendarbeit
soll gestärkt und nicht allein
Agenturen überlassen werden.
Das gelte auch für die jugend-
politische Zusammenarbeit in der
Europäischen Union. Junge Men-
schen müssten ihre Wünsche und
Vorstellungen bei der Gestaltung
Europas einbringen und Europa
erleben, erfahren und hinterfra-
gen können. 

Jugendpolitik in Europa dürfe
nicht allein der Bildungspolitik
und dem formalen Lernen unter-
geordnet werden.

Auch die Regierungsfraktionen
haben sich zur Eigenständigen
Jugendpolitik positioniert und in
einem gemeinsamen Antrag im
Deutschen Bundestag ihre Vor-
stellungen dargelegt (BT-Druck-

sache 17/9397). Auch hier geht es
um den demografischen Wandel
und die mit der Globalisierung
steigenden Anforderungen an
Wissen und Kompetenzen, die
Beschleunigung und Verdichtung
von Bildungsbiografien und die
stärkere Heterogenität der
Jugendphase. Jugendpolitik müs-
se verstanden werden als gesell-
schaftlich relevante Zukunftspoli-
tik, die alle Jugendlichen im Blick
hat und sich nicht nur auf so
genannte Problemgruppen kon-
zentriert. Schwerpunkte des
Antrags sind die Verbesserung
der Medienkompetenz und die
Weiterentwicklung der Partizi-
pation von Jugendlichen, die
Ermöglichung des Zugangs zur
Kulturellen Bildung unabhängig
von sozialer Lage und sozialer
Herkunft und die Verschränkung
der nationalen Jugendpolitik mit
der Europäischen Jugendpolitik.
Der Antrag spricht sich deutlich
für den Erhalt eines eigenstän-
digen Jugendprogramms der
Europäischen Union aus. Die
Lernerfahrung durch grenzüber-
schreitende Mobilität gehöre zu

einem umfassenden Bildungsver-
ständnis und solle für alle jungen
Menschen zugänglich sein. Die
bisherigen Erfahrungen aus dem
gemeinsamen Umsetzungspro-
zess der EU-Jugendstrategie
2010-2018 sollen in Deutschland
für die gemeinsam mit den Kom-
munen und den Ländern zu bil-
dende „Allianz für Jugend“
genutzt werden, und es soll ver-
gleichbar den Ansätzen in ande-
ren europäischen Ländern eine
Eigenständige Jugendpolitik ent-
wickelt werden, die die Lebens-
lagen junger Menschen in den
Blick nimmt und die Politiken der
unterschiedlichen Ressorts für
junge Menschen an gemeinsam
vereinbarten Zielen ausrichtet
und untereinander sinnvoll ver-
knüpft.

Quellen: Mit einer eigenständigen
Jugendpolitik Freiräume schaffen,
Chancen eröffnen, Rückhalt
geben! Beschluss des 1. Partei-
konvents in Berlin, 16. Juni 2012,
BT-Drucksache 17/9397

Diskussion über Jugendpolitik in Europa

Die vom Europäischen Rat 
„Bildung, Jugend, Kultur und
Sport“ am 11. Mai 2012 verab-
schiedete Ausrichtung für ein
neues EU-Programm „Erasmus
für alle“ eröffnet die Perspek-
tive, dass die EU auch nach 2014
junge Menschen, Fachkräfte 
der Kinder- und Jugendhilfe,
Jugendorganisationen und 
-einrichtungen spezifisch för-
dern sowie die jugendpolitische
Zusammenarbeit unterstützen
und die Europäische Jugend-
arbeit stärken wird. Vorausge-
gangen war eine europaweite
Vielzahl von öffentlichen Stel-
lungnahmen, Positionen und

Äußerungen aus dem Jugend-
bereich und dem EU-Parlament,
von Einzelpersonen und Organi-
sationen, die ein eigenständiges
europäisches Jugendprogramm
im Programmvorschlag der 
EU-Kommission zu dem neuen
EU-Bildungsprogramm „Erasmus
für alle“ forderten. Darauf hat
der Rat mit dieser Vereinbarung
reagiert. Zwar steht ein eigen-
ständiges Jugendprogramm nicht
mehr zur Debatte, jedoch wird
ein gesonderter Programmteil
„Jugend“ mit gesonderten Ziel-
bestimmungen und Umsetzungs-
maßnahmen vorgesehen. Auch
dies musste gegen den Wider-

stand der Kommission durchge-
setzt werden.

Mit dem neuen Kapitel „Jugend“
sollen die Schlüsselkompetenzen
und -fertigkeiten junger Men-
schen und ihre Beteiligung am
demokratischen Leben in Europa
und am Arbeitsmarkt gefördert
werden. Die Vereinbarung zielt
auf soziale Inklusion und Solida-
rität, Qualitätsverbesserungen in
der Jugendarbeit, insbesondere
durch verstärkte Zusammen-
arbeit zwischen den im Jugend-
bereich tätigen Organisationen,
und die Unterstützung der euro-
päischen Zusammenarbeit im
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Jugendbereich auf lokaler, regio-
naler und nationaler Ebene.
Jugendaustausch, europäischer
Freiwilligendienst sowie die
Mobilität von Fachkräften in
Qualifizierungs- und Vernet-
zungsaktivitäten innerhalb der
EU und bei Partnerländern ste-
hen im Mittelpunkt. Die Förde-
rung des Strukturierten Dialogs
mit jungen Menschen, des Euro-
päischen Jugendforums und der
Europäischen NROs bleiben
erhalten. Die Forderung nach
einem eigenen, festgelegten
Budget für den Jugendbereich
wurde allerdings nur zum Teil er-
füllt; lediglich eine Teilmenge des
Budgets für allgemeine und be-
rufliche Bildung wurde beschrie-
ben, es gelang jedoch nicht, ein
eigenes Budget für den Jugend-
bereich festzulegen.

Den Mitgliedstaaten wird die
Möglichkeit eingeräumt, die
Programmverwaltung auf natio-
naler Ebene unter Berücksichti-
gung eigener Bedürfnisse und
Gegebenheiten zu gestalten. 
So können mehrere Behörden
die Verantwortung für das Pro-
gramm und seine einzelnen Sek-
toren übernehmen. Prinzipiell ist
aber weiterhin bei der Umset-
zung daran gedacht, dass ein
Land, eine nationale Behörde
beziehungsweise ein Ministerium
und eine Nationalagentur dafür
zuständig sind.

Der Programmvorschlag des
Rates, der nun in Verhandlungen
mit dem Europäischen Parlament
eintreten wird, steht unter dem
Vorbehalt des Mehrjährigen
Finanzrahmens der EU. Auch 
die Kommission hat einen so

genannten generellen Vorbehalt
zum Vorschlag des Rates geäu-
ßert.

Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) veranstaltet gemeinsam
mit JUGEND für Europa und der
Arbeitsgemeinschaft für Kinder-
und Jugendhilfe am 14. Novem-
ber 2012 in Berlin das 12. Forum
Perspektiven europäischer
Jugendpolitik, auf dem die
Träger und Akteure über den
konkreten Stand der Umsetzung
der EU-Strategie in Deutschland
informiert werden sollen. Es soll
auch zur Debatte über die Ver-
schränkung der Prozesse der Ent-
wicklung einer eigenständigen
Jugendpolitik und der EU-Strate-
gie beitragen und den Diskurs
mit Vertretern und Vertreterin-
nen der Politik auf nationaler
und europäischer Ebene inten-
sivieren.

Im Juli stellte die deutsche
Berichterstatterin des Europä-
ischen Parlaments, Doris Pack
MdEP, in Brüssel bei der Ständi-
gen Vertretung Deutschlands
ihre Vorstellungen zur nächsten
Programmgeneration im Jugend-
bereich vor. Doris Pack setzt sich
für ein eigenes Jugendkapitel mit
einem eigenen Budget im neuen
EU-Bildungsprogramm ein und
übte auch Kritik am Namen der
neuen Programmgeneration 
„Erasmus für alle“. Ihr sei es
wichtig, dass die bereits bekann-
ten Namen der bisherigen Einzel-
programme den Unterprogram-
men zugeordnet würden. Auch
sprach sie sich für eine stärkere
Zuordnung der Mittel zu den ein-
zelnen Unterprogrammen bereits

im Gesetzestext aus. Die Kommis-
sion schlägt hingegen nur eine
Vorab-Bindung von 56 % der
geplanten Gelder vor, was ihr
mehr Macht für die Verwendung
der restlichen 44 % geben wür-
de. Diesen Vorschlag hält Doris
Pack für nicht akzeptabel und
kündigte an, möglicherweise mit
einer Forderung von 90 % Vorab-
Bindung in die Verhandlungen
einzutreten.

Das Europäische Netzwerk für
Demokratie- und Menschen-
rechtsbildung in Europa - DARE,
das vom Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten initiiert wurde
und inzwischen 52 Mitglieds-
organisationen aus 27 europä-
ischen Ländern zusammenfasst,
hat im April 2012 zur Entwick-
lung der europäischen Jugend-
und Bildungspolitik Stellung
genommen. Es äußert erhebliche
Zweifel daran, ob das primär auf
berufliche Verwertbarkeit aus-
gerichtete künftige Bildungs-
programm den demokratischen
Herausforderungen des krisen-
geschüttelten Europas gerecht
werden kann. Anliegen der
Demokratiebildung, von Partizi-
pation und Bürgerbeteiligung
drohe die Marginalisierung,
Nichtregierungsorganisationen
und freien Trägern der non-for-
malen Bildung werde der Zugang
erschwert, der Verwaltungsauf-
wand werde – trotz anderweiti-
ger Behauptungen der EU-Kom-
mission – vermutlich wachsen. 

Quellen: www.jugendpolitikin-
europa.de, abgerufen am
29.05.12 und 26.07.12, 
www.dare-network.eu/down-
loads/DARE_Position_EFA.pdf
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Im Mai 2012 wurden 1044 rechts-
extremistische Straftaten verzeich-
net, darunter 50 Gewalttaten
und 758 Propagandadelikte,
berichtete die Bundesregierung
in ihrer Antwort auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE.
Der Deutsche Bundestag ist seit
Bekanntwerden der skandalösen
Vorgänge bei der Aufklärung der
durch die Zwickauer Zelle des
„Nationalsozialistischen Unter-
grunds“ verübten Morde mit der
Frage befasst, wie die Arbeit der
Sicherheitsbehörden verbessert,
rechtsextremistische Straftaten
verhindert und rechtsextremisti-
sche Ideologien bekämpft wer-
den können.

Der auf Antrag der Abgeordne-
ten aller fünf Fraktionen am 
26. Januar 2012 eingesetzte
Untersuchungsausschuss zur
Neonazi-Mordserie hat sich zum
Ziel gesetzt, die Verbrechen der
Zwickauer Terrorzelle lückenlos
aufzuklären. Ihr waren zwischen
2000 und 2007 neun ausländische
Kleinunternehmer sowie eine
Polizistin zum Opfer gefallen. 
Im Zuge dieser Ausschussarbeit
wurden immer mehr Vorgänge
bekannt, die auf eine unzurei-
chende Abstimmung zwischen
den beteiligten Behörden und
undurchsichtige Verbindungen
des Verfassungsschutzes in die
rechtsextreme Szene hinein ver-
wiesen.

Der Deutsche Bundestag disku-
tierte am 28. Juni 2012 über
einen von der Bundesregierung
eingebrachten Gesetzentwurf
zur Verbesserung der Bekämp-
fung des Rechtsextremismus. In
dieser Debatte ging es auch um
Versäumnisse und Verfehlungen
von Sicherheitsbehörden und

Politik. Bundesinnenminister 
Dr. Hans-Peter Friedrich begrün-
dete mit den zutage getretenen
Lücken und Mängeln den Ver-
such der Bundesregierung, mit
den gesetzlichen Grundlagen für
die Einrichtung einer Verbund-
datei und deren Nutzung für die
Polizeien und Nachrichtendienste
bessere Voraussetzungen für
eine erfolgreiche Bekämpfung
rechtsextremistischer Unter-
grundbewegungen zu schaffen.
Die Schwierigkeiten bei der Auf-
klärung wurden auch auf unge-
klärte Zuständigkeiten zwischen
Bund und Ländern und deren
jeweiligen Diensten zurückge-
führt. Deshalb hatte die Bundes-
regierung ein gemeinsames
Abwehrzentrum gegen Rechts-
extremismus eingerichtet, das
seine Arbeit im Dezember 2011
aufnahm. Es soll durch die Ver-
bunddatei unterstützt werden,
die allen beteiligten Sicherheits-
behörden zur Verfügung stehen
und den Informationsaustausch
zwischen Polizeien und Nachrich-
tendiensten verbessern soll. Alle
beteiligten Organisationen sind
verpflichtet, in der Datei Infor-
mationen zu relevanten Perso-
nen und Objekten zu speichern.

Die SPD-Bundestagsfraktion
stimmte dem Gesetz zu, wies
jedoch darauf hin, dass die bes-
ten Rahmenkonstrukte für
Dateien nichts nützen, wenn
diese weder mit der richtigen
Haltung noch mit der richtigen
Ausbildung noch mit der richti-
gen Datengrundlage bedient
würden. In allen drei Fällen
bestehe weiterhin hoher Hand-
lungsbedarf. Die Verbunddatei
sei nur ein Mosaikstein – bei der
Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus müsse vor allem die Prä-

ventionsarbeit unterstützt wer-
den. Dazu gehöre, die Partner
aus der Zivilgesellschaft ernst zu
nehmen und sie finanziell nicht
ausbluten zu lassen. Wer Jugend-
häuser schließe, mache die Tür
auf für Rechtsextreme, so der
SPD-Abgeordnete Michael
Hartmann.

Die Fraktion DIE LINKE lehnte
den Gesetzentwurf ab. Ihre
Abgeordnete Ulla Jelpke führte
aus, dass sie die Befürchtung
habe, das Ziel der Bekämpfung
des Rechtsextremismus müsse 
als Begründung für den wei-
teren Abbau von Bürgerrechten
herhalten. Erst einmal müsse
untersucht werden, worin das
klägliche Versagen der Sicher-
heitsbehörden bei der Aufklä-
rung der Mordserie bestand. 
Sie äußerte den Verdacht, dass
die geplante Verbunddatei 
den Weg zu einer umfassenden
Datei ebnen solle, die neben
Naziterroristen auch Antifaschis-
ten oder Kapitalismuskritiker
umfasse.

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN forderte ebenso wie 
DIE LINKE zunächst eine Evalua-
tion der seit 2007 bestehenden
Anti-Terror-Datei und lehnte den
Gesetzentwurf aus Gründen des
Datenschutzes ab. Zudem dürfe
die Trennung zwischen Polizei
und Geheimdienst nicht ausge-
hebelt werden.

Der Bundesrat hat inzwischen
dem Gesetz zugestimmt, das
Ende August in Kraft trat.

Quellen: heute im bundestag
Nrn. 346 und 365, Bundestags-
protokoll 17/187, bmi-newsletter
vom 06.07.2012

Kampf gegen den Rechtsextremismus
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Fortsetzung der Debatte über Extremismusklausel

„David gewinnt gegen Goliath“
lautete die Überschrift eines Arti-
kels in der Frankfurter Rund-
schau vom 27. April 2012, in dem
über ein Urteil des Verwaltungs-
gerichts in Dresden berichtet
wurde, nach dem die von der
Bundesregierung für den Erhalt
von Fördergeldern geforderte
sogenannte Demokratieerklä-
rung als rechtswidrig bezeichnet
wurde. Geklagt hatte das Alter-
native Kultur- und Bildungszen-
trum Sächsische Schweiz aus Pir-
na, das sich geweigert hatte,
diese Erklärung zu unterzeich-
nen. Daraufhin wurden ihm 
600 Euro aus dem Bundesförder-
programm „Toleranz fördern –
Kompetenz stärken“ für den
Druck von Flyern versagt. Der
Verein sah darin einen Verstoß
gegen das Diskriminierungs-
verbot und zugleich Misstrauen
und Bespitzelung Tür und Tor
geöffnet.

Im Urteil des Gerichts wird vor
allem die Forderung beanstan-
det, nach der geförderte Vereine
auch für die Verfassungstreue
ihrer Partnerorganisationen und
Referenten bürgen müssen. Diese
Forderungen seien zu unbe-
stimmt, weil unklar sei, wer Part-
ner ist und welches Verhalten
dem Verein konkret abverlangt
werde. Während Vertreter und
Vertreterinnen der sächsischen
Landtagsfraktionen von GRÜNEN
und LINKEN das Urteil begrüßten
und Bundesjugendministerin Kri-
stina Schröder zum Verzicht auf
die Bestimmung aufforderten,
beantragten die Sozialdemokra-
ten im Deutschen Bundestag mit
Berufung auf das Dresdner
Urteil, die Extremismusklausel
aus den Richtlinien der Bundes-
programme „Toleranz fördern –
Kompetenz stärken“, „Initiative

Demokratie stärken“ und „Zu-
sammenhalt durch Teilhabe“ zu
streichen und die Vergabe von
Fördergeldern nicht mehr an
eine Unterzeichnung der Erklä-
rung zu knüpfen. Die Extremis-
musklausel gefährde den gesell-
schaftlichen Kampf gegen den
Rechtsextremismus und stelle
Initiativen unter den General-
verdacht der Verfassungsschutz-
feindlichkeit, so die Begründung
der SPD. 

Am 10. Mai befasste sich der
Deutsche Bundestag mit diesem
Antrag. Die Reden dazu wurden
zu Protokoll genommen. Eckhard
Pols von der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion wies darauf hin,
dass das Dresdner Urteil noch
nicht rechtskräftig sei, da das
Gericht eine Berufung zugelassen
habe. Außerdem hätten die Rich-
ter nicht die komplette Klausel
beanstandet. Deshalb sei eine
ersatzlose Streichung der Klausel
bei der Vergabe der Zuwendun-
gen nicht notwendig. Dies habe
auch das Gericht nicht gefordert.

Ähnliche Begründungen führte
auch Norbert Geis (CDU/CSU) an,
der der SPD vorwarf, mit ihrem
Antrag Wählerinnen und Wähler
von den LINKEN abziehen zu
wollen und sich nicht zu scheuen,
dafür auch Mittel auf Kosten der
Demokratie einzusetzen.

Daniela Kolbe (SPD) bezeichnete
die Extremismusklausel als poli-
tisch falsch, da sie einen staat-
lichen Generalverdacht gegen
die Zivilgesellschaft darstelle und
die Initiativen unter einen frag-
würdigen Bekenntnisdruck setze.
Bekenntnisforderungen seien
Ausdruck einer autoritären politi-
schen Kultur. Kolbe verwies auf
einen Artikel in „Spiegel Online“,

der über die Unterfinanzierung
und Gängelei der Demokratie-
initiativen berichtete. Es gebe
inzwischen mehrere Träger, die
ihre Projekte wegen der Extre-
mismusklausel zurückgezogen
hätten. Mit der Extremismusklau-
sel würden symbolisch die Initia-
tiven diskreditiert, die sich gegen
Neonazis und Ideologien der
Ungleichwertigkeit einsetzten.

Florian Bernschneider (FDP)
dankte den Initiativen gegen
politischen Extremismus für ihre
Arbeit. Er erinnerte daran, dass
die Klausel nicht von Ministerin
Schröder erdacht worden sei,
sondern aus der rot-grünen
Regierungszeit stamme. Deshalb
sei der SPD-Antrag der durchsich-
tige Versuch, Schützenhilfe im
Landtagswahlkampf für die rot-
grüne Koalition in Düsseldorf zu
leisten.

Auch sein Fraktionskollege 
Dr. Stefan Ruppert wandte sich
gegen die pauschale Ablehnung
der Demokratieerklärung im
SPD-Antrag. Viele Träger von Pro-
jekten hätten grundsätzlich kei-
ne Einwände gegen ein Bekennt-
nis zur Verfassung. Wichtiger sei
die Frage, wie eine im politischen
Anliegen berechtigte Demokratie-
erklärung so ausgestaltet werden
könne, dass sie die Arbeit der
Projektträger für die Demokratie
nicht unnötig belaste.

Ulla Jelpke (DIE LINKE) machte
geltend, dass die Forderung nach
Streichung der Extremismusklau-
sel von allen Oppositionsparteien
und breiten zivilgesellschaft-
lichen Kreisen gestellt würde. 
Die Klausel solle sicherstellen,
dass nur solche Initiativen Gelder
bekommen, die aus Sicht der
Bundesregierung brav und harm-
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los seien. Wer auf den Zusam-
menhang von Kapitalismus und
Faschismus hinweise, werde nicht
gefördert.

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) bezeichnete das Urteil
von Dresden als Niederlage für
Bundesjugendministerin Schrö-
der. Die Nötigung, Projektpart-
ner bezüglich ihrer Gesinnung
auszuspionieren, vergifte das
Miteinander in der Arbeit gegen
rechts. Auch die erzwungene
schriftliche Bejahung der freiheit-
lich-demokratischen Grundord-
nung sei fragwürdig. Demokrati-
sche Werte ließen sich nicht per
Unterschrift in die Köpfe der

Menschen pressen. Ein schrift-
liches Bekenntnis unterschreiben
könne jeder, über die tatsäch-
liche innere Überzeugung sage
das jedoch nichts aus. Die zivil-
gesellschaftlichen Initiativen
zeigten hingegen tagtäglich 
vor Ort, wie couragiert und ent-
schlossen sie sich für die Demo-
kratie einsetzen und rechten
Schlägern und Menschenfeinden
entgegentreten.

Der Antrag wurde an verschiede-
ne Bundestagsausschüsse über-
wiesen.

Wie die Bundesregierung in einer
Antwort auf eine Kleine Anfrage

der Fraktion DIE LINKE im August
mitteilte, wird im Zeitraum von
2008-2012 das Bundesprogramm
„Xenos – Integration und Viel-
falt“ mit 63,64 Mio. Euro aus
Bundesmitteln finanziert. Hinzu
kommen 171,53 Mio. Euro aus
Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds.

Quellen: www. fr-online.de vom
27.04.2012, heute im bundestag
Nrn. 237 und 365, Bundestags-
protokoll 17/178



An verschiedenen Orten in Minsk
(Weißrussland) fand vom 5. bis 
7. Mai 2012 ein Workshop zum
Thema „Online journalism and
promoting web-sites” statt. Jun-
ge Studierende aus Weißrussland
diskutierten mit Henning Wötzel-
Herber – Jugendbildungsreferent
der AdB-Mitgliedseinrichtung
ABC Bildungs- und Tagungs-
zentrum in Drochtersen-Hüll –
Grundvoraussetzungen von On-
line-Journalismus sowie der Nut-
zung von Social Software und
Web-2.0-Applikationen unter
den Bedingungen Weißrusslands.
Der Workshop bildete den Auf-
takt einer neuen Kooperation
zwischen dem Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten und seinem
weißrussischen Partner CDSI-Cen-
ter for the Development of Stu-
dents Initiatives (registriert als
GEDEVS), die in Zukunft weiter

vertieft werden soll. Es ist das Ziel
dieser Zusammenarbeit, junge
Menschen in Weißrussland mit
non-formaler Bildung stark zu
machen für die demokratische
Mitgestaltung gesellschaftlicher
Prozesse. Bloggen, chatten und
Infos zu politischen Anliegen jun-
ger Menschen im Internet ver-
breiten, gehört zum demokrati-
schen Alltag. Ungleich schwerer
zu realisieren scheint dies unter
den Bedingungen einer Diktatur.
Besonders wenn es darum geht,
Studierende über ihre Rechte
aufzuklären und sie zu befähi-
gen, ihre Meinung und Kritik
kundzutun, kann es gefährlich
werden. Und so gingen die Teil-
nehmenden des Workshops in
Minsk – allesamt junge Studie-
rende im Alter von 22 bis 25 Jah-
ren – auch ein hohes persönliches
Risiko ein. 

Auf dem Workshop wurden 
die Grundlagen für die Internet-
plattform „Students News Chan-
nel 17-11” erarbeitet, die sich an
Hochschulstudierende in Weiß-
russland wendet mit dem Anlie-
gen, unabhängige Studentenini-
tiativen zu gründen, sich zu
engagieren und untereinander
Informationen über ihre Aktivitä-
ten auszutauschen. Die Webseite
wird im Juni freigeschaltet und
geht zunächst ein Jahr lang on-
line. Unter den widrigen politi-
schen Umständen und der Will-
kür, denen sich gerade junge
Menschen in Weißrussland
gegenwärtig ausgesetzt sehen,
ist dieses ambitionierte Vorha-
ben ein kleiner Tropfen auf den
heißen Stein.

Bericht: Georg Pirker

Aus dem AdB

Junge Menschen in Weißrussland für demokratische Mitwirkung qualifizieren
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AdB startet Modellprojekt „Blended Learning Democracy”

Die Förderung und Verbesserung
der Partizipation junger Men-
schen mit Elementen onlinege-
stützten Lernens ist das Ziel des
18-monatigen Modellprojekts
„Blended Learning Democracy“,
das der AdB im Zusammenarbeit
mit dem Herbert-Wehner-Bil-
dungswerk, dem LidiceHaus
und dem Bahnhof Göhrde im
Rahmen des Innovationsfonds
zur Eigenständigen Jugendpoli-
tik bis Dezember 2013 realisieren
wird. Dabei soll eine Lernplatt-
form entstehen, die gemäß den
Anforderungen für die politische

Bildungsarbeit als virtueller Lern-
raum für junge Menschen gestal-
tet wird. Entsprechend dem 
speziellen, altersspezifischen
Nutzungsverhalten von Jugend-
lichen wird die Lernplattform 
ansprechend gestaltet sein, mit
klarer Struktur und unkompli-
ziertem Zugang. Die Lernplatt-
form soll über die Projektlaufzeit
hinaus allen interessierten Trä-
gern für ihre politische Bildungs-
arbeit zur Verfügung stehen.
Nicht zuletzt soll durch die Aus-
bildung von Blended-Learning-
Tutoren die Verbindung von 

e-Democracy-Ansätzen mit Politi-
scher Bildung konzeptionell ver-
ankert und verstetigt werden.
Die zweimodulige Ausbildung
für Online-Tutoren wird vom 
12. bis 14. November 2012 
sowie vom 21. bis 23. Januar 
2013 im Bielefelder Haus Neu-
land stattfinden. Eine geson-
derte Ausschreibung dazu folgt
in Kürze.

Weitere Informationen: 
Boris Brokmeier, 
Tel. 030-400401-15, 
E-Mail: brokmeier@adb.de.
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beitskreises deutscher Bildungs-
stätten.
Dr. Günter Reichert, ehemals Prä-
sident der Bundeszentrale für po-
litische Bildung, ist der Vorsitzen-
de der SSBW-Stiftung, der die
Entwicklung des Hauses seit 1952
skizzierte, die auch in einer Jubi-
läumspublikation dokumentiert
wurde, die bereits im letzten Jahr
erschien. Der Heiligenhof diente
zunächst als Treffpunkt für die
sudetendeutschen Heimat- und
Verbandsgliederungen, insbeson-
dere aber für die Kinder- und Ju-
gendarbeit. Gegenwärtig wird er
von verschiedenen Gruppen, Ver-
einen, Verbänden, Chören, Mu-
sikgruppen und Schulklassen 
genutzt. Er verfügt über 220 Über-
nachtungsplätze – davon 100 in
Einzel- und Doppelzimmern, der
Rest in Mehrbettzimmern – und
vielfältige Gruppenräume sowie
einen Jugendzeltplatz. Mit seiner
eigenen Bildungsarbeit verfolgt
der Heiligenhof das Ziel, zu ei-
nem mitteleuropäischen Forum
der Begegnung und des Austau-
sches von Deutschen und Tsche-
chen, Polen und Slowaken, Slo-
wenen und Ungarn zu werden.

Quellen: www.infranken.de, 
abgerufen am 03.05.12,
www.heiligenhof.de

Heiligenhof feierte 60. Geburtstag

Die Bildungsstätte „Der Heili-
genhof“ in Bad Kissingen feierte
am 30. April 2012 ihr 60-jähriges
Bestehen. „Einen Brückenbauer
in der Mitte Europas“ nannte
Bayerns Sozial-Staatssekretär
Markus Sackmann (CSU) das Haus
in einem Festakt, an dem zahlrei-
che Gäste und Freunde des Heili-
genhofes teilnahmen. Wie Sack-
mann ausführte, stünden 60 Jah-
re „Heiligenhof“ für sechs Jahr-
zehnte Bildung, Begegnung und
Zusammenhalt der Sudetendeut-
schen. Für diese Bevölkerungs-
gruppe hatte das Haus eine be-
sondere Bedeutung, bot es ihnen
nach der Vertreibung doch Halt
und Geborgenheit.
Der Europa-Parlamentarier Bernd
Posselt (CSU) und Sprecher der
Sudetendeutschen Volksgruppe,
erinnerte an die Zeiten, die er im
Heiligenhof verbracht hatte. 
Vier Begriffe prägten die Arbeit
der Begegnungsstätte: Kultur,
Geschichte, Heimat und Europa.
Die Sudetendeutschen hätten
zum „Heiligenhof“ ein intensives
Verhältnis, weil es das erste Ei-
gentum war, das sie nach der
Vertreibung erwerben konnten.
In der Auseinandersetzung mit
der Vergangenheit sei der Blick
nicht rückwärtsgewandt, son-
dern es gehe um deren wahr-

heitsgetreue Dokumentation zur
Vermeidung früherer Fehler. Ein
einiges Europa sei die beste Ant-
wort auf jegliche Art von Natio-
nalismus und Totalitarismus.
Oberbürgermeister Kay Blanken-
burg (SPD) betonte, dass Bad Kis-
singen stolz auf „dieses Schmuck-
stück“ sei. Das Haus sei immer
mit der Zeit gegangen und wer-
de weiter auf der Höhe bleiben.
Der Oberbürgermeister zeigte
sich sehr dankbar für die weit über
eine Million Übernachtungen,
die der Heiligenhof im Laufe der
Jahrzehnte verbuchen konnte.
Auch Landrat Thomas Bold (CSU)
bekundete den Stolz des Land-
kreises auf den „Heiligenhof“, in
dem die Idee Europa erfahrbar
gemacht, Gäste aus ganz Europa
beherbergt würden und Gast-
freundschaft und Toleranz erfah-
ren könnten.
Prof. Dr. Peter Michael Huber,
Richter am Bundesverfassungsge-
richt und Ex-Minister, hielt den
Festvortrag, der sich auf seine
Gedächtnisvorlesung zur Wider-
standsgruppe „Weiße Rose“ an
der Universität München bezog. 

Der „Heiligenhof“ gehört dem
Sudetendeutschen Sozial- und
Bildungswerk (SSBW) und ist seit
vielen Jahren Mitglied des Ar-

KAS-Bildungswerk Dortmund wurde 40 Jahre alt

1972 wurde unter dem damali-
gen Titel „Politische Akademie
Eichholz – Außenstelle Westfa-
len“ das heutige Bildungswerk
Dortmund gegründet, dessen Ge-
burtstag zahlreiche Gäste aus Po-
litik, Kultur und Gesellschaft am
19. Juni 2012 feierten. Die Festre-
de hielt der Präsident des Deut-
schen Bundestages, Professor Dr.

Norbert Lammert, der seine Gra-
tulation mit einer Warnung vor
einer Internet-Offensive der 
politischen Bildung verband, die
zweifellos durch die neuen elek-
tronischen Medien vor schwieri-
gen Herausforderungen stehe.
Der Auftrag der politischen Bil-
dung bestehe darin, den Zusam-
menhang zwischen Volkssouverä-

nität auf der einen und repräsen-
tativer Demokratie auf der ande-
ren Seite zu verdeutlichen. Politi-
sche Bildung sollte vermitteln,
dass es ein Güteausweis für die
Demokratie sei, wenn jenseits
der Mehrheitsrechte auch Min-
derheitenrechte respektiert wür-
den. Diese Antworten vermittel-
ten die Parteien nur ungern. 



Der CDU-Bundestagsabgeordne-
te Erich G. Fritz konzentrierte
sich in seinem Redebeitrag auf
die Geschichte des Dortmunder
Bildungswerks und die Bedeu-
tung des Weiterbildungsgesetzes
in Nordrhein-Westfalen, das drei
Jahre nach der Gründung des Bil-
dungswerks in Kraft trat und 

dessen Weiterentwicklung 
beeinflusste. Er erinnerte an 
die Veranstaltungen und die
Schwerpunkte der Bildungsar-
beit in den zurückliegenden 
40 Jahren. Das Bemühen um
neue Zielgruppen dürfe nicht 
zu Veranstaltungen führen, die
allein der Unterhaltung dienten.

Statt einiger zentraler Großver-
anstaltungen mit Event-Charak-
ter seien ihm mehrere kleine
Veranstaltungen in der Fläche
wichtiger.

Quelle: www.kas.de, abgerufen
10.07.12

Zwanzig Jahre Villa Fohrde

Am 4. August 2012 fand in der
kleinen Brandenburger Gemein-
de Fohrde ein Fest zum zwanzig-
jährigen Bestehen einer von vier
anerkannten Heimbildungsstät-
ten im Land Brandenburg statt:
der von Werner Bövingloh zu-
sammen mit seinen Mitstreiter/-
inne/-n in Eigenarbeit renovierten
Bildungsstätte Villa Fohrde.
Dafür war im Jahr 1991 als Träger
der Verein „Villa Fohrde Bil-
dungs- und Kulturhaus e. V.“ ge-
gründet worden. Das ehemalige
Herrenhaus beherbergte zuvor
die August-Bebel-Schule der Ge-
meinde Fohrde, die mit dem Ver-
ein einen Erbbaupachtvertrag
abschloss. Neben dem Haupthaus
wurden in den letzten 20 Jahren

auf dem Gelände an der Havel
auch Neubauten errichtet, um
zusätzliche Übernachtungsplätze
und Kapazitäten für die Seminar-
arbeit zu schaffen. Eine Spezia-
lität der Villa Fohrde, die auch in
Kursen vermittelt wird, ist die
Lehmbauweise, in der diese 
Neubauten errichtet wurden. 
Berühmt ist die Villa Fohrde auch
durch ihre gute Küche, in der auf
frische Lebensmittel in der Region
gesetzt wird.
Die Villa Fohrde kann bis zu 
35 Personen in Ein- und Zwei-
bettzimmern beherbergen. Ne-
ben der politischen Bildung als
einem Schwerpunkt in ihrem Pro-
gramm bietet sie Seminare zu
Gesundheitsthemen, Familienbil-

dung, kulturelle Bildung und die
schon erwähnten Lehmbau-Kur-
se. Das Angebot findet großen
Zuspruch. Auch in diesem Jahr
wird mit weit über 1000 Seminar-
teilnehmern und -teilnehmerin-
nen gerechnet. Für das nächste
Jahr ist schon heute fast jedes
Wochenende belegt.
Werner Bövingloh und seine Mit-
arbeiter/-innen hatten für die
zahlreichen Gäste, die das Som-
merfest anlässlich des Jubiläums
besuchten, ein unterhaltsames
Kulturprogramm vorbereitet, das
auf viel Zuspruch stieß.

Quelle: www.maerkischeallge-
meine.de, abgerufen am
15.08.12, www.villa-fohrde.de

INFORMATIONEN

234

15 Jahre Brücke/Most-Stiftung mit Jubiläumsfahrt nach Prag

Vor 15 Jahren wurde die Brücke/
Most-Stiftung gegründet, und
seit fünf Jahren unterstützt das
Stiftungsbüro in Prag – PRAG-
KONTAKT, deutschsprachige
Gruppen auf vielfältige Weise bei
der Planung ihrer Fahrt in die
tschechische Hauptstadt. Am 
1. Oktober 2012 will die Stiftung
beide Jubiläen mit einem klassi-
schen Konzert im weltbekannten
Obecní du•• m in Prag begehen. Es
spielt das Felix-Mendelssohn-Ju-
gendsinfonie-Orchester aus Ham-
burg Werke von Dimitri Schosta-

kowitsch (Konzert für Violoncello
und Orchester) und Antonin Dvo-
rak (Sinfonie Nr. 8 in G-Dur). 
Um diesen kulturellen Höhepunkt
herum haben die Kolleginnen
von Pragkontakt ein Jubiläums-
angebot für den Zeitraum vom
29. September bis 3. Oktober 2012
entworfen: ein verlängertes Wo-
chenende in Prag. Nach indivi-
dueller Anreise gibt es einen ge-
führten Spaziergang durch Prag.
Auf der interaktiven Stadtfüh-
rung „Die Samtene Revolution
1989“ erfahren die Gäste Ge-

schichten hinter der Geschichte.
Neben dem Besuch des Jubi-
läumskonzerts im historischen
Gemeindehaus Prag ist außer-
dem eine Führung über die 
Prager Burg und eine nächtliche
Schifffahrt auf der Moldau mit
einem Abendbuffet an Bord 
geplant. 

Weitere Informationen: 
Tel. +420 222-233 530 oder 
E-Mail: praha@bruecke-most-
stiftung.de.
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IB-Bildungsstätte Hadamar wird zum „Zentrum für Vielfalt und Demokratie“

Das Projekt „Jung. Hessisch. Mus-
limisch. Und selbstverständlich
mit dabei“ der IB-Bildungsstät-
te Hadamar wurde aus 58 ein-
gereichten Vorschlägen für eine
Förderung im Rahmen des Ak-
tionsprogramms „Stärkung der
Partizipation und Teilhabe von
Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund“ des Hessischen Sozial-
ministeriums ausgewählt. Bis
2014 erhält die Bildungsstätte
dafür Fördermittel von insgesamt
145.000 Euro. Damit wurde die
Idee der IB-Bildungsstätte, als
„Zentrum für Vielfalt und Demo-
kratie“ 125 junge hessische Mus-

lime als Multiplikatoren zu 
qualifizieren, mit der höchsten
Förderung im Programm bedacht.
Derzeit sind junge Migrantinnen
und Migranten in der hessischen
Jugendarbeit in Hessen noch
unterrepräsentiert. Deshalb ist 
es das Ziel des hessischen Ak-
tionsprogramms, mehr junge
Menschen mit Migrationsge-
schichte für die Jugendarbeit 
zu gewinnen. 
Die IB-Bildungsstätte Hadamar
will bei ihrem Projekt in Koope-
ration mit der Türkisch-Islami-
schen Union der Anstalt für Reli-
gion e. V. (DITIB) muslimische

Jugendliche in den Themen Ethik
und Menschenrechte – Demokra-
tie als Praxis – Staat, Politik und
Zivilgesellschaft – Migration,
Identität und Interkulturelle
Kompetenz – Jugendverbands-
arbeit, Projektmanagement und
Public Relations sowie für den
Besuch der Gedenkstätte weiter-
bilden.

Weitere Informationen: 
IB-Bildungsstätte Hadamar, 
Mehmet Senel, Tel. 06433-930176,
E-Mail: Mehmet.Senel@interna-
tionaler-bund.de. 

Publikationen und Online-Medien des AdB und seiner Mitglieder

In zwei Jahres-
berichten hat
der Arbeits-
kreis deut-
scher Bil-
dungsstätten
seine Aktivitä-
ten im Jahr
2011 dokumen-

tiert. Unter der Überschrift
„Verstehen – Mitmachen –
Gestalten“ werden die Ziele
und Schwerpunkte der Ver-
bandsarbeit im vergangenen
Jahr erläutert und die einzelnen
Arbeitsfelder vorgestellt. Der
Bericht informiert über die Er-
gebnisse der Arbeit in den Gre-
mien, zentrale Veranstaltungen
und Fortbildungsangebote,
internationale Begegnungen,
Projekte, die Interessenvertre-
tung und die Öffentlichkeitsar-
beit.

In einem eige-
nen Jahresbe-
richt mit dem
Titel „Koope-
rationen mit
Schulen im
neuen Pro-
gramm Politi-
sche Jugend-

bildung im AdB“ werden die
gemeinsamen Aktivitäten im er-
sten Jahr der neuen Arbeitsphase
des Programms „Politische Ju-
gendbildung“ resümiert. Das 
Programm startete Anfang 2011
mit vier Themenschwerpunkten:
„Globalisierung und Medienkom-
munikation“, „Partizipation und
Demokratie in und mit der Schu-
le“, „Aufwachsen in der Einwan-
derungsgesellschaft“ sowie 
„Arbeitsweltbezogene politische
Bildung“. Erste Ergebnisse der 
Arbeit zu diesen Themen und

zahlreiche Beispiele aus der Bil-
dungspraxis der daran beteiligten
Mitgliedseinrichtungen werden
in dem neuen Bericht präsentiert. 
Darüber hinaus enthält der Be-
richt zahlreiche erprobte Beispiele
aus der Arbeit der beteiligten Ju-
gendbildungsreferentinnen und 
-referenten. Zahlen, Daten, Trends
und Steckbriefe der beteiligten
Fachkräfte in dem Programm, das
aus Mitteln des Kinder- und Ju-
gendplans des Bundesministeri-
ums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend gefördert wird, er-
gänzen den Jahresbericht. 

Beide Jahresberichte 2011 sind
kostenlos bei der Geschäftsstelle
des AdB erhältlich und stehen
auf der AdB-Homepage unter
http://www.adb.de/publikatio-
nen/jahresberichte.php zum
Download bereit.



„50 Jahre Studienhaus Wies-
neck“ ist der Titel einer Publika-
tion, die das Studienhaus Wies-
neck zu seinem 50-jährigen
Bestehen herausgegeben hat.
Freunde, Förderer und Koopera-
tionspartner berichten über die
Geschichte des Hauses und die
Entwicklung seiner Arbeit, äu-
ßern sich zu den Aufgaben der
politischen Bildung und sprechen

ihre Glückwünsche zum Jubiläum
und für die Zukunft dieser tradi-
tionsreichen Bildungseinrichtung
in Baden-Württemberg aus. 
Die Herausgeber/-in Prof. Dr. Ul-
rich Eith und Dr. Beate Rosen-
zweig äußern sich in einem eige-
nen Beitrag zu Arbeitsfeldern
und künftigen Herausforderun-
gen der außerschulischen politi-
schen Jugendbildung. Sie haben

Dokumente zur Geschichte der
Einrichtung zusammengetragen
und Grußworte und Reden zum
Jubiläum zusammengestellt.

Bezug: Studienhaus Wiesneck –
Institut für Politische Bildung 
Baden-Württemberg e. V., 
Wiesneckstr. 6, 
79256 Buchenbach.
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Im Springer VS erschien eine 
Publikation, die von Tobias Mör-
schel und Christian Krell im Auf-
trag der Politischen Akademie
der Friedrich-Ebert-Stiftung
herausgegeben wurde. Sie trägt
den Titel „Demokratie in
Deutschland“ und enthält Ana-

lysen und Beiträge, über die auf
einer Tagung der Friedrich-Ebert-
Stiftung im Juni 2011 diskutiert
wurde. Es geht dabei um die 
Frage, wie es um die Leistungs-
und Gestaltungsfähigkeit der
deutschen Demokratie bestellt
ist, wo ihre Gefährdungen 

liegen und welche Anstrengun-
gen zur Stärkung und Belebung
der Demokratie notwendig 
sind.

Bezug: 
über den Verlag oder den Buch-
handel.

Mit Unterstützung der Stiftung
„Erinnerung, Verantwortung, Zu-
kunft“ hat die Jugendbildungs-
stätte Kaubstraße des Berliner
Stadtteilzentrums Alte Feuerwa-
che e. V. das „Methodenhand-
buch zum Thema Antiziga-
nismus für die schulische und
außerschulische Bildungsar-
beit“ herausgegeben. Es ist das
erste umfassende Methoden-

handbuch zu diesem Themen-
komplex, das für Pädagog/-inn/
-en, Lehrer/-innen, Sozialarbei-
ter/-innen an Bildungsstätten, Ge-
denkstätten, Hochschulen sowie
Schulen entwickelt wurde. Die
Publikation enthält neben einer
Einführung in die Geschichte der
Sinti und Roma sowie in die Theo-
rie des Antiziganismus zahlreiche
detaillierte Übungsbeschreibun-

gen und Empfehlungen für die
praktische Umsetzung von Projek-
ten oder Seminaren zum Thema
Antiziganismus. Alle benötigten
Materialien des Buches finden
sich auch auf einer Begleit-DVD. 

Bezug: Unrast e. V., Hafenweg
31, 48155 Münster, Internet:
www.unrast-verlag.de, oder den
Buchhandel.

Dr. Hendrik Otten, Leiter des
IKAB-Bildungswerkes in Bonn,
hat zusammen mit Yael Ohana,
Fachfrau für non-formale Bil-
dung und internationale Jugend-
arbeit, den Band „Where do
you stand. Intercultural Lear-
ning and Political Education
in Contemporary Europe“ 
herausgegeben. Die bei Springer
VS erschienene, englischsprachi-
ge Publikation knüpft an die zahl-

reichen, kontrovers geführten 
Diskussionen über Wesen, Inhalt,
Methoden und politische Bedeu-
tung interkulturellen Lernens im
Feld der Europäischen Jugendar-
beit an. Ausgangspunkt ist die
aktuelle De-Politisierung inter-
kulturellen Lernens in diesem 
Bereich, besonders in den Pro-
grammen der Europäischen Kom-
mission und der EU-Generaldirek-
tion Kultur, Bildung, Jugend und

Sport während der letzten Jahre.
Gleichzeitig stellt die Einschät-
zung, der interkulturelle Dialog
sei das Allheilmittel für alle ge-
sellschaftlichen Probleme, vom
Bürgerkrieg bis zum erzieheri-
schen Versagen, die aktivierende
Wirkung interkulturellen Lernens
auf die Probe.

Bezug: 
E-Mail an: info@IKAB.de. 
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Die Heinrich-Böll-Stiftung hat
gemeinsam mit der Commons-
Expertin Silke Helfrich den 500
Seiten starken Sammelband
„Commons – Für eine neue
Politik jenseits von Markt und
Staat“ herausgegeben. Über 
90 Autorinnen und Autoren aus
rund 30 Ländern stellen in ihren
Beiträgen ein modernes Konzept
der Commons vor. Die Gemeingü-

ter erleben angesichts der aktuel-
len Klima-, Finanz- und Ernäh-
rungskrise eine Renaissance. Sie
beruhen nicht auf der Idee der
Knappheit, sondern schöpfen 
aus der Fülle. Sie sind produk-
tiv, ohne in erster Linie für den
Markt zu produzieren. Sie exis-
tieren für und durch die Men-
schen und lösen konkrete Prob-
leme.

Bezug: Das Buch erscheint unter
einer Creative-Commons Lizenz
(CC-BY-SA) und darf beliebig oft
vervielfältigt, bearbeitet und 
uneingeschränkt verbreitet wer-
den. Das Buch kann kostenfrei
heruntergeladen werden unter
http://www.boell.de/publikatio-
nen/publikationen-commons-
fuer-eine-neue-politik-jenseits-
von-markt-und-staat-14395.html.

Gemeinsam mit dem Zeitpfeil-
Studienwerk Berlin-Brandenburg
hat das Bildungswerk der Hu-
manistischen Union NRW ein
weiteres Heft der Reihe Werk-
hefte für politische Bildung her-
ausgegeben. Es trägt den Titel
„Zeitzeugenarbeit zur DDR-
Geschichte. Historische Ent-
wicklungslinien – Konzepte –
Bildungspraxis“. Die Arbeit mit
Zeitzeugen bietet einen persön-
lichen Zugriff auf Geschichte und
stößt auf wachsende Resonanz.

Dabei sind jedoch methodisch-
didaktische Herausforderungen
zu beachten, die für das Lernfeld
DDR-Geschichte bisher zwar kon-
statiert, aber nicht systematisch
analysiert und für die Praxis auf-
gearbeitet wurden. Hier setzen
die Autoren/Autorinnen des
Werkheftes an. Auf der Grund-
lage einer empirischen Untersu-
chung in verschiedenen Berei-
chen der außerschulischen Bil-
dung werden Probleme und
Anforderungen benannt, Bei-

spiele guter Bildungsarbeit 
dokumentiert und methodisch-
didaktische Zugänge weiterent-
wickelt.

Bezug gegen eine Versandge-
bühr von 3,00 Euro bei: 
Zeitpfeil e. V., Potsdamer Lin-
denstr. 34, 14467 Potsdam, 
E-Mail: buero@zeitpfeil.org. 
Bei einer Bestellung über 
den Buchhandel wird eine
Schutzgebühr von 8,50 Euro 
erhoben.

Die Schuldenkrise in der EU 
und die aktuellen Probleme in
Europa stehen im Mittelpunkt
der Beiträge von Ausgabe 1/2 
der aktuellen ostinformatio-
nen, die das Gesamteuropäi-

sche Studienwerk e. V. in 
Vlotho herausgibt. Daneben 
erscheinen wie in jeder Nummer
Berichte über Veranstaltungen,
Buchbesprechungen und Doku-
mentationen.

Bezug: Gesamteuropäisches 
Studienwerk e. V. Vlotho, Süd-
feldstraße 2-4, 32602Vlotho,
www.gesw.de

„Politik aus Notwehr – Die 
Piratenpartei im Aufwind“
lautet der Titel der März-Ausga-
be des „Parteienmonitor aktuell“
der Hauptabteilung Politik und
Beratung der Konrad-Adenau-
er-Stiftung. Sabine Stoye spürt
darin dem Wahlerfolg der Pira-
tenpartei nach und hält fest:

„Noch profitieren sie von ihrer
Authentizität als Partei, die alles
anders machen will, ohne politi-
sche Substanz wird dies jedoch
nicht auf Dauer gelingen.“ 
Indem die Piraten über das Inter-
net einen direkten Zugang und
Mitwirkung gewähren, verkör-
pern sie ein „Mitmach-Bedürf-

nis“. Dies sollten die Volkspar-
teien ebenso ernst nehmen wie
selbst praktizieren. In der 25-sei-
tigen Online-Broschüre erfährt
man mehr zu Personen, Perspek-
tiven und Positionen der Piraten.

Online unter: http://www.kas.de/
wf/de/33.30685/?src=nl12-04 



EUROPA-LINKS.eu ist ein neues
Online-Angebot der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung für eine kri-
tische Auseinandersetzung mit
Europa und der Europäischen
Union. Das Webangebot stellt 
soziale Projekte und multinatio-
nale Netzwerke vor und beleuch-

tet die politischen Machtverhält-
nisse in Europa. Ein Pool mit über
200 Links ermöglicht den direk-
ten Kontakt zu Projekten, Orga-
nisationen und Institutionen.
Fundierte Fachartikel geben Aus-
kunft über institutionelle und
politische Handlungsfelder der

EU.EUROPA-LINKS.eu bietet allen
Interessierten Beratung und Un-
terstützung bei der Vorbereitung
von Bildungsveranstaltungen
zum Thema Europa.

Online unter: http://www.euro-
pa-links.eu/. 
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Mit dem neuen Entscheidungs-
und Konferenzplanspiel 
„CICERO“ zur Staatsschuldenkri-
se in der EU will die Konrad-
Adenauer-Stiftung die Europa-
Kompetenz von Jugendlichen
stärken. In vier alternativen Sze-
narien setzen sich die Teilneh-
mer/-innen mit aktuellen politi-
schen Fragen sowie Problemen

und Lösungsmöglichkeiten der
Schuldenkrise auseinander. Sie
erwerben EU-Kenntnisse und
üben, ihre eigene Meinung bes-
ser zu vertreten. Das Spiel wurde
im Rahmen der Reihe „Handrei-
chung zur Politischen Bildung“
als pdf-Datei mit ausführlicher
Spielanleitung, Arbeitsblättern,
Karten, Info-Texten und anderen

Materialien veröffentlicht. Die
Durchführung dauert etwa 
90 – 180 Minuten. Auf Wunsch
stellt die KAS auch Moderatoren
für die Durchführung. 

Die Publikation gibt es kostenfrei
zum Download unter: http://
www.kas.de/wf/de/33.30870/. 

Nachdem die Konrad-Adenau-
er-Stiftung zuletzt Studien zum
Rechtsextremismus herausge-
bracht hat, befasst sie sich nun
intensiv mit dem Phänomen des
Linksextremismus. Ziel ist es, For-
schungslücken zu schließen und
Präventionsmaßnahmen für die
politische Bildungsarbeit zu ent-
wickeln. Drei aktuelle wissen-
schaftliche Studien gehen auf die

verschiedenen Facetten des The-
mas ein:

■ Jürgen P. Lang: Für eine 
bessere Welt? Linksextre-
mistische Argumentations-
muster 
Online unter: http://www.kas.
de/wf/de/33.31312/?src=nl12-06

■ Rudolf van Hüllen: Definition
und Dimension, Erscheinungs-

formen und Kernaussagen des
Linksextremismus 
Online unter: http://www.kas.
de/wf/de/33.31305/?src=nl12-06

■ Rudolf van Hüllen: Kommuni-
kationsmethoden und Rekru-
tierungsstrategien im Linksex-
tremismus
Online unter http://www.kas.
de/wf/de/33.31306/?src=nl
12-06.

Von einigen AdB-Mitgliedsein-
richtungen wurden Jahresbe-
richte vorgelegt, die über die 
Arbeit im Jahr 2011 berichten:

■ Das Anne Frank Zentrum in
Berlin informiert in einer mit
Fotos angereicherten Broschü-
re über seine Projekte – Aus-
stellungen, Publikationen, Ver-
anstaltungen, Fortbildungen.
Erstmals wird auch die Arbeit
der Partner in Amsterdam und
Frankfurt/Main vorgestellt.

Bezug: Anne Frank Zentrum,
Rosenthalerstraße 39,10178
Berlin, www.annefrank.de

■ Das Bildungswerk der Hu-
manistischen Union NRW
feierte 2011 sein vierzigjähri-
ges Bestehen. Der Jahresbe-
richt konzentriert sich auf die
Angebotsschwerpunkte der
zahlreichen Veranstaltungen,
an denen sich die durch-
schnittliche Teilnahme gegen-
über dem Vorjahr spürbar er-

höht hat. Menschenrechte –
politische Kultur – Zeitge-
schichte, Bildung und Lernen,
Arbeit – Wirtschaft – Men-
schenwürde, Europa kennen-
lernen, lebendige Demokratie
– Partizipation – Medienkom-
petenz, Zuwanderung – Inte-
gration – Minderheiten sind
die zentralen Inhalte der Bil-
dungsarbeit.

Bezug: Bildungswerk der Hu-
manistischen Union NRW,
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Kronprinzenstraße 15,
45128 Essen, 
www.hu-bildungswerk.de

■ Der Geschäftsbericht, den der
Internationale Bund – IB
vorlegte, gibt einen Überblick
über die verschiedenen Ar-
beitsfelder dieses bundesweit
agierenden Verbandes. Eine
Chronik des Berichtsjahres
stellt monatliche Höhepunkte
heraus, bevor die Entwicklun-
gen in den Bereichen Jugend-,
Sozial- und Bildungsarbeit
und die Strategien der Ge-

schäftspolitik erläutert wer-
den.

Bezug: Internationaler Bund,
Valentin-Senger-Str. 5, 
60389 Frankfurt/Main,
www.internationaler-bund.de

■ Der Jahresbericht des wann-
seeFORUMS für 2011 infor-
miert über die Arbeit des Vor-
stands, in der die Ausrichtung
der Jubiläumsveranstaltung
zum 60 jährigen-Bestehen des
Vereins eine wichtige Rolle
spielte. Die einzelnen Arbeits-

felder und die im vergange-
nen Jahr dort realisierten 
Aktivitäten werden von den
jeweiligen Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen darge-
stellt. Eine Übersicht über 
Gremien, Mitarbeiter/-innen,
Kooperationen und Veran-
staltungen schließt den 
Bericht ab.

Bezug: wannseeFORUM –
Wannseeheim für Jugendar-
beit e. V., Hohenzollernstra-
ße 14,14100 Berlin,
www.wannseeFORUM.de.

Ankündigungen

■ Werte und Politik stehen im
Zentrum des nächsten Kon-
gresses der Friedrich-Ebert-
Stiftung, der vom 18. – 
19. Oktober 2012 in Berlin
zum Nachdenken über das
Verhältnis von abstrakten
Werten zu konkretem politi-
schen Handeln einlädt. Wann
stößt wertebasierte Politik an
ihre Grenzen? Was bedeuten
die politischen Grundwerte
Freiheit, Gerechtigkeit und
Solidarität heute? Worin un-
terscheidet sich das Wertever-
ständnis der sozialen Demo-

kratie von anderen politischen
Strömungen? Das sind die Fra-
gen, um die sich Vorträge und
Podiumsdiskussionen und
Fachforen drehen werden.

Infos: Friedrich-Ebert-Stif-
tung/Politische Akademie,
Akademie für Soziale Demo-
kratie, Godesberger Allee 149,
53175 Bonn, www.werteund-
politik.de

■ Das 4. Forum Kirche – Wirt-
schaft – Arbeitswelt ist dem
Thema „Soziales Europa –

was kann Kirche tun?“ 
gewidmet. Mit dabei sind 
unter anderem Elisabeth
Schroedter (die Grünen), 
Peter Clever (BDA) und Peer
Steinbrück (SPD).
Das Forum findet vom 9. – 
10. November 2012 in Berlin-
Schwanenwerder statt.

Infos: Kirchenamt der EKD,
Referat Sozial- und Gesell-
schaftspolitische Fragen, 
Heike Roziewski, Herrenhäu-
ser Str. 12, 30419 Hannover.
E-Mail: heike.roziewski@ekd.de.
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Zum 1. März 2012 gab es einen
Wechsel in der Leitung des ver.di-
Instituts für Bildung, Medien und
Kunst in Lage-Hörste. Neuer Lei-
ter wurde Josef Peitz, der das
Amt von Holger Menze über-
nahm. Josef  Peitz vertritt die 
Einrichtung auch im Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten.

Birgit Schmitz-Lenders ist
Nachfolgerin von Michael Jör-
ger, der nach über 20 Jahren an
der Spitze der Europäischen Aka-
demie Bayern bei einem Emp-
fang in München in den Ruhe-
stand verabschiedet wurde. Die
neue Akademieleiterin, die ihr
Amt am 1. Mai antrat und zuvor
schon stellvertretende Leiterin
der Akademie war, übernahm
auch die persönliche Mitglied-
schaft im AdB für die Akademie.

Karl Vennegeerts, der von 2007
an die Geschäfte der Jugendbil-
dungsstätte LidiceHaus in Bremen
führte, schied aus gesundheit-
lichen Gründen aus. Seine Nachfol-
gerin wurde Christine Helmken. 

Zum 1. Juli 2012 gab es einen
Wechsel in der Institutsleitung
des Gustav Stresemann Instituts
in Bad Bevensen: Bodo Fröhlich,
langjähriger Mitarbeiter und Lei-
ter des Instituts, verabschiedete
sich in den Ruhestand. Martin
Kaiser – bisher Leiter der Pfalz-
Akademie in Lambrecht und 
Mitglied des AdB-Vorstands –
übernahm die Leitung des Euro-
päischen Bildungs- und Tagungs-
hauses in Bad Bevensen. 

Ebenfalls am 1. Juli 2012 trat Dr.
Jan Schlürmann die Nachfolge
von Niclas Herbst als programm-
verantwortlicher Studienleiter
der Hermann Ehlers Akademie in
Kiel an. 

Bereits im vergangenen Jahr
wurde Burkhardt Siebert als
Leiter des Europa-Hauses Marien-
berg verabschiedet. Studienleiter

Karsten Lucke vom Leitungs-
team des Europa-Hauses über-
nahm dessen Vertretung im AdB. 

Thiemo Fojkar, seit 2009 Mitglied
des Vorstandes des Internationalen
Bundes, wird zum 1. Januar 2013
Nachfolger von Werner Sigmund
als Vorstandsvorsitzender des IB. 

Ingo Friedrich, ehemaliger Vize-
präsident des Europäischen 
Parlaments, wurde von der Mit-
gliederversammlung der Hanns-
Seidel-Stiftung in den engeren
Vorstand der Stiftung gewählt
und übernahm dort die Funktion
des Schatzmeisters.

Dr. Walter Roy, ehemals Präsi-
dent der International Sonnen-
berg Association, verstarb am 
4. Juli im Alter von 87 Jahren.

Die Arbeitsgemeinschaft für Ju-
gendhilfe – AGJ hat eine neue
Vorsitzende. Prof. Dr. Karin Böl-
lert, Professorin für Erziehungs-
wissenschaft an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster,
wurde von der Mitgliederver-
sammlung der AGJ am 26. April
2012 in dieses Amt gewählt. Sie
übernahm es von Norbert Struck,
Paritätischer Wohlfahrtsverband,
der nicht wieder kandidiert hatte.
Zu ihren Vertretern wurden Mike
Corsa für die Mitgliedergruppe
Jugendverbände/ Landesjugend-
ringe und Andreas Hilliger für
die Obersten Jugend- und Fami-
lienbehörden der Länder gewählt.

Regina Kraushaar übernahm
im Juli 2012 die Leitung der Abtei-
lung 5 – Kinder und Jugend – im
Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend. Sie
löste Lutz Stroppe ab, der Staats-
sekretär im BMFSFJ wurde. Regi-
na Kraushaar kommt aus dem
Sächsischen Staatsministerium
für Soziales und Verbraucher-
schutz, wo sie seit 2006 die Abtei-
lung „Jugend und Familie, Inte-
gration und Teilhabe“ leitete.

Neue Bildungs- und Wissen-
schaftsministerin von Schleswig-
Holstein wurde in der Folge der
Regierungsneubildung die par-
teilose Prof. Dr. Waltraud 
,Wara‘ Wende. Sie war bis zur
Übernahme des Ministerinnen-
amtes Präsidentin der Universität
Flensburg.

Am 11. Juni 2012 konstituierte sich
das neue Kuratorium der Landes-
zentrale für politische Bildung in
Mecklenburg-Vorpommern. Ihm
gehören folgende Mitglieder an:
■ Prof. Dr. Hubertus Buch-

stein, Universität Greifswald
■ Marion Richter, Frauenbil-

dungsnetz Mecklenburg-Vor-
pommern e. V.

■ Dr. Norbert Nieszery, MdL,
Fraktionsvorsitzender der SPD

■ Markus Wiechert, Regie-
rungsbeauftragter Evange-
lisch-Lutherische Landeskirche
Mecklenburgs

■ Sebastian Ehlers, Fraktion
der CDU, Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern

■ Dr. Margret Seemann, MdL,
Fraktion der SPD

■ Rasho Janew, Fraktion DIE
LINKE, Landtag Mecklenburg-
Vorpommern

■ Ingo Schlüter, stellvertreten-
der Vorsitzender des DGB-
Nord/Landesbüro M-V

■ Marc Reinhardt, MdL, Frak-
tion der CDU, Landtag Meck-
lenburg-Vorpommern

■ Simone Oldenburg, MdL,
Fraktion DIE LINKE, Landtag
Mecklenburg-Vorpommern

■ Jürgen Suhr, MdL, Fraktions-
vorsitzender Bündnis 90/Die
Grünen, Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern

■ Marita Moritz-Görtz, Staats-
kanzlei Mecklenburg-Vorpom-
mern.

Das Kuratorium wählte Prof. Dr.
Hubertus Buchstein zu seinem
Vorsitzenden, zur stellvertreten-
den Vorsitzenden wurde Marion
Richter vom Frauenbildungsnetz
Rostock gewählt.

Personalien
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Bücher

Fonds Soziokultur e. V. (Hrsg.): Shortcut Europe 2010. Dokumentation des europäischen Kon-
gresses zum Thema „Kulturelle Strategien und soziale Ausgrenzung“ vom 3. - 5. Juni 2010 in
Dortmund – Essen 2010, Klartext Verlagsgesellschaft, 201 Seiten

Wie aus dem Vorwort von Nor-
bert Sievert hervorgeht, haben
über 300 Akteure aus 16 euro-
päischen Ländern an diesem
bemerkenswerten Kongress in
Dortmund teilgenommen. Kern-
fragen waren, inwiefern kulturel-
le und soziale Ausgrenzung Hand
in Hand gehen, ob der emanzipa-
torische Anspruch „Kultur für
alle“ noch aufrechterhalten
werden kann, und ob es neue
Ansätze und Methoden der
aktivierenden Kulturarbeit in der
europäischen Soziokultur gibt.
Insgesamt stellte sich die über-
geordnete Frage, inwiefern sich
das mehrfach kodifizierte Bür-
ger- und Menschenrecht Kultur
in einer durch marktwirtschaft-
liche Sparzwänge geprägten
öffentlichen Landschaft und
angesichts massiver Privatisie-
rung und Kommerzialisierung
von Bildung und Kultur verwirk-
lichen lasse. 

In einem ersten Abschnitt setzen
sich Max Fuchs, Rainer Treptow,
Pius Knüsel und Franz-Josef Röll
mit grundlegenden kulturellen
Strategien gegen soziale Aus-
grenzung auseinander. Fuchs
untersucht das „Bürgerrecht
Kultur“ im Zusammenhang mit
der Frage von Inklusion und Aus-
schluss und dem Anspruch, dass
Bildung als Voraussetzung für
kulturelle Teilhabe ein Men-
schenrecht sei, vor der Proble-
matik der fast nicht vorhandenen
kulturellen Partizipation von
Jugendlichen und Zugewander-
ten. Dabei geht es auch um den
Sachverhalt, dass Bildung und
Kultur und die damit verbunde-
nen Politiken immer dem Ziel des
Machterhalts dienen. 

Rainer Treptow fragt danach,
was Kulturarbeit leisten könne,

wobei er zu bedenken gibt, dass
soziale Ausgrenzung und Inklu-
sion sich nicht alleine auf die kul-
turelle Dimension zurückführen
lassen. Kulturarbeit könne sowohl
Mittel als auch Zweck sein, wobei
der Autor postuliert, dass sie
auch als Ausübung von Ungehor-
sam verstanden werden könne,
um politisch gewollte strukturel-
le Ungleichheit in Wirtschaft, Bil-
dung und Infrastruktur zu entlar-
ven. (S. 33) Grundsätzlich sei
Bildung die Voraussetzung für
das Erfahren von Kultur. Damit 
es aber nicht zur Exklusion in der
Kulturarbeit komme, benötigen
die Betroffenen individuell erwor-
bene Kompetenzen. Hier sind 
m. E. in noch weit höherem Ma-
ße als bisher Elternhaus, Schulen,
Bildungsstätten und sonstige Kul-
turangebote besonders gefragt. 

Die Frage, ob es sich bei der pro-
grammatischen Losung „Kultur
für alle“ um eine Illusion oder
eine konkrete Utopie handele,
beantwortet Pius Knüsel in einem
bemerkenswerten Dreisatz so:
Weder „Kultur für alle“ noch
„Kultur von allen“, sondern „Alle
für die Kultur“. Der Autor fordert
in seinem Beitrag den Verzicht
der Kulturpolitik auf ihren wert-
autoritären Anspruch und pos-
tuliert, dass man den Übergang
zu einer sich selbst finanzieren-
den Kulturproduktion schaffen
müsse. Die soziokulturellen Zen-
tren könnten in diesem Prozess
zu Trainingsstätten künftiger
Kulturunternehmer werden, die
in der Lage wären, Fähigkeit und
Freiheit miteinander zu kombi-
nieren. (S. 41)

Franz Josef Röll beschreibt in sei-
nem Aufsatz, wie die neuen Net-
ze die kulturelle Teilhabe verän-
dern. Im Mittelpunkt stehen die

durch das Internet und Web 2.0
veränderten kulturellen Aus-
drucks- und Gestaltungsformen.
Ohne alphanumerische Kompe-
tenz laufe man Gefahr, zum
Analphabeten des 21. Jahrhun-
derts zu werden. Es bedürfe
daher der Kompetenz, das Inter-
net zur Information, für Bildung
und zur öffentlichen und inter-
personalen Kommunikation zu
verwenden. Anschließend
beschreibt der Autor einige
Beispiele für e-Inclusion und
berichtet unter anderem über 
die Anwendungsbereiche von
Apps und Quipe.

Im zweiten Abschnitt des Buches
wird ein Blick über die Grenzen
geworfen, wobei vor allem engli-
sche und österreichische Prakti-
ker über unterschiedlichste
Ansätze, Projekte und Erfahrun-
gen (u. a. Find-Your-Talent-Pro-
gramme, Sozialtickets und Kul-
turpässe) berichten. In weiteren
drei Abschnitten wird auf die
Problematik der Kulturarbeit als
Befähigung (Impuls zum stärker
werden, Kulturarbeit von Men-
schen mit Behinderung), auf
mehrere Projekte im Rahmen 
der Kulturhauptstadt Ruhrgebiet
sowie die Besonderheit interkul-
tureller Ansätze eingegangen. 

In seinem Nachwort zitiert Nor-
bert Sievers noch einmal aus-
drücklich aus der Abschlusserklä-
rung der Expertenkonferenz des
Europarates „Kultur und Ent-
wicklung“ von Arc et Senans aus
dem Jahre 1972: „Die Aufgabe
von Kulturarbeit ist es..., alterna-
tive gesellschaftliche Entwick-
lungsrichtungen vorstellbar zu
machen und in jedem Individuum
den Sinn für das Mögliche zu
wecken, das heißt, ihn zu befähi-
gen, Krisen nicht auszuweichen
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und nicht der Sklave, sondern
Herr seiner Geschichte zu wer-
den.“ (S. 131) Sicherlich ist Sievers
beizupflichten, wenn er ausführt,
dass die Bedeutung der Kultur-
arbeit selten größer war als heut-
zutage, gerade in Deutschland.

Neben diesen kurz skizzierten
Grundsatztexten erweist sich der
umfängliche Anhang des Bandes
(S. 133-193) als besonders lesens-
wert. Darin verweist man einer-
seits auf den dramatischen Rück-
gang an kultureller Teilhabe in

aller Welt, andererseits wird in
einem knapp formulierten Appell
dazu aufgerufen, das Bürger-
recht Kultur zu verwirklichen. 
(S. 193)

Zbigniew Wilkiewicz

Johannes Varwick (Hrsg.): Die Europäische Union. Krise, Neuorientierung, Zukunftsperspek-
tiven – Schwalbach/Ts. 2011, Wochenschau Verlag, 142 Seiten

Selten wurde so intensiv und
kontrovers über die krisen-
erschütterte EU diskutiert wie 
in den letzten Jahren. Nach
Unterzeichnung und Ratifikation
des Lissabonner Vertrags (2009),
der kleinen, abgespeckten Ersatz-
verfassung der EU, konnte man
nach dem mühseligen Verhand-
lungsmarathon und den schließ-
lich vollzogenen Ratifizierungen
etwas aufatmen, gleichzeitig war
aber schon eine globale Banken-
und Wirtschaftskrise im Gang,
die das EU-Integrationsgebäude
in seinen Grundfesten erschüt-
terte. Die EU scheint der Krise in
ihrem jetzigen Zustand – trotz
permanenter Reformanstrengun-
gen und Anpassungen – kaum
gewachsen zu sein. Anderer-
seits wird trotz aller Rückschläge
immer wieder deutlich, welche
enormen Integrationsfortschritte
die heutige EU 27+ in den letzten
beiden Jahrzehnten – seit Unter-
zeichnung des Vertrags von
Maastricht – gemacht hat. Es ist
deshalb nur zu legitim, dass sich
Johannes Varwick in seinem ein-
leitenden Beitrag über die Krise
und Zukunft der EU mit der kom-
plexen Organisation dieses supra-
nationalen Gebildes befasst,
indem er die nach dem Lissabon-
ner Vertrag vollzogenen institu-
tionellen Veränderungen der
Gemeinschaft eingehend
beschreibt und kommentiert. 
Da sich aber die Rahmenbedin-

gungen der Europäischen Union
seit über einem Jahrzehnt funda-
mental verändert haben, formu-
liert Varwick zehn Grundfragen,
von deren Beantwortung er die
Zukunft der EU abhängig macht.

Dabei handelt es sich um wichti-
ge, allgemein formulierte Frage-
stellungen, auf die es keine leich-
ten Antworten geben kann, die
aber in der zentralen Frage mün-
den, ob die EU die Kraft aufbrin-
gen wird, den Rahmenbedingun-
gen des neuen Europa gerecht zu
werden. (S. 29)

Mit Hilfe einiger gängiger Szena-
rien (Staatswerdungsszenario,
Erosionsszenario, Muddling-
Through-Szenario) erläutert der
Autor dann, welche Szenarien
unter welchen Voraussetzungen
möglich wären und was sie impli-
zieren würden. Hieraus wird die
Frage abgeleitet, inwiefern das
flexible Integrationsmodell der
„European Onion“ (Europa als
Zwiebel, die aus unterschied-
lichen Schalen besteht) plausibel
sein könnte. Differenziert man 
es weiter aus, so kann man drei
flexible Integrationsformen
unterscheiden: Abgestufte Inte-
gration, Variable Geometrie und
Europa à la carte. Wahrscheinlich
dürfte das am Ende des Beitrags
zitierte Bonmot von Paul Lacroix,
der die Einigung Europas mit
dem Versuch verglich, ein Ome-

lett zu backen, ohne die Eier zu
zerschlagen, deshalb noch lange
gültig bleiben.

Nicht minder offen erweist sich
die Darstellung Ludger Kühn-
hardts, die den optimistisch klin-
genden Titel „Die Neubegrün-
dung des europäischen Projekts“
trägt. Der Autor beschäftigt sich
mit der Transformation des
Nationalstaates, stellt fest, dass
die wirtschaftliche Integration
des Kontinents niemals Selbst-
zweck war, dass es niemals eine
unumstrittene Theorie über die
europäische Integration gab und
dass bisher keine überzeugende
Antwort auf die Frage nach der
finalité der EU gegeben werden
konnte. Auch sei die EU weiter-
hin auf der Suche nach Euro-
päern, denn die Realität bleibe
von Unsicherheiten und Selbst-
zweifeln geprägt. Deshalb müsse
sich Europa von seinen Chancen
her definieren, ein neues Solidar-
und Staatsbürgerschaftsverständ-
nis entwickeln, sich als Werte-
gemeinschaft erneuern und wie-
der nach einer Idee von Europa
fragen. Problematisch sei dabei
aber, dass es gerade im Hinblick
auf die Wertegemeinschaft
durchweg widersprüchliche
Vorstellungen (Sozialstaat, Ehe
und Familie, öffentliche Ethik,
Umweltschutz, Umgang mit
Migranten) gebe. Ernüchternd
sei auch, dass die Distanz zwi-
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schen dem Europa der Institutio-
nen und dem Europa der Bürger
bleibe. Man stehe – was Symbolik
und Emotionalität angehe –
weiterhin in harter Konkurrenz
zu den Nationalstaaten, auch
gebe es noch immer keine echten
europäischen Parteien. Die große
Aufgabe des 21. Jahrhunderts
bestehe deshalb darin, Europäer
zu schaffen. Um das europäische
Projekt im Zeitalter der Globali-
sierung neu zu begründen, gelte
es, den Unionsbürgerschafts-
begriff mit einem transnationa-
len Solidaritätsverständnis aus-
zufüllen. Ob die EU in naher
Zukunft die Voraussetzungen für
diese wünschenswerten Deside-
rate schaffen kann, scheint mir
allerdings angesichts der allent-
halben um sich greifenden Rena-
tionalisierung recht zweifelhaft. 

Grundvoraussetzung hierfür ist
sicherlich eine nachhaltige Über-
windung der in der EU anhalten-
den Finanz- und Wirtschaftskrise.
Insofern stellt der sich anschlie-
ßende Beitrag von Klaus-Peter
Kruber, der sich mit der Zukunft
des Euro beschäftigt, eine wichti-
ge Ergänzung dar. Der Autor dis-
kutiert nach Analyse der Ursachen
der Eurokrise(n) und der Maß-
nahmen zu ihrer Bewältigung
(Rettungspaket für Griechenland,
April 2010, Rettungsschirm, Mai
2010, Stabilitätsmechanismus,
der im Jahr 2013 unter strengen
Auflagen greifen soll) drei ele-
mentare Szenarien: Auseinander-
brechen der Eurozone, verstärkte
wirtschaftspolitische Integration
und fallweise Krisenreaktion. Die
bessere Alternative sieht Kruber
in einer verstärkten wirtschaft-
lichen Integration, wofür man im
Dezember 2010 durch die Neu-
belebung des Stabilitäts- und
Wachstumspakts die ersten
Schritte unternommen habe. Der
Autor kommt zum Ergebnis, dass
die europäische Währung auf

Dauer nur überleben werde,
wenn der engen ökonomischen
Integration eine vertiefte (wirt-
schafts-)politische Integration
folgt. Momentan verschleppe
man die Krise nur und die euro-
päische Integration werde sich
nur schrittweise und unter Druck
weiter entwickeln, was für die EU
allerdings typisch sei.

Mit der Vertrauenskrise in der EU
und dem schwierigen Verhältnis
zu den Bürger/-inne/-n beschäf-
tigt sich Wilhelm Knelangen. Die
EU habe sich von einem konsen-
sualen zu einem umstrittenen
Projekt entwickelt, so die Aus-
gangsthese des Autors, die durch
die Daten aus dem Eurobaro-
meter belegt wird. Inzwischen
habe sich ein „weicher“ und ein
„harter“ Europaskeptizismus
entwickelt, der von einer funk-
tionalen bis hin zu einer grund-
sätzlichen Ablehnung reiche.
Angesichts der wachsenden Kon-
kurrenz der Volkswirtschaften
habe die Sorge um die Sicherheit
von Arbeitsplätzen und sozialen
Standards erheblich zugenom-
men. Die Legitimität der EU
werde aufgrund anhaltender 
EU-Krisen inzwischen als „pre-
kär“ bezeichnet. (S. 86) Abschlie-
ßend konstatiert der Autor fol-
genden Teufelskreis: Weil die
Regierungen auf die skeptischer
gewordene öffentliche Meinung
reagieren, kommen sie den
Bedenken entgegen und artiku-
lieren stärker interessenbasierte
Argumente. Das wiederum bestä-
tigt die Skepsis der Bürger, denn
die EU kann vielfach nicht mehr
bieten als mühsame Kompromis-
se und komplexe Verfahren. 
(S. 87)

Dass die EU über eine bedeuten-
de Wirtschaftskraft verfügt und
ihr Anteil am weltweiten BIP bei
über 30 Prozent liegt, ist die eine,
dass sie allerdings als außenpoli-

tischer Akteur ihre selbst gesteck-
ten Ziele nicht erreicht, die ande-
re Seite der Medaille. Wie Stefan
Fröhlich in seinem Aufsatz schlüs-
sig herausarbeitet, liegt das in
erster Linie daran, dass die GASP
und die GSVP (Gemeinsame
Sicherheits- und Verteidigungs-
politik) weiterhin keine verge-
meinschafteten Politikfelder
sind. Ungeachtet dessen ist die
EU mit einem Anteil von ca. 
47 Prozent der weltweit geleis-
teten Hilfe der größte Entwick-
lungshelfer. Der hingegen nur
reaktive Charakter der GASP/
GSVP sei aber auf ein fundamen-
tales Grundproblem zurück-
zuführen: den politischen Willen.
(S. 101) Der Union fehle der poli-
tische Wille zum gemeinsamen
Handeln bzw. zum Konsens, um
in bestimmten Konfliktsituatio-
nen Führungs- und Gestaltungs-
kraft auszuüben. Dies sei aber
unvermeidlich, da die EU schon
aufgrund ihrer globalen Wirt-
schaftsstärke zwangsläufig ein
Zentrum des Handelns darstellen
müsse. (S. 110)

Mit den „Fehlentwicklungen der
Europäischen Integration“ setzt
sich abschließend der notorische
EU-Kritiker Karl Albrecht
Schachtschneider sehr intensiv
auseinander. Seine Kritik reicht
von der Feststellung, dass man
durch die EU die freiheitlichen
Werte eingebüßt habe, über die
Diagnose eines chronischen
Demokratiedefizits (Stimm-
gewichtung, Nicht-Existenz 
eines Unionsvolkes) bis hin zu
dem Vorwurf, dass der Rechts-
staat durch die Entwicklung der
EU in Frage gestellt werde. Der
Autor beklagt den Verlust der
bürgerschaftlichen Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialhoheit,
wobei er besonders hervorhebt,
dass nicht das Sozialprinzip, son-
dern das Marktprinzip zum Leit-
prinzip der Wirtschaftsverfassung



Dani Rodrik: Das Globalisierungsparadox. Die Demokratie und die Zukunft der Weltwirtschaft –
München 2011, C.H. Beck Verlag, 416 Seiten

Dani Rodrik ist Professor für
Internationale Politische Öko-
nomie an der renommierten
Harvard University in Boston und
ein beachteter Globalisierungs-
kritiker unter den Ökonomen.
Dabei lehnt er die Globalisierung
nicht prinzipiell ab, sondern kriti-
siert ihre Auswüchse. Anfang
1997 erschien sein Buch „Has
Globalization Gone Too Far?“
(auf Deutsch erschienen 2000 als
„Grenzen der Globalisierung“).
Es konzentrierte sich auf die Pro-
bleme, die der internationale
Warenhandel auf den Arbeits-
märkten der Welt und auf sozial-
politischem Terrain hervorruft,
die Krise, die sich damals auf 
den Finanzmärkten zusammen-
braute, fand jedoch keinerlei
Erwähnung. Beeinflusst von der
US-amerikanischen Subprime-
Krise von 2008 nimmt Rodrik in
dem nun vorliegenden Werk die
Gefahren der Globalisierung der
Finanzmärkte in den Blick. Dabei
vertritt er die Auffassung, dass
die bislang vorherrschende neo-
liberale Globalisierungslehre die
jüngsten Krisen mitverursacht
hat und fordert ein neues Szena-
rio ein, das die nächste Etappe
der Globalisierung verlässlich
gestalten kann. Dabei folgt seine
Argumentation zwei Grund-
gedanken: „Wer mehr und bes-
sere Märkte will, muss mehr 
(und bessere) staatliche Kontrolle
herbeiführen.“ (S. 19) „Es gibt
nicht nur eine Spielart des Kapi-

talismus. Wirtschaftlicher Wohl-
stand und Stabilität lassen sich
durch vielfältige Kombinationen
und institutionelle Arrangements
von Arbeitsmarkt, Finanzwesen,
Unternehmenskultur, Sozialpoli-
tik und anderen Faktoren herbei-
führen (...).“ (S. 20)

„Das Globalisierungsparadox“ ist
ein ökonomisches Sachbuch, das
sich jedoch vor allem an die inter-
essierte Öffentlichkeit richtet.
Den Lesern soll die Widersprüch-
lichkeit aufgezeigt werden, dass
vor allem westliche Demokratien
die Globalisierung vorantreiben,
obwohl ihre Folgen immer weni-
ger mit dem Verständnis von
demokratischer Wahlfreiheit und
nationaler Selbstbestimmung
vereinbar sind. Rodrik versucht
seine Leser davon zu überzeu-
gen, dass ein Wiedererstarken
nationaler Demokratien die
Weltwirtschaft auf ein sicheres
Fundament stellen würde. Er leis-
tet mit seinen kritischen Ausfüh-
rungen einen wichtigen Beitrag
zur politisch-ökonomischen Mei-
nungsbildung. „Das Globalisie-
rungsparadox“ ist zugleich eine
scharfe Auseinandersetzung mit
den Gegenargumenten der Glo-
balisierungsbefürworter und eine
Abrechnung mit der Schule der
neoliberalen Ökonomen. Volks-
wirtschaftliche Grundkenntnisse
sind für das Verständnis des
Buches von Vorteil, aber keine
Voraussetzung, da Fachtermini

anschaulich und auch anhand
von Beispielen erklärt werden.

Das Buch verbindet historische
Rückblicke mit harten ökonomi-
schen Fakten. Es gliedert sich in
drei große Themenbereiche: 
1. Wirtschaftshistorischer Blick
auf die Globalisierung und ihre
ökonomischen Modelle (17. Jhd.
bis heute), 2. Länderbeispiele,
Beziehungen zwischen Industrie-
staaten und Entwicklungsländern
sowie 3. Ein neues Szenario für
eine offene Weltwirtschaft.

Der erste Teil des Buches ist eine
Zeitreise durch die Wirtschafts-
geschichte. Dabei hegt der Autor
große Sympathien für das System
von Bretton Woods und den
gemäßigten Multilateralismus
der GATT-Runden. Die Jahrzehn-
te nach Bretton Woods waren
gekennzeichnet durch beispiel-
loses Wachstum des Welthandels-
volumens und der gesamten
Wirtschaft in den armen wie in
den reichen Ländern. Das GATT
vertrug sich mit nationalen Eigen-
interessen und gab der inländi-
schen Wirtschaftspolitik Vorrang.
Die ideologische Trendwende,
die um das Jahr 1980 stattfand,
ordnete das binnenwirtschaft-
liche Geschehen sowohl den
Erfordernissen des internationa-
len Handels als auch des Finanz-
wesens unter. Vorreiter und
Befürworter der neuen Philoso-
phie waren die politischen Ver-
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der EZ erkoren worden sei. Die
EU sei darüber hinaus ein demo-
kratiewidriger Bundes- und ein
friedensgefährdender Großstaat.
Nach dieser umfassenden Funda-
mentalkritik fordert der Autor
neue Verträge, gerade auch für
Deutschland, das seiner Auffas-

sung nach ohnehin aus der
gegenwärtigen Union ausschei-
den müsste, wenn es seiner Ver-
fassung treu wäre. Unabhängig
von der in Teilen durchaus
berechtigten Kritik Schacht-
schneiders stellt sich die Frage,
ob die Rekonstruktion eindeuti-

ger europäischer Nationalstaaten
für Europa und schließlich auch
global betrachtet einen huma-
nen und zivilisatorischen Fort-
schritt brächte. Das scheint mir
doch sehr zweifelhaft zu sein.

Zbigniew Wilkiewicz
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antwortlichen in den USA und
Großbritannien. Die Globalisie-
rung – so Rodrik – wurde zum
Selbstzweck und häufig zum Er-
satz für Entwicklungspolitik.

Im zweiten Teil stehen Beispiele
wirtschaftlicher Entwicklung und
Beziehungen zwischen Industrie-
staaten und Entwicklungsländern
im Mittelpunkt. Rodrik zeigt Bei-
spiele für eine erfolgreiche Indus-
trialisierung und Modernisierung
u. a. in den Ländern Japan, Süd-
korea, Taiwan, China, Mauritius
und Südafrika. Sie wählten unter-
schiedliche Mittel und Wege, um
ein bestimmtes Wachstums-
hemmnis zu beseitigen. Dabei
war ihnen gemein, dass sie sich
für mehr staatliche Kontrolle ent-
schieden, z. B. Zölle, Sonderwirt-
schaftszonen, Subventionen,
steuerliche Anreize u. v. m. In der
Entwicklungspolitik fordert
Rodrik Freiräume für unortho-
doxe Lösungen statt ein liberales
Checklisten-Prinzip. Die Liberali-
sierung des Außenhandels und
des internationalen Kapitalver-
kehrs sei genauso wenig für alle
die beste Lösung wie die undiffe-
renzierte Übernahme von Institu-
tionen.

Bevor der Autor im dritten Teil
seine Reformvorschläge für die
Zukunft der Weltwirtschaft ent-

nationalen Institutionen fest-
zulegen.

■ Nicht-demokratische Länder
können nicht auf dieselben
Rechte und Privilegien inner-
halb der internationalen Wirt-
schaftsordnung pochen wie
Demokratien.

Ob seine Grundsätze gegenüber
autoritär regierten Ländern, wie
z. B. China, durchsetzbar sind,
bleibt anzuzweifeln. Rodrik
greift zwar diese Kritik auf, 
aber bleibt in seinen konkreten
Lösungsansätzen vage. Seine
Handlungsvorschläge gegenüber
China muten in Teilen illusorisch
an. Beispielsweise wenn er rät,
nicht-demokratischen Ländern
Opt-Outs aus internationalen
Abkommen unter der Vorausset-
zung zu gewähren, dass sie ihre
Motive offen darlegen.

Rodriks Argumentation ist strin-
gent aufgebaut. Auch wenn
nicht jeder Rodriks Thesen folgen
wird, regt doch das vorliegende
Buch die Debatte über die Vor-
und Nachteile der Globalisierung
weiter an. Wenn sie in der brei-
ten Öffentlichkeit und nicht
allein in wirtschaftswissenschaft-
lichen Fachkreisen geführt wird,
hat Rodrik dazu beigetragen.

Navina Engelage

wirft, setzt er sich mit den Span-
nungen und Zielkonflikten zwi-
schen Demokratie, nationaler
Selbstbestimmung und Hyper-
globalisierung auseinander. Alle
drei Errungenschaften seien
nicht miteinander vereinbar. Er
fordert, Demokratie und natio-
nale Selbstbestimmung sollten
uns wichtiger sein als eine Hyper-
globalisierung. Sein Szenario
„Kapitalismus 3.0“ ist eine refor-
mierte Form des Kompromisses
von Bretton Woods und basiert
auf sieben Grundsätzen 
(S.305-318):

■ Märkte müssen fest in politi-
sche Ordnungssysteme ein-
gebettet sein.

■ Demokratische Regierungen
und politische Überzeugungs-
gemeinschaften organisieren
sich nach wie vor auf Natio-
nalstaatsebene.

■ Es gibt nicht den „einen Weg“
zum Wohlstand.

■ Länder haben das Recht, ihre
eigenen sozialen Strukturen,
Vereinbarungen, Regelwerke
und Institutionen zu verteidi-
gen. Länder haben nicht das
Recht, anderen ihre Institutio-
nen aufzuzwingen.

■ Sinn und Zweck internatio-
naler Wirtschaftsabkommen
muss es sein, Verkehrsregeln
für die Schnittstellen zwischen

Uwe Hochmuth/Michael Mangold (Hrsg.): Bildung ungleich Humankapital. Symposium über die
Ökonomisierung im Bildungswesen – München 2012, Wilhelm Fink Verlag, 124 Seiten

In Zeiten, in denen über „Rohstoff
Bildung“ und „Bildungsinvesti-
tionen“ gesprochen wird, in Zei-
ten, in denen gefordert wird, dass
auch non-formale Bildung mess-
bare Kompetenzentwicklung
nachzuweisen habe, wird die
zunehmende Forderung an die
Verwertbarkeit von Bildung spür-
bar. Als Bildungsakteur/-in damit
konfrontiert, dass Bildung sich

verstärkt an den Bedürfnissen
des Arbeitsmarktes orientiert/
zu orientieren hat, springt der
Titel der Publikation „Bildung ≠
Humankapital“ ins Auge, um 
der Frage nachzugehen, nach
welchen Kriterien wir Bildung
bewerten wollen.

In der schriftlichen Aufbereitung
des gleichnamigen Symposiums

vom November 2010 setzen sich
sechs Autor/-inn/-en unterschied-
licher Disziplinen mit der Ökono-
misierung des Bildungswesens
auseinander und werfen einen
kritischen Blick auf aktuelle Bil-
dungsreformen, insbesondere
die Bologna-Reform. Aus ver-
schiedenen Perspektiven betrach-
tet und unter ausgesuchten
Aspekten beleuchtet, versucht



die Publikation, einen Anstoß für
weitere Forschungen und Diskus-
sionen zu diesem Themenbereich
zu geben. 

Uwe Hochmuth (Hrsg.) beschreibt
anhand des Begriffs „Bildungs-
rendite“ die fatale Verknüpfung
zwischen den „Bedingungen der
Persönlichkeitsentwicklung und
dem quantifizierbaren Ertrag
einer Kapitalanlage“ und gibt
eine ideologiekritische Zustands-
beschreibung der zunehmenden
Anwendung ökonomischer Ver-
wertungslogik auf Bildung. Das
„ganze Bildungssystem werde
einem Effizienzdiktat unterwor-
fen, das nur noch die Frage
beantwortet, wie gegebene for-
malisierte und damit messbare
Ziele erreicht werden“ (S. 54).
Diese ökonomische Betrach-
tungsweise führe zu „problema-
tischen, affirmativ wirkenden
Finanzierungsmodellen, die von
Teilen der Wissenschaft in die
Politikberatung getragen und
von politischen Repräsentan_in-
nen aufgegriffen“ (S. 46), Grund-
lage für bildungspolitische Ent-
scheidungen werden.

Der zweite Mitherausgeber
Michael Mangold blickt auf die
Historie dieser Entwicklung und
stellt in seinem Beitrag einen
Zusammenhang zwischen dem
Bologna-Prozess und den Ver-
säumnissen beim Wiederaufbau
des Bildungswesens in der Nach-
kriegszeit her. Die damalige Ver-
nachlässigung „einer wissen-
schaftlich reflektierten, normativ
begründeten und öffentlich
geführten Auseinandersetzung
um die Zukunft der Bildung“
habe dazu geführt, dass der
„Aufbau der sozialen und demo-
kratischen Ordnung in Deutsch-
land nicht durch ein korrespon-
dierendes Bildungswesen
vervollständigt“ (S. 27) worden
sei. Der Mangel an einer grund-
legenden inhaltsstarken Bil-
dungsreform habe die Möglich-

keit eröffnet, dass zunehmend
wirtschaftliche Anforderungen
die Bildung bestimmten.

Den einleitenden Beiträgen fol-
gen im zweiten großen Themen-
block drei Aufsätze, die sich der
Außensteuerung der Hochschu-
len widmen. 

Frank-Olaf Radtke identifiziert
die zunehmend „außengeleitete“
Universität, die mittels Umbau-
maßnahmen der Bologna-Reform
erfolgt, und hinter der er die
Interessen der deutschen Wis-
senschaftspolitik vermutet. 
Die „Niederlage von 1968“ 
sei nun korrigiert worden und
die „politisch-ökonomische
Lenkung der Forschung“ in Rich-
tung einer Universität ermöglicht
worden, die effektiv und effi-
zient technisch verwertbares
Wissen mit verkürzten Studien-
zeiten vermittelt und deren
Qualifikationsprofile und
Forschungsprogramme an
Wirtschaftsprozessen angekop-
pelt sind (S. 62). Anhand dreier
Instrumente stellt er anschaulich
den Umbau von einem autono-
men Bildungsbetrieb in einen
Wirtschaftsbetrieb dar, der sich
strukturell als auch inhaltlich den
Marktgesetzen unterwerfen
müsse. Statt Kreativität und
Eigensinn werde nun Opportu-
nismus und Überanpassung
gefördert (S. 64 ff.), für ihn das
Ende der Humboldtschen Uni-
versität.

Während Micha Brumlik einen
geschichtlichen Überblick auf 
die Rollen von Universitäten und
deren Verhältnis zu Gesellschaft,
Politik und Wirtschaft in den
jeweiligen Zeitepochen anhand
von Schriften Luthers, Kants,
Schellings und Heideggers gibt
und damit die derzeitige Debatte
als weiteres Kapitel in einer jahr-
hundertalten Auseinanderset-
zung um Sinn und Zweck von
Universitäten ansieht, nimmt sich

Alexander Thumfart der Aufgabe
von Bildung in unserer gegen-
wärtigen postmodernen Gesell-
schaft an. 

Die Bologna-Reform sei ein völlig
falscher Ansatz, den wissen-
schaftspolitischen Prozess um die
Postmoderne zu organisieren.
„Bologna“ suggeriere gar, mit
dem Reform-Prozess die Wirren
der Postmoderne wieder gutzu-
machen und ein Wissenspaket als
Universalinstrument anzubieten,
um für alle Lebenslagen, jeden
Beruf und Wettbewerb gewapp-
net zu sein. In der Postmoderne,
in der die Wirklichkeit zu Deu-
tungen geworden und Normen
dekonstruiert werden, seien
Transdisziplinarität, Heterogeni-
sierung und kritische Urteilskraft,
mit der „wilde Querverbindun-
gen, Linienziehen über vermeint-
liche Grenzen hinweg“ möglich
werden, die notwendigen Cha-
rakteristika von Wissen(sinstitu-
tionen). „Bologna“ mit seinen
„Planvorgaben, Effizienzkrite-
rien, Berufsorientierungen und
Zielversprechen“ (S. 105) schaffe
hingegen diese Spielräume ab.

In dem letzten Beitrag stellt Hei-
ner Mühlmann ein interdiszipli-
näres Projekt vor, welches sich
durch das Zusammenfügen von
neurowissenschaftlichen, kultur-
wissenschaftlichen und mnemo-
technischen Ansätzen nachein-
ander entwickelte und zu
Ergebnissen führte, die mit 
einer rein auf Humankapital
reduzierten Bildung nicht hätten
erschlossen werden können. 

Zusammenfassend lässt sich
sagen, dass die Beiträge des
Buchs als „Gedankenanstöße“
mit interessanten Ansätzen zu
sehen sind, die sich jedoch stark
an der Hochschulbildung orien-
tieren. Die Gedanken lassen sich
zwar auf verschiedene andere
Bereiche der Bildung außerhalb
der Universität übertragen,
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jedoch wären weitere darauf
bezogene Beiträge eine spannen-
de Ergänzung. 

Hochmuth äußert die Sorge, dass
insbesondere Bildungskompo-
nenten, die sich der wirtschaft-
lichen Verwertungslogik entzie-
hen und im Sinne der Aufklärung
der individuellen und gesell-
schaftlichen Selbstentfaltung
dienen, um ihre Legitimation
bangen müssen. Akteure und
Akteurinnen der non-formalen
Bildung und Verfechter/-innen

einer Bildung, die sich der Eman-
zipation verpflichtet hat, sehen
sich vor die Aufgabe gestellt, 
sich – jede/-r Einzelne – zu der
vorherrschenden Ökonomisie-
rung der Bildung zu verhalten:
sich anzupassen und sich zumin-
dest als mittelbar nützlich zu
inszenieren (z. B. bei Fördermit-
telakquise) und/oder sich dem zu
verweigern und insbesondere in
der Bildungsarbeit den Verwer-
tungsgedanken kritisch zu
hinterfragen und zu themati-
sieren. Denn in dem Begriff

„Humankapital“ steckt ein wei-
terer kritischer Aspekt, indem
nicht nur der Wert der Bildung
sich an der ökonomischen Ver-
wertbarkeit orientiert, sondern
auch der Wert des Menschen sich
über seine Verwertbarkeit auf
dem Arbeitsmarkt definiert. Die
Publikation hat das Potential, als
ergänzende Einführung diese
Auseinandersetzung zu unter-
stützen.

Mari Nagaoka

Charlotte Jurk/Reimer Gronemeyer (Hrsg.): Bodenlos – vom Verschwinden des Verlässlichen –
Frankfurt/Main 2011, Brandes & Apsel Verlag, 288 Seiten

Bei dem Herausgeberband
„Bodenlos – vom Verschwinden
des Verlässlichen“ handelt es sich
um eine Sammlung von Gedan-
kengängen und Essays, die der
Autorin und Professorin für
Erziehungswissenschaften,
Marianne Gronemeyer, gewid-
met sind. Die einzelnen Autor/
-inn/-en beziehen sich – mal
enger, mal weiter gefasst – auf
den Text „Verlust von Welt und
Fleisch“, den der Theologe, Phi-
losoph und Autor Ivan Illich
bereits 1992 verfasst hat, und 
der in der Sammlung als erstes 
zu finden ist.

Mit diesem ersten Text ist zwar
nicht der Stil des gesamten Ban-
des, wohl aber der Ton gesetzt.
Alle folgenden Texte schließen
sich im Wesentlichen der hier
postulierten Fortschrittskritik an,
die besagt, dass dem Menschen
in der Gegenwart etwas Wesent-
liches verloren gegangen ist.
Etwas, das auf 283 Seiten nicht
definiert oder wenigstens strin-
gent beschrieben, sondern viel-
mehr als bekannt vorausgesetzt
wird und bei Illich mit dem
„Welthaften an der Welt“
bezeichnet wird. 

Der ominöse Verlust hat irgend-
wie, so die Überzeugung der
Autoren, etwas damit zu tun,
dass wir weniger mit den Händen
arbeiten, zu selten den Boden
berühren, zu wenig barfuß lau-
fen, den Mythos vergessen
haben, zu viel reisen, zu oft den
Ort wechseln, zu viele Informa-
tionen aufnehmen, zu wenig
Feuer machen, zu bürokratisch
denken, zu gut organisiert sind
und natürlich insgesamt zu kon-
sumorientiert und kapitalistisch
denken.

Nun sind die einzelnen Essays
natürlich nur bedingt über einen
Kamm zu scheren. Dennoch
gelingt es überraschend leicht,
Gemeinsamkeiten herauszu-
arbeiten, die für fast alle Bei-
träge zutreffen: Erstens erfreuen
sich fast alle Autoren an einer
mit Doppeldeutigkeiten und
Wortspielen angereicherten,
poetischen Sprache. Lange Zitate,
eingeschobene Gedichte, maleri-
sche Überschriften prägen vor
allem den Stil von Charlotte Jurk,
Bernhard Heindl, Jörg Neuper
und Urich Hubel. Meines Erach-
tens fördert es den Verständnis-
prozess nur selten, wenn ein

komplexer Sachverhalt eines
breit gefassten Themas anstatt
mit klaren Positionen mit Schreib-
ästhetik ausgekleidet wird.

Zweitens äußern nicht wenige
der Autoren ihre Kritik an der
Gegenwart mehr oder weniger
offensichtlich von der Warte
einer naiven Vorstellung von
Vormoderne. Am plakativsten 
ist dies in Monika Kunz’ Abhand-
lung „Sonnenenergie und Herd-
feuer“ zu sehen. Seitenlang
doziert die Autorin über die Vor-
züge eines aus echtem Holz ent-
fachten, heimischen, bestenfalls
offenen Feuers, ohne den Neben-
effekten wie Rauchentwicklung,
Verletzungsgefahr oder Effekti-
vität eines solchen Feuers Beach-
tung zu schenken. Das schöne
und gemütliche Feuer wird übri-
gens nicht den Gefahren von
Atomstrom und Kohle gegen-
übergestellt, sondern erstaunli-
cherweise dem Desertec-Projekt,
das das Ziel verfolgt, die Sonnen-
energie der Wüstenregionen
nutzbar zu machen. 

Drittens kranken die meisten der
Beiträge an unerklärten Prämis-
sen und an holprig oder gar nicht



hergeleiteten Thesen. Natürlich
ist es legitim, aus einer persön-
lichen Sicht zu schreiben, so wie
Sigmar Groeneveld es in seinem
Essay „Verkehrte Welt oder offe-
ne Erde“ tut, doch eine gravie-
rende Einschätzung wie die fol-
gende erklärt sich nicht von
selbst: „Gegen ,das Leben‘ ge-
richtete Techniken (,Antibiotika‘)
sollten uns Lebenden als boden-
lose Anmaßung verwehrt sein.“ 

Viertens kommt die Betrachtung
des echten Bodens leider sehr
kurz. Dem Leser machen Titel
und Klappentext Hoffnung auf
Erkenntnisgewinn zu jenem

Boden, der in seiner ganz hand-
festen Bedeutung für das Über-
leben von Bauern und jenen, die
von ihnen versorgt werden, auf
der ganzen Welt im Wandel
begriffen ist. Stattdessen wieder-
holen sich Lamentos über die
schwindende mystische Bedeu-
tung des Bodens für esoterische
Westmenschen. Ein Zusammen-
hang zwischen diesen zwei For-
men der Bodenlosigkeit wird
zwar angedeutet – erläutert und
unterfüttert wird er nicht. 

Besonders schade ist es fünftens
und abschließend um all jene
Entwicklungen, die in dem Band

gar nicht aufgegriffen werden.
Vom Containern bis zum Guerilla
Gardening, von Bio-Lebensmit-
teln zu Fair-Trade-Kleidung –
klar, noch immer sind es Minder-
heiten, die zumindest partiell
nach mehr Bodenhaftung im
Sinne der Autoren streben, doch
die gesellschaftliche Bewegung
ist spürbar. Die wichtige und
spannende Frage, wie diese Ent-
wicklung gefördert und gestärkt
werden kann, hätte mich weit
mehr interessiert. 

Kirsten Dallmann
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Ulrich Dickmann/Christoph Weishaupt/Helge Wulsdorf: Der Generationenvertrag auf dem Prüf-
stand. Ein Planspiel – Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2010 (= Politik unterrichten), 94 Seiten

Wer sich die Frage stellt, ob der
„(...) von Vielen immer noch als
selbstverständlich vorausgesetzte
Generationenvertrag nicht längst
brüchig und zum Spielball politi-
scher Machtinteressen geworden
ist (...)“ (Dickmann, Weishaupt,
Wulsdorf, 2012) ist mit diesem
Planspiel gut beraten. Das Plan-
spiel leitet mittels des gesell-
schaftlichen Krisenszenarios des
Generationenkonflikts einerseits
durch Hintergrundinformationen
und Impulse sowohl Alt als auch
Jung dazu an, ihre jeweils eige-
nen Interessen und Forderungen
an die Zukunft zu konkretisieren
und andererseits in den Dialog zu
treten und so gemeinsam Eck-
punkte für einen zukunftsfähi-
gen Generationenvertrag zu
erarbeiten.

Dabei baut sich das Planspiel in
vier große Abschnitte auf. Im
ersten Abschnitt wurde eine
Dreiteilung vorgenommen, die
sich im ersten Unterabschnitt mit
dem Inhalt des Generationenver-
trages befasst, im zweiten Unter-
abschnitt die Methode des Plan-

spiels vorstellt und im dritten
Unterabschnitt konkret vorgibt,
für welche Zielgruppen sich wel-
che Form des Planspiels eignet.
Der zweite Abschnitt stellt das
grundsätzliche Planspiel „Der
Generationenvertrag auf dem
Prüfstand“ vor. Hierbei werden
sowohl die Techniken des Plan-
spiels, die Phasen und ihre Zeit-
abläufe, das Drehbuch und Pres-
semitteilungen als auch die
Personenkarten für die drei
involvierten Generationen zur
Verfügung gestellt. Der dritte
Abschnitt veröffentlicht Doku-
mentationen bisheriger Plan-
spielergebnisse aus schulischen
und universitären Durchgängen,
worauf sich auch das Siegel „er-
probt und getestet“ auf dem
Planspiel-Cover bezieht. Der vier-
te und letzte Abschnitt beinhal-
tet ausgewählte Literatur und
Internetadressen als auch weiter-
führende Materialien.

Mit dem Planspiel gelingt es, pro-
grammatische, generationen-
übergreifende Lösungsstrategien
für die Zukunftsfähigkeit unserer

Gesellschaft eigenständig zu ent-
wickeln. Auch wenn die Wissen-
schaft das Generationenthema
bereits in den vergangenen Jah-
ren aus verschiedensten Perspek-
tiven erschlossen hat, fehlte es
seit Langem sowohl an metho-
disch aufgearbeiteten Materia-
lien als auch an einem geeigne-
ten Instrument, um insbesondere
jungen Menschen einen prakti-
schen Zugang zu dieser Thematik
zu eröffnen. Die Konzeption des
vorliegenden Planspiels verinner-
licht sowohl das theoretische
Fundament des Themas Genera-
tionenvertrag zu Wissenserwerb
und -vertiefung als auch die
Möglichkeit des praktischen
Aktionismus. Die Teilnehmenden
am Planspiel werden aktiv in die
Eigendynamiken prozesshafter
Politikgestaltung eingebunden,
bekommen dabei hautnah das
Konfliktpotential mit und sind
zugleich aufgefordert, Lösungen
zu entwickeln, die von möglichst
vielen Menschen getragen wer-
den (können). Dieses Planspiel
zeigt auf, wie schwierig es für
politische Mandatsträgerinnen
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und -träger ist, tragfähige Mehr-
heiten für zukunftsweisende Vor-
haben zu beschaffen. Des Weite-
ren kann den Teilnehmenden
schnell vor Augen geführt wer-
den, dass sie sich eventuell bisher
mit den zukunftsrelevanten The-
men zu wenig auseinanderge-
setzt haben und sie dadurch
gegebenenfalls noch zu keinem
persönlich reflektierten Urteil
gekommen sind, da in Schule und
Hochschule vielerorts nicht der
benötigte Raum hierfür zur Ver-

fügung steht. Das Planspiel rich-
tet sich an alle (Lehr- und Lern-)
Bereiche, in denen Menschen sich
aktiv für die zukunftsfähige
Gestaltung unserer Gesellschaft
einsetzen, und ist damit sowohl
für in Ausbildung befindliche
Menschen als auch in der politi-
schen Jugend-und Erwachsenen-
bildung einsetzbar. Dabei ist das
Planspiel nicht als Konkurrenz zu
fachwissenschaftlichen Publika-
tionen zu verstehen, sondern
dient vielmehr als Werkbuch, 

mit dem sich ähnlich wie in einer
Zukunftswerkstatt „Beiträge zu
einer dauerhaft gelingenden
Gesellschaftsgestaltung praktisch
erarbeiten und gemeinschaftlich
diskutieren lassen“ (ebd.). Zudem
ist das Planspiel durch die unter-
schiedlichen Kompetenzprofile
und methodischen wie inhalt-
lichen Erfahrungen der drei
Autoren eine interessante und
anregende Publikation.

Sandra Trede

Freerk Huisken: Der demokratische Schoß ist fruchtbar… Das Elend der Kritik am (Neo-)Faschis-
mus – Hamburg, VSA 2012, 232 Seiten

det. Diese Feststellung wird heu-
te auch von empirischen Studien
untermauert, wenn sie als Träger
rassistischer oder ausländerfeind-
licher Tendenzen die „gesell-
schaftliche Mitte“ und nicht eine
Randgruppe „ewig Gestriger“
ausmachen – nachzulesen etwa
in Wilhelm Heitmeyers Forschungs-
projekt zur „Gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit“, das
2012 mit dem zehnten Jahr-
buch „Deutsche Zustände“ 
zum Abschluss kam.

Huisken besteht allerdings auf
einer entscheidenden Differenz
zu gängigen antifaschistischen
Bemühungen: Er wendet sich
gegen das Vorhaben, vom Boden
eines demokratisch geläuterten
Nationalismus aus, der dann
anders, nämlich Patriotismus
oder Nationalgefühl, heißt,
einem aggressiven, übersteiger-
ten Nationalismus des rechten
Randes entgegenzutreten. Der
Verwurzelung des Neofaschismus
im nationalstaatlichen Zugriff
aufs jeweilige Volk ist der Haupt-
teil des Buches gewidmet (Kapi-
tel 1, 2, 4, 8 und 9), wobei es sich
auch ausführlich mit den moder-
nen Formen des Herrschaftspro-
gramms „Faschismus“ (Kapitel 3,

Bildung 2/01), der bereits in den
90er Jahren einige Studien zum
unkritischen Geist der NS-Ver-
gangenheitsbewältigung und
der einschlägigen Präventions-
maßnahmen veröffentlicht hatte.

Huisken, mittlerweile emeritier-
ter Pädagogik-Professor an der
Universität Bremen, hat nun –
nicht zuletzt durch den Verfas-
sungsschutz-Skandal und die Ent-
deckung des „braunen Terrors“
vom Jahresende 2011 bestärkt –
seine Kritik an der Entpolitisie-
rung des Kampfes gegen rechts,
an der Bevorzugung ausgrenzen-
der oder repressiver Maßnahmen
und am Ausweichen vor der ei-
gentlichen politischen Kontrover-
se in einer zusammenfassenden
Schrift publiziert. Sie variiert im
Titel Brechts berühmte Warnung
aus dem „Arturo Ui“ (alias Adolf
Hitler), der „Schoß“ sei „frucht-
bar noch, aus dem dies kroch“,
wobei Brechts „noch“ bewusst
weggelassen wurde: Im demo-
kratisch verfassten Nationalstaat
selbst und nicht in einem noch
unvollständig bewältigten Relikt
aus dem Vorgängerregime liegt,
so Huisken, das Bedürfnis nach
einer radikalisierten nationalisti-
schen Herrschaftsform begrün-

Seit der „Rechtsextremismuskam-
pagne“ und dem „Aufstand der
Anständigen“ unter Rot-Grün
hat der Kampf gegen rechts eini-
ges an Veränderungen erlebt –
zuletzt unter Schwarz-Gelb die
Umstellung auf die „Extremis-
musbekämpfungsprogramme“,
die in Fachöffentlichkeit und
Politik zu Kontroversen geführt
hat. Als vor zwölf Jahren der
nationalistische und rassistische
Aufschwung seit der Wiederver-
einigung endlich ernst genom-
men wurde, wies auch die außer-
schulische politische Bildung auf
bisherige Defizite hin. So gab der
Vorstand des Arbeitskreises deut-
scher Bildungsstätten Ende 2000
eine „Stellungnahme zur Ausein-
andersetzung mit dem Rechts-
extremismus in Deutschland“ ab,
in der er u. a. kritisierte: „Eine
Sozialpädagogisierung des Pro-
blems, eine Pädagogik des Ver-
stehens um jeden Preis, die
Eigenverantwortlichkeit weit-
gehend ausklammert, ist hier
fehl am Platz.“ Benno Hafeneger
bemängelte in Kursiv (3/00) die
„Politikvermeidung“, die in die-
sem Zusammenhang anzutreffen
sei. In der fachlichen Debatte
meldet sich auch Freerk Huisken
zu Wort (so in Praxis Politische



5 und 6) auseinandersetzt, die
gerade in „Antifa“-Kreisen für
Irritationen sorgen (vgl. Kapi-
tel 7). Dass Neonazis heute mit
Antikapitalismus und Globali-
sierungskritik aufwarten, führt
Huisken auf die zeitgemäße Fas-
sung dieses Programms zurück
und nicht auf eine Verstellung
der Aktivisten, die mit ihren
eigentlichen Absichten hinterm
Berg hielten. Für die Praktiker
der politischen Bildung dürfte
vor allem das 10. Kapitel von

Interesse sein. Unter dem Titel
„Wie man nationalistische und
(neo-)faschistische Urteile und
Parolen kritisieren sollte und wie
besser nicht“ befasst es sich mit
Konzepten und Anleitungen, die
in der Bildungsarbeit gerade als
Reaktion auf die „Sozialpädago-
gisierung“ entstanden sind. Von
der zentralen Stammtischparole
„Die Ausländer nehmen den
Deutschen die Arbeitsplätze
weg“ bis zur Holocaustleugnung
werden acht Argumentations-

muster ausführlich besprochen.
Dabei wird Wert darauf gelegt,
dass man sich die Logik solcher
Parolen klar macht und daraus
eine Kritik entwickelt, damit man
sich nicht auf das Terrain der kri-
tisierten Positionen begibt und
sich mit Beschwichtigungen und
Beschönigungen für deren natio-
nalistische Sorge vereinnahmen
lässt.

Johannes Schillo
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Gideon Botsch/Christoph Kopke: Die NPD und ihr Milieu – Ulm 2009, Verlag Klemm & Oelschlä-
ger, 120 Seiten

Diskussionen um das Thema
„Neonazismus“ in der Bundes-
republik münden regelmäßig in
die Forderung nach einem Ver-
bot der NPD. Die Ziele dieser Par-
tei, so die Argumentation, seien
mit denen des Grundgesetzes
nicht vereinbar. Doch was genau
damit gemeint sein könnte,
bleibt meist offen.

Gideon Botsch und Christoph
Kopke widmen sich in ihrer
Veröffentlichung differenziert
unterschiedlichsten Aspekten 
aus der Geschichte und der
Gegenwart der NPD und verdeut-
lichen auf diese Weise, in welcher
Hinsicht politische Positionen
und konkretes Handeln dieser
Partei einem pluralistischen
Gesellschaftsentwurf entgegen-
stehen. Der dünne Band gliedert
sich in insgesamt zwölf eigen-
ständige Beiträge, die die Verfas-
ser größtenteils schon an anderer
Stelle veröffentlicht hatten. Dar-
in werden unter anderem die
Rolle der Partei als „nationale
Bewegung“ diskutiert, ihr Ver-
hältnis zur Demokratie bestimmt,
ihr „sozialer“ Anspruch entlarvt

oder das Thema „NPD und Kom-
munalpolitik“ untersucht.

Vorgeschaltet sind zwei theo-
retische Beiträge zum Thema
„Rechtsextremismus“ und „extre-
me Rechte“, die anschaulich ver-
deutlichen, dass klassische
„Rechts-Mitte-Links“-Schemata
nicht ausreichend gut dazu
geeignet sind, das demokratie-
gefährdende Potenzial der NPD
verstehbar zu machen. Die Auto-
ren favorisieren dagegen einen
lebensweltlichen Ansatz, der zum
Beispiel berücksichtigt, dass die
Partei mit ihrer Präsenz etwa im
kommunalen Zusammenhang
gezielt die politischen – und zivil-
gesellschaftlichen – Leerstellen
ausfüllt.

Eine der zentralen Thesen lautet,
dass gerade die programmatische
Schwäche der Partei eine politi-
sche Stärke bedeute. Durch die
vorsätzliche Weigerung, sich
inhaltlich festzulegen und ideo-
logische Widersprüche auszu-
räumen, verhindere sie gezielt
das Abgleiten ins Sektierertum
(S. 32). Ideologische Kampf-

begriffe wie „Nation“, „Volk“
oder „nationaler Sozialismus“
bleiben weitgehend offen inter-
pretierbar und können so ein ver-
gleichsweise breites politisches
Spektrum ansprechen.

Eine zentrale Frage ist, ob und in
welcher Hinsicht die NPD als par-
teipolitisches „Flaggschiff“ der
extremen Rechten anzusehen ist.
Finanzprobleme, Strafprozesse,
Auseinandersetzungen mit den
„Freien Kameradschaften“ sowie
eine dünne Personaldecke spre-
chen eher für eine Krisensitua-
tion (S. 101 f.). Die Autoren
bezweifeln jedoch ein Unter-
gehen der NPD. Ihr Argument 
ist ein historisches: Von Beginn
an begriff sich die Partei eher 
als Sammlungsbewegung der
„nationalen Opposition“ denn
als Versuch, einer bestimmten
Strömung die Vorherrschaft zu
sichern. Die NPD versuche, eine
hegemoniale Rolle zu erlangen,
ohne den Akteuren an der Basis
ihre Selbstständigkeit zu nehmen
(S. 106 ff.). Auf diese Weise wird
gerade das, was Demokratinnen
und Demokraten für eine Schwä-
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che halten, nämlich Offenheit,
Unbestimmtheit und intellektu-
elle Anspruchslosigkeit, zu einer
Voraussetzung des Erfolgs 

(S. 108). Und genau hier liegt die
Schwierigkeit: Das alles lässt sich
nicht verbieten, sondern bedarf
einer gesellschaftlich breit ange-

legten politischen Auseinander-
setzung. 

Karsten Wilke

Györgi Dalos: Der Vorhang geht auf. Das Ende der Diktaturen in Osteuropa - München 2010,
Verlag C. H. Beck, 272 Seiten

Dieses Buch, das nunmehr in drit-
ter Auflage als Taschenbuch in
der „Beck‘schen Reihe“ erscheint,
ist ein zuverlässiger Wegweiser
durch die komplexe Landschaft
Mittel- und Osteuropas, die
durch die epochalen Ereignisse
des Jahres 1989 – also vor über
zwanzig Jahren – mächtig auf-
gewühlt und durcheinander
gewirbelt wurde. Der seit einigen
Jahren in Berlin lebende Schrift-
steller Györgi Dalos berichtet aus
der Perspektive eines mitfühlen-
den, aber distanzierten Beobach-
ters über das Ende der Diktatu-
ren in Osteuropa, das sich in den
hier präsentierten Ländern und
Gesellschaften in der Tat sehr
unterschiedlich vollzog. Der 
Band verfügt über ein schmales
Quellenverzeichnis, informative
Zeittafeln und ein leider etwas
unvollständiges Personenregister.
Unangenehm fällt auch auf, dass
die im Original in polnischer
Schreibung zitierten Orts- und
Personennamen fast durchgän-
gig fehlerhaft, mit falsch gesetz-
ten diakritischen Zeichen verse-
hen wurden oder diese ganz
fehlen. Hier hätte sorgfältiger
lektoriert werden müssen.

Ansonsten gibt es an diesem
spannenden und aus einer
humorvollen, zuweilen ironi-
schen Erzählperspektive verfass-
ten Buch nur wenig auszuset-
zen. Darstellung, Interpretation
und Anekdote halten sich die
Waage, und so kommen sowohl

Experten als auch Laien auf ihre
Kosten. 

Im ersten Kapitel, das dem Unter-
gang der UdSSR gewidmet ist,
beschreibt der Autor detailliert
und etwas spöttisch Verfall und
Niedergang des Sowjetsystems
samt seiner nicht mehr geschäfts-
fähigen Eliten. Dabei wird auch
die Rolle des besonders im Wes-
ten geachteten und beliebten
Reformers Gorbatschow durch-
aus kritisch beleuchtet. Es wird
unter anderem herausgearbeitet,
dass die Verbündeten in den von
Gorbatschow initiierten Reformen
in erster Linie die einzigartige
Chance erblickten, die Diktatur
im eigenen Land loszuwerden. 

Das zweite Kapitel, das den
treffenden Titel „Die Tafelrunde
der Erbfeinde“ trägt, ist dem
gegenüber dem real existieren-
den Sozialismus notorisch reni-
tenten Polen gewidmet. Im Fokus
der Schilderung steht die Ent-
wicklung der organisierten
Opposition bis hin zur Massen-
bewegung „Solidarność“ sowie
die sich bereits im Vorfeld der Bil-
dung des „Runden Tisches“ ein-
stellenden, zum Teil sehr tief rei-
chenden Differenzen zwischen
den einzelnen Gewerkschafts-
flügeln. Dalos schildert zutref-
fend, wie die einst sozialistische
Orientierung der Gewerkschaft
bereits vor und erst recht nach
der Wende des Jahres 1989 voll-
ends unter die Räder kam. Die

abschließende Einschätzung des
Autors, dass die Eliten in Polen
wohl kaum an den hohen Preis
dachten, den gerade die Ärmsten
nach der Wende zahlen mussten,
ist nach den leidvollen Erfahrun-
gen der transformationsgebeu-
telten Menschen in Polen und in
anderen ehemaligen Ostblock-
staaten m. E. sehr zutreffend. 

Für sein Heimatland Ungarn cha-
rakterisiert Dalos die Wende zu
Kapitalismus und Demokratie in
ironischer Manier als „gemüt-
lichen Weltuntergang“. Dabei
hebt der Autor auf die sich nach
den traumatischen Erfahrungen
des Jahres 1956 herausbildenden
Elemente des ungarischen
Gulasch-Kommunismus ab, zu
dessen Personifizierung der
sowjettreue Unterdrücker des
Volksaufstands von 1956, Janos
Kádár, wurde. Die frühe West-
orientierung des Landes sowie
die liberalen Ansätze im Ungarn
der ausgehenden 1980er Jahre –
mit der vorsichtigen Privatisie-
rung staatlicher Betriebe (1987)
und der Einführung des Weltpas-
ses (1988) –  wodurch Reisefrei-
heit gewährt wurde, vermochten
das wie auch immer definierte
liberal-sozialistische System nicht
am Leben zu erhalten. Auch in
Ungarn kam es zwischen den
zahlreichen Gruppen der Men-
schenrechtler und den (schwa-
chen) Machthabern zu Rundtisch-
gesprächen, allerdings ohne
Beteiligung der Kirche, wie das 



in Polen der Fall war. Im Unter-
schied zu Polen – so Dalos – habe
man in Ungarn nicht mit „einem
zeitnahen Kriegszustand im
Hintergrund, sondern aus der
zynisch-gemütlichen Atmosphäre
der späten Ära Kádár heraus“
verhandelt. 

In einem weiteren, ausführlichen
Kapitel beschreibt Dalos die
Sonderstellung der DDR, die es
als sozialistischer „Musterstaat“
mit einem übermächtigen kapita-
listischen und gegnerischen deut-
schen Bruderstaat zu tun hatte.
Man stand im ideologischen
Wettstreit, konnte aber aufgrund
enormer wirtschaftlicher Proble-
me, die zum Volksaufstand vom
17. Juni 1953 führten, und wegen
der sich verändernden Rahmen-
bedingungen der von der
Bundesrepublik eingeleiteten
Ostpolitik aber auch auf wirt-
schaftliche Unterstützung seitens
der kapitalistischen Brüder zäh-
len. Gleichzeitig wurde die DDR
nach einem enormen Aderlass an
Menschen ab 1961 hermetisch
abgeschottet und die Zonengren-
ze samt Mauer zum Symbol eines
unmenschlichen, zutiefst verunsi-
cherten Systems, das – ähnlich
wie die übrigen Staaten des
Ostblocks – die elementarsten
Grundrechte ihrer Bürger mit
Füßen trat. Bedroht sah sich das
Regime nicht nur von außen, son-
dern auch im Innern durch die
steigende Zahl von Dissidenten
sowie die im Laufe der Jahre ent-
stehenden Oppositionsgruppen,
die durch ein Heer von Stasimit-
arbeitern und Spitzeln über-
wacht und verfolgt wurden.
Dabei suchte die demokratische
Opposition der DDR durchaus
nach einem dritten Weg zwischen
Sozialismus und Kapitalismus und
unterstützte eine gesamtgesell-
schaftliche Transformation, die
durchaus auch die BRD verän-
dern sollte. Angesichts des Bei-
tritts des Landes zur BRD waren

diese Träume allerdings bald ver-
flogen.

Dem Umbruch in Bulgarien attes-
tiert der Autor, dass es sich dabei
um einen echten Kollaps und
demgemäß lediglich um eine
imitierte Revolution gehandelt
habe. Lange Passagen sind dem
Diktator Todor Schiwkow gewid-
met, der für Dalos nur zur zwei-
ten Riege bulgarischer Kommuni-
sten gehörte. Hervorgehoben
wird auch die große Nähe zur
und die Rohstoffabhängigkeit
von der UdSSR, die den Aufbau
einer monströsen, umweltver-
nichtenden Großindustrie initi-
ierte und mitfinanzierte. Dalos
erwähnt auch den gefürchteten
Geheimdienst, der die Gesell-
schaft erfolgreich einschüchterte
und dessen Verwicklung in das
Papst-Attentat auf Johannes 
Paul II nie ganz aufgeklärt wur-
de. Mit der durch die UdSSR
abgesegneten Wende und der
nur sehr allmählich einsetzenden
Demokratisierung des Landes
kam es allerdings zu einer tief-
reichenden Wirtschaftskrise, an
der das Land noch lange zu labo-
rieren hatte. Grundlegende
strukturelle Veränderungen
erfolgten spät, so dass sich der
EU-Beitritt des Landes entspre-
chend verzögerte.

Die Systemwende in der C̆SSR
apostrophiert Dalos als „Revolte
mit Samthandschuhen“, zumal
das Land zu den wirtschaftlich
erfolgreichen und sozial ausge-
glichenen sozialistischen Staaten
zählte. Die kommunistischen
Befriedungsversuche nach der
Katastrophe von1968 bestanden
darin, die Grundbedürfnisse
halbwegs zu befriedigen und
eine die Arbeitskräfte schonen-
de, niedrige Arbeitsproduktivität
zu garantieren. Die Bürgerbewe-
gung Charta 77 besaß in der
Gesellschaft allerdings nur eine
schmale Basis, die Menschen blie-

ben passiv. Das Angebot der
Opposition an die Gesellschaft
war zu schwach. Als es aber am
21. August 1989 aus Anlass des
21. Jahrestages des Einmarsches
der Warschauer Pakt-Truppen zu
einer großen Protestkundgebung
auf dem Wenzelsplatz kam, wur-
de sie von den Machthabern bru-
tal aufgelöst. Der für diese Vor-
gänge häufig verwendete Begriff
Revolution bleibe – so Dalos –
weiterhin diskutabel, zumal die
erneute Wahl Dubc̆eks (zum Par-
lamentspräsidenten) und des
Dissidenten Václáv Havel (zum
Staatspräsidenten) mit den Stim-
men zahlreicher Kommunisten
erfolgte. 

Die Wende in Rumänien charak-
terisiert Dalos als „Revolution 
bei Grabeskälte“. Der Autor
beschreibt mit feiner Ironie den
grotesken Realitätsverlust des
Diktators Ceaus̨escu, der noch
kurz vor seinem Sturz eine Aus-
landsreise in den Iran antrat 
und in einem Interview mit den
Errungenschaften der rumäni-
schen Industrie und Wirtschaft
prahlte. Tatsächlich war Rumä-
nien das einzige sozialistische
Land, das durch einen wahnwit-
zigen Sparkurs, der zu einer
regelrechten Verelendung brei-
ter Bevölkerungsteile führte, sei-
ne Westschulden fast vollständig
tilgte. Geschildert wird die
Sonderstellung des Landes im
Hinblick auf seine relativ selbst-
ständige, zuweilen eigensinnige
Außenpolitik, die zu erheblichen
Spannungen mit der UdSSR führ-
te, vom Westen aber entspre-
chend goutiert wurde. Die Bruta-
lität des Diktators, mit der die
spät ausbrechenden Proteste der
Bevölkerung niedergeschlagen
wurden, nahm das blutige Ende
Ceaus̨escus quasi voraus. Aller-
dings stellten der alles andere als
rechtsstaatlich gegen ihn durch-
geführte Prozess sowie seine Exe-
kution eine düstere Farce dar
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Nicole Justen: Erwachsenenbildung in biographischer Perspektive. Lebensgeschichten – Bil-
dungsmotive – Lernprozesse - Opladen 2011, Verlag Barbara Budrich, 459 Seiten

Biographische Motive spielen in
der Bildungsarbeit mit selbst-
bewussten Teilnehmenden aner-
kanntermaßen eine wachsende
Rolle, aber auch wer Lernprozes-
se mit sog. Bildungsfernen zu
organisieren trachtet, tut gut
daran, sich über die Grundfragen
biographischer Selbstverortung
und die lebensgeschichtliche Pas-
sung von Lernprozessen zu orien-
tieren. Angesichts der methodi-
schen Probleme einer solchen
Forschung gibt es nicht gerade
eine Überfülle an empirischen
Beiträgen hierzu – die Arbeit 
von Nicole Justen gibt wichtige
Orientierung in diesem Feld.

Entgegen dem etwas irrefüh-
rend-allgemeinen Titel des Bands
geht es hier ausschließlich um
biographische Selbstthematisie-
rungen in der Erwachsenenbil-
dung, also um die Motive und
Auswirkungen der Teilnahme an
biographisch ausgerichteten
Kursangeboten, das Lernen aus
der eigenen Biographie also. 
Einleitend wird der Kontext der
Debatten um biographisches Ler-
nen und Bildungsberatung refe-
riert. Dass auch Normalbürger/
-innen und „kleine Leute“ über
Biographien verfügen, ist ja eine
neuere Einsicht, und die profes-
sionelle Diskussion um einen ver-
antwortungsbewussten und
reflektierten Umgang damit
reicht lediglich bis in die 1980er

Jahre zurück. In der Angebots-
praxis scheint der Zuwachs ent-
sprechender Bildungsveranstal-
tungen noch anzuhalten, wie die
Autorin am Beispiel der Volks-
hochschulen konstatiert.

Das Setting der Studie – einer
Essener Dissertation – sei nur kurz
umrissen: Wir erfahren, wie ein
Sample von 14 Interviewpartne-
rinnen aus Schreibwerkstätten an
nordrhein-westfälischen VHS
zustande kam. Einer biographi-
schen Rekonstruktion anhand
ihrer Erzählungen folgen deren
Vergleich und eine Typologisie-
rung; der (oft durchaus konflikt-
trächtigen) Rückvermittlung
ihrer Rekonstruktionen an die
Befragten hat sich die Autorin
ebenfalls ausgesetzt. Wie ange-
sichts der ausgewählten Gruppe –
in der Regel mehrjährigen Teil-
nehmerinnen der betreffenden
Kurse – naheliegend, kommt in
Justens Analyse eine Doppel-
geschichte zum Vorschein: die
der lebensgeschichtlichen Erin-
nerungen der befragten Frauen
und die einer Einschätzung des in
und mit den Werkstätten erfah-
renen Reflexionsprozesses.

Die ermittelten „Typen“ der
biographischen Selbstreflexion
werden eingehend präsentiert:
Jede Vorstellung eines Typus ist
auf eine sehr ausführliche Fall-
skizze gegründet und wird von

weiteren Kurzporträts gestützt.
Diese können hier nicht in ihrer
Komplexität wiedergegeben,
sondern lediglich anhand ihrer
Titel aufgezählt werden. Justen
unterscheidet sechs Typen – das
biographische Schreiben als ent-
lastende und Zusammenhang
bildende Selbstaufklärung, als
Versuch der Ich-Stärkung, als
Befriedigung lebensbegleitender
Lernbedürfnisse im Alter, als Aus-
einandersetzung mit Dissonan-
zen zwischen individueller und
kollektiver Erfahrung, als Ver-
such, die biographischen Prägun-
gen durch Zeitgeschichte zu
begreifen sowie als versuchte
Tradierung der eigenen Lebens-
und Familiengeschichte. (Die
Autorin sieht in dieser Reihung
eine Skala von der „Innenorien-
tierung“ zu immer stärkerer
Außenorientierung, vom Identi-
tätslernen zu Tradierungsimpul-
sen, was nicht in allen Details
überzeugt.)

Unmittelbar ersichtlich wird
schon in der bloßen Aufzählung,
dass es hier um unterschiedlich
begründete Strategien der Sinn-
stiftung und Anerkennung geht.
Wie in solchen Ordnungsversu-
chen naheliegend, sind Mischun-
gen und Übergänge zwischen
den Typen selbstverständlich auf-
zufinden, unterstreichen die ge-
nannten Etiketten oftmals ledig-
lich Akzente in einem Spektrum

und dienten – so die Vermutung
von Dalos – dazu, dem in den
Straßen der Städte von wem
auch immer angezettelten Terror
ein Ende zu setzen. 

Der Band schließt mit einem Text,
der bereits 1985 entstand, und in

dem Dalos die Utopie der Befrei-
ung der Sowjetunion von ihren
Satelliten entwirft. Die darin ent-
haltenen Konföderationspläne
für Ostmittel- und Südosteuropa
lesen sich auch heute noch inter-
essant, obschon die Wirklichkeit
des Jahre 2011 diese unerhörte

Utopie aus der Mitte der 1980er
Jahre schon längst überholt hat.
Dafür steht die inzwischen als
normal geltende Tatsache, dass
alle diese Staaten mittlerweile
Mitglieder der Europäischen
Union sind.

Zbigniew Wilkiewicz



von Teilnahme- und Aktivitäts-
motiven.

Der Versuch, in dieser Bespre-
chung eine solch breite Empirie
zusammenzufassen, wäre zum
Scheitern verurteilt. Es kann nur
unterstrichen werden, dass die
hermeneutische Genauigkeit der
Autorin vorbildlich ist und Prakti-
ker/-innen der Weiterbildung in
ihrer Teilnehmerinnen-Orientie-
rung anzuregen vermag. Statt-
dessen seien hier „gegen den
Strich“ der Arbeit einige Gemein-
samkeiten betont: Fast alle der
geschilderten Biographien han-
deln von Freisetzungsprozessen;
zwar üben sich viele der vorge-
stellten Biographinnen auch in
der Beschreibung von Kontinui-
täten ihres Lebenswegs, doch 
bei genauerem Hinsehen sind 
die Befreiung von Herkunftsfami-
lien, Rollen- und Berufsmustern,
Ehebeziehungen oder politisch-
gesellschaftlichen Tabus fast
überall prägend für die Selbst-
darstellung und -reflexion.
Erstaunlich viele der erzählten
Geschichten verweisen übrigens
auf die anhaltend hohe Bedeu-
tung der generationellen Ausein-
andersetzung mit der Familien-
geschichte während der NS-Zeit.

Diese Reflexion erfolgt in unter-
schiedlichen Mustern – literarisch
angehauchten wie medial inspi-
rierten –, doch stets haben wir es
mit Strategien der Anerkennung,
Neuorientierung und klarstellen-
den Verortung zu tun, oftmals
gegenüber den eigenen Kindern.
„Jetzt mach ich mein Ding“ 
(S. 215) könnte über vielen dieser
Erzählungen stehen. Selbstbilder
werden neu entworfen oder auf-
rechterhalten, aber die Rahmung
des Kurses und das Medium des
Schreibens verleihen neue Klar-
heit und Sicherheit. Überraschend,
dass manchmal gar nicht das
Schreiben wollen oder Schreib-
techniken am Anfang der Weiter-
bildungsteilnahme standen, son-

dern ein allgemeines Interesse an
biographischer Kommunikation.

Die erkennbar hohe Selbstbil-
dungsmotivation wirft die Frage
nach dem Setting und den
erwachsenenpädagogischen
„Leistungen“ in diesem Kontext
auf: Wozu  brauchen diese Frau-
en einen VHS-Kurs? Zunächst ein-
mal ist wichtig wahrzunehmen,
dass es hier vielfach um langfristi-
ge, d. h. mehrjährige Veranstal-
tungsteilnahme geht. Der Schreib-
kurs scheint in den meisten Fällen
als strukturierende Begleitung
eines lebensgeschichtlich anste-
henden Reflexionsprozesses zu
fungieren. Eine Befragte bringt
dies auf die schöne Formel, dass
der Kurs ihr „entgegen kam“. Es
scheint sich auch um generatio-
nell relativ homogene Gruppen –
gute Voraussetzungen für eine
Erfahrungsgemeinschaft also – 
zu handeln. Konkrete Fertigkei-
ten des Schreibens spielen –
jedenfalls in der hier gesprächs-
weise erfassten Präsentation –
eine klar untergeordnete Rolle.
Wichtig ist das „Geländer“ der
Bildungsveranstaltung für die
intensive Befassung mit einem
Thema – dem eigenen Leben –,
das vorher nicht als relevant
gegolten hat: Lebensprobleme
werden zum Bildungsthema. 
Die gemeinsame kommunikative
Verarbeitung unterschiedlicher
biographischer Wege wird gele-
gentlich erwähnt, gehört aber
sicherlich nicht zu den zentralen
Teilnahmemotiven.

Der hier untersuchte Veranstal-
tungstyp – dessen „Intimität“
manchen Porträtierten anfangs
durchaus Probleme bereitete –
legt zurückhaltende Konzepte
des Lehr-Lernverhältnisses nahe,
die Moderationstätigkeiten vor
Vermittlung rangieren lassen, die
aber auch spezifische Kompeten-
zen der Kursleiter/-innen verlan-
gen: z. B. den sensiblen Umgang
mit den lebensgeschichtlichen

Rekonstruktionen, ebenso die
Bereitschaft zur Aufrechterhal-
tung einer gewissen Kontrover-
sität. Die Fallstudien zeigen
eigenwillige Wege der Frauen
und ihrer Nutzungen der Weiter-
bildung – sie erinnern Professio-
nelle aber auch daran, welche
Mitverantwortung sie mit man-
chen ihrer Angebote für Lebens-
wege übernehmen. 

Justens Analyse kann Weiterbild-
ner/-innen in der Annahme
bestärken, dass biographische
Kommunikation Fremdverstehen
und Weltbezug fördert; fast alle
ihre Gesprächspartnerinnen
unterstreichen die Erschließung
neuer Lernfelder auf der Basis
ihrer biographischen Arbeit. 
Eine Frage knüpft sich an die 
von Nicole Justen präsentierten
Befunde: die nach der Geschlechts-
spezifik. Die impliziten Aufstiegs-
und Befreiungsschritte ihrer Pro-
tagonistinnen rufen geradezu
nach einer vergleichenden Analy-
se mit männlichen Weiterbildungs-
teilnehmern – wüsste man nicht,
dass solche Bildungsangebote
eine klare Frauendomäne sind.

„Neue Handlungspotenziale“
und neue Zyklen der individuel-
len Arbeit an den unterschied-
lichsten Wirklichkeitsbezügen
werden mit Unterstützung der
Erwachsenenbildung entwickelt
– solche Ergebnisse sind exakt das
Gegenteil der Selbstbezüglich-
keit, die biographieorientierter
Bildungsarbeit in ihrer Frühzeit
oftmals unterstellt wurde.
Justens Schlussfolgerung, dass in
der weiteren Professionalisierung
einer Qualifizierung des „biogra-
phischen Blicks“ mehr Aufmerk-
samkeit zukommen sollte, ist
übrigens auch für diejenigen
Bildungsbereiche zutreffend, in
denen andere Themen im
Vordergrund stehen.

Norbert Reichling
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Jürgen Budde/Angela Venth: Genderkompetenz für lebenslanges Lernen. Bildungsprozesse
geschlechterorientiert gestalten - hrsg. von Deutsches Institut für Erwachsenenbildung (DIE) –
Leibniz-Zentrum für lebenslanges Lernen, Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2010 (= Perspektive
Praxis), 168 Seiten

Unter der Perspektive des lebens-
langen Lernens entwickelten die
beiden Autor/inn/-en Jürgen Bud-
de und Angela Venth die Gender-
frage neu und zeigen damit auf,
dass die beiden Themen Gender
und Lernen in einer komplexen
Wechselbeziehung zueinander
stehen. Genderkompetenz ver-
langt den pädagogischen Akteu-
ren/Akteurinnen unter anderem
die Klärung der Frage ab, welche
Geschlechterklischees überholt
oder gar nicht mehr tragfähig
sind, legt offen, welche Geschlech-
terdifferenzen mehr pädagogi-
sche Aufmerksamkeit verdienen
und ermittelt den Stellenwert 
der Genderkompetenz der
pädagogisch Handelnden. 
Auf Grundlage eines von den
beiden Autoren entwickelten,
reflektionsorientierten Modells
geschlechterorientierter Bildung
wird pädagogisch Tätigen in Kin-
dertagesstätten und Schulen, im
Übergangssystem zur beruflichen
Ausbildung und in der Weiterbil-
dung somit ein Praxisband zur
eigenen beruflichen Reflexion
zur Verfügung gestellt. Dabei
wird die zu vermittelnde Gender-
kompetenz in der vorliegenden
Publikation nicht über eine
Sammlung pädagogischen Hand-
werkzeugs vorgestellt, sondern
sie ist vielmehr in eine Reflexions-
kompetenz eingeordnet, die dem
jeweiligen pädagogischen Han-
deln vorausgeht und sie beglei-
tet. Auslöser sind vielfältige
Fragestellungen, die das
Geschlechterverhältnis und 

den Bezug zwischen Gender und
Lernen derzeit aufwerfen.

Die Publikation gliedert sich in
sechs Abschnitte auf. Der erste
Abschnitt repräsentiert die Ein-
leitung und den Zugang zum
Lernen der Geschlechter und ver-
wendet dabei sowohl geschlech-
terrelevante Grundlagen als auch
die Themen Gleichstellung und
Gender Mainstreaming als auch
die Aspekte der Genderkompe-
tenz als Reflexionskompetenz.
Die Abschnitte zwei bis fünf sind
vom Grundsatz her gleich aufge-
baut. Zunächst werden gegen-
wärtige Daten und Fakten vorge-
stellt, diese interpretiert und
abschließend Schlussfolgerungen
für den jeweiligen Arbeitsbereich
vorgestellt. Im zweiten Abschnitt
wird das Arbeitsfeld der früh-
kindlichen Bildung beleuchtet.
Dabei beziehen sich die vorlie-
genden Daten und Fakten auf
Zuschreibungen bei Kleinkin-
dern, die Entwicklung von
Geschlechterkonzepten bei
Kleinkindern, Geschlechterdiffe-
renzen im Spiel- und Interaktions-
verhalten, Geschlechterrelatio-
nen bei den Beschäftigten und
Geschlechterdimensionen im
Elternhaus. Der dritte Abschnitt
befasst sich mit den Lern- und Bil-
dungslagen in der Schule. Dabei
wird sowohl auf die Grundschule
als auch auf die Sekundarstufe I
und den Übergang in den Beruf
eingegangen. Darüber hinaus
werden die Kompetenzniveaus in
den Kernbereichen, die Interak-

tionen und Bewertungen als
auch die außerschulischen Gen-
derdimensionen begutachtet.
Der Abschnitt vier wendet seinen
Blick auf den Übergang von der
Schule in den Beruf und beleuch-
tet dabei zum einen die Ausbil-
dungs- und Berufswahl der
Jugendlichen, die Jugendlichen
selbst im Übergang sowie Gender
und Maßnahmen im Übergangs-
system an sich und zum anderen
Elemente guter pädagogischer
Praxis. Der fünfte und letzte
Abschnitt der Reflexionsbereiche
wendet sich an die Erwachsenen-
bildung. Hier wird der Fokus auf
die Bildungsbeteiligung der
Geschlechter, die Frauen- und
Männerbildung und die Bildung
mit der Geschlechterperspektive,
das Lern- und Kommunikations-
verhalten der Geschlechter und
auch auf das Personal der
Erwachsenenbildung gerichtet.
Im abschließenden sechsten
Abschnitt wird die Genderkom-
petenz für lebenslanges Lernen
dargelegt. Des Weiteren werden
vielfältige weiterführende Litera-
turempfehlungen gegeben.

Die vorliegende Publikation
unterstützt ein pädagogisch
professionelles Bewusstsein für
geschlechtsgeprägte Lernaspekte
und die Weiterentwicklung der
Genderfrage unter der erforder-
lichen Perspektive des lebenslan-
gen Lernens.

Sandra Trede



tels. Grundlegendes Wissen für
die soziale Gruppenarbeit (Merk-
male einer Gruppe, Formen der
sozialen Gruppenarbeit, Prinzi-
pien für die Arbeit mit Gruppen
sowie Aufgaben von Gruppenlei-
tern im Umgang mit spezifischen
Gruppenphasen und -konstella-
tionen, die Themenzentrierte
Interaktion von Ruth Cohn als
Methode für Gruppenleitung,
Peergroup-Education und Erleb-
nispädagogik als Gruppenkon-
zepte für soziales Lernen) wird
aufgezeigt und erklärt.

Konzepte für die Arbeit in Sozial-
räumen (Gemeinwesen- und
Stadtteilarbeit) und für die auf-
suchende Arbeit (streetwork)
werden in den zwei folgenden
Hauptkapiteln jeweils mit ihrer
geschichtlichen Entwicklung, mit
konzeptionellen Überlegungen,
Zielrichtung und vielfältigen Hin-
weisen zum methodischen Vor-
gehen dargestellt.

Konzepte zur Weiterentwicklung
sozialwirtschaftlicher Organisa-
tionen und zur professionsbezo-
genen Selbstreflexion werden 
im letzten Themenkapitel kurz
umrissen und erläutert.

Professionelles Handeln ist immer
bewusstes, zielorientiertes und
strukturiertes Handeln.

Es muss gelernt werden. „Das
Wissen um die Methoden ersetzt
nicht das Erlernen, Üben, Erpro-
ben und Reflektieren darüber.
Methodenkompetenz kann aber
auch nicht ohne eine entspre-
chende Grundhaltung prakti-
ziert werden: Wertschätzung und
Respekt gegenüber den Lebens-
entwürfen der Klienten bilden
die Basis.“ (S. 150) Helfen will

rium an die Hand, welches ihnen
ermöglicht, von intuitivem zu
professionellem Handeln zu
gelangen.“ (S. 10) Das profes-
sionelle Handeln gilt es zu ent-
wickeln. Das Methodenwissen
stellt die Autorin im Überblick
dar.

Im Kapitel „Konzepte für die
Arbeit mit Einzelnen, Paaren und
Familien“ wird die Entwicklung
der Sozialen Einzelfallhilfe und
die Bedeutung von strukturier-
tem Vorgehen im Hilfeplanungs-
und Durchführungsprozess auf-
gezeigt. Die wichtige Rolle eines
gelingenden Erstgesprächs für
die Hilfemaßnahme sowie die
Besonderheiten von Hausbesu-
chen als Hilfeform, die zudem oft
im Spannungsfeld zwischen Hilfe
und Kontrolle stattfinden, wer-
den herausgestellt. Weitere The-
men sind

■ was soziale Beratung in
Abgrenzung zu Alltagsbera-
tung und klinischer Beratung
leisten kann und muss,

■ die Bedeutung des klienten-
zentrierten Vorgehens nach
dem Konzept von Rogers als
Basis von gelingender Bera-
tungsarbeit,

■ die Phasen der Fallbearbei-
tung im Case- bzw. Care-
Management,

■ Grundlagen von Mediation
und schrittweises Vorgehen 
in einem Mediationsprozess
sowie

■ Konzepte für die Arbeit mit
Familien (SPFH, FiM – Familien
im Mittelpunkt & FiS – Fami-
lien im Stadtteil).

Das Thema „Konzepte für die
Arbeit mit Gruppen“ bildet den
Schwerpunkt des nächsten Kapi-

Was hilft dem Helfer? Welche
Methoden gibt es in der Sozialen
Arbeit?

„Es gibt keine Methode, die das
Wagnis der pädagogischen Situa-
tion vorwegnehmen könnte.“ 
(S. 9) Dieses Zitat von Erika Hoff-
mann stellt Angelika Ehrhardt,
die an der Hochschule Rhein-
Main am Fachbereich Sozial-
wesen eine Professur innehat, 
an den Anfang des Kapitels
„Methoden in der Sozialen
Arbeit – Einige Grundlagen und
Ausgangsbedingungen“. Die
Autorin stellt dar,

■ wie Methoden der Sozialen
Arbeit sich seit Ende des 
19. Jahrhunderts entwickelten,

■ welche unterschiedlichen
Methoden es für spezifische
Interventionsebenen (Mikro-,
Meso-, Makroebene) gibt,

■ was vor der Wahl einer
Methode in den Blick genom-
men werden muss,

■ welchen Einfluss Alltagstheo-
rien, wissenschaftliche Theo-
rien und weltanschauliche
Grundannahmen auf Wahl
und Art der genutzten Metho-
de haben,

■ wie ganzheitliche und öko-
soziale Konzepte sowie Res-
sourcenorientierung und
Empowerment grundlegend
für nachhaltige Hilfe im Sinne
einer ‚Hilfe zur Selbsthilfe' sind, 

■ die Bedeutung der Orientie-
rung an ethischen Standards
für sozialarbeiterisches Han-
deln und

■ die Bedeutung der Kompe-
tenz zur Selbstreflektion für
Helfer/-innen.

„Methoden geben den Fachkräf-
ten ein Handlungsinstrumenta-
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Angelika Ehrhardt: Methoden der Sozialen Arbeit - Schwalbach/Ts. 2010, Wochenschau Verlag,
157 Seiten
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gelernt sein! Soziale Arbeit zu
tun, ist eine herausfordernde
und spannende Aufgabe, denn
jeder Fall ist anders.

Dieses Buch vermittelt Studieren-
den und allen, die sich zum The-
ma einen Überblick verschaffen

wollen, einen fundierten und
prägnanten Überblick. Es bietet
einen klar strukturierten Aufbau.
Reflexionsfragen am Ende jedes
inhaltlichen Abschnitts ermög-
lichen dem/der  Lernenden eine
Überprüfung des gerade erwor-
benen Wissens bzw. Studieren-

den auch die gemeinsame the-
matische Diskussion. Auf weiter-
führende Literatur zur Vertie-
fung des Themas werden
Leser/-innen jeweils hingewiesen. 

Dorothee Stieber-Schöll

Literaturhinweise zu den Schwerpunkten dieser Ausgabe

ausgewählt und zusammengestellt von der Bibliothek des Deutschen Instituts für
Erwachsenenbildung/Leibniz-Zentrum für Lebenslanges Lernen

Dieter Gröschke: Arbeit, Behinde-
rung, Teilhabe: anthropologi-
sche, ethische und gesellschaftli-
che Bezüge - Bad Heilbrunn 2011,
Verlag Klinkhardt, 212 Seiten

Unsere herkömmliche Arbeits-
gesellschaft befindet sich in einer
langwierigen und tiefgreifenden
Transformationsphase. Für immer
mehr Menschen kann sie zuneh-
mend weniger sozial gesicherte,
auskömmliche und menschen-
würdige Arbeit im Sinne von
Erwerbsarbeit anbieten. Da
Erwerbsarbeit bisher der maß-
gebende Modus sozialer Integra-
tion, Partizipation und gesell-
schaftlicher Teilhabe war, ist
strukturelle Arbeitslosigkeit mit
ihren desintegrativen, exkludie-
renden Folgen zum Kernproblem
der neuen sozialen Frage gewor-
den. Behinderte Menschen,
besonders mit schweren und
komplexen körperlichen, geisti-
gen, seelischen Behinderungen,
sind von Arbeitslosigkeit und
sozialem Ausschluss besonders

stark betroffen trotz aller
Anstrengungen und Fortschritte
auf dem Gebiet der Arbeitsreha-
bilitation und trotz aller sozial-
und behindertenpolitischen
Maximen und Parolen von Inte-
gration, Inklusion und gesell-
schaftlicher Teilhabe durch
Arbeit für alle. In dieser Lage
muss über andere Formen von
Integration und Teilhabe außer-
halb der Sphäre von Lohn- und
Erwerbsarbeit nachgedacht wer-
den besonders im Interesse einer
gleichen, gerechten und auch
selbstbestimmten Teilhabe aller
behinderten Menschen an den
Gütern von Kultur und Gesell-
schaft. Die vorliegende Studie -
reflektiert den Bedingungs-
zusammenhang von Arbeit,
Behinderung und Gesellschaft
auf einem anthropologischen,
ethischen sowie gesellschafts-
analytischen und -kritischen
Hintergrund und zeigt Perspekti-
ven für ein anderes Verständnis
von Arbeit, Tätigkeit und gesell-
schaftlicher Teilhabe auf. (Verlag)

Andreas Damelang: Arbeits-
marktintegration von Migranten:
die Potenziale kultureller Vielfalt
nutzen - Bielefeld 2011, Bertels-
mann Verlag, 135 Seiten

Fast ein Fünftel der in Deutsch-
land lebenden Menschen hat
einen Migrationshintergrund –
Tendenz steigend. Ihre Integra-
tion in den Arbeitsmarkt stellt
eine Aufgabe von nationaler
Bedeutung dar. Dies gelingt nur,
wenn die jeweiligen regionalen
Gegebenheiten und die unter-
schiedliche nationale Herkunft
der Migranten systematisch
berücksichtigt werden. In diesem
entscheidenden Punkt hebt sich
die Studie von Andreas Dame-
lang ganz wesentlich von bisheri-
gen Arbeiten auf diesem For-
schungsfeld ab: Der Autor richtet
den Blick auf die Defizite und
Integrationsschwierigkeiten von
Migranten. Er analysiert auf
empirischer Basis die positiven
Auswirkungen kultureller Vielfalt
auf die Produktivität und Innova-

Zum Thema: 
Was hält die Gesellschaft zusammen? Verschiebungen in der Tektonik der Gesellschaft als Her-
ausforderung für politische Bildung



tionsfähigkeit von Wirtschaft
und Gesellschaft. Schließlich dis-
kutiert Damelang, welche Hand-
lungsmöglichkeiten auch die
regionalen politischen Akteure
besitzen, um die ökonomischen
Potenziale kultureller Vielfalt
besser auszuschöpfen. (Verlag)

Siegfried Frech/Ingo Juchler
(Hrsg.): Bürger auf Abwegen?
Politikdistanz und politische
Bildung; Siegfried Schiele für
seine Verdienste um die Didaktik
politischer Bildung - Schwal-
bach/Ts. 2011, Wochenschau-
Verlag, 334 Seiten

„Wir wollen mehr Demokratie
wagen“ erklärte Bundeskanzler
Willy Brandt bei seiner ersten
Regierungserklärung im Jahr 1969.
Was ist von diesem hehren
Anspruch geblieben? 40 Jahre
später befindet sich die deutsche
Demokratie in einem beunruhi-
genden Zustand. Sinkende Wahl-
beteiligung, schrumpfende Volks-
parteien – Bürgerinnen und
Bürger zeigen Verdruss gegen-
über Parteien und Politikern. 
Das Buch befasst sich mit dem
vielschichtigen Phänomen der
Politikdistanz und den damit ein-
hergehenden Herausforderungen
für die politische Bildung. So muss
politische Bildung Wege, Produkte
und Veranstaltungsformen finden,
um auch politik- und bildungsdis-
tanzierte Zielgruppen anzuspre-
chen. Der neue Band zeigt unter
anderem, inwiefern eine Elemen-
tarisierung der politischen Inhalte
hierbei hilfreich sein kann. (Verlag)

Montag Stiftung Jugend und
Gesellschaft (Hrsg.): Inklusion 
vor Ort: der Kommunale Index
für Inklusion – ein Praxishand-
buch – Freiburg i. Br. 2011,
Lambertus, 224 Seiten

Inklusion heißt, Menschen will-
kommen zu heißen und nieman-

den auszuschließen. Dazu will
dieses Buch beitragen: Mit viel-
fältigen Informationen und
Anregungen hilft es den Men-
schen in der Kommune, Inklusion
kennenzulernen und in der
Gemeinschaft mit anderen zu
leben. Im Mittelpunkt stehen da-
bei vor allem viele Fragen: Der
„Index“ ist ein Fragenkatalog,
der alle Bereiche der Kommune
„hinterfragt“. Jede der Fragen ist
ein Startpunkt, um über Inklu-
sion nachzudenken und selbst
aktiv zu werden. Mitmachen
kann jede/r: Inklusion heißt, sich
auf vielen Wegen zu begegnen
und auszutauschen, voneinander
zu lernen, etwas zu bewegen
und gemeinsam zu gestalten,
sich miteinander zu vernetzen
und Ressourcen zu entdecken. 
Je mehr Menschen mitmachen,
desto mehr wird Inklusion vor
Ort lebendig. (Verlag)

Horst Peter/Klaus Moegling/
Bernd Overwien: Politische Bil-
dung für nachhaltige Entwick-
lung. Bildung im Spannungsfeld
von Ökonomie, sozialer Gerech-
tigkeit und Ökologie – Immen-
hausen 2011, Prolog-Verl., 
290 Seiten

Es wird eine Konzeption politi-
scher Bildung für nachhaltige
Entwicklung in aktualisierter
Form vorgestellt, die an der 
UN-Dekade „Bildung für nach-
haltige Entwicklung (BNE)“
(2005-2014) orientiert ist. Die
Geschichte des Verhältnisses der
Menschen zur Natur führt zu
einem gesellschaftspolitischen
Verständnis der Nachhaltigkeit,
das in Kontakt zu Fragen von
Macht, Herrschaft, Konflikt und
Interesse zu bearbeiten ist. Zahl-
reiche Beispiele aus der Unter-
richtspraxis zeigen, wie Bildung
für nachhaltige Entwicklung kon-
kret aussehen kann. Ein umfang-
reicher Dokumententeil mit Ori-
ginaldokumenten aus der

Nachhaltigkeitsdiskussion und
den UN- bzw. UNESCO-Initiativen
zu BNE runden den Band ab.
(Verlag)

Beiträge zum 22. Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Erzie-
hungswissenschaft - Opladen
[u.a.] 2010, Verlag Barbara
Budrich, 210 Seiten

Bildung für eine bessere Gesell-
schaft. Welche Bedeutung hat
Bildung für eine demokratische
Gesellschaft und welche zentrale
Rolle kommt dabei der Erziehungs-
wissenschaft zu? In Beiträgen,
die die gesamte Breite der Erzie-
hungswissenschaft abdecken,
werden aktuelle Debatten zum
Bildungssystem und wichtige Fra-
gen aus der Perspektive erzie-
hungswissenschaftlicher Teildiszi-
plinen beleuchtet. Der Band gibt
Impulse für die Bedeutung von
Bildung für eine demokratische
Gesellschaft und zeigt, welche
zentrale Rolle der Erziehungs-
wissenschaft dabei zukommt. 
Die Beiträge decken dabei die
gesamte Breite der Erziehungs-
wissenschaft ab und dokumen-
tieren die Perspektiven der erzie-
hungswissenschaftlichen
Teildisziplinen zum Tagungsthema
und darüber hinaus zu aktuellen
Debatten im Bildungssystem. Der
Band präsentiert die Vorträge
des 22. Kongresses der Deutschen
Gesellschaft für Erziehungswis-
senschaft, der im März 2010 in
Dresden stattfand. (Verlag)

Gudrun Quenzel/Klaus Hurrel-
mann (Hrsg.): Bildungsverlierer:
neue Ungleichheiten - Wiesba-
den 2010, VS Verl. für Sozialwiss.,
589 Seiten

Obwohl Bildungsbenachteili-
gung seit langem ein Thema der
Ungleichheitsforschung ist, sind
die individuellen und strukturel-
len Ursachen der neuen Bildungs-
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armut nur wenig erforscht. Das
Buch schließt diese Lücke. Wäh-
rend sich der Wettbewerb auf
dem Arbeitsmarkt verschärft,
geraten diejenigen ins Hinter-
treffen, die den wachsenden
Qualifikationsanforderungen
nicht nachkommen. Diese sind
von dauerhafter Exklusion aus
dem Arbeitsmarkt bedroht – 
mit Konsequenzen für die soziale
Integration, die Lebenszufrieden-
heit, die Gesundheit und die poli-
tischen Einstellungen. Dieses
Buch versammelt die aktuelle
Forschung über die Ursachen 
und die Folgen der neuen
Ungleichheiten in der Bildungs-
gesellschaft. Es beantwortet die
Frage, wer heute zu den „Bil-
dungsverlierern“ gehört, welche
individuellen und gesellschaft-
lichen Ursachen Bildungsarmut
hat, was es für ein Individuum
bedeutet, zu den „Bildungsver-
lierern“ zu gehören, was es eine
Gesellschaft kostet, einen Teil
ihrer Jugend quasi „abzuhän-
gen“ und sucht nach effizienten
politischen und pädagogischen
Interventionsansätzen. (Verlag)

Fabienne Theis/Simone Klein
(Hrsg.): CSR-Bildung: Corporate
Social Responsibility als Bildungs-
aufgabe in Schule, Universität
und Weiterbildung – Wiesbaden
2010, VS Verl. für Sozialwiss., 
231 Seiten

Der Sammelband „CSR-Bildung“
zeigt neben einer theoretischen
Auseinandersetzung zu diesem
Thema eine Auswahl an verschie-
denen Praxisbeispielen. Damit ist
das Ziel verbunden, auf derartige
Initiativen aufmerksam zu machen
und die Auseinandersetzung von
CSR-Bildung in verschiedenen
Anwendungsfeldern voranzutrei-
ben. Der Sammelband beschränkt
sich dabei nicht auf eine Bildungs-
stufe, sondern verbindet unter-
schiedliche Bildungseinrichtun-
gen und -ebenen. Er gliedert sich

in die drei großen Bildungsberei-
che Schule, Universität und
Weiterbildung. Auf diese Weise
wird zum einen ein institutions-
übergreifender Einblick als auch
zum anderen ein Erfahrungs-
austausch über den eigenen Bil-
dungsbereich hinweg ermög-
licht. Der Bereich Schule umfasst
Allgemeinbildende Schulen
sowie Berufsschulen, der Bereich
Universität beinhaltet Universitä-
ten und Fachhochschulen, Busi-
ness Schools und weitere akade-
mische Institutionen. Das Kapitel
Weiterbildung befasst sich mit
CSR in der beruflichen Weiter-
bildung, Personal- und Organisa-
tionsentwicklung. (Verlag)

Jeremy Rifkin: Die empathische
Zivilisation. Wege zu einem
globalen Bewusstsein - Frankfurt
[u.a.] 2010, Campus-Verl.,
468 Seiten

Jeremy Rifkin schreibt die
Geschichte der Zivilisation neu
und entwirft die Vision einer
zukünftigen Ära. Der Schlüssel
für unser Zusammenleben in
Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft ist Empathie: die Gabe,
sich in andere Menschen hinein-
zuversetzen und bei allem, was
wir tun, die Konsequenzen für
andere zu bedenken. Wir sind
nicht von Natur aus egoistische,
aggressive Einzelkämpfer. Viel-
mehr sind Kooperation, Solida-
rität und Mitgefühl die Grund-
lagen unseres Zusammenlebens.
Auch das menschliche Gehirn ist
auf Vernetzung und Solidarität
ausgelegt, wie die Neurowissen-
schaften bestätigen. Nach der
Agrar- und der Industriegesell-
schaft prophezeit Rifkin eine
neue Ära: den dezentralisierten
Kapitalismus. Herausforderungen
wie die globale Wirtschaftskrise
und der Klimawandel zeigen:
Entscheidend ist, auf Interessen
und Positionen anderer einzuge-
hen. Nur die Fähigkeit zur Empa-

thie erlaubt es, der verstärkten
Komplexität unseres Lebens
Rechnung zu tragen. (Verlag)

Martin Kronauer (Hrsg.): Inklu-
sion und Weiterbildung. Refle-
xionen zur gesellschaftlichen
Teilhabe in der Gegenwart - Bie-
lefeld 2010, Bertelsmann Verlag,
316 Seiten

In der Gesellschaft der Bundes-
republik zeichnen sich neue
soziale Spaltungen ab. Sie betref-
fen die gesellschaftliche Einbin-
dung der Menschen und die Qua-
litäten ihrer gesellschaftlichen
Teilhabe, somit die materiellen
Grundlagen von Demokratie.
Weiterbildung muss angesichts
solcher Exklusionstendenzen ihre
Positionen neu bestimmen, wenn
sie an ihrem Ziel festhalten will,
gesellschaftliche Teilhabemög-
lichkeiten durch Bildung zu
erweitern. Der vorliegende Band
trägt zu dieser Positionsbestim-
mung bei. Er erörtert Möglich-
keiten und Grenzen der Weiter-
bildung anhand verschiedener
Problembereiche unter dem
Gesichtspunkt von Inklusion und
Exklusion. (Verlag)

Norbert Wenning/Martin Spets-
mann-Kunkel/Susanne Winner-
ling (Hrsg.): Strategien der Aus-
grenzung. Exkludierende Effekte
staatlicher Politik und alltäglicher
Praktiken in Bildung und Gesell-
schaft - Münster [u.a.] 2010, Wax-
mann, 208 Seiten

Die Beiträge dieses Bandes the-
matisieren wenig beachtete, den
offiziellen politischen und gesell-
schaftsbezogenen Äußerungen
zuwiderlaufende Prozesse der
Ausgrenzung. Aus der Perspektive
soziologischer und erziehungs-
wissenschaftlicher Analysen
befassen sich die Autorinnen und
Autoren mit sehr unterschied-
lichen mehr oder weniger ver-
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steckten Formen sozialer Aus-
grenzung. Ausgrenzung wird in
modernen Gesellschaften als
soziale Handlung sowie als sozia-
ler Zustand negativ bewertet.
Fehlende Integration und man-
gelnde Teilhabe werden überall
festgestellt und anhaltend
beklagt. Zugleich hat sich in den
meisten westlichen Staaten seit
einigen Jahren ein neues Regime
im Umgang mit sozialer Ungleich-
heit etabliert. Zu diesem gehören
unter anderem eine verschärfte
Kontrolle und die Kriminalisie-
rung von Ausgegrenzten bzw.
von Auszugrenzenden. Die Beiträ-
ge dieses Bandes thematisieren
wenig beachtete, den offiziellen
politischen und gesellschafts-
bezogenen Äußerungen zuwider-
laufende Prozesse. Hier werden
sie als Strategien der Ausgren-
zung verstanden. Aus der Pers-
pektive soziologischer und erzie-

hungswissenschaftlicher Analy-
sen befassen sich die Autorinnen
und Autoren mit sehr unter-
schiedlichen mehr oder weniger
versteckten Formen sozialer Aus-
grenzung. (Verlag)

Christoph Butterwegge/Gudrun
Hentges (Hrsg.): Zuwanderung
im Zeichen der Globalisierung.
Migrations-, Integrations- und
Minderheitenpolitik - Wiesbaden
2009, VS Verlag für Sozialwissen-
schaften, 304 Seiten

Durch den Globalisierungspro-
zess gewinnt das Phänomen der
Migration seit einiger Zeit an Bri-
sanz. In fast allen Teilen der Welt
nehmen die Wanderungsbewe-
gungen zu, sei es, weil Menschen
jenseits der Grenzen ihres Her-
kunftslandes einen Arbeitsplatz
und eine Existenzgrundlage für

sich und ihre Familie zu finden
hoffen, sei es, weil sie aufgrund
politischer Verfolgung, religiöser,
rassistischer bzw. geschlechtsspe-
zifischer Diskriminierung, ökolo-
gischer Katastrophen oder vor
(Bürger-)Kriegen fliehen müssen.
Gleichwohl fand die Zuwande-
rung in der Diskussion über das
Thema „Globalisierung“ bisher
wenig Berücksichtigung. Der
Sammelband will in mehrfacher
Hinsicht einen Beitrag zu dieser
Debatte leisten: Die Aufsätze im
ersten Teil des Buches beleuchten
den Zusammenhang zwischen
Globalisierung und Wanderungs-
bewegungen; die folgenden
behandeln den politischen Um-
gang mit Flucht, Migration und
Minderheiten; der abschließende
dritte Teil konzentriert sich auf
Fragen der Integration und die
Perspektiven einer multikulturel-
len Demokratie. (Verlag)

Zum Thema: Dem Lernort Bildungsstätte neue Impulse geben

Peter Bleckmann/Volker Schmidt
(Hrsg., unter Mitarbeit von Flo-
rian Mindermann und Marlen
Wippler): Bildungslandschaften.
Mehr Chancen für alle – Wies-
baden 2012, VS Verl. für Sozial-
wiss., 302 Seiten

Lokale Bildungslandschaften sind
heute mehr als ein theoretischer
Entwurf, sondern gelebte Praxis
an vielen Orten dieser Republik.
Sie sind Rahmen für eine neue
Lernkultur, für eine Verknüpfung
formaler und informeller Bildung
und moderne Formen der Steue-
rung. In Bildungslandschaften
entstehen Verbindungen zwi-
schen den Institutionen und den
Lebenswelten der Lernenden.
Diese Prinzipien, die in Bildungs-
landschaften verwirklicht sind,
bilden zentrale Elemente einer
nachhaltigen Strategie für mehr
Chancengerechtigkeit im Bil-

dungssystem. In diesem Band
werden die vorliegenden Erfah-
rungen einer kritischen Reflexion
unterzogen, und es werden
Handlungsperspektiven für die
Zukunft skizziert. (Verlag)

Stefan Vater/Wolfgang Kellner/
Wolfgang Jütte (Hrsg.): Erwach-
senenbildung und Sozialkapital -
Münster [u.a.] 2011, Lit, 190 Seiten

Soziale Netzwerke sind ein
zentrales Thema der Erwachse-
nenbildung. Wie sehr deren
Entwicklung mit Prozessen des
Lebenslangen Lernens verknüpft
ist, zeigt sich beispielsweise bei
der Forderung nach Partizipation
und Inklusion und in der nach-
haltigen Entwicklung von
Gemeinden und Regionen. Es
stellt sich die Frage, wie diese
Prozesse adäquat beschrieben

und bewertet werden können.
Eine Antwort versprechen die
Sozialkapital-Konzepte, die dar-
auf zielen, Quantität und Qua-
lität menschlicher Beziehungen
„angemessener“ zu erfassen. Im
vorliegenden Buch werden ver-
schiedene Ansätze und daran
anknüpfende Bildungsprojekte
vorgestellt. (Verlag)

Marion Fleige: Lernkulturen in
der öffentlichen Erwachsenen-
bildung. Theorieentwickelnde
und empirische Betrachtungen
am Beispiel evangelischer Träger -
Münster [u.a.] 2011, Waxmann,
254 Seiten

Die Vielzahl von Angeboten und
Anbietern in der Erwachsenenbil-
dung einerseits und die aus diffe-
renzierten Lernanforderungen
und Bildungsinteressen resultie-
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rende Nachfrage andererseits
verleihen der Auseinanderset-
zung mit dem Thema „Lernkultu-
ren“ eine neue Relevanz. Lern-
kulturanalysen können einen
Beitrag dazu leisten, ein diffe-
renziertes Bild des Angebots-,
Nachfrage-, Gestaltungs- und
Teilhabespektrums in der
Erwachsenenbildung zu erschlie-
ßen und Entstehungs- und Ent-
wicklungszusammenhänge zu
erklären. Am Beispiel der öffent-
lichen Erwachsenenbildung, 
und speziell der Evangelischen
Erwachsenenbildung im Land
Brandenburg und in Berlin, wer-
den die Einrichtungen und die
gesellschaftlich-kulturellen Kon-
texte beschrieben, innerhalb
derer sich Bildungsprozesse
Erwachsener ereignen. Berück-
sichtigt werden dabei Praktiken,
Werte und Normen, Milieu-, und
Regionalbezüge, aber auch insti-
tutionalisierte und nicht-institu-
tionalisierte öffentliche Lernorte
partikularer Träger wie der Kir-
chen. Ziel der Untersuchung ist
die sowohl theorieentwickelnde
als auch empirische Betrachtung
von Lernkulturen in der Erwach-
senenbildung im Hinblick auf
kulturelle Aspekte und einwir-
kende Steuerungsvorgaben. 
Der vor diesem Hintergrund ent-
wickelte Lernkulturbegriff stützt
sich auf institutionen- und kul-
turtheoretische Ansätze und ver-
bindet diese mit Befunden aus
der qualitativen Erwachsenenbil-
dungsforschung. (Verlag)

Jürgen Graf: Weiterbildungs-
szene Deutschland 2011. Studie
über den deutschen Weiterbil-
dungsmarkt - Bonn 2011, mana-
gerSeminare Verl., 146 Seiten

Suchen Sie als Trainer oder Bera-
ter nach umfangreichem Zahlen-
material über das Weiterbildungs-
verhalten Ihrer Mitbewerber und
Ihrer Kunden? Mit den aktuell-
sten Zahlen aus der Weiterbil-

dungsszene können Sie sich
gezielt auf die kommenden Ent-
wicklungen vorbereiten. Durch
differenzierte Aussagen unter-
schiedlicher Betriebsgrößen wird
die Stimmungslage aus sehr
unterschiedlichen Lagern abge-
bildet: vom Einzeltrainer bis zur
Großakademie - vom KMU bis
zum Großkonzern. (Verlag)

Josef Schrader: Struktur und
Wandel der Weiterbildung -
Bielefeld 2011, Bertelsmann
Verlag, 447 Seiten

Das Buch zeichnet Strukturen
und Wandel der organisierten
Weiterbildung vor dem Hinter-
grund des gesellschaftlichen
Modernisierungsprozesses seit
der Bildungsreform am Beispiel
eines regionalen Weiterbildungs-
marktes nach. Dazu wurde ein
Panel von Weiterbildungseinrich-
tungen über einen Zeitraum von
drei Jahrzehnten erfasst und im
Blick auf Veränderungen in den
institutionellen Strukturen, den
Angeboten sowie den Funktio-
nen und Leistungen organisierter
Weiterbildung analysiert. Die
Vollerhebung regionaler Weiter-
bildungsmärkte erlaubt sowohl
Analysen auf der System-, der
Organisations- als auch der Inter-
aktionsebene. Neben empiri-
schen Befunden stellt diese Stu-
die auch auf die Entwicklung
neuer Modelle ab, die es erlau-
ben, die veränderten Strukturen
und Leistungen der Weiterbildung
zufriedenstellend zu erfassen.
(Verlag)

Richard Stang: Strukturen und
Leistungen von Lernzentren.
Stand Informationen: 12.04.2011 -
Bonn 2011, DIE, 44 Seiten (PDF-
Format)

Die Förderung von Strukturen
zur Unterstützung des Lebens-
langen Lernens hat in den letzten

Jahren zu institutionellen Verän-
derungen geführt. Lernzentren,
in denen Bildungs- und Kultur-
einrichtungen in kooperativen
Strukturen Lern- und Beratungs-
angebote zur Verfügung stellen,
sind ein Ausdruck dieser Entwick-
lung. In immer mehr Kommunen
wird derzeit darüber nach-
gedacht, veränderte Institutio-
nalformen wie Lernzentren zu
etablieren. Doch wie stellen sich
die Strukturen und das Leistungs-
spektrum solcher Einrichtungen
dar? Im Rahmen einer explorati-
ven Studie wurden fünf Einrich-
tungen genauer in den Blick
genommen. Dabei wurde unter-
sucht, wie die Angebots- und
Teilnehmendenstruktur, die
Organisationsstruktur, die Orga-
nisationskultur sowie die Koope-
rations- und Konkurrenzsituation
in den einzelnen Einrichtungen
aussehen. Auch auf die Frage,
wie sich zukünftige Entwicklun-
gen gestalten könnten, versucht
die Studie Antworten zu finden.
Insgesamt zeigt sich, dass sich die
veränderten Institutionalformen
sehr unterschiedlich entwickeln
und – auf den kommunalen Kon-
text bezogen – unterschiedliche
Strategien verfolgt werden. Allen
gemeinsam ist allerdings, dass sie
für die Bevölkerung neue Lern-
optionen zur Verfügung stellen,
die den Zugang zu Bildung
erleichtern sollen.

Frauke Bilger/Bernhard von
Rosenbladt (Hrsg.): Weiterbil-
dungsbeteiligung 2010. Trends
und Analysen auf Basis des
deutschen AES (DIE spezial) -
Bielefeld 2011, Bertelsmann
Verlag, 286 Seiten

Wer nimmt warum, wie oft und
wie lang an Weiterbildung teil
und wer nicht? Welche Weiter-
bildungsangebote sind gefragt?
Wie ist die Zielgruppe der „Bil-
dungskonsumenten“ struktu-
riert? Für die deutsche Ausgabe
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des Adult Education Survey (AES)
wurden zwischen April 2009 und
Juni 2010 über 7.000 Personen
von geschulten Interviewern
über ihre Weiterbildungsteilnah-
me befragt. Der Band analysiert
und kommentiert diese erhobe-
nen Daten zum Weiterbildungs-
verhalten und zur Struktur des
Weiterbildungsmarktes. Weitere
Themen sind Motive, Kosten und
Nutzen der Weiterbildung und
die Frage nach den verschiede-
nen Formen des Lernens Erwach-
sener. Zusammengenommen
ergeben die berichteten Weiter-
bildungsaktivitäten ein umfas-
sendes Bild des deutschen
Weiterbildungsbereichs. 
(Verlag)

Deutsches Institut für Erwachse-
nenbildung: Trends der Weiter-
bildung - DIE-Trendanalyse 
2010 - Bielefeld 2010, Bertels-
mann Verlag, 183 Seiten

Das Interesse an Bildungsberich-
ten hat in den vergangenen Jah-
ren stark zugenommen. Auch in
der bildungspolitischen Debatte
gewinnen Forschungsergebnisse
immer mehr an Bedeutung. Der
Bereich der Weiterbildung
kommt in dieser Entwicklung
jedoch nach wie vor deutlich zu
kurz. Die vom Deutschen Institut
für Erwachsenenbildung-Leibniz-
Zentrum für Lebenslanges Lernen
(DIE) herausgegebene Trendana-
lyse 2010 versucht diese Lücke zu
schließen. Der Report wertet
Daten zu unterschiedlichen
Bereichen der Weiterbildung 
aus - vom Lehrpersonal über die
Nutzung von Angeboten bis zur
Frage der Finanzierung. Auf die-
ser Grundlage gelangt der Bericht
zu einer umfassenden Beschrei-
bung der aktuellen Weiterbil-
dungslandschaft. Das Buch rich-

tet sich an Akteure aus Praxis, Po-
litik und Forschung. Es liefert ei-
ne empirische Grundlage dafür,
wie künftige Entwicklungen in
der Weiterbildung einzuschätzen
sind und wie Verantwortliche sie
beeinflussen können. (Verlag)

Annette Mörchen/Markus Tolks-
dorf (Hrsg.): Lernort Gemeinde.
Ein neues Format der Erwachse-
nenbildung - Bielefeld 2009,
Bertelsmann Verlag, 413 Seiten

Wie kann Erwachsenenbildung
angesichts sich wandelnder Lern-
bedarfe und -gewohnheiten
neue Wege in die Lebenswelt der
Bürgerinnen und Bürger finden?
Auf diese Frage hat das Projekt
Lernort Gemeinde eine Reihe
zukunftsweisender Antworten
gefunden, die sich auf politische
ebenso wie kirchliche Gemeinden
beziehen. Allen gemeinsam ist
das Sprechen über Werte nicht
theoretisch abstrakt, sondern
ganz konkret. Mit der Formel
„Was ist mir etwas wert und was
ist es mir wert“? haben an
bundesweit sieben Standorten
Erwachsenenbildnerinnen und
Erwachsenenbildner zusammen
mit Bürgerinnen und Bürgern
neue Lernorte erschlossen und
Lernarrangements erprobt, die
Engagierte wie Interessierte in
ihrem Anliegen unterstützen, das
eigene Lebensumfeld lebens-
und liebenswerter zu gestalten.
Lernort Gemeinde wird als ein
neuartiges Format der Erwachse-
nenbildung zur pädagogischen
Unterstützung alltäglichen Ler-
nens in unterschiedlichen Lebens-
zusammenhängen vorgestellt.
Mit ihm wird es möglich, eine
Stärkung bürgerschaftlichen
Engagements mit Impulsen für
eine Reflexion persönlicher Wer-
tevorstellungen vor Ort in den

Gemeinden konzeptionell zu ver-
knüpfen. Der Sammelband bietet
einen differenzierten Einblick in
Erfahrungen sowie didaktisch-
methodische Einsichten des Pro-
jekts und regt zur Übersetzung
des Konzepts für die eigene
Gemeinde an. Die Beiträge aus
Forschung, Theorie und Praxis
beziehen sich auf programma-
tische Leitvorstellungen, Struk-
turen, (Architektur) und Prozesse
des Gesamtprojekts, konzeptio-
nelle Prinzipien, Deutungspers-
pektiven und Praxis der Projekt-
standorte, strukturelle
Figurationen und Profile der
Projektrealisierung auf Gemein-
deebene, Perspektiven für weite-
re Anwendungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten des Formats.
(Verlag)

Peter Faulstich/Mechthild Bayer
(Hrsg.): Vielfalt von Weiterbil-
dungs- und Lernmöglichkeiten.
Eine Initiative von ver.di und 
IG Metall - Hamburg 2009, 
VSA-Verl., 205 Seiten

Angesichts schlechter Erfahrun-
gen hat sich bei vielen Weiterbil-
dungsadressaten Lernmüdigkeit
ausgebreitet. Man will nicht
schon wieder die Schulbank
drücken. Lernen an anderen
Orten bietet Alternativen. Lernen
am Arbeitsplatz ist schon weit
verbreitet. Museen, Bibliotheken
und Internet gehören zuneh-
mend zu Lernangeboten. Aber
auch Stadterkundungen, Exkur-
sionen und Reisen können
genutzt werden, um aus Semi-
narräumen auszubrechen. Nach
„Lernzeiten“, „Lerngelder“,
„Lernwiderstände“ und „Lern-
alter“ legen die Herausgeber
nunmehr einen Band über Bei-
spiele alternativer Lernorte vor.
(Verlag)
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Markt

Termine

Am 26./27. Oktober 2012 veran-
staltet die Stiftung Mitarbeit in
Mühlheim an der Ruhr das Semi-
nar „Alle im Boot?! Schwer er-
reichbare Zielgruppen in Bür-
gerbeteiligungsprozesse ein-
beziehen“. Im Mittelpunkt des
Seminars steht die Frage, wie es
gelingen kann, Menschen in Par-
tizipationsprozesse einzubezie-
hen, denen Beteiligung nicht
„nahe liegt“ und die unter Bedin-
gungen leben, die politische Teil-
habe erschweren. Die Veranstal-
tung ist stark praxisorientiert und
richtet sich an Verantwortliche in
Beteiligungs- und Kooperations-
prozessen. 

Weitere Informationen: www.
mitarbeit.de/alleimboot.html.

Das 15. DIE-Forum Weiterbil-
dung „Erwachsenenbildung
als Beruf“ findet am 3. und 
4. Dezember 2012 im Uniclub in
Bonn statt. Bei der zweitägigen
Fachtagung des Deutschen 
Instituts für Erwachsenenbil-
dung – Leibniz-Zentrum für Le-
benslanges Lernen (DIE) richten
Wissenschaft, Praxis und Politik
den Blick auf verschiedene
Aspekte des Professionalitätsdis-
kurses, insbesondere von Lehren-
den in der Weiterbildung. 

Weitere Informationen: 
www.die-bonn.de. 

Die Jahrestagung der Deut-
schen Gesellschaft für Soziale
Arbeit (DGSA) im kommenden
Jahr findet am 26. und 27. April
2013 an der FH Frankfurt statt. 
Die DGSA nimmt noch bis zum 
31. Oktober 2012 Vorschläge für
Arbeitsgruppen, Panels und Ein-
zelbeiträge entgegen, die zum
Tagungsthema „Wahrnehmen,
Analysieren, Intervenieren. Zugän-
ge zu sozialen Wirklichkeiten“
passen. 

Weitere Informationen:
http://www.dgsainfo.de/
veranstaltungen/tagungen.html.
Einreichung von Vorschlägen bei:
Prof. Lena Inowlocki, Prof. 
Michaela Köttig, Prof. Lotte Rose
und Prof. Susanne Schönborn 
(alle FH Frankfurt), 
E-Mail: dgsa2013@gmx.de. 

Im Jahr 2014 jähren sich die
großen Zäsuren des 20. Jahrhun-
derts, wie der Ausbruch des
Ersten und des Zweiten Welt-
krieges oder die friedlichen
Revolutionen gegen die kom-
munistischen Diktaturen und die
EU-Osterweiterung, auf einzig-
artige Weise. Um eine Vernet-
zung zu befördern sowie neue
Projekte und Kooperationen
anzubahnen, hat die Bundes-
stiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur u. a. Institu-
tionen der außerschulischen Bil-

dung dazu aufgerufen, sie über
Planungen von Veranstal-
tungen und Aktionen zu infor-
mieren, die das Europäische
Jahr der Zeitgeschichte 2014
betreffen. Die Stiftung verbindet
damit die Hoffnung, die Möglich-
keiten, die das Jahr 2014 für die
historisch-politische Bildung
bietet, gemeinsam zu nutzen.
Über die Ergebnisse der Rund-
frage will die Stiftung im Herbst
informieren.

Kontakt: Bundesstiftung 
Aufarbeitung, Geschäftsführerin, 
Dr. Anna Kaminsky, 
Tel. 030/319895-0, E-Mail: 
a.kaminsky@stiftung-aufarbei-
tung.de, Internet: www.stiftung-
aufarbeitung.de. 

Der 15. Deutsche Kinder- und
Jugendhilfetag wird 2014 in
Berlin stattfinden und kehrt
damit nach genau 50 Jahren -
wieder in die Stadt an der 
Spree zurück. 

Weitere Informationen: Arbeits-
gemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe – AGJ, „Projektbüro
15. DJHT“, Nicole Tappert, Müh-
lendamm 3, 10178 Berlin, E-Mail:
nicole.tappert@agj.de. 

Wettbewerbe

Zum vierten Mal wird in diesem
Jahr der Deutsche Weiterbil-
dungspreis vergeben. Bewer-
ben können sich natürliche Perso-
nen, die ein innovatives Konzept
oder Projekt entwickelt oder rea-
lisiert haben. Ebenfalls willkom-

men sind wissenschaftliche
Untersuchungen und Analysen,
die sich auf den Bereich der über-
betrieblichen beruflichen Weiter-
bildung beziehen. Der vom Haus
der Technik ausgelobte Preis 
ist mit einem Preisgeld von

10.000 Euro dotiert. Bewerbun-
gen werden bis zum 20. Oktober
entgegen genommen. 

Weitere Informationen und 
Teilnahmeunterlagen unter:
www.deutscher-weiterbildungs-



preis.de oder bei Monika Venker,
Haus der Technik, Hollestr. 1,
45127 Essen, Tel. 0201/1803-326, 
E-Mail: m.venker@hdt-essen.de. 

Noch bis zum 31. Oktober 2012
können junge Menschen und 
Organisationen beim Deutsch-
Französischen Jugendwerk
(DFJW) ihre Projekte vorschla-
gen, die die kreative und innova-
tive Vielfalt der deutsch-französi-
schen Beziehungen zum Aus-
druck bringen. Anlass für die Ak-
tion „50 Jahre, 50 Projekte“
des DFJW ist das 50-jährige Jubi-
läum der Organisation, das 2013
begangen wird. Unter allen Vor-

schlägen werden 50 Projekte aus-
gewählt, die über die üblichen
Fördermittel hinaus finanziell 
gefördert werden und das Label
„50 Jahre, 50 Projekte“ verliehen
bekommen. Alle Programme
müssen im Laufe des Jahres 2013
in Deutschland, in Frankreich oder
in einem anderen Land realisiert
werden. Das Thema ist frei wähl-
bar und sollte sich an den Interes-
sen junger Menschen orientieren. 

Weitere Informationen: 
www.ofaj.org/50projekte.

Seit 2002 vergibt die Bundes-
zentrale für politische Bildung/

bpb den „Einheitspreis“ an en-
gagierte Bürgerinnen und Bür-
ger, die das Zusammenwachsen
von Ost und West zu ihrer Sache
gemacht haben. In der Broschü-
re „einheitspreis – Bürger-
preis zur Deutschen Einheit
2002 – 2011“ werden die Preis-
träger/-innen sowie die wichtig-
sten Rahmendaten der zurücklie-
genden zehn Jahre Bürgerpreis
zur Deutschen Einheit dokumen-
tiert.

Bezug: Bundeszentrale für poli-
tische Bildung/bpb, Adenauer-
allee 86, 53113 Bonn, Internet:
www.bpb.de/135632.

Publikationen zur politischen Bildung

Die Bundeszentrale für poli-
tische Bildung/bpb hat den 
Timer 2012/2013 herausgege-
ben. Der Hausaufgabenkalender
im DIN A5-Format widmet sich in
diesem Jahr dem Thema „Kon-
sum“. Auf insgesamt 160 Seiten
werden Aspekte des nachhalti-
gen Verbrauchs behandelt und
Produktionsformen sowie alter-
native Konsumformen beleuchtet.
Zudem enthält der Hausaufga-
benkalender an jedem Wochen-
tag einen kleinen Kalendertext
aus den Bereichen Politik, Kultur
oder Gesellschaft, alle wichtigen
Jubiläen, Feier- und Gedenktage
sowie einen Serviceteil mit nütz-
lichen Vordrucken und Informa-
tionen.

Bezug: Bundeszentrale für poli-
tische Bildung/bpb, Adenauer-
allee 86, 53113 Bonn, Internet:
www.bpb.de/timer. 

In ihrer Reihe „Was geht?“ ver-
öffentlicht die Bundeszentrale
für politische Bildung/bpb 

Publikationen, die speziell für die
Arbeit mit Jugendlichen in Schu-
len oder in der Jugendarbeit ent-
wickelt werden. Jede Ausgabe be-
steht aus einem Heft für Jugend-
liche und einer Handreichung für
Pädagogen. Ausgabe 1/2012 mit
dem Titel „Was glaubst Du?
Das Islam-Heft“ dieser Reihe
thematisiert die verschiedenen
Facetten des Islam. Neben vielen
Informationen enthält das Heft
auch spielerische Elemente und
bietet so eine Basis für die sachli-
che und kritische Auseinander-
setzung mit dem Islam. 

Bezug: Bundeszentrale für poli-
tische Bildung/bpb, Adenauer-
allee 86, 53113 Bonn, Internet:
www.bpb.de/wasgeht.

Das im Frühjahr 2012 in der
Schriftenreihe der Bundes-
zentrale für politische Bil-
dung/bpb erschienene „Hand-
buch Bürgerbeteiligung. Ver-
fahren, Akteure, Chancen und
Grenzen“ (Band 1200) gibt ei-

nen strukturierten Überblick
über dialogorientierte Beteili-
gungsverfahren und erläutert,
warum welche Strategien zum
Erfolg führen. Dabei berücksich-
tigen die Autoren sowohl klassi-
sche Verfahren als auch moderne
internetgestützte Formen der Be-
teiligung. 

Bezug: Bundeszentrale für poli-
tische Bildung/bpb, Adenauer-
allee 86, 53113 Bonn, Internet:
www.bpb.de/76038

Die neuen Protestbewegungen
weltweit waren für den Schrift-
steller Matthias Altenburg 
Anlass für sein Buch „Courage.
Anstiftung zum Ungehorsam“,
das im DuMont Buchverlag Köln
erschienen ist. Darin erklärt er
seiner sechzehnjährigen Tochter
Paula in fünfzig kurzen Kapiteln
die Welt – und liefert nicht weni-
ge Gründe, um ungehorsam zu
sein, egal in welchem Alter. The-
men sind u. a. wie eine Meinung
entsteht, wie man durch Armut
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reich wird, weshalb unsere T-Shirts
zu billig sind oder warum Demo-
kratie schön, aber anstrengend ist.

Bezug: DuMont Buchverlag GmbH
& Co. KG, Amsterdamer Straße 192,
50735 Köln, oder den Buchhandel.

Die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung/bpb gibt das Heft
„Aus Politik und Zeitgeschich-
te (APuZ)“ als Beilage zur Wo-
chenzeitung „Das Parlament“
heraus. Jede der ca. 50 Ausga-
ben im Jahr widmet sich einem
Schwerpunktthema. Vor dem
Hintergrund der „Entdeckung“
der „Zwickauer Terrorzelle“ geht
es in Ausgabe 18-19/2012 der
APuZ um aktuelle Entwicklungen
im „Rechtsextremismus“. 
Heft 20-21/2012 behandelt das
Thema „Geschlechtsidentität“
und greift damit die rechtliche
und politische Dimension der 
Geschlechtsidentität eines Men-
schen auf.

Bezug: Frankfurter Societäts-
Medien GmbH, Vertriebsabtei-
lung Das Parlament, Franken-
allee 71-81, 60327 Frankfurt 
am Main. Im Internet stehen 
alle Ausgaben auch als kosten-
freier PDF-Download zur Verfü-
gung.

Im 2. Jahrgang 2012 des Journal
für politische Bildung, das vom
Bundesausschuss Politische
Bildung in Kooperation mit dem
Wochenschau Verlag herausge-
geben wird, sind mittlerweile
zwei weitere Hefte erschienen:
Ausgabe 2-2012 zum Thema 
„Generationen lernen (ge-
meinsam) Politik“ stellt das
Verhältnis zwischen den Genera-
tionen in den Mittelpunkt und
fragt nach den Herausforderun-
gen der demographischen Ent-
wicklung für die politische Bil-
dung. „Neue Formate“ lautet
der Titel von Ausgabe 3-2012, in

der es nicht nur um das Web 2.0
und seinen Einfluss auf das politi-
sche System geht, sondern auch
um die Frage, wie politische und
gesellschaftliche Prozesse den
Aufgabenkatalog der Bildungs-
arbeit konstituieren und die 
didaktisch-methodische Praxis
beeinflussen. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., Internet:
www.wochenschau-verlag.de,
oder den Buchhandel.

Die Redaktion der Zeitschrift
POLIS – Report der Deutschen
Vereinigung für politische Bil-
dung hat für ihre Ausgabe 2-2012
den Schwerpunkt „Politische
Bildung an außerschulischen
Lernorten“ gewählt. In den Bei-
trägen geht es vor allem um die
Kooperation von Schulen mit
außerschulischen Trägern der 
politischen Bildung. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., Internet:
www.wochenschau-verlag.de,
oder den Buchhandel. 

Das Sommerheft Nr. 43 des 
Jugendmagazins „fluter“ der
Bundeszentrale für politische
Bildung/bpb stellt das Thema
„Bildung“ in den Mittelpunkt.
Jugendgerecht aufgemacht,
lenkt das Heft den Blick auf das
Bildungswesen in Deutschland
und anderswo.

Bezug: www.fluter.de/abo. 

Einen Einblick in die vielfältige
Praxis politischer Jugendbildung
geben drei von der GEMINI
(Gemeinsame Initiative der Trä-
ger politischer Jugendbildung
im Bundesausschuss Politische
Bildung) herausgegebene The-

menhefte. Das Heft „Demo-
kratie ist nie bequem, macht
aber richtig Spaß“ enthält
kurze Berichte über verschiede-
ne aktuelle Projekte der politi-
schen Jugendbildung, in denen
gezeigt wird, dass das Politische
in der Bewältigung persönlicher
Lebenssituationen, in jugend-
kulturellen Trends, im Sozial-
raum und im gesellschaftlichen
und politischen Engagement
steckt.
Im Heft mit dem Titel „Ich fand’s
Hammer“ werden Vorhaben der
politischen Jugendbildung prä-
sentiert, die sich an Jugendliche
richten, die sich in schwierigen
Lebenssituationen befinden. Hier
geht es der politischen Jugend-
bildung vor allem darum, den
Fragen der Jugendlichen Raum
zu geben und sie bei der Suche
nach Antworten, Urteilen und
Handlungsmöglichkeiten zu
unterstützen. 
Das Heft „Unter die Haut“ ent-
hält Beispiele politischer Jugend-
bildung, die das Thema Rechtsex-
tremismus als besondere Heraus-
forderung aufnehmen. Dabei
geht es z. B. um Aufklärung, um
die Auseinandersetzung mit den
Folgen von Menschenverachtung
und Diskriminierung oder um die
Unterstützung von Jugendlichen,
die sich für die Demokratie enga-
gieren und sich in phantasievol-
len Aktivitäten für Toleranz und
Vielfalt einsetzen.

Bezug: Die Hefte stehen im 
Internet als PDF-Download zur
Verfügung unter http://www.
bap-politischebildung.de/2012/06/
die-vielfalt-aktueller-praxis-politi-
scher-jugendbildung/. Gedruckte
Exemplare können in begrenzter
Anzahl in den Geschäftsstellen
der Mitgliedsverbände der GEMI-
NI oder bei der Evangelischen 
Trägergruppe für gesellschafts-
politische Jugendbildung, Au-
guststr. 80, 10117 Berlin, E-Mail:
office@politische-jugendbildung-
et.de bezogen werden.



Zeitschriften zur Jugendarbeit und Jugendbildung

Die bei Beltz-Juventa erscheinen-
de Zeitschrift Deutsche Jugend
hat ihre Ausgabe 7-8/2012 dem
Thema „Jugend und Politik“
gewidmet. Die Beiträge reichen
von den Lebenswelten Jugend-
licher und ihren Engagementfor-
men bis hin zur Deutungslogik

des „aktivierenden Sozialstaats“
und ihren Auswirkungen auf Ju-
gendliche. 

Bezug: Beltz Medien-Service 
bei Rhenus, 86895 Weinheim, 
E-Mail: bestellung@beltz.de, 
oder über den Buchhandel.

„Elternverantwortung und Er-
ziehungskompetenz“ lautet
das Thema von Ausgabe 3-2012
der Zeitschrift Kinder- und Ju-
gendschutz in Wissenschaft
und Praxis (KJug), die von der
Bundesarbeitsgemeinschaft
Kinder- und Jugendschutz
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Materialien zur Erwachsenen- und Weiterbildung

Unter dem Titel „Architektur
für Erwachsenenbildung“
wird in der Ausgabe III/2012 der
DIE Zeitschrift für Erwachse-
nenbildung die Frage nach dem
Zusammenhang zwischen Bil-
dung und Raum untersucht. Das
Heft wird vom Deutschen Institut
für Erwachsenenbildung – Leib-
niz-Zentrum für Lebenslanges
Lernen (DIE) herausgegeben.

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,
Internet: www.wbv.de, oder über
den Buchhandel. 

Der „Bildungs- und Kultur-
raum Europa“ steht im Fokus
der Ausgabe 2/2012 der Zeit-
schrift Forum Erwachsenenbil-
dung, die von der Deutschen
Evangelischen Arbeitsgemein-
schaft für Erwachsenenbil-
dung herausgegebenen wird.
Bezugnehmend auf das europäi-
sche Ereignis der Reformation
gehen die Beiträge auf die Ent-
wicklungen im Bildungsraum 
Europa ein.

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Biele-
feld, Internet: www.wbv.de,
oder über den Buchhandel. 

Die Ausgabe 16 des vom österrei-
chischen Bundesinstitut für Er-
wachsenenbildung in Koopera-
tion mit dem Institut EDUCON
herausgegebenen Magazin er-
wachsenenbildung.at stellt die
vielfältigen Zugänge des Bil-
dungskonzepts „Globales Ler-
nen“ vor und versucht sie für die
Erwachsenenbildung nutzbar zu
machen. 

Bezug: Magazin erwachsenenbil-
dung.at, p.a. Institut EDUCON,
Bürgergasse 8-10, A-8010 Graz,
Internet: www.erwachsenenbil-
dung.at/magazin 

Das Sozialpädagogische Fort-
bildungsinstitut Berlin-Bran-
denburg (SFBB) hat in Koopera-
tion mit der Bildungsinitiative
„Queerformat“ die Handrei-
chung „Gendersensibilität
weiter gedacht: Anregungen
für eine inklusive gendersen-
sible Didaktik in der Fort- und
Weiterbildung“ veröffentlicht.
Die Broschüre bietet Materialien,
Informationen und Anregungen
für Weiterbildner/-innen, die das
Thema „geschlechtliche und se-
xuelle Vielfalt“ bei der Planung
und Durchführung von Fortbil-
dungen mit Fachkräften der 

Kinder- und Jugendhilfe sowie
angrenzenden Disziplinen ein-
beziehen wollen. 

Bezug: Sozialpädagogisches Fort-
bildungsinstitut Berlin-Branden-
burg, Königstr. 36 B, 14109 Berlin,
E-Mail britta.scheidt@SFBB.Berlin-
Brandenburg.de. 

Das Deutsche Institut für Er-
wachsenenbildung – Leibniz-
Zentrum für Lebenslanges Lernen
(DIE) hat seinen Jahresbericht
2011 vorgelegt. Der Bericht zeigt
anschaulich und detailliert, was
das DIE im vergangenen Jahr ge-
leistet hat. Die dargestellten 
Aufgaben und Arbeiten des DIE
geben gleichzeitig einen Quer-
schnitt über Themen und Frage-
stellungen der Erwachsenenbil-
dung und dienen als Wegweiser
für die Weiterbildung in Deutsch-
land und im internationalen Kon-
text. 

Bezug: Der Jahresbericht steht 
auf der Website des Instituts 
zum Download bereit unter:
http://www.die-bonn.de/ 
institut/wir-ueber-uns/
jahresberichte.aspx.
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(BAJ) herausgegeben wird. Darin
geht es um die verschiedenen An-
forderungen und Erwartungen,
mit denen Eltern im Erziehungs-
alltag konfrontiert sind, und wie
Rechte und Pflichten der Eltern in
Deutschland geregelt sind. 

Bezug: Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz
(BAJ), Mühlendamm 3, 
10178 Berlin, Internet: 
www.bag-jugendschutz.de/kjug. 

Die Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugend-
schutz (BAJ) hat auch ein Dossier

zum Thema „Kinder suchtkran-
ker Eltern“ herausgegeben.
Darin wird die Situation von be-
troffenen Kindern und deren 
Eltern dargestellt, pädagogische
Empfehlungen werden gegeben
und rechtliche Aspekte darge-
stellt.

Bezug: Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz
(BAJ), Mühlendamm 3, 
10178 Berlin, E-Mail: material@
bag-jugendschutz.de. Im Internet
steht das Dossier zum Download
bereit unter: www.bag-jugend-
schutz.de/ publikationen_dossiers.
html. 

In seinem Juli-Heft 1/2012 stellt
das IJAB journal das Thema
„Lernen ohne Grenzen“ in den
Mittelpunkt. Darin geht es um
die politische Strategie der Mobi-
lität im Kontext der internationa-
len Jugendarbeit. Das Heft wird
von der IJAB-Fachstelle für Inter-
nationale Jugendarbeit der
Bundesrepublik Deutschland 
herausgegeben. 

Bezug: IJAB – Fachstelle für Inter-
nationale Jugendarbeit der
Bundesrepublik Deutschland e. V.,
Godesberger Allee 142-148, 
53175 Bonn, E-Mail: ijabjournal@
ijab.de, Internet: www.ijab.de.

„Aus Politik und Zeitgeschich-
te“ – die Beilage der Wochenzei-
tung Das Parlament – wird nun
auch im ePub-Format für mobi-
le elektronische Endgeräte an-
geboten. Damit können die 
Themenhefte auf allen E-Book-
Readern, Smartphones und 
Tablet-PCs gelesen werden. Das
ePub-Format ist „plattformneu-
tral“ und kann sowohl auf Apple-
wie auch auf Andoid-Geräten 
geöffnet und zur persönlichen 
Bibliothek hinzugefügt werden.
Wie die Print- und die PDF-Ver-
sion der Publikation ist auch die-
ses Angebot kostenfrei.

Im Internet unter:
www.bpb.de/apuz

Zugang zur Online-Datenbank
Erinnerungsorte für die Opfer
des Nationalsozialismus der
Bundeszentrale für politische
Bildung/bpb gibt es jetzt auch
über eine kostenlose App für
das iPhone. Die App umfasst
mehr als 200 Erinnerungsorte mit

Informationen über Gedenkstät-
ten, Museen, Dokumentations-
zentren, Mahnmalen sowie Bil-
dungsstätten und Initiativen, die
an Menschen erinnern, die unter
der nationalsozialistischen Ge-
waltherrschaft ermordet wurden
oder umgekommen sind. Das An-
gebot wird kontinuierlich ausge-
baut und soll in den nächsten
Monaten auch für Android ver-
fügbar sein.

Im Internet unter:
www.bpb.de/erinnerungsorte.

Im Projekt WissensWerte pro-
duziert der Verein e-politik.de
eine Reihe von animierten Kurz-
filmen zur politischen Bildung.
Mittlerweile hat e-politik.de den
zehnten Animationsclip dieser
Reihe veröffentlicht, der das The-
ma „Energiewende“ behan-
delt. Der knapp neunminütige
Film erklärt, was die Energiewen-
de bedeutet, was mit Erneuerba-
ren Energien und Energieeffi-
zienz gemeint ist und wo Vorteile

und Reibungspunkte bei dieser
Entwicklung liegen. 

Im Internet unter: http://www. 
e-politik.de/lesen/artikel/2012/
wissenswerte-energiewende/

Studierende der Hochschule
Darmstadt (h_da) haben ein 
E-Book zum Thema „Globales
Lernen digital“ veröffentlicht.
Die Veröffentlichung dokumen-
tiert die Ergebnisse einer gleich-
namigen Konferenz, die im Mai
2012 in Darmstadt stattfand. Das
Buch liefert aber auch zusätzliche
Informationen und ist somit auch
für Nicht-Teilnehmer interessant
und hilfreich, um sich dem The-
ma Globales Lernen und Social
Media anzunähern.

Im Internet unter: http://globales-
lernen-digital.de/ebook/

Das Deutsche Institut für Er-
wachsenenbildung – Leibniz-
Zentrum für Lebenslanges Lernen

Neues im Netz



(DIE) weitet den Open Access
für seine Publikationen noch
weiter aus. Neben originären On-
line-Publikationen und flächen-
deckend vom Markt genomme-
nen DIE-Publikationen werden
nun auch die im W. Bertelsmann
Verlag erscheinenden DIE-Buch-

reihen spätestens fünf Jahre nach
ihrer Erstveröffentlichung online
gestellt. Die an die Forschung
adressierten Beiträge in der Reihe
„Theorie und Praxis der Erwachse-
nenbildung“ werden bereits nach
drei Jahren für den offenen
Zugriff im Internet eingestellt.

Mittlerweile sind bereits 206 Zeit-
schriftenaufsätze und 66 Bücher
der Erscheinungsjahre 2003 bis
2008 freigeschaltet worden.

Im Internet unter: http://www.die-
bonn.de/weiterbildung/literatur-
recherche/Suchfunktion.aspx
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Fortbildung Klimapartner

Die Landesarbeitsgemein-
schaft AGENDA 21 NRW hat 
im Rahmen des Projekts Bildungs-
netzwerk Klimapartnerschaf-
ten eine Fortbildung für 
kommunale und zivilgesell-
schaftliche Akteure entwickelt,
die bereits bestehende Partner-
schaften mit Entwicklungs- und

Schwellenländern haben oder
Interesse daran haben, neue
Partnerschaften aufzubauen. In
dem Fortbildungsangebot sollen
sie zu Klimapartnern ausgebildet
werden. In insgesamt vier Modu-
len werden die klimarelevanten
Hintergründe des Projekts aufge-
zeigt und Handlungsmöglichkei-

ten für die angehenden Klima-
partner aufgezeigt. 

Weitere Informationen:
www.lag21.de. 

Zusammenstellung: Ivonne Meißner
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■ zur fachlichen und wissenschaft-
lichen Reflexion der Praxis politi-
scher Jugend- und Erwachsenen-
bildung beitragen und damit die
Professionalität pädagogischen
Handelns stärken, 

■ aktuelle und relevante Themen
aus Politik und Gesellschaft auf-
greifen und im Hinblick auf ihre
Behandlung in der politischen Bil-
dung aufbereiten,

■ Beispiele der Bildungsarbeit öf-
fentlich machen und ein Schau-
fenster des Arbeitsfeldes bieten,

■ theoretische und fachliche Diskus-
sionen in Beziehung setzen und
die Diskurse in der Profession und
den wissenschaftlichen Bezugs-
disziplinen jeweils miteinander
bekannt machen,

■ Methoden der politischen Bildung
vorstellen,

■ neue fachbezogene Publikationen
und Medienproduktionen präsen-
tieren und in ihrer Relevanz für
die Bildungsarbeit einschätzen,

■ über bildungs- und jugendpoliti-
sche Entwicklungen in Bund und
Ländern berichten,

■ Nachrichten aus dem AdB und an-
deren Fachverbänden verbreiten.
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